Praſiſhe Gefekfnmmlung 


Sabrgang 1924 | | | Nr. 30. 4 5 


(Nr. 12829) ee, EHEN die Kirchenverfaſſungen der evangeliſchen Landeskirchen. Vom 5 
April 19 8 


Der Landtag hat lee Geſetz beſchloſfen: 


: Artikel 1. 
(1) Nachdem die aus den Anlagen erſichtlichen Verfaſſungen 
a) der evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Anion, 
b) der evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannovers, 
e der evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Schleswig⸗Holſteins, 
a) der evangeliſchen Landeskirche in Heſſen⸗Caſſel, 
e) der evangeliſchen Landeskirche in Naſſau, 
1) der evangeliſch reformierten Landeskirche der Provinz Hannover, 
i 8) der evangeliſchen Landeskirche Frankfurt a. M. 
E von ihren verfaſſunggebenden Kirchenverſammlungen feſtgeſtellt und er laſſen find, werden die Staats⸗ 


geſetze, nach denen Anderungen früherer kirchengeſetzlicher Beſtimmungen einer ſtaatlichen Genehmigung 
bedürfen, aufgehoben. ER 


(e) Soweit dieſe Verfaſſungen die Vertretung und die Verwaltung des Vermögens und Rn 2 
Stener- und Umlagerecht 1 wird ihre Rechtsgültigkeit ſtaatlicherſeits anerkannt. 


Artikel 2. 


(i) Kirchliche Geſetze ſind vor der Verkündung dem für kirchliche eee ytänigen 
Miniſter zur Kenntnisnahme vorzulegen. Ri: 


(2) Dieſer kann innerhalb eines Monats nach der Vorlegung gegen das Geſetz Einſpruch erheben 3 
0 Der Einſpruch iſt nur aus dem Grunde zuläſſig, daß das kirchliche Sa 8 
a) mit einem Staatsgeſetz in Widerſpruch ſteht, oder 
b) zu ſeiner ine einer 1 an en a 


tretung oder zur Ausübung en Befugniſe er ga Organe 1 965 
abendert, a eine geordnete ee oder eine genügende Seen de 


nn | 

() Beſtreitet die Kirche, daß eine dieſer Vorausſetzungen vorliegt, fo entſcheidet auf Klage 
der oberſten kirchlichen Behörde im Verwaltungsſtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 

(5) Die Verkündung kirchlicher Geſetze iſt erſt zuläſſig, nachdem die Einſpruchsfriſt verſtrichen 
oder auf ihre Einhaltung durch den Miniſter verzichtet oder nachdem der Einſpruch im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zurückgewieſen iſt. ; 

Artikel 3. 

Auf Satzungen der Kirchengemeinden und kirchlichen Verbände findet Artikel 2 entſprechende 
Anwendung mit der Maßgabe, daß fie vor der Veröffentlichung der Staatsbehörde vorzulegen find. 


Artikel 4. \ 
Die Neubildung und die Veränderung von Kirchengemeinden und kirchlichen Verbänden 
bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung. 

Artikel 5. 
(1) Beſchlüſſe der kirchlichen Behörden in Vermögensauseinanderſetzungen in den Fällen des 
Artikels 4 bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung. se er 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zuſtellung des ftaatlich genehmigten Beſchluſſes ſteht den 

Beleiligten gegeneinander die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Oberverwaltungsgericht offen. 


Artikel 6. . ; 
() Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörde bei 
1. Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſt⸗ 
wert haben, 
2. Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe dienen, 
3. Anlegung oder Veränderung der Benutzung von Begräbnisplätzen einſchließlich der Ge⸗ 
bührenordnungen für ihre Benutzung, 
+ Sammlungen, wenn fie nicht im Zuſammenhange mit einer kirchlichen Veranſtaltung 
vorgenommen werden, | 
5, Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken. 
Ausgenommen ſind Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe, ſofern ſie im Geſamtbetrag im 
Laufe eines Jahres zehn vom Hundert der Solleinnahmen nicht überſteigen. 
(2) In jeder Landeskirche kann alljährlich eine Hausſammlung zum Beſten ihrer bedürftigen 
Gemeinden ohne beſondere Ermächtigung einer Staatsbehörde eingeſammelt werden. Die Zeit der 
Einſammlung muß dem Oberpräſidenten vorher angezeigt werden. 
(3) Die ſtaatlich genehmigten Gebühren unter Ziffer 3 unterliegen der Beitreibung im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren. N 
8 Artikel 7. f 
(1) Höhe und Verteilungsmaßſtab der kirchlichen Umlagen bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung. 
() Die ftantliche Mitwirkung im kirchlichen Steuerweſen erfolgt nach den bisherigen Vorſchriften. 
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Artikel 8. 
( Den Kirchengemeinden und kirchlichen Verbänden ſteht gegen die Beſchlüſſe der ihnen 
übergeordneten Organe wegen Verteilung der Beiträge zu den kirchlichen Umlagen ae eines 
Monats ſeit Zuſtellung des Beſchluſſes Beſchwerde an die Staatsbehörde zu. 


(2) Soweit in der kirchlichen Geſetzgebung ein kirchliches Rechtsmittelverfahren vorgeſehen iſt, 
beginnt die Friſt mit der Zuſtellung des das kirchliche Verfahren abſchließenden Beſchluſſes. 


Artikel 9. 
Kirchliche Geſetze, durch welche das Pfarr- oder Kirchenvermögen zu Abgaben herangezogen 
wird, bedürfen der Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz. 


f Artikel 10. 
Die Staatsbehörde iſt berechtigt: 
1. in die kirchliche Vermögensverwaltung Einſicht zu nehmen und Geſetzwidrigkeiten zu 
beanſtanden; 
2. nach Benehmen mit der oberſten kirchlichen Behörde 
a) zur Sicherung einer ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung die Einberufung der 
Gemeindekörperſchaften zu verlangen, falls fie von den zuſtändigen Kirchenbehörden 
verweigert wird, 

b) die Rechte der Organe der Kirchengemeinden und der kirchlichen Verbände auf 
vermögensrechtlichem Gebiete durch Bevollmächtigte auszuüben, wenn jene Organe 
nicht vorhanden ſind und ſolange die zuſtändige kirchliche Stelle von der Befugnis, 
Bevollmächtigte zu beſtellen, keinen Gebrauch macht. 


Artikel 11. 

() Weigern ſich die zuſtändigen Organe einer Kirchengemeinde oder eines kirchlichen Verbandes, 
geſetzliche Leiſtungen auf den Haushalt zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo kann die 
kirchliche Aufſichtsbehörde im Einvernehmen mit der Staatsbehörde die Eintragung der Leiſtungen 
in den Haushalt bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen treffen. 


(2) Macht die kirchliche Aufſichtsbehörde von ihrer Befugnis keinen Gebrauch, ſo kann die 
Staatsbehörde nach Benehmen mit der oberſten kirchlichen Behörde die erforderlichen Maßnahmen 
ſelbſt treffen. 

a Artikel 12. 

Beſtreiten die kirchlichen Organe die Geſetzwidrigkeit der beanſtandeten Poſten (Artikel 10 zu 1) 
oder die Verpflichtung zu den in den Haushalt eingetragenen Leiſtungen (Artikel 11), ſo entſcheidet 
auf Klage der kirchlichen Organe im Verwaltungsſtreitverfahren das Sena 


Artikel 13. en 
Die Beſtimmungen der Artikel 11 und 12 finden auf die Organe der Landeskirchen mit E 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Staatsbehörde zu den vorgeſehenen Maßnahmen“ 


befugt iſt. 


— 


40* 4 


— 


a 


Artitel 14. 
Im förmlichen Diſziplinarverfahren gegen Geiſtliche und Kirchenbeamte find 
1. die kirchlichen Diſziplinarbehörden berechtigt, Zeugen und Sachverſtändige zu vereidigen, 
2. die Amtsgerichte verpflichtet, dem Rechtshilfeerſuchen der kirchlichen Diſziplinarbehörden 
ſtattzugeben. 
Artikel 15. 
() Eine Vollſtreckung kirchlicher Diſziplinarentſcheidungen findet ſtaatlicherſeits nur dann ſtatt, 
wenn ſie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erklärt werden. 
(2) Geldſtrafen dürfen nur vollſtreckt werden in der Höhe, wie fie bei den Staatsbeamten 
zuläſſig iſt. 0 
Artikel 16. 
In Verfahren wegen Verletzung der Lehrverpflichtung findet eine ſtaatliche⸗ Mitwirkung 
nicht ſtatt. 5 
Ae 7. 
() Über die Anordnung von Neu- und Reparaturbauten bei Kirchen-, Pfarr- und Küſter⸗ 
gebäuden, wenn die Küſterei mit der Schule nicht verbunden ift, ſowie anderen der kirchlichen 
Baulaſt unterworfenen Baulichkeiten, über die öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen zur Aufbringung 


der Baukoſten ſowie über die Verteilung derſelben auf Kirchengemeinden, kirchliche Verbände und 


Drittverpflichtete beſchließt, ſofern Streit entſteht, auf Antrag vorläufig die Staatsbehörde. Auf 
Antrag iſt über die Notwendigkeit des Baues, die Zweckmäßigkeit und Art der Bauausführung 
vorab zu beſchließen. f a 

(2) Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Dieſelbe iſt, 
ſoweit der in Anſpruch Genommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung aus Gründen des öffentlichen 
Rechtes ſtatt ſeiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich gegen dieſen zu richten. 

() Auch im übrigen unterliegen Streitigkeiten der Beteiligten darüber, wem von ihnen die 
öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit zum Bau oder zur Unterhaltung eines der im Abſ. 1 bezeichneten 


Gebäude ganz oder teilweiſe obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 


() Die Klage iſt in den Fällen des zweiten Abſatzes innerhalb eines Monats anzubringen.“ 
Die zuſtändige Behörde kann zur Vervollſtändigung der Klage eine angemeſſene Nachfriſt gewähren. 
Durch den Ablauf dieſer Friſten wird jedoch die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Er- 
ſtattung des Geleiſteten gegen einen aus Gründen des öffentlichen Rechtes verpflichteten Dritten 
nicht ausgeſchloſſen. 

(5) Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Juſtanz der Bezirksausſchuß. 

(6) Auf den Beſchluß der Staatsbehörde findet § 53 des Geſetzes über die allgemeine Landes- 
verwaltung Anwendung. 

(7) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden bei der Beſchaffung und Inſtandſetzung von 
Zubehörſtücken entſprechende Anwendung. 

Artikel 18. 

(1) Unbeſchadet der Erhebung der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren nach Abſ. 2 des 
vorigen Artikels ſind Kirchengemeinden, kirchliche Verbände und Drittverpflichtete berechtigt, gegen 
den Beſchluß der Staatsbehörde, inſoweit über die Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit oder Art des 
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Baues oder der Bauausführung Feſtſetzungen getroffen ſind, innerhalb eines Monats Beſchwerde 
an die Aufſichtsbehörde einzulegen. . 8 \ 

(2) Iſt gleichzeitig oder ſpäter Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben, ſo kann das 
Oberverwaltungsgericht das Verfahren zeitweiſe einſtellen, bis die Entſcheidung über die Beſchwerde 
ergangen iſt. Die Staatsbehörde hat das Verwaltungsgericht von der Einlegung der Beſchwerde 
und von der darauf ergangenen Entſcheidung in Kenntnis zu ſetzen. 


Artikel 19. 
Unberührt bleiben die bisherigen ſtaatlichen Vorſchriften über 

1. die Rechtsverhältniſſe des Patrons, 5 a 

2. die Anordnung der Vollſtreckung der zur Aufrechterhaltung der äußeren kirchlichen 
Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften, 

3. die Beitreibung kirchlicher Abgaben, 

4. die Leitung der Kirchenbuchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur Beurkundung des 
Perſonenſtandes dienen, 

5. die Ausſtellung von Beſcheinigungen über das Vorhandenſein derjenigen Tatſachen, 

welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen, 

6. die Vorausſetzungen der Kirchenſteuerpflicht. 


Artikel 20. 

(1) Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen dieſelben in den allgemeinen 
Landesgeſetzen, den Provinzial⸗ oder Lokalgeſetzen begründet ſein, treten außer Kraft. Auch werden 
alle bisherigen Rechte zur Ernennung, Anſtellung, Berufung, Wahl oder Präſentation von Geiſt⸗ 
lichen und ſonſtigen Kirchenbeamten, ſoweit ſie nicht auf einem Patronatsrecht beruhen, als ſtaatliche 
Normen aufgehoben. Sind mit derartigen Rechten Laſten verbunden, ſo bedürfen die kirchlichen 
Vorſchriften über eine Aufhebung dieſer Rechte der Zuſtimmung der Staatsbehörde. 

e) Soweit in Staatsgeſetzen oder anderen ſtaatlichen Vorſchriften den Konſiſtorien oder dem 
Oberkirchenrate beſtimmte Befugniſſe übertragen ſind, treten an die Stelle der Konſiſtorien oder 
des Oberkirchenrats die in der kirchlichen Geſetzgebung vorgeſehenen Verwalkungsbehörden. 


Artikel 21. 

Das Staatsminiſterium beſtimmt die Behörden, die die obenbezeichneten Rechte des Staates 
auszuüben haben. Artikel 22 

5 Artikel 22. 

Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Miniſter wird mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 8. April 1924. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff, 
für den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Siegel) 


— b — 


Verfaſſungsurkunde ie 
für die Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Anion. 


Getreu dem Erbe der Väter ſteht die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen Preußens auf dem 
in der Heiligen Schrift gegebenen Evangelium von Jeſus Chriſtus, dem Sohne des lebendigen Gottes, dem 
für uns Gekreuzigten und Auferſtandenen, dem Herrn der Kirche, und erkennt die fortdauernde Geltung ihrer 
Bekenntniſſe an: des Apoſtoliſchen und der anderen altkirchlichen, ferner der Augsburgiſchen Konfeſſion, der 
Apologie, der Schmalkaldiſchen Artikel und des Kleinen und Großen Katechismus Luthers in den lutheriſchen 
Gemeinden, des Heidelberger Katechismus in den reformierten, ſowie der ſonſtigen Bekenntniſſe, wo ſolches in 
Kraft ſtehen. 

Das in dieſen Bekenntniſſen bezeugte Evangelium iſt die unantaſtbare Grundlage für die Lehre, Arbeit 
und Gemeinſchaft der Kirche. i 

Die Kirche führt hinfort die Bezeichnung 

5 a Euvangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union. i 

Für ihre äußere Ordnung gibt fie ſich nachſtehende Verfaſſung. Bekenntnisſtand und Union in der 
Kirche, den Kirchenprovinzen und Gemeinden werden dadurch nicht berührt. Demgemäß ſteht den Gemeinden 
und ihren Gliedern wie bisher neben der allgemeinen Bezeichnung „evangeliſch“ auch das Recht auf Gebrauch 
der beſonderen Bezeichnung „evangeliſch⸗lutheriſch“, „evangeliſch-reformiert“ oder „evangeliſch-uniert“ zu. 


Einleitende Beſtimmungen. 
Artikel 1. f 


Die Kirchengewalt ſteht ausſchließlich der Kirche zu. Die Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegen- 
heiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geſetzes. ü 


ER Artikel 2. AN j 

Die Kirche, ihre Provinzial- und Kreisfynodalverbände, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände find 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 

f Artikel 3. i 

(1) Die Kirche iſt Mitglied des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes und nimmt nach Maßgabe der 
Verfaſſung dieſes Bundes an deſſen Aufgaben tätigen Anteil. f ; rer 

(2) Sie tritt ferner ein für ein auf gegenfeitigem Vertrauen ruhendes Zuſammenwirken mit den Refor⸗ 
mationskirchen außerhalb Deutſchlands, inſonderheit denen deutſcher Zunge, und iſt bereit, ſich mit anderen 
Kirchengemeinſchaften über gemeinſame chriſtliche Aufgaben zu verſtändigen. 


Erſter Abſchnitt. 
Kirchengemeinden. 
Artikel 4. 
(1) Die Kirche baut ſich aus der Gemeinde auf. 


. (2) Die Kirche ſoll auf allen Stufen ihres Aufbaues der Gemeinde dienen und in dieſer lebendigen 
Kräfte des Glaubens, der Liebe und der Zucht zuſammenfaſſen. "Finn 
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(3) Die Kirchengemeinde hat als Gemeinſchaft des Gottesdienſtes, der Seelſorge und der Liebestätigkeit 
entſprechend dem reformatoriſchen Grundſatze vom allgemeinen Prieſtertume der Gläubigen den Beruf, evange⸗ 
liſchen Glauben und chriſtliches Leben zu wecken und zu pflegen. 

(4) Die Gemeinde hat an dem inneren und äußeren Aufbau der Kirche mitzuwirken und den Zuſammen⸗ 
hang mit ihr zu pflegen. i ö 

Artikel 5. 

(1) Die Gemeinden bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. 

(2) Über Neubildung, Veränderung, Aufhebung und Vereinigung von Gemeinden beſchließt nach An⸗ 
hörung der Beteiligten, wenn dieſe einverſtanden ſind, das Konſiſtorium, andernfalls der Provinzialkirchenrat. 

(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, über welche die Beteiligten ſich nicht einigen, ſo 
entſcheidet der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz. Dagegen ift innerhalb eines Monats Berufung an den 
Rechtsausſchuß der Kirche zuläſſig. 

Artikel 6. 

(1) Mitglied der Gemeinde iſt jeder Evangeliſche, welcher der Kirche angehört und innerhalb des Ge⸗ 
meindebezirkes (Kirchenſpiels) ſeinen Wohnſitz hat, wenn nicht durch Geſetz oder Verordnung ſeine Zugehörigkeit 
zu einer anderen Gemeinde begründet iſt. 

(2) Beim Wohnſitzwechſel eines Gemeindeglieds kann das Konſiſtorium in Ausnahmefällen den Ver⸗ 


bleib in der bisherigen Gemeinde zulaſſen. Nähere Beſtimmungen hierfür trifft bis zur Regelung durch 


Kirchengeſetz der Kirchenſenat. 


Artikel 7. 

(1) Die Gemeindeglieder haben Anteil an den kirchlichen Einrichtungen der Gemeinde und Anſpruch 
auf den Dienſt der Kirche. In ſprachlich gemiſchten Gebieten iſt der Darbietung des kirchlichen Dienſtes in 
der Mutterſprache der Gemeindeglieder befondere Fürſorge zuzuwenden. i 

(2) Die Gemeindeglieder ſollen einen chriſtlichen Lebenswandel führen, die Gnadenmittel der Kirche 
fleißig gebrauchen und zum Aufbau der Kirche und der Gemeinde nach beſtem Vermögen beitragen. Sie ſind 
verpflichtet, die Gemeindeämter, insbeſondere die eines Alteſten und Gemeindeverordneten, zu übernehmen und 
gewiſſenhaft zu führen, die Ordnungen der Kirche zu beobachten und die kirchlichen Abgaben zu entrichten. 


Artikel 8. 
(1) Die Gemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſt. 
2) Sie haben die kirchliche Verſorgung der Gemeindeglieder ſicherzuſtellen und hierfür die erforderlichen 
Mittel aufzubringen. 5 ’ 
Artifel:9. 
Für Anſtaltsgemeinden und für andere Gemeinden, deren Mitgliedſchaft an beſondere Vorausſetzungen 
geknüpft ift, werden etwa erforderliche Ordnungen bis zu anderer Regelung durch Kirchengeſetz vom Kirchen⸗ 
ſenat oder von den durch ihn dazu ermächtigten Stellen feſtgeſetzt. 


J. Gemeindekörperſchaften. 
. Artikel 10. 
‚Die Selbſtverwaltung der Gemeinde wird durch den Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) und die 
Gemeindevertretung ausgeübt. 1151 
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Artikel 11. 
(1) Mitglieder des Gemeindekirchenrats find 
J. die in einem dauernd errichteten Pfarramte. der Gemeinde feſt angeſtellten oder mit der Verwaltung 
eines ſolchen Amtes vorübergehend betrauten Geiſtlichen, 
2. die Alteſten (Presbyter). 
(2) Sind mehrere Gemeinden unter einem Pfarramte verbunden, jo iſt der Pfarrer Mitglied des Ge- 
meindekirchenrats jeder einzelnen. Iſt jedoch die pfarramtliche Verſorgung unter mehrere Geiſtliche verteilt, 
ſo gehört jeder Geiſtliche nur dem Gemeindekirchenrate der Gemeinde an, deren Verſorgung ihm obliegt. 


Artikel 12. 
Die Gemeindevertretung beſteht aus den Mitgliedern des Gemeindekirchenrats und den Gemeindeverordneten. 


Artikel 13. b 

(1) Zu den Sitzungen des Gemeindekirchenrats und der Gemeindevertretung find die Hilfsprediger der 
Gemeinde, ſoweit ſie den Körperſchaften nicht ohnehin angehören, mit beratender Stimme zuzuziehen. 

(2) Ebenſo ſind mit beratender Stimme die nach Artikel 54, 55 und 57 feſt angeſtellten Kirchengemeinde⸗ 
heamten, welche die kirchliche Wählbarkeit beſitzen und nicht bereits den Gemeindekörperſchaften als gewählte 
Mitglieder angehören, in den Angelegenheiten ihres Arbeitsgebiets hinzuzuziehen. Kommen für ein Arbeits⸗ 
gebiet mehrere Kirchengemeindebeamte in Betracht, fo haben fie für die gemeinſamen Fragen ihrer Arbeit 
einen Vertreter zu benennen. 


Artikel 14. a. 
Die Alteſten und Gemeindeverordneten werden durch allgemeine und geheime Wahl gewählt. 


i Artikel 15. f 

(1) Wahlberechtigt find alle konfüirmierten Gemeindeglieder, die am Wahltage mindeſtens 24 Jahre alt 
find, zu den kirchlichen Laſten, ſoweit fie dazu verpflichtet find, beitragen und wenigſtens 3 Monate in der- 
ſelben Gemeinde oder demſelben Parochialverbande (Stadtſynodalverbande) oder, falls mehrere Gemeinden 
am Orte ſind, an dieſem Orte wohnen. ö f 

(2) Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt, 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht, 

2. wer durch rechtskräftiges Urteil der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig erklärt iſt, 

3. wer durch Verächtlichmachung des göttlichen Wortes oder durch unehrbaren Lebenswandel ein 
öffentliches, noch nicht behobenes Argernis gegeben hat, N 

4. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes des 
Wahlrechts für verluſtig erklärt worden iſt. 

(3) Das Wahlrecht ruht bei denen, die trotz Aufforderung durch den Gemeindekirchenrat ihre kirchliche 
Trauung oder die Taufe oder die Konfirmation ihrer Kinder verweigern oder ihren Kindern die Erziehung 
im evangelifchen Bekenntniſſe vorenthalten. 

(4) Die Ausübung des Wahlrechts hat die Verſicherung des Wählers, ſein Wahlrecht im Sinne und 
Geiſte der evangeliſchen Kirche zu ihrem Wohle ausüben zu wollen, und die Eintragung in die Wählerliſte 
zur Vorausſetzung. N 

(5) Von dem Erforderniſſe der Konfirmation kann im Einzelfalle der Gemeindekirchenrat aus wichtigen 
Gründen befreien. : 
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Artikel 16. 

(i) Zu Gemeindeverordneten können alle zur Ausübung des Wahlrechts Befugten, zu Alteſten nur die 
gewählt werden, die das 30. Lebensjahr vollendet haben. Die Wahl iſt ohne Unterſchied des Standes auf 
Perſonen zu richten, die durch Betätigung ihrer Kirchenmitgliedſchaft, insbeſondere durch Teilnahme am 
gottesdienſtlichen Leben und an der kirchlichen Gemeindearbeit, das Vertrauen der Wähler in ihre Treue im 
Bekennen evangeliſchen Glaubens, ihre kirchliche Einſicht und Erfahrung gewonnen haben. 


(2) Ehegatten, Eltern und Kinder, Großeltern und Enkel dürfen nicht zu gleicher Zeit dem Gemeinde⸗ 
kirchenrat angehören. Werden ſie gleichzeitig gewählt, jo tritt nur der ältere in den Gemeindekirchenrat ein. 


Artikel 17, 


N 


Die näheren Vorſchriften über die Bildung der Gemeindekörperſchaften trifft ein Kirchengeſeh, das 


gleichzeitig mit dieſer Verfaſſung in Kraft tritt. 


Artikel 18. 
N (i) Die Gewählten können ihr Amt nur aus erheblichen Gründen ablehnen OB niederlegen. Ein 
erheblicher Grund liegt jedenfalls vor, wenn der Gewählte 


1. das 60. Lebensjahr vollendet hat, 

2. unmittelbar vor der Wahl 8 Jahre das Amt eines Alteſten bekleidet hat, 

3. durch Krankheit oder andere außerordentliche Schwierigkeiten an ſtändiger Ausübung ſeines 
Amtes verhindert iſt. 


5 Ob ein erheblicher Grund vorliegt, entſcheidet der Gereinbefiechenzt: Dagegen iſt binnen 2 Wochen 
Beſchwerde beim Kreisſynodalvorſtande zuläſſig. Dieſer entſcheidet endgültig. 
(3) Wer ohne erheblichen Grund eine Wahl ablehnt oder ſein Amt niederlegt, verliert das Wahlrecht. 
Es kann ihm auf feinen Antrag nach Anhörung des Gemeindekirchenrats durch den Kreisſynodalvorſtand 
wieder beigelegt werden. 
a Artikel 19. 
(1) Die Alteſten und Gemeindeverordneten werden in einem Hauptgottesdienſt in ihr Amt eingeführt. 
609 Sie haben dabei vor der Gemeinde das Amtsgelübde abzulegen, NEM fie auf die Frage des Vor⸗ 
ſitzenden der Gemeindekörperſchaften: 
„Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, das Euch befohlene Ant ſorgfältig und treu, dem 
Worte Gottes, den Ordnungen der Kirche und der Gemeinde gemäß zu verwalten und gewiſſen⸗ 
haft darauf zu achten, daß alles h und ehrlich in der Gemeinde zugehe?“ 
erklären: „Ich gelobe es vor Gott.“ 
(3) Die Verweigerung des Gelübdes zieht den Verluſt des Amtes nach a Erſt nach Ablegung des 
Gelübdes ſind die Gewählten zur Ausübung ihres Amtes befugt. 


Artikel 20. 
(1) Das Amt der Alteſten und Gemeindeverordneten dauert 4 Jahre. 
(2) Die Ausfcheidenden bleiben bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amte. Werden ſie wiederge⸗ 


wählt, fo werden fie unter Hinweis auf das früher geleiſtete Gelübde durch Handſchlag für die neue Amis 


zeit verpflichtet. 


Artikel 21. 


Die M uitgliedſchaft in den ee Rs) durch Verluſt der Wählbarkeit. Im Zweifel 
entſcheidet der Gemeindekirchenrat. Artikel 18 Abſ. 2 Satz 2 und 3 finden Anwendung. 


Geſetzſammlung 1924. (Nr. 12829.) ; 41 
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Artikel 22. 
(4) Die Gemeindekörperſchaften haben die Aufgabe, in Unterſtützung der pfarramtlichen Tätigkeit das 
kirchliche, fittliche und ſoziale Wohl der Gemeinde und ihrer Glieder zu fördern. 
(2) Sie haben insbeſondere : 

1. chriſtliche Geſinnung und Sitte durch eigenes Vorbild ſowie durch Anwendung aller geeigneten 
Mittel zu wecken und zu pflegen, 

2. auf die Heiligung der Sonn⸗ und Feiertage Bedacht zu nehmen, für die Einrichtung und Aus⸗ 
geſtaltung der Gottesdienſte zu ſorgen und die von ihren Mitgliedern in dieſen zu leiſtenden 
Dienſte zu regeln, 

3. für die chriſtliche Erziehung und Unterweiſung der Jugend und für die Intereſſen der Gemeinde 
in bezug auf die Schulen ihres Bereichs einzutreten, 

4. ſich der Armen, Kranken ſowie der Schutz- und Hilfsbedürftigen anzunehmen und die im Ge⸗ 
meindebezirke tätigen kirchlichen Vereine und Anſtalten zu fördern, f 

5. auf die Pflege der kirchlichen Kunſt, vor allem der geiſtlichen Muſik in Kirche und Haus, hin⸗ 
zuwirken. 


(3) Die Gemeindekörperſchaften haben Anregungen aus der Gemeinde entgegenzunehmen und ſorgfältig 
zu erwägen. Ein beſonderes Anliegen ſoll ihnen ſein, alle Schichten der Gemeindeglieder zur Teilnahme an 
den Gotkesdienſten und den Aufgaben der Gemeinde anzuregen und alle in der Gemeinde vorhandenen Gaben 
und Kräfte fruchtbar zu machen. 


(4) Zu dieſem Zwecke haben die Gemeindekörperſchaften alljährlich mindeſtens einmal die wahlberechtigten 
Gemeindemitglieder zu einer Gemeindeverſammlung zu berufen, in der ein Arbeitsbericht des Gemeindekirchen⸗ 
rats zur Beſprechung kommt und Wünſche geäußert oder Anregungen gegeben werden können. 


Artikel 23. 


i (1) Der Gemeindekirchenrat hat in der Selbſtverwaltung der Gemeinde die Leitung und iſt für ihre 
Ausübung ſowie für die Aufrechterhaltung der kirchlichen Ordnung verantwortlich. 
(2) Er hat insbeſondere 

1. die Beſchlüſſe der Gemeindevertretung vorzubereiten und auszuführen, . 

2. die Erledigung einer Pfarrſtelle dem Superintendenten anzuzeigen und bis zur vorläufigen Rege⸗ 
lung der Pfarrverwaltung die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung und Erhaltung des 
Pfarrvermögens zu treffen, 

3. die Wählerliſte zu führen und die Wahlen vorzubereiten, 5 

4. die Stellen von Kirchengemeindebeamten und Angeſtellten, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegen⸗ 
ſtehen, zu beſetzen, auch ihre Dienſtführung zu regeln und zu beaufſichtigen, und zwar wo 
beſondere Fachausbildung in Frage kommt, unter Zuziehung von Sachverſtändigen, f 

5. Hilfskräfte aus der Gemeinde für die Pflege des kirchlichen Gemeindelebens zu gewinnen, 

das Kirchenvermögen einſchließlich der kirchlichen Stiftungen in der Gemeinde, die nicht ſatzungs— 
gemäß eigene Vorſtände haben, nach einer vom Kirchenſenat zu erlaſſenden Verwaltungsordnung 
zu 1 ebenſo das Pfründenvermögen, ſoweit nicht das Recht der jeweiligen Inhaber 
entgegenſteht, 
7. Kirchenkollekten für die Bedürfniffe der Gemeinde in den Grenzen eines vom Kirchenſenat auf⸗ 
) zuftellenden Planes zu veranftalten, 
8. die Gemeinde gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 


er 
S 


Artikel 24. 
(1) Der Gemeindekirchenrat hat die für eine geordnete Seelſorge erforderlichen Maßnahmen zu treffen 


ſowie bei Übung der Kirchenzucht und bei Aufnahme oder Wiederaufnahme in die Gemeinde mitzuwirken, 
ſoweit es die kirchliche Ordnung vorſieht. i 


TV 


(2) Der Gemeindekirchenrat ſoll dem Pfarrer bei der Führung des geiſtlichen Amtes nach Kräften 
behilflich fein und ihn gegen ungerechtfertigte Angriffe in Schutz nehmen. Er hat das Recht und die 
Pflicht, dem Pfarrer Wünſche aus der Gemeinde für ſeine geiſtliche Amtsführung zu übermitteln. Er ſoll 
etwaige Verſtöße der Geiſtlichen und der übrigen Mitglieder der Gemeindekörperſchaften in ſeinem Schoße 
zur Sprache bringen; bedarf es weiterer Veranlaſſung, fo hat er lediglich der zuſtändigen Stelle Anzeige zu 
machen. ö 


f Artikel 25. 8 
(1) Der Zuſtimmung des Gemeindekirchenrats bedarf der Pfarrer zur Abänderung der üblichen Zeit 
der öffentlichen Gottesdienſte. Dasſelbe gilt von dauernder Vermehrung oder Verminderung der regelmäßigen 
Gottesdienſte in dieſem Falle iſt auch die Genehmigung des Konſiſtoriums erforderlich. 8 
(2) Der Gemeindekirchenrat entſcheidet über die Einräumung der kirchlichen Gebäude zu gottesdienſt⸗ 
lichen Handlungen evangeliſcher Vereinigungen ſowie zu einzelnen nichtgottesdienſtlichen Veranſtaltungen, die 
der Beſtimmung der Gebäude nicht widerſprechen. 


R ; Artikel 26. 5 
) Die Gemeindevertretung hat die Rechte der Gemeinde bei Beſetzung von Pfarrſtellen wahrzunehmen. 
(82) Sie hat die Haushaltspläne für die kirchlichen Kaſſen feſtzuſtellen und die Jahresabrechnungen ab⸗ 
zunehmen. Haushaltspläne und Jahresrechnungen find mit einer Ausfertigung des Beſchluſſes der Gemeinde⸗ 
vertretung 2 Wochen zur Einſicht der Gemeindeglieder auszulegen. 

(643) Sie hat zu beſchließen über 155 
J. Aufſtellung von Gemeindeſatzungen, 
2. Ausſchreibung von Gemeindeumlagen und Erhebung von Kirchenſteuern nach Maßgabe der all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen, 
3. Einführung oder Veränderung von Gebührenordnungen, 
4, Anſtellung gerichtlicher Klagen, ſoweit fie nicht durch Geſetz der ſelbſtändigen Entſchließung des 
Gemeindekirchenrats überlaſſen iſt, 
5. Verzicht auf Rechte der Gemeinde und Abſchluß von Vergleichen, 
6. eh des Kirchenvermögens in den durch Geſetz oder Verordnung vorgeſchriebenen 
ällen. 


11 


Artikel 27. 
(1) Die Gemeindevertretung beſchließt über die ihr vom Gemeindekirchenrat zur Beratung vorgelegten 
Gegenſtände; ihre Beſchlüſſe ſind für den Gemeindekirchenrat bindend. 
(2) Die Gemeindevertretung kann Anträge an den Gemeindekirchenrat ſtellen und über ihre Erledigung 
Auskunft fordern. 
(3) Auf ihr Verlangen iſt ihr über einen Gegenſtand, der zu ihrer Zuſtändigkeit gehört, eine Vorlage 
zu machen. i 
ur is Mae Artikel 28. 
(i) Den Vorſitz in den Gemeindekörperſchaften führt der Pfarrer. 
ER (2) Iſt die Pfarrſtelle erledigt, ſo kann das Konſiſtorium den Pfarramtsverweſer mit dem Vorſitze 
etrauen. : 


(3) In Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen wechſeln die Pfarrer in der Reihenfolge ihres kirchlichen 
Dienſtalters von 4 zu 4 Jahren im Vorſitze. Der Wechſel tritt jeweils nach der Neuwahl der Körperſchaften 
a des folgenden Nechnungsjahrs ein. Verzicht auf den Vorſitz iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums 
zuläſſig. 2 Kr 

41* 
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Artikel 29. 

(1) Die Gemeindevertretung wählt einen Alteſten als ſtellvertretenden Vorſitzenden. 

(2) In Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen kommt die Vertretung im Vorſitz in erſter Linie dem je⸗ 
weiligen nächſten Vorgänger im Vorſitz und in Ermangelung eines ſolchen dem nächſten zum Vorſitze Be⸗ 
rufenen zu. i 

Artikel 30. 

(1) Die Gemeindekörperſchaften werden nach Bedarf, der Gemeindekirchenrat in der Regel jeden Monat 
vom Vorſitzenden einberufen. Die Einberufung muß erfolgen, wenn ein Drittel der Mitglieder oder das 
Konſiſtorium es verlangt. 8 

(2) Die Einladung zu den Sitzungen der Gemeindevertretung hat die Hauptgegenſtände der Verhand⸗ 

lung anzugeben. Zwiſchen Einladung und Sitzung ſoll eine Friſt liegen, deren regelmäßige Dauer entſprechend 
den örtlichen Verhältniſſen von den Körperſchaften feſtzuſetzen iſt. 


Artikel 31. 
(1) Die Verhandlungen der Gemeindekörperſchaften werden von dem Vorſitzenden geleitet. Er hand— 
habt die äußere Ordnung. 
i (2) Die Sitzungen werden mit Gebet eröffnet. Sie find nicht öffentlich, wenn die Öffentlichkeit nicht 
vom Geſetze vorgeſchrieben oder von den Körperſchaften beſchloſſen wird. 
(3) Die Beſchlüſſe ſind in einem Verhandlungsbuch aufzuzeichnen. Die Niederſchrift iſt nach Vorleſung 
und Genehmigung von dem Vorſitzenden und mindeſtens einem Mitgliede der Verſammlung zu unterſchreiben. 
| (4) Der Generalfuperintendent, der Superintendent und die von den Behörden oder Synoden ent- 
ſandten Vertreter können an den Sitzungen der Gemeindekörperſchaften teilnehmen, jederzeit das Wort er⸗ 
greifen und Anträge ſtellen. Hat 105 f art 
Artikel 32. 
) Die Gemeindekörperſchaften find beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte des ordentlichen Mit- 
gliederbeſtandes anweſend iſt. 
(2) In ländlichen Gemeinden von größerer Ausdehnung, oder wo es ſonſt die Verhältniſſe notwendig 
machen, kann durch Gemeindeſatzung beſtimmt werden, daß für die Beſchlußfähigkeit der Gemeindevertretung 
die Anweſenheit von mehr als einem Drittel der Mitglieder genügt. 
(3) Iſt eine Sitzung der Gemeindevertretung nicht beſchlußfähig, ſo iſt dies feſtzuſtellen und ſodann zur 
Erledigung der Tagesordnung eine zweite Verſammlung der Gemeindevertretung einzuberufen. Dieſe iſt ohne 
Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig; in der Einladung iſt darauf hinzuweiſen. 


Artikel 33. 5 Fa 
(J) Beſchlüſſe der Gemeindekörperſchaften werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt 
der Vorſitzende den Ausſchlag; bei Wahlen entſcheidet das Los. Bei Bildung von Ausſchüſſen gilt als gewählt, 
wer die meiſten Stimmen erhalten hat. Weitere Ausnahmen von Satz 1 kann das Geſetz vorſchreiben. 
(2) Wer an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich beteiligt iſt, ſtimmt nicht mit; er darf nur 
mit ausdrücklicher Genehmigung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend ſein und hat ſich vor der 
Abſtimmung zu entfernen. Die Beachtung dieſer Vorſchrift iſt in der Verhandlungsniederſchrift ſeſtzuſtellen. 


Artikel 34. 
(1) Der Vorſitzende trifft die geſchäftlichen Maßnahmen zur Ausführung der Beſchlüſſe der Gemeinde⸗ 
körperſchaften. Er führt den Schriftwechſel. 
90 In eiligen Fällen hat er bis zum Zuſammentritte der Körperſchaften einſtweilen das Erforderliche 
anzuordnen. a. 5 
(3) Die Kirchengemeindebeamten haben feinen Weiſungen Folge zu leiten. 


el 


Artikel 35. 

(1) Beſchlüſſe der Gemeindekörperſchaften werden durch Auszüge aus dem Verhandlungsbuche bekundet, 
die der Vorſitzende beglaubigt. 

(2) Urkunden, welche die Gemeinden Dritten gegenüber verpflichten ſollen, und Vollmachten ſind namens 
der Gemeinde von dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats oder ſeinem Stellvertreter und zwei Alteſten 
unter Beidrückung des Gemeindeſiegels zu vollziehen; dadurch wird Dritten gegenüber die Geſetzmäßigkeit der 
Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 5 f 

Artikel 36. 

(1) Den Alteſten ſoll zur perſönlichen Mitarbeit in der Selbſtverwaltung der Gemeinde in weiteſtem 
Umfange Gelegenheit geboten werden. 

(2) Für beſtimmte weltliche Angelegenheiten kann der Vorſitzende die Geſchäftsführung im Gemeinde⸗ 
kirchenrate mit deſſen Zuſtimmung dem zum ſtellvertretenden Vorſitzenden gewählten oder einem andern Alteſten 
überlaſſen. Dasſelbe iſt in der Gemeindevertretung mit ihrer Zuſtimmung zuläſſig. 

(3) Der Gemeindekirchenrat kann einen Kirchmeiſter wählen. Dem Kirchmeiſter liegt die Sorge für 
das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen der Gemeinde ob, in der Regel auch die beſondere Aufſicht über die kirch⸗ 
lichen Liegenſchaften. Die Tätigkeit des Kirchmeiſters iſt ehrenamtlich; mit ihr verbundene Ausgaben werden 
vergütet. 


en Artikel 37. 

(1) Die Gemeindekörperſchaften können aus ihrer Mitte Ausſchüſſe zur Vorbereitung und Ausführung 
von Beſchlüſſen bilden. Die Ausſchüſſe können Sachverſtändige mit beratender Stimme zuziehen. 

(2) Daneben find, wenn es die Verhältniſſe geſtatten, Gemeindeausſchüſſe für beſondere Aufgaben und 
Fragen des kirchlichen Lebens, namentlich für freie Liebestätigkeit und Wohlfahrtspflege, für die kirchliche 
Mitarbeit der Frauen und der Jugendlichen ſowie für Jugendpflege einzuſetzen; in allen Fällen, in denen 
ein Bedürfnis vorliegt, ſollen ſoziale Ausſchüſſe gebildet werden. Die Ausſchüſſe beſtehen aus Mitgliedern 
des Gemeindekirchenrats und Gemeindeverordneten, die von der Gemeindevertretung gewählt werden; andere 
Gemeindeglieder können wegen ihrer Sachkunde und Erfahrung vom Gemeindekirchenrat in dieſe Ausſchüſſe 
berufen werden. £ 
; (3) Der Vorſitzende des Gemeindekirchenrats iſt jederzeit berechtigt, den Vorſitz in den Ausſchüſſen zu 
übernehmen oder ihren Verhandlungen beizuwohnen. f 

(a) Die Ausſchüſſe find den Gemeindekörperſchaften verantwortlich und zu regelmäßiger Berichterſtattung 
verpflichtet. Zu Beſchlüſſen, die der Gemeinde Verpflichtungen auferlegen, ſind ſie nicht befugt. 

(5) In Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen können Ausſchüſſe gemäß Abſ. 2 auch für die einzelnen 
Seelſorgebezirke gebildet werden, 
Artikel 38. 

5 (1) Alteſten Gemeindeverordneten kann der Kreisſynodalvorſtand wegen Pflichtverſäumnis oder unwürdigen 
Verhaltens eine Mahnung oder einen Verweis erteilen; bei grober Pflichtwidrigkeit kann er ihre Entlaſſung 
beſchließen. Er hat zuvor den Gemeindekirchenrat und das betroffene Mitglied zu hören. 

„) Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde beim Rechtsausſchuſſe der Kirchenprovinz 
zuläſſig. Dieſer entſcheidet endgültig. N i 

() Wer wegen Pllichtwidrigkeit entlaſſen wird, verliert die Wählbarkeit. Sie kann ihm auf Antrag 
vom Gemeindekirchenrate wieder beigelegt werden, wenn der Kreisſynodalvorſtand zustimmt. i 


f Artikel 39. 

(.) Wenn eine Gemeindekörperſchaft beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten vernachläſſigt oder ver⸗ 
weigert, ſo kann der Provinzialkirchenrat nach Anhörung des Kreisſynodalvorſtandes die Gemeindekörperſchaft 
auflöſen und den Schuldigen die Wählbarkeit auf beſtimmte Zeit entziehen. Mit der Neubildung kann in 
dieſem Falle ein anderer Gemeindekirchenrat oder ein beſonderer Bevollmächtigter betraut werden, 
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(2) Bis zur Neubildung werden die Rechte der aufgelöſten Gemeindevertretung durch den Gemeinde 
kirchenrat, die Rechte des aufgelöſten Gemeindekirchenrats durch einen oder mehrere vom Kreisſynodalvorſtande 
zu beſtellende Bevollmächtigte ausgeübt. Zum Bevollmächtigten kann auch ein anderer Gemeindekirchenrat 
beſtellt werden. Die Koſten fallen der Gemeinde zur Laſt. 


(3) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden in neugebildeten Gemeinden bis zur erſtmaligen Wahl der 
Gemeindekörperſchaften entſprechende Anwendung. Dasſelbe gilt, wenn eine Gemeindekörperſchaft wegen un⸗ 
genügender Mitgliederzahl beſchlußunfähig wird oder ihre Wahl nicht zuſtande kommt. 


Artikel 40. 
(1) In Gemeinden von größerer Ausdehnung oder größerer Seelenzahl können durch Gemeindeſatzung 
Gemeindebezirke eingerichtet und Bezirksvorſtände gebildet werden. Ihre Aufgaben beſtimmt die Satzung. 


(2) Der Bezirksvorſtand beſteht aus den Pfarrern des Bezirkes, von denen einer den Vorſitz führt, und 
aus einigen Alteſten und Gemeindeverordneten als Mitgliedern. In den Vorſtand können auch ſonſtige kirchlich 
bewährte Gemeindeglieder aus dem Bezirk aufgenommen werden. 


Artikel 41. 


(1) Sind mehrere Gemeinden unter einem Pfarramte verbunden, fo treten die Gemeindekirchenräte und 
wertretungen in den gemeinſamen Angelegenheiten des Pfarrſprengels zu je einer gemeinſamen beratenden und 
beſchließenden Körperſchaft zuſammen. Artikel 30 bis 35 gelten ſinngemäß. 


(2) Die Körperſchaften benachbarter Gemeinden können mit Zuſtimmung des Konſiſtoriums für gemein- 
ſame Angelegenheiten und Einrichtungen zu einer gemeinſamen beratenden und beſchließenden Körperſchaft 
zuſammentreten, auch wenn die Gemeinden nicht unter einem Pfarramte verbunden find. Das Konſiſtorium 
kaun den Zuſammentritt anordnen. Verfaſſungsmäßige Aufgaben der einzelnen Gemeinden können gegen deren 
Willen von den vereinigten Körperſchaften nur mit Zuſtimmung der Provinzialſynode übernommen werden. 


i (3) Durch Kreisſatzung kann nach Anhörung der Beteiligten beſtimmt werden, daß die gemeinſamen 
alder den aus Abgeordneten der Gemeindekirchenräte und vertretungen der einzelnen Gemeinden ge⸗ 
bildet werden. 


) Der Vorſitz kommt dem dienſtälteſten Vorſitzenden zu, ſofern nicht durch Kreisſatzung anderes ber 
ſtimmt wird. 


II. Pfarramt. 
Artikel 42. 
(4) Der berufsmäßige Dienft am Wort und Sakrament und damit die geiſtliche Führung der Gemeinde 


1 Pfarrer als dem Träger des geiſtlichen Amtes zu. Er wird namens der Kirche zu ſeinem Dienſte 
berufen. 


(2) Die Kirche erwartet von ihm, daß er das Wort Gottes, wie es in der Heiligen Schrift des Alten 
und Neuen Teſtaments verfaßt iſt, nach dem Bekenntniſſe der Kirche und dem Bekenntnisſtande ſeiner Gemeinde 
verkündigt, die Sakramente nach der! Ordnung der Kirche verwaltet, der Gemeinde mit einem chriſtlichen 
Lebenswandel voranleuchtet und überall den Ernſt und die Würde ſeines Amtes wahrt. 


) Seine Amtspflichten beſtehen in der Leitung des öffentlichen Gottesdienſtes nach der Ordnung der 
Kirche, in den geiſtlichen Amtshandlungen, der Seelforge, dem Konfirmandenunterricht und der chriſtlichen 
Unterweiſung und Pflege der Jugend. Er ſoll ſich die Teilnahme an der chriſtlichen Liebestätigkeit und der 
ſozialen Arbeit angelegen ſein laſſen. 5 


(4) Der Pfarrer iſt in feiner geiſtlichen Amtsführung unbeſchadet der allgemeinen kirchlichen Ordnungen 
und der Befugniſſe des Gemeindekircheurats ſelbſtändig. 


an 
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(1) In Gemeinden mit mehreren Pfarrern wird das Pfarramt gemeinſam verwaltet. Die Vertretung 
und geſchäftliche Leitung liegt in der Hand des Vorſitzenden der Gemeindekörperſchaften. 

(2) Jedem in der Gemeinde feſt angeſtellten Pfarrer iſt ein beſtimmter Teil des Kirchſpiels als von 
ihm ſelbſtändig zu verwaltender Seelſorgebezirk und in der Regel gleicher Anteil an der Leitung der Gottes⸗ 
dienſte zuzuweiſen, ſofern ihm nicht ein beſonderes Arbeitsgebiet übertragen iſt. Das Nähere regelt eine 
Pfarrdienſtordnung, die vom Gemeindekirchenrat aufgeſtellt wird und der Genehmigung des Konſiſtoriums, 
bedarf. 


Artikel 44. 
(1) Ein Rangunterſchied im Amte beſteht unter den Pfarrern nicht. 


K ͤ VT 


(2) Beſondere Amtsbezeichnungen werden aufgehoben; doch bleiben die Rechte der jetzigen Amtsträger r 


beſtehen. Der Provinzialkirchenrat kann für einzelne Fälle aus allgemeinen kirchlichen Gründen eine abweichende 
Regelung treffen; dieſe bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats. - 


Artikel 45. 
Das Pfarrbeſetzungsrecht, die Rechte und Pflichten der Pfarrer und die Vertretung des Pfarrerſtandes 
werden durch Kirchengeſetz geregelt. 
Artikel 46. : i 
(1) Über die Errichtung neuer Pfarrſtellen ſowie über die dauernde Verbindung und die Aufhebung 


beſtehender Pfarrſtellen beſchließt nach Anhörung der Körperſchaften der beteiligten Gemeinde und des Kreis 


ſynodalvorſtandes, wenn diefe einverſtanden find, das Konfiftorium, andernfalls der Provinzialkirchenrat. 

(2) Aus finanziellen Gründen kann der Kirchenfenat die Verbindung oder Aufhebung beſtehender Pfarr⸗ 
ſtellen nach Anhörung der Beteiligten beſchließen und gegen die Errichtung neuer Pfarrſtellen Widerſpruch 
erheben. 5 
| Artikel 47. 

(1) Geiftliche können auch ohne Berufung zu einem Gemeindepfarramt als Pfarrer einer Kirchenprovinz 
oder eines Kirchenkreiſes angeſtellt werden; insbeſondere können Geiſtliche zur Erfüllung der öffentlichen 
Miſſion der Kirche, für die foziale Aufgabe und zur Jugendpflege angeſtellt werden. f ö 
2) Die Anſtellung erfolgt auf Grund eines Beſchluſſes der zuſtändigen kirchlichen Körperſchaft (Pro. 
vinzial,, Kreisſynode). Der Beſchluß hat über den Wirkungskreis und die Bereitſtellung der Mittel Beſtimmung 
zu treffen. Artikel 46 Abſ. 2 findet Anwendung. 5 f 

(3) Auf Grund eines Beſchluſſes der Generalſynode können Geiſtliche in der im Abf. 1 bezeichneten 
Form auch als Pfarrer der Kirche angeſtellt werden. BEER 


Artikel 48. 

Die Gemeindeglieder haben ſich wegen der Vollziehung von Amtshandlungen an den Pfarrer ihrer 
Gemeinde zu wenden. In Gemeinden mit mehreren Seelſorgebezirken ſollen ſie ſich in erſter Linſe an den 
Pfarrer ihres Bezirkes halten. x 
Arkikel 49. ö ER 

()) Jedes Gemeindeglied hat das Recht, für Amtshandlungen einen andern als den zuſtändigen Geiftlichen 

zu wählen. Bei der Taufe, der Konfirmation und der Vorbereitung dazu, bei Trauungen und Beerdigungen 
bedarf es hierzu vorheriger mündlicher oder ſchriftlicher Abmeldung bei dem zuſtändigen Pfarrer. Dieſer hat 
eine Beſcheinigung der Abmeldung unverzüglich und unentgeltlich zu erteilen, wenn die Amtshandlung an ſich 
kirchenordnungsmäßig zuläſſig iſt und der erwählte Geiſtliche in einem anderen Amte der Kirche feſt angeftellt 
it; andernfalls iſt die Erteilung dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Pfarres anheimgeftellt; verſagt er fie, fo 
kann das Konſiſtorſum angerufen werden. Die Pflicht zur Entrichtung der Stolgebühren bleibt unberührt. 
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(2) Der erwählte Geiſtliche darf die Amtshandlung nur vornehmen, wenn der Abmeldeſchein erteilt iſt. 
Jeder Geiſtliche iſt zun Vornahme einer Amtshandlung berechtigt und verpflichtet, wenn ein Notfall vorliegt. 
(3) Der erwählte Geiſtliche hat dem zuſtändigen Pfarrer die vollzogene Amtshandlung unverzüglich au⸗ 
zuzeigen und die erforderlichen Angaben für das Kirchenbuch zu machen. ; 
(4) Erleichterungen können für Ortſchaften mit mehreren Kirchſpielen und für den Bereich eines Parochial⸗ 
verbandes von den beteiligten Gemeindekirchenräten vereinbart werden. 


Artikel 50. 
Will ein Gemeindeglied einen anderen als den zuſtändigen Geiſtlichen allgemein in Anſpruch nehmen, 
jo bedarf es der Erlaubnis des Superintendenten. Sie iſt zu erteilen, wenn wichtige Gründe vorliegen. 
Gegen die Entſcheidung iſt Beſchwerde beim Konſiſtorium zuläſſig. 


i Artikel 51. 

Für die Amtshandlung eines nach Artikel 49 oder Artikel 50 erwählten Geiſtlichen ſteht der her⸗ 
kömmliche und ortsübliche Gebrauch der kirchlichen Einrichtungen unbeſchadet der kirchlichen Ordnung der 
Gemeinde frei, ſofern Gewähr dafür geboten wird, daß die Würde des kirchlichen Gebäudes gewahrt und 
die kirchlichen Vorſchriften innegehalten werden. 


Artikel 52. 
(1) Die Veranſtaltung einzelner beſonderer kirchlicher Gottesdienſte und Abendmahlsfeiern durch Geiſtliche 
der Kirche, die kein Pfarramt in der Gemeinde bekleiden, iſt dem zuſtändigen Pfarrer vorher anzuzeigen; 
dasſelbe gilt, wenn die Veranſtaltung durch kirchenbehördlich zugelaſſene Perſonen erfolgen ſoll. In beiden 


Jällen unterſteht die Veranſtaltung der kirchlichen Aufficht. 


(2) Werden die kirchlichen Gebäude und die dazugehörigen Einrichtungen begehrt, ſo entſcheidet der 
Gemeindekirchenrat gemäß Artikel 25 Abf. 2. 


Artikel 53. 


Beſtimmungen zum Schutze von Minderheiten trifft ein beſonderes Kirchengeſetz. Bis zum Erlaß eines 
ſolchen Geſetzes kann der Kirchenſenat vorläufige Anordnungen treffen, falls ſich dazu ein Bedürfnis herausſtellt. 


III. Kirchengemeindebeamte. 
Artikel 54. 

Die Ausübung und Pflege der Kirchenmuſik in der Gemeinde liegt berufsmäßig den Organiſten und 
Kircheuchorleitern ob. Dieſe find als Beamte im Haupt- oder Nebenamt, in beſonderen Fällen im Vertrags⸗ 
verhältnis, anzuſtellen. Ihre Dienſtordnung bedarf der Genehmigung des Konſiſtoriums. In ihrer muſikaliſchen 
Tätigkeit ſind ſie unbeſchadet der kirchlichen Ordnungen, der Befugniſſe des Gemeindekirchenrats und der 
Rechte des Pfarramts ſelbſtändig. 

ö Artikel 55. 

Zum inneren und äußeren Aufbau des Gemeindelebens haben die Gemeinden nach Bedürfnis berufs- 

mäßige Kräfte mit kirchlich geordneter Vorbildung wie Gemeindediakonen, Diakoniſſen und andere, beſonders 


auch theologiſch gebildete Frauen, als Beamte im Haupt- oder Nebenamt oder im Vertragsverhältnis anzu⸗ 
ſtellen. Artikel 54 Satz 3 findet Anwendung. 


Artikel 56. 
(1) Wenn in einer Gemeinde die Auſtellung ausreichender pfarramtlicher Kräfte nicht möglich iſt, können 
die im Artikel 55 aufgeführten Gemeindebeamten, die nach kirchlicher Ordnung dazu befugt ſind, nach Maßgabe 
eines Kirchengeſetzes' mit pfarramtlichen Geſchäften unter verantwortlicher Leitung des Pfarrers betraut werden. 
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(2) Befähigte und bewährte Gemeindeglieder können durch Kirchengeſetz zur Woctvertinbigumg zuge⸗ 
laſſen werden. f 

(3) Bis zum Erlaſſe der im Abſ. 1 und 2 vorgeſehenen Kirchengeſetze trifft der Kirchenſenat die näheren 
Beſtimmungen. 

Artikel 57. 

(1) Für die laufenden Verwaltungsgeſchäfte, insbeſondere die Vermögens-, Kaffen- und Friedhofsverwaltung, 
haben die Gemeinden nach Bedürfnis beſoldete Kräfte im Beamten⸗ oder Angeſtelltenverhältnis haupt⸗ oder 
nebenamtlich heranzuziehen. Mitglieder des Gemeindekirchenrats dürfen in dieſer Weiſe mit Verwaltungs⸗ 
geſchäften nur mit Genehmigung des Kreisſynodalvorſtandes betraut werden. 

(2) In größeren Gemeinden können beſtimmte Verwaltungsgeſchäfte unbeſchadet der Rechte und Pflichten 
des Gemeindekirchenrats und des Kirchmeiſters durch Gemeindefagung einem Gemeindeamt übertragen werden. 


Artikel 58. 


Für die äußere Vorbereitung und Bedienung der Gottesdienſte und der e Amtshandlungen 
haben die Gemeinden gemäß Artikel 57 Abſ. 1 Satz 1 zu ſorgen. 


Artikel 59. 
Für die Vorbildung und Eignung, die Rechte und Pflichten der Kirchengemeindebeamten und deren 


Vertretung werden bis zur Regelung durch die kirchliche Geſetzgebung vom Kirchenſenat oder den von ihm 


dazu ermächtigten Stellen allgemeine Grundſätze aufgeſtellt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Kirchenkreiſe. 
Artikel 60. 

(1) Die Kirchenkreiſe ſetzen ſich aus Gemeinden zuſammen. 

(2) Die Kirchenkreiſe bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. 

(3) Über Neubildung, Veränderung, Aufhebung und Vereinigung von Kirchenkreiſen beſchließt nach 
Anhörung der Beteiligten, wenn dieſe einverſtanden ſind, der Provinzialkirchenrat, andernfalls die Provinzial⸗ 
ſynode. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Oberkirchenrats. 

(4) Anderungen ſolcher Gemeindegrenzen, die zugleich 5 eines Kirchenkreiſes ſind, ziehen die Zr 
änderung der letzteren ohne weiteres nach fich. 

(5) Wird eine Vermögensaudeinanderſetzung erforderlich, über welche die Beteiligten ſich nicht eitiigen, 
fo entſcheidet der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz. Dagegen ift innerhalb eines Monats Berufung an 
den Rechtsausſchuß der Kirche zuläſſig. 


Artikel 61. 
(1) Jeder Kirchenkreis bildet einen Selbſtverwaltungskörper (Kreisſynodalverband) und zugleich e Bu 
Verwaltungsbezirk der Kirche. 8 
(2) Gegenſtand der Selbſtverwaltung ſind die Verwaltung des Vermögens und der Sonder irc 
des Kreisſynodalverbandes ſowie ſolche Aufgaben, die ihm von der Kirche übertragen oder überlaſſen werden. 
(3) Die Organe des Kreisſynodalverbandes ſind die Kreisſynode und der ee = 25 
Kretsſnodalvorſtand iſt zugleich Organ der allgemeinen kirchlichen Verwaltung. 


1. Kreisſynode. 5 
Artikel 62. 


(1) Die Kreisſynode iſt dazu berufen, das geſamte Kirchenweſen des Kreiſes zu pflegen und zu über 
wachen, den Gemeinden Anregungen zur Erfüllung ihrer en zu geben, fie darin zu fördern und von 
ſich aus gemeinſame Arbeiten in Angriff zu nehmen. 
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aa 
(2) Die Kreisſynode hat insbeſondere N 
1. auf die Beſeitigung kirchlicher, ſittlicher und ſozialer Mißſtände innerhalb des Kreiſes hinzuwirken, 
2, der chriſtlichen Erziehung der Jugend in Kirche, Schule und Haus ſich anzunehmen, . 
3. für die Pflege kirchlicher Sitte und Ordnung im Kirchenkreiſe Sorge zu tragen, 
4. die evangeliſche Liebesarbeit im Kirchenkreiſe zu fördern und zu vertreten, und zwar, wo es an⸗ 
gängig iſt, in Fühlung mit anderen Wohlfahrtsbeſtrebungen. 


(3) Die Kreisſynode hat ferner 

. die Vorlagen ihres Vorſtandes, des Provinzialkirchenrats und des Konſiſtoriums zu erledigen, 

über Anträge der Gemeinden zu beſchließen und deren Rechnungsweſen zu beauſſichtigen, 

die Haushaltspläne für die Kaſſen des Kirchenkreiſes aufzuſtellen und die Jahresrechnungen ab— 
zunehmen, . 

die Umlagen für die Kirche und die Kirchenprovinz ſowie für die eigenen Bedürfniſſe des Kirchen, 
kreiſes nach Maßgabe der allgemeinen kirchlichen Beſtimmungen auszuſchreiben, i 

über Bürgſchaften des Kreisſynodalverbandes und über die Aufnahme von Anleihen, durch die 
der Schuldenbeſtand des Verbandes vermehrt wird und die nicht aus laufenden Einkünften der⸗ 
ſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können, nach näheren Beſtimmungen eines 
Kirchengeſetzes zu beſchließen, ö 

6. über die Verauſtaltung von Kirchenkollekten im Kirchenkreis in den Grenzen eines vom Kirchen⸗ 
ſenat aufzuſtellenden allgemeinen Planes zu beſchließen, 

7. die Grundſätze für die Verwaltung beſonderer Einrichtungen und Anſtalten des Kreisſynodal⸗ 
verbandes aufzuſtellen, 

8. die Durchführung der allgemeinen kirchlichen Grundſätze über die Anſtellung und Amtsbezeichnungen 
der Beamten des Kreisſynodalverbandes (Artikel 111 Abſ. 2 Ziffer 6) zu regeln. 
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Artikel 63. 
(1) Die Kreisſynode wird von vier zu vier Jahren neu gebildet. 
(2) Sie beſteht aus f 

1. dem Superintendenten, 

2. den in einem dauernd errichteten Gemeindepfarramte des Kirchenkreiſes feſt angeſtellten oder mit 
der Verwaltung eines ſolchen Amtes vorübergehend betrauten Geiſtlichen ſowie den leitenden 
Geiſtlichen der im Kirchenkreiſe belegenen amtlich anerkannten Anſtaltsgemeinden, 

3. weltlichen Mitgliedern, die in doppelter Zahl der innerhalb des Kirchenkreiſes dauernd errichteten 
Gemeindepfarrſtellen und der als ſtimmberechtigte Mitglieder zur Kreisſynode gehörenden Anftalts- 
geiſtlichen von den Gemeinden des Kirchenkreiſes gewählt werden. 


(3) Außerdem ſollen der Kreisſynode als Mitglieder angehören 5 Vertreter der evangeliſchen Religions- 
unterricht erteilenden Lehrer und Lehrerinnen an den Volksſchulen, den mittleren und höheren Schulen des 
Kirchenkreiſes, der Organiſten und Kirchenchorleiter und der ſonſtigen hauptamtlichen Kirchengemeindebeamten 
ſowie ein Vertreter der freien kirchlichen Liebestätigkeit im Kreife. 

a (4) Bei den größeren Kreisſynoden kann die Zahl der im Abſ. 3 bezeichneten Mitglieder über ſechs 
hinaus ſo weit erhöht werden, daß ſie ein Sechſtel der von den Gemeinden zu wählenden Mitglieder nicht 
überſteigt. Bei den kleineren Kreisſynoden kann auf deren Antrag in beſonderen Fällen die Zahl verringert werden. 


5 Artikel 64. 

Kreis- und Provinzialpfarrer, Auſtalts. und Militärgeiſtliche ſowie ordinierte Hilfsprediger, die im 
Kirchenkreis ihren Wohnſitz haben und der Kreisſynode nicht gemäß Artikel 63 Abſ. 2 oder 3 angehören, 
nehmen an ihren Verhandlungen mit beratender Slimme teil. Dasſelbe gilt für die im Kirchenkreiſe wohn⸗ 

haften Mitglieder der Provinzialſynode und der Generalſynode. 
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Artikel 65. 

(1) Jede Gemeinde des Kirchenkreiſes wählt mindeſtens ſo viele Mitglieder, wie ſie dauernd errichtete 
Pfarrſtellen zählt; die übrigen im Artikel 63 Abſ. 2 Ziffer 3 vorgeſehenen Mitglieder werden von den an 
Seelenzahl ſtärkeren Gemeinden gewählt. Ihre Verteilung auf die einzelnen Gemeinden beſtimmt die Kreisſynode. 

(2) Die Wahl iſt ohne Anterſchied des Standes auf Perſonen von bewährtem chriſtlichen Sinne, 
kirchlicher Einſicht und Erfahrung zu richten. i 

(3) Die zu Wählenden müſſen ihren Wohnſitz im Kirchenkreis oder Sitz im Gemeindekirchenrate haben. 

(4) Die Wahl erfolgt durch die Gemeindevertretung. Sind mehrere Gemeinden unter einem Pfarramte 
verbunden, ſo wählt ihre vereinigte Gemeindevertretung. 

(5) Die Wahl iſt im unmittelbaren und geheimen Verfahren nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 
vorzunehmen. Wenn kein Widerſpruch erhoben wird, kann die Wahl durch Zuruf vollzogen werden. Sie 
wird im übrigen durch kirchliches Provinzialgeſetz geregelt. 


Artikel 66. 

(1) Den evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen, den 
mittleren und höheren Schulen des Kirchenkreiſes, den Organiſten und Kirchenchorleitern und den ſonſtigen 
hauptamtlichen Kirchengemeindebeamten ſteht das Recht zu, unter dem Vorſitze des Superintendenten Vertreter 
ihres Faches nach Maßgabe des Artikel 63 Abſ. 3 aus ihrer Mitte zu wählen. Kommt eine Wahl nicht 
zuſtande, fo beruft der Kreisſynodalvorſtand die Vertreter. Er beruft auch den Vertreter der freien kirchlichen. 
Liebestätigkeit. 2 

(2) Die näheren Beſtimmungen werden durch die Provinzialſynode getroffen. 


Artikel 67. a 
(1) Die Kreisſynode tritt in der Regel einmal jährlich zuſammen, außerdem ſooft ihr Vorſtand es 
für erforderlich hält. Die Einberufung muß erfolgen, wenn ein Drittel der Mitglieder, der Provinzial⸗ 
kirchenrat oder das Konſiſtorium es verlangt. 
(2) Ort, Zeit und Tagesordnung beſtimmt der Kreisſynodalvorſtand. 
(3) Die Sitzungen werden mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 
(4) Der Tagung der Kreisſynode wird innerhalb des Kirchenkreiſes im vorangehenden Hauptgottesdienſte 
fürbittend gedacht. Be : 
Kine Außerhalb der Tagung ift, falls kein Widerſpruch erfolgt, in beſonderen Fällen ſchriftliche Abſtimmung 
zuläſſig. 
Artikel 68. 
Der Superintendent beruft die Synode, eröffnet und ſchließt die Tagung, leitet die Verhandlungen, 
handhabt die äußere Ordnung und führt den Schriftwechſel. 


5 Artikel 69. 

(1) Der Generalſuperintendent und der Präſes der Provinzialſynode find berechtigt, an allen Ver⸗ 
handlungen der Kreisſynode teilzunehmen, jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. In dieſen 
Rechten kann ſich der Generalſuperintendent durch ein Mitglied des Konſiſtoriums, der Präſes durch ein 
Mitglied des Provinzialkirchenrats vertreten laſſen. 


(2) Das Konſiſtorium iſt befugt, zu den Verhandlungen den Konſiſtorjalpräſidenten oder einzelne Mitglieder = g 


abzuordnen; ſie müſſen jederzeit gehört werden und können Anträge ſtellen. 


Artikel 70. . 
Der Kreisſynode iſt alljährlich vom Kreisſynodalvorſtand über ſeine Tätigkeit, über alle wichtigen Er⸗ 
eigniſſe, die im Kreiſe ſeit der letzten Tagung auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens eingetreteft find, und 
über die religiöſen, fittlihen und ſozialen Zuſtände des Kirchenkreiſes Bericht zu erſtatten. Der Bericht iſt 
zur Beſprechung zu ſtellen. 
8 42* 
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N 55 Artikel 71. ; 

(1) Zur Pflege der chriſtlichen Erziehung der Jugend wählt die Kreisſynode aus ihrer Mitte einen ſtän⸗ 
digen Ausſchuß, dem neben anderen geeigneten Perſonen die im Artikel 63 Abſ. 3 genannten Vertreter der 
evangeliſchen Religionslehrer und lehrerinnen ſowie nach Möglichkeit evangeliſche Mütter angehören. 

(2) Zur Überwachung der Vermögensverwaltung der Gemeinden und der durch beſondere Vorſtände 
vertretenen kirchlichen Kaſſen und Stiftungen im Kirchenkreiſe wird aus Mitgliedern der Kreisſynode ein 
Rechnungsausſchuß gewählt. 

(3) Zur Anregung, Pflege und Förderung der kirchlichen Arbeit, insbeſondere zur Einrichtung der im 
Kirchenkreiſe notwendigen Werke chriſtlicher Liebe und ſozialer Fürſorge, zur Förderung der christlichen Preſſe 
und zur Pflege der kirchlichen Kunſt und geiſtlichen Muſik im Kirchenkreiſe ſollen beſondere Vertreter beſtellt 
und bei Bedarf noch andere Ausſchüſſe gebildet werden. In dieſe Ausſchüſſe können auch fachkundige Ge- 
meindeglieder des Kirchenkreiſes, die nicht der Kreisſynode angehören, durch den Kreisſynodalvorſtand be⸗ 
rufen werden. 5 

(4) Der Superintendent iſt jederzeit berechtigt, den Vorſitz in den Ausſchüſſen zu übernehmen oder ihren 
Verhandlungen beizuwohnen. 

(5) Die Ausſchüſſe find dem Kreisſynodalvorſtande verantwortlich und erſtatten ihm regelmäßig Bericht. 
Zu Beſchlüſſen, die dem Kirchenkreiſe Verpflichtungen auferlegen, find fie nicht befugt. 


Artikel 72. 

(i) Auf Beſchluß des Provinzialkirchenrats können mehrere Kreisſynoden zur Beſchlußfaſſung über ge⸗ 
meinſame Angelegenheiten und Einrichtungen zu vereinigter Verſammlung berufen werden. Der Provinzial⸗ 
lirchenrat regelt den Vorſitz und den Geſchäftsgang. 5 

=6) Verfaſſungsmäßige Aufgaben der einzelnen Kreisfynodalverbände können gegen deren Willen von 
den vereinigten Kreisſynoden nur mit Zuſtimmung der Provinzialſynode übernommen werden. 


II. Kreisſynodalvorſtand. 
Artikel 73. 
(1) Der Kreisſynodalvorſtand führt die laufende Verwaltung des Kreisſynodalverbandes. 
(2) Er hat insbeſondere : 
J. die Verfammlung der Kreisſynode vorzubereiten, die Legitimation ihrer Mitglieder, die Rechnungen 
und die eingegangenen Anträge vorzuprüfen, 
2. den Vorſitzenden in der Leitung der Synode zu unterſtützen und für Niederſchrift der Verhand- 
lungen zu ſorgen, i 
3. die Beſchlüſſe der Synode auszuführen, ihr darüber zu berichten und Auskunft zu geben, 
4. außerhalb der Tagung der Synode die im Artikel 62 Abſ. 1 und 2 bezeichneten Pflichten und 
Rechte der Kreisſynode wahrzunehmen, 
5. die Geſchäftsführung der Kreisſynodalkaſſe zu beaufſichtigen, 
6. Gutachten über eee zu erſtatten, die ihm vom Provinzialkirchenrat oder vom Kon⸗ 
ſiſtorium vorgelegt werden, 
den Kreisſynodalverband gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 
(3) Ddr Kkeisſynodalvorſtand beſchließt über außerplanmäßige Ausgaben und Überfchreitungen des 
Haushaltsplans; fie find nur bei einem unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bedürfniſſe zuläſſig. Die nach- 
trägliche Genehmigung der Kreisſynode iſt erforderlich. 


Artikel 74. f 

(1) Der Kreisſynodalvorſtand iſt zur Mitwirkung an der allgemeinen kirchlichen Verwaltung berufen. 
In geeigneten Fällen iſt er von dem Superintendenten bei der dieſem obliegenden kirchlichen Aufſicht zu be⸗ 
teiligen, insbeſondere 3 

1. bei Kirchenviſitationen und Einführung von Pfarrern, 

2. bei Schlichtung von Streitigkeiten in den Gemeinden, 

3. bei Erteilung von Alterserlaß für Konfirmanden, 

4. bei der Aufſicht über die kirchlichen Gebäude und Friedhöfe wie auch bei der Pflege der Natur⸗ 
und Kunſtdenkmäler in den Gemeinden. 

(2) Der Kreisſynodalvorſtand kann durch Kirchengeſetz und, ſolange dieſes nicht ergangen iſt, durch 
Verordnung des Kirchenſenats berufen werden, ſelbſt oder durch Bevollmächtigte namens einer Gemeinde 
ſolche Rechtsgeſchäfte vorzunehmen, deren gleichmäßige Erledigung innerhalb der Kirche für deren einheitliche 
Finanzwirtſchaft erforderlich iſt. $ 

Artikel 75. 
8 (1) Der Kreisſynodalvorſtand beſteht aus dem Superintendenten als Vorſitzendem und mindeſtens vier 
eiſitzern. i 5 ee 

(2) Die Beiſitzer find von der Synode aus ihrer Mitte bei jeder erſten Tagung zu wählen. Sie 
bleiben in Tätigkeit, bis die nächſte Kreisſynode einen neuen Vorſtand gebildet hat. Unter den Beiſitzern 
muß ſich mindeſtens ein im Gemeindepfarramte feſt angeſtellter Geiſtlicher befinden. Die Zahl der Geiſtlichen 
darf mit Einſchluß des Superintendenten die Hälfte aller Mitglieder des Vorſtandes nicht erreichen. 

(2) Für die Beiſitzer werden Stellvertreter gewählt. Die Vorausſetzungen und die Reihenfolge ihres 
Eintritts in den Vorſtand regelt die Kreisſynode in ihrer Geſchäftsordnung. 


Artikel 76. 

(1) Der Kreisſynodalvorſtand wird vom Vorſitzenden berufen. Er muß berufen werden, wenn zwei 
Beiſitzer, der Provinzialkirchenrat oder das Konſiſtorium es verlangen, 

(2) Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden zwei Beiſitzer auweſend find. Er faßt 
feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. Mit Ju 
ſtimmung ſämtlicher Mitglieder iſt ſchriftliche Abſtimmung zuläſſig. 

() Ausfertigung der Beſchlüſſe werden vom Vorſitzenden unterzeichnet. Urkunden über Rechtsgeſchäfte, 
die den Kreisſynodalverband Dritten gegenüber verpflichten ſollen, und Vollmachten ſind namens des Vor⸗ 
ſtandes von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter unter Beidrückung des Verbandſiegels zu vollziehen; 
dadurch wird Dritten gegenüber die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 


III. Superintendent. 


Artikel 77. 
(1) Der Superintendent hat die Pflicht, das kirchliche Leben des Kirchenkreiſes zu fördern, als Beauf⸗ 
tragter der Kirche die kirchliche Aufſicht auszuüben und die Pfarrer amtsbrüderlich zu beraten. 
(2) Er hat insbefondere f 
1. die kirchliche Ordnung im Kirchenkreis aufrechtzuerhalten, für Ausführung der Verwaltungs⸗ 
maßnahmen des Konſiſtoriums zu ſorgen und bei vorübergehenden Störungen der kirchlichen Ver⸗ 
waltung einſtweilen ſelbſt das Erforderliche zu veranlaſſen, 
. Die Wahl der Pfarrer zu leiten und ſie in ihr Amt einzuführen, i 
die Aufſicht über Amtsführung, Wandel und Fortbildung der Pfarrer und Kandidaten zu üben, 
„Viſitationen nach Maßgabe der für die Kirchenprovinz zu erlaſſenden Viſitationsordnung abzuhalten, 
im Auftrage der Kirche und auf Anweiſung des Generalſuperintendenten zu ordinieren, 
an den vom Generalſuperintendenten zu veranſtaltenden Beſprechungen (Artikel 101 Abf. 2 Ziffer 7) 
teilzunehmen. 


Y ce 
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1) Der Superintendent wird vom Provinzialkirchenrat auf Vorſchlag des Generalſuperintendenten ernannt. 
Dieſer hat zuvor die in einem dauernd errichteten Gemeindepfarramte des Kirchenkreiſes feſt angeftellten Geiſtlichen 
und den Kreisſynodalvorſtand zu hören. Ergibt die Anhörung den Widerſpruch von mehr als zwei Dritteln der 
Befragten, ſo gilt der Vorſchlag als beſeitigt. Die Ernennung bedarf der Beſtätigung durch den Kirchenſenat. 
(2) Der Kirchenſenat kann ausnahmsweiſe aus allgemeinen kirchlichen Gründen eine erledigte Super⸗ 
intendentur nach Anhörung des Provinzialkirchenrats beſetzen. i 
(3) Der Superintendent wird durch den geiſtlichen Beiſitzer des Kreisſynodalvorſtandes und, wenn der 
Vorſtaud mehrere geiſtliche Beiſitzer zählt, durch den an erſter Stelle gewählten, im Gemeindepfarramte feſt 
angeſtellten Geiſtlichen vertreten. Eine Vertretung von längerer Dauer kann das Konſiſtorium anders regeln. 


Artikel 79. N 
Die Gemeindepfarrer und Hilfsprediger werden zur Förderung der wiſſenſchaftlichen Fortbildung ſowie 
zur Ausſprache über Erfahrungen und Bedürfniſſe des Amtes vom Superintendenten mindeftens einmal jährlich 
zuſammenberufen. Die Teilnahme iſt pflichtmäßig. Die Koſten trägt der Kreisſynodalverband. 


Artikel 80. 
Beſtehen in einem Kirchenkreis ausnahmsweiſe mehrere Superintendenturen, fo werden die Befugniſſe 
und Obliegenheiten der Superintendenten vom Provinzialkirchenrat abgegrenzt. 


Dritter Abſchnitt. 


Kirchenprovinzen. 
f Artikel 81. 
i (1) Die Kirchenprovinzen ſetzen ſich aus Kirchenkreiſen zuſammen. Sie find in Einheit der Verfaſſung 
und Verwaltung mit der Kirche verbunden. ie 
(2) Die Kirchenprovinzen bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. Anderungen erfolgen nach An⸗ 
hörung der beteiligten Provinzialſynoden durch Kirchengeſetz. 5 BER 

(3) Anderungen ſolcher Gemeindegrenzen, die zugleich Grenzen einer Kirchenprovinz find, ziehen die Ver⸗ 

änderung der letzteren ohne weiteres nach ſich. 


Artikel 82. . 
(1) Jede Kirchenprovinz bildet einen Selbſtverwaltungskörper (Provinzialſynodalverband) und zugleich 
einen Verwaltungsbezirk der Kirche. 
(2) Gegenſtand der Selbſtverwaltung ſind die Verwaltung des Vermögens und der Sondereinrichtungen 
der Kirchenprovinz ſowie ſolche Aufgaben, die ihr von der Kirche übertragen oder überlaſſen werden. 
(3) Die Organe des Provinzialſynodalverbandes find die Provinzialſynode und der Provinzialkirchenrat. 
Der Provinzialkirchenrat iſt zugleich Organ der allgemeinen kirchlichen Verwaltung. 


1. Provinzialſynode. 
Artikel 83. 
(1) Die Provinzialſynode iſt berufen, im Zuſammenwirken mit den Generalſuperintendenten und dem 
Konſiſtorium das geſamte kirchliche Leben der Kirchenprovinz zu pflegen und zu fördern und über der äußeren 
kirchlichen Ordnung im Rahmen des kirchlichen Rechtes zu wachen. 
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(2) Sie hat auf die Beſeitigung kirchlicher, ſittlicher und ſozialer Mißſtände hinzuwirken und die evan⸗ 
geliſche Liebestätigkeit zu fördern, nötigenfalls durch Anträge an Behörden und Körperſchaften der Kirchen⸗ 
provinz oder durch öffentliche Kundgebungen. Sie kaun auch aus auderen Anläſſen Kundgebungen erlaſſen 
und Anſprachen an die Gemeinden richten. Dieſe Pflichten und Rechte übt, ſolange die Synode nicht ver⸗ 
ſammelt iſt, der Provinzialkirchenrat aus. ’ 


(3) Die Provinzialſynode hat ferner i 

1. die Vorlagen des Kirchenſenats und des Oberkirchenrats, des Provinzialkirchenrats und des 
Konſiſtoriums ſowie die Vorlagen der Generalſuperintendenten zu erledigen, 

2. über Anträge der Kreisſynoden zu beſchließen und deren Rechnungsweſen zu beaufſichtigen, 

3. die Haushaltspläne für die provinzialkirchlichen Kaſſen aufzuſtellen und die Jahresrechnungen 
abzunehmen, 

4. die Umlagen für die Kirche ſowie für die eigenen Bedürfniſſe der Kirchenprovinz nach Maßgabe 
der allgemeinen kirchlichen Beſtimmungen auszuſchreiben, 

5. über Bürgſchaften des Provinzialſynodalverbandes und über die Aufnahme von Anleihen zu 

beſchließen, durch die der Schuldenbeſtand des Verbandes vermehrt wird und die nicht aus den 
laufenden Einkünften derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können, i 

6. über die Veranſtaltung regelmäßig wiederkehrender Kirchenkolleklen in der Kirchenprovinz in den 
Grenzen eines vom Kirchenſenat aufzuſtellenden Planes zu beſchließen, 

7. die Grundſätze für die Verwaltung beſonderer Einrichtungen und Anſtalten des Provinzialſynodal⸗ 

verbandes aufzuſtellen, 

8. die Durchführung der allgemeinen kirchlichen Grundſätze über die Anſtellung und Amtsbezeichnung 
der Beamten des Provinzialſynodalverbandes (Artikel 111 Abf. 2 Ziffer 6) zu regeln. 

(4) An den theologiſchen Prüfungen nimmt die Provinzialſynode durch Mitglieder teil, die fie aus 
ihrer Mitte wählt. 8 

Artikel 84. 

(1) Die Provinzialſynode kann kirchliche Provinzialgeſetze beſchließen. Dieſe bedürfen der Beſtätigung 
durch den Kirchenſenat. Lehnt er die Beſtätigung ab, ſo iſt über ſie auf Verlangen des Provinzialkirchenrats 
unter Anhörung ſeiner Mitglieder nochmals im Kirchenſenat zu beraten. 

(2) Die Provinzialgeſetze erhalten verbindliche Kraft durch Verkündung im Kirchlichen Geſetz, und 
Verordnungs-Blatt gemäß den für Kirchengeſetze geltenden Beſtimmungen. 


Artikel 85. i 
Über die Einführung von Geſangbüchern in der Provinz beſchließt die Provinzialſynode. Gegen die 
Verpflichtung zur Einführung ſteht jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. Die Zulaſſung von 
Lehrbüchern für den kirchlichen Unterricht bedarf der Genehmigung der Provinzialſyuode. 


Artikel 86. 

(1) Die Provinzialſynode wird von 4 zu 4 Jahren neu gebildet. 
(2) Sie beſteht aus 

1. Mitgliedern, die von den Gemeinden der Kirchenprovinz durch die Mitglieder der Gemeindekörper⸗ 

ſchaften gewählt werden, 

2. einem Vertreter der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät der Provinzialuniverſität, 

3. Mitgliedern, deren Entſendung oder Berufung nach Artikel 89 erfolgt. f 
(3) Außerdem gehören der Präſes der Provinzialſynode und die von dieſer in den Provinzialkirchenrat 

gewählten Mitglieder auch der nächſten Provinzialſynode als Mitglieder an. f 

(4) Sämtliche Mitglieder müſſen in der Kirchenprovinz ihren Wohnſitz haben. 


RE 


Artikel,87. 
(1) Die Zahl der von den Gemeinden zu wählenden Mitglieder wird durch kirchliches Provinzial⸗ 
geſetz feſtgefett. | | | 
(2) Zum Zwecke der Wahl werden die Kirchenprovinzen durch Zuſammenlegung von Kirchenkreiſen in 
Wahlbezirke eingeteilt, die ſo groß ſein müſſen, daß der Grundſatz der Verhältniswahl ſich auswirken kann. 
(3) In jedem Wahlbezirke ſind ein Dritlel aus den in der Kirchenprovinz wohnenden Geiſtlichen, zwei 
Drittel aus weltlichen Gemeindegliedern der Kirchenprovinz zu wählen. 


(4) Die Wahlen find im unmittelbaren und geheimen Verfahren nach den Grundſätzen der Verhältnis 
wahl vorzunehmen. 


(5) Die Aufftellung von Provinzliſten zur Auswertung der Reſtſtimmen iſt zu ermöglichen. 
(e) Die näheren Vorſchriften trifft ein Kirchengeſetz, das gleichzeitig mit dieſer Verfaſſung in Kraft tritt. 


8 Artikel 88. 


Die evangeliſch⸗theologiſche Fakultät der Provinzialuniverſität hat das Recht, aus ihrer Mitte einen 
Vertreter in die Provinzialſynode zu entſenden. 


Artikel 89. 
(1) Die im Artikel 86 Abſ. 2 Ziffer 3 genannten Mitglieder dürfen der Zahl nach nicht mehr als ein 
Sechſtel der übrigen Mitglieder ausmachen. N a 
(2) Ein Fünftel dieſer Mitglieder, höchſtens aber fünf, beruft der Kirchenſenat im Einvernehmen mit 
dem Provinzialkirchenrate. 


(3) Die anderen ſollen von den großen evangeliſchen Verbänden, Vereinen und Anſtalten, den evangeliſchen 
Religionsunterricht erteilenden Lehrern und Lehrerinnen an den höheren, mittleren und Volksſchulen, von den 
Otrganiſten und Kirchenchorleitern ſowie den fonftigen Kirchengemeindebeamten in der Kirchenprovinz aus ihrer 
Mitte entſendet werden. Die Provinzialſynode verteilt fie am Schluſſe jeder ordenttichen Tagung für die 
nächſte Wahl auf die Berechtigten und beſtimmt, welche Vertretungen der Berechtigten fie zu entſenden haben. 

(4) Das Nähere wird durch kirchliches Provinzialgeſetz geordnet. ö 


Artikel 90. 

(1) Die Provinzialſynode tritt alle 2 Jahre zuſammen. 

(2) Zu außerordentlichen Tagungen iſt ſie einzuberufen, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder oder der 
Provinzialkirchenrat oder der Kirchenſenat es verlangt. 
s (3) Ort und Beginn der Tagung beſtimmt der Provinzialkirchenrat. ö 

(4) Anläßlich der Eröffnung der Synode findet in der Regel ein Gottesdienſt ſtatt. Die Sitzungen 
werden mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

(5) Der Tagung der Provinzialſynode wird innerhalb der Provinz im Hauptgottesdienſte fürbittend gedacht. 


Artikel 91. 
(1) Die Provinzialſynode wählt zu Beginn jeder erſten ordentlichen Tagung für die Dauer der Wahl 
zeit aus ihrer Mitte den Präſes und deſſen Stellvertreter. Dieſe bleiben bis zur Neuwahl eines Präſes im Amte. 
(2) Der Präſes beruft die Synode, eröffnet und ſchließt die Tagung, leitet die Verhandlungen, hand⸗ 
habt die äußere Ordnung und führt den Schriftwechſel⸗ . 
8 (3) Die Bildung von Sonderausſchüſſen aus der Provinzialſynode über die Tagung der Synode hinaus 
regelt ſich nach Artikel 98 Abſ. 4 bis 6. a 
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Artikel 92. 

(1) Die Generalſuperintendenten und der Konſiſtorfalpräſident find berechtigt und auf Verlangen der 
Provinzialſynode verpflichtet, an den Verhandlungen teilzunehmen. Sie können in der Synode wie in ihren 
Ausſchüſſen jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen. Auf Verlangen des Vorſitzenden des Konſiſtoriums 
und des Konſiſtorialpräſidenten ſind an ihrer Stelle die Mitglieder des Konſiſtoriums zum Worte zuzulaſſen. 

(2) Auch der Präſes der Generalſynode, der Präſident des Oberkirchenrats und Beauftragte des 
Kirchenſenats können an den Verhandlungen teilnehmen, jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen. 

(2) Alle Beſchlüſſe der Provinzialſynode find dem Kirchenſenate zur Kenntnis vorzulegen. 


f Artikel 93. 
Der Provinzialſynode iſt bei jeder Tagung vom Provinzialkirchenrat über ſeine Tätigkeit ſowie über 
alle wichtigen Ereigniſſe, die in der Kirchenprovinz ſeit der letzten Tagung auf dem Gebiete des kirchlichen 
Lebens eingetreten ſind, Bericht zu erſtatten. Der Bericht iſt zur Beſprechung zu ſtellen. 


; Artikel 94. 

(1) Auf Beſchluß des Kirchenſenats können mehrere Provinzialſynoden mit ihrem Einverſtändniſſe zur 
Beſchlußfaſſung über gemeinſame Einrichtungen zu vereinigter Verſammlung berufen werden. Die vereinigte 
Verſammlung regelt den Vorſitz und den Geſchäftsgang. Die Regelung bedarf der Genehmigung des 
Kirchenſenats. ö N 

(2) Verfaſſungsmäßige Aufgaben der einzelnen Provinzialſynodalverbände können ihnen durch die ver⸗ 
einigte Verſammlung nicht ohne ihren Willen entzogen werden. 


II. Provinzialkirchenral. 


Artikel 95. 
(1) Der Provinzialkirchenrat führt die laufende Verwaltung des Propinzialſynodalverbandes. 
(2) Er hat insbeſondere ö 
1. die Verſammlungen der Provinzialſynode vorzubereiten, die Legitimation ihrer Mitglieder und 
die Rechnungen vorzuprüfen ſowie die der Provinzialſynode vorzulegenden Geſetzentwürfe feſt⸗ 
zuſtellen, ; 
2. die Beſchlüſſe der Provinzialſynode auszuführen, zu kirchlichen Provinzialgeſetzen die Ausführungs⸗ 
anweiſungen zu geben und den Kreisſynoden die weſentlichen Ergebniſſe der Verhandlungen mit⸗ 
zuteilen, 
3. den Provinzialſynodalverband gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

(3) Der Provinzialkirchenrat beſchließt über außerplanmäßige Ausgaben und Überſchreitungen des Haus⸗ 
haltsplans; fie find nur im Falle eines unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bedürfniſſes zuläſſig. Die 
nachträgliche Genehmigung der Provinzialſynode iſt erforderlich. . 

(4) Als Organ der allgemeinen kirchlichen Verwaltung hat der Provinzialkirchenrat die ihm durch dieſe 
Verfaſſung oder durch Kirchengeſetz zugewieſenen Aufgaben zu erfüllen. "RER 5 

(5) Für Fälle einfacherer Art ſowie für die Vertretung des Provinzialſynodalverbandes (Abf. 2 Ziffer 3) 
kann der Provinzialkirchenrat ſeine Befugniſſe dem Konſiſtorium übertragen. 


5 Artikel 96. a 

(1) Der Provinzialkirchenrat iſt zugleich berufen, das Konſiſtorium in der Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgaben der allgemeinen kirchlichen Verwaltung zu beraten und zu fördern. f 1 EEE: 

(2) Das Konſiſtorium hat zu dieſem Zwecke den Provinzialkirchenrat von allen bedeutſamen Vorgängen 

des kirchlichen Lebens zu unterrichten und ſich vor Erlaß allgemeiner provinzialkirchlicher Verfügungen, ſoweit 

die Wichtigkeit der Sache es angezeigt erſcheinen läßt, des Einverſtändniſſes des Provinzialkirchenrats zu ver⸗ 
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a gewiſſern. Daß dies geſchehen, iſt in der Verfügung zu erwähnen. Insbeſondere bedarf das Konſiſtorium 
der Zuſtimmung des Provinzialkirchenrats zur Veranſtaltung einmaliger und außerordentlicher Kirchenkollekten. 


(3) Anderſeits hat der Provinzialkirchenrat beachtenswerte Wünſche, die in der Kirchenprovinz hervor⸗ 
treten, in ſeinem Schoße zu erörtern und bei den zuſtändigen Stellen auf die Abſtellung von Mißſtänden 
hinzuwirken. 

Artikel 97. 


(1) Dem Propinzialkirchenrate gehören an: 

der Präſes der Synode, 5 

weitere Mitglieder, die von ihr in jeder erſten ordentlichen Tagung gewählt werden und bis zur 
nächſten Wahl im Amte bleiben, 

die Generalſuperintendenten und der Konſiſtorialpräſident, 

. ein Mitglied des Konſiſtoriums, das von deſſen Vorſitzenden für den einzelnen Fall beſtimmt wird, 

weitere vom Oberkirchenrate zu beſtimmende Mitglieder des Konſiſtoriums, ſoweit von der Provinzial⸗ 
ſynode eine Verſtärkung des Provinzialkirchenrats gewünſcht wird. 


(2) Der Provinzialkirchenrat muß ſo zuſammengeſetzt werden, daß die Geiſtlichen in der Minderheit 
ſind und die Zahl der Mitglieder zu Ziffer 1 und 2 doppelt ſo groß iſt wie die der Mitglieder zu Ziffer 3, 
4 und 5. Für das Zahlenverhältnis zwiſchen Geiſtlichen und Weltlichen bleibt das Mitglied unter Ziffer 4 
außer Betracht. 
5 (3) Für die Mitglieder aus der Synode ſind Stellvertreter zu wählen; für die Generalſuperintendenten, 
den Konſiſtorialpräſidenten und die Mitglieder des Konſiſtoriums treten bei Behinderung ihre geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Vertreter ein. 

(4) Den Vorſitz führt der Präſes der Synode, im Falle ſeiner Behinderung ein vom Provinzialkirchen⸗ 
rat aus feiner Mitte gewähltes Mitglied. BR: 


= Deo 


Artikel 98. 8 


(1) Der Provinzialkirchenrat tritt auf Berufung feines Vorſitzenden zuſammen. Der Vorſitzende muß 
ihn berufen, wenn ein Drittel ſeiner Mitglieder, ein Generalſuperintendent oder das Konſiſtorium es verlangt. 


(2) Der Provinzialkirchenrat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder anweſend iſt. Er faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag; bei Wahlen entſcheidet das Los. 


(g) Mitglieder des Konſiſtoriums, die dem Provinzialkirchenrat nicht angehören, find berechtigt und auf 
Wuunſch des Provinzialkirchenrats oder auf Anordnung des Vorſitzenden des Konſiſtoriums verpflichtet, an 
den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. 


(4) Der Provinzialkirchenrat kann ſich im Einverſtändniſſe mit der Provinzialſynode oder auf ihre 
Anregung zur Vorbereitung und Fortführung ihrer Aufgaben Sonderausſchüſſe angliedern, insbeſendere zur 
Erfüllung der öffentlichen Miſſion der Kirche, für die ſoziale Aufgabe und zum Dienſte an der herauwachſenden 
Jugend. Die Provinzialſynode kann in dieſe Ausſchüſſe Vertreter entſenden und der Propinzialkirchenrat 
Sachverſtändige berufen. Die Vorſitzenden der Sonderausſchüſſe werden vom Provinzialkirchenrat ernannt. 


() Die Sonderausſchüſſe find dem Provinzialkirchenrat verantwortlich. Zu Beſchlüſſen, die der Kirchen⸗ 
provinz Verpflichtungen auferlegen, ſind ſie nicht befugt. a 

(6) Das Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung, die ſich der Provinzialkirchenrat gibt. In ihr wird 
auch in 1 8 05 ſchriftliche Abſtimmung geregelt. Die Geſchäftsordnung bedarf der Genehmigung der Pro» 
vinzialſynode. 


(7) Ausfertigungen der Beſchlüſſe werden vom Vorſitzenden unterzeichnet. Urkunden, die den Provinzial⸗ 
ſynodalverband Dritten gegenüber verpflichten ſollen, ſind namens des Provinzialkirchenrats von dem Vor⸗ 
ſitzenden oder ſeinem Stellvertreter unter Beidrückung des Verbandſiegels zu vollziehen; dadurch wird Dritten 
gegenüber die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. : 
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III. Generalſuperintendent und Evangeliſches eee 
Artikel 99. f 


2.) Die Organe der allgemeinen kirchlichen Verwaltung in der Kirchenprovinz find der oder die General 
ſuperintendenten und das Evangeliſche Konfiftorium; Artikel 82 Abſ. 3 Satz 2 und Artikel 95 Abf. 4 
bleiben unberührt. i 

(2) Die Generalſuperintendenten und das Konſiſtorium find gehalten, ihre Tätigkeit in engem Einver⸗ 
nehmen mit der provinzialkirchlichen Selbſtverwaltung auszuüben und deren Ausbau zu fördern. 

(3) Sie haben der Provinzialſynode bei jeder ordentlichen Tagung einen Tätigkeitsbericht zu erſtakten. 
Der Bericht iſt zur Beſprechung zu Stellen, 


Artikel 100. 

6) Die geiſtliche Leitung der Kirchenprovinzen liegt den Generalſuperintendenken ob. 

(2) Der Wirkungskreis eines Generalſuperintendenten umfaßt in den kleineren Kirchenprovinzen die 
ganze Provinz, in den größeren verbleibt es bei der beſtehenden Einteilung in mehrere Spreugel mit je 
einem Generalſuperintendenten. Die Sprengel und Amtsſitze können vom Kirchenſenat mit Zuſtimmung der 
Provinzialſynode geändert werden die Generalſuperintendenten der Kirchenprovinz find vorher zu hören. 


Artikel 101. 

(1) Die Gelkeralfaperinten döſtten haben das Geſamtleben der Kirchenprovinz zu beobachten, auf ſeinen 
Aufbau im Sinne der Kirche hinzuwirken und Angriffe gegen die Kirche abzuwehren. Sie ſollen das chriſt⸗ 
liche Leben in den Gemeinden und Kirchenkreiſen pflegen und fördern ſowie über der gottesdienſtlichen 
Ordnung wachen. 

(2) Ihnen liegt insbeſondere ob, 

1. bei der Pfarrbeſetzung und der Beſtellung der Superintendenten mitzuwirken, 

2. die wn e Prüfungen vorzubereiten und zu leiten, 

3. die Kandidaten, die Pfarrer und die Superintendenten geiſtlich und perſönlich zu beraten, 

4. von den Zuſtänden in den Gemeinden und Kirchenkreiſen durch regelmäßige Beſuche und, wo es 
herkömmlich iſt, durch Viſitationen in beſonderer Form ſich eine genaue Kenntnis zu verſchaffen, 

5. die kirchlichen Interiſſen auf dem Gebiete der Schule zu wahren und des geſamten Dienſtes an 
der heranwachſenden Jugend ſich anzunehmen, 

6. ein gedeihliches Zuſammenwirken mit der inneren und außtren Miſſion, der ſozialen Fürſorge 
und der öffentlichen Wohlfahrtspflege anzuſtreben, 

7, alljährlich mindeſtens einmal die Superintendenten ihres Sprengels zu einer Beſprechung über 
Angelegenheiten des kirchlichen Lebens zu berufen, wobei auch Anträge geſtellt werden können. 

(3) In der Erfüllung ſeiner Aufgaben iſt jeder Generalſuperintendent ſelbſtändig; doch haben die 
ee einer Kirchenprovinz ſich in grundſätzlichen 3 Fragen zu verſtändigen und auf einheitliche 
Leitung der Sprengel Bedacht zu nehmen. 


(3) Zur Beratung innerkirchlicher Fragen von größerer Bedeutung können die Generalſuperintendenten = 


aller Pepe nach Bedürfnis zuſammenkreten. Sie geben ſich die Geſchäftsordnung für ihre Verſammlungen 
und für den geſchäftlichen Verkehr untereinander. Sie wählen ihren Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter 
aus ihrer Mitte, "Sie können gemeinſam der Generalſynode und dem Kirchenſenat . SE 1 
vorlegen. Bei der Wahl eines Generalſuperintendenten ſind ſie zu hören. 


Artikel 102. 
(1) Die Generalſuperintendenten werden bei Erledigung ihrer Obliegenheiten durch die heäßtiche NE 
glieder und Hilfsarbeiter des Konſiſtoriums nach Bedarf unterſtützt und vertreten. J 
(2) Die Regelung geſchieht durch den Vorſitzenden des Konſiſtoriums. 
(3) Auf Beſchluß des Provinzialkirchenrats dürfen die Generalſuperintendenten au, beſondere e 
arbeiter zu ihrer Unterſtützung heranziehen. 
43* 
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Artikel 103. 


(1) Die Geſchäfte der allgemeinen kirchlichen Verwaltung in der Kirchenprovinz werden, ſoweit ſie nicht 
durch dieſe Verfaſſung oder durch Kirchengeſetz anderen Stellen überwieſen find, unter Aufſicht des Ober⸗ 
kirchenrats vom Konſiſtorium geführt. 

(2) Sie umfaſſen insbeſondere die Aufſicht über die Gemeinden und die Kirchenkreiſe ſowie, unbeſchadet 


des Artikel 101 Abf. 1 und 2, die Dienſtaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und Gemeindebeamten 
der Kirchenprovinz. a 0 


Artikel 104. 
(1) Das Konſiſtorium iſt ein Kollegium. Es beſteht aus den Generalſuperintendenten, dem Ronfiftorial- 
präſidenten und aus geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern. Sie ſind Beamte der Kirche, die haupt⸗ oder 


nebenamtlich auf Lebenszeit berufen werden; die Anſtellung im Nebenamte kann auch für die Dauer des 
Hauptamts erfolgen. 8 : 


(2) Den Vorſitz führt ein Generalſuperintendent. Iſt die Kirchenprovinz in mehrere Sprengel geteilt, 
ſo wechſeln die Generalſuperintendenten im Vorſitz in der Reihenfolge ihres Dienſtalters von zwei zu zwei 
Jahren. Bei Behinderung werden die Geſchäfte des Vorſitzenden von dem jeweiligen Vorgänger wahr⸗ 

genommen. Verzicht auf den Vorſitz ift mit Genehmigung des Kirchenſenats zuläſſig. 85 


Artikel 105. i ; 

(1) Der Konſiſtorialpräſident iſt der ſtändige Vertreter des Vorſitzenden bei Erledigung der laufenden 

Geſchäfte des Konſiſtoriums. Er handelt in dieſer Vertretung ſelbſtändig unter eigener Verantwortung. 
(2) Der Konſiſtorialpräſident muß rechtskundig fein und it im Hauptamt anzuſtellen. 


f (3) Der Kirchenſenat kann ein oder mehrere hauptamtliche rechtskundige Mitglieder für die Dauer 
ihres Amtes mit der Unterſtützung und Vertretung des Konſiſtorialpräſidenten betrauen. 


Arkikel 106. 


(1) Die Generalſuperintendenten und das Konſiſtorium haben ſich bei Erfüllung ihrer Aufgaben in 
engem Einvernehmen zu halten und zu unterſtützen. Die Generalſuperintendenten werden zu dieſem Zwecke 
das Konſiſtorium über alle wichtigen Fragen ihres Wirkungskreiſes dauernd auf dem laufenden halten. 


(2) Bei Melnungsverſchiedenheiten über die Grenzen der Zuſtändigkeit befindet zunächſt der Vorſitzende 
des Konſiſtoriums, nötigenfalls entſcheidet der Oberkirchenrat. 


Artikel 107. 


(1) Die Generalſuperintendenten, der Konſiſtorialpräſident und die Mitglieder des Konſiſtoriums werden 
nach Anhörung des Probinzialkirchenrats vom Kirchenſenat ernannt. 


(2) Bei der Wahl der Generalſuperintendenten und des Konſiſtorialpräſidenten ſind die Mitglieder des 
Provinzialkirchenkats auf ihren Wunſch mit beratender Stimme an der Verhandlung im Kirchenſenate zu 
beteiligen. Hat der Provinzialkirchenrat gegen einen beſtimmten Vorſchlag Einſpruch erhoben, ſo bedarf es 
zur Wahl des Vorgeſchlagenen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen des Kirchenſenats. 


Artikel 108. 
(1) Der Kirchenſenat erläßt die Dienſtanweiſungen für die Generalſuperintendenten und für die 
Konſiſtorien nach Anhörung der Provinzialkirchenräte. 
a (2) Er erläßt nähere Vorſchriften über die Befugniſſe der Vorſitzenden der Konfiftorien gegenüber dem 
Kollegium, über ihre dienſtliche Stellung zu den anderen Generalſuperintendenten und über das dienſtliche 
Verhältnis mehrerer Generalſuperintendenten einer Kirchenprovinz untereinander. 
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Vierter Abſchnitt. 
Kirche. 
J. Generalſynode. 
Artikel 109. 
(1) Die Generalſynode iſt berufen, dem äußeren und inneren Aufbau der Kirche und ihrer Erhaltung 


und Ausgeſtaltung als Volkskirche auf dem Grunde des evangeliſchen Bekenntniſſes zu dienen. Sie ſoll die 
Gemeinden und die Geiſtlichen zur Gemeinſchaft des Glaubens, der Liebe und der Arbeit verbinden. 

(2) Sie hat auf die Beſeitigung kirchlicher, ſittlicher und ſozialer Mißſtände hinzuwirken, nötigenfalls 
durch Anträge an Behörden und Körperſchaften oder durch öffentliche Kundgebungen. Sie kann auch aus 
anderen Anläſſen Kundgebungen erlaſſen und Anſprachen an die Gemeinden richten. 

(3) Sie ſoll die Selbsttätigkeit der Gemeinden, Kreis- und Provinzialſynodalverbände auregen, ihrer 
Selbſtändigkeit weitherzig und vertrauensvoll die Grenzen ziehen und ſie in dieſen Grenzen ſchützen. Sie 
ſoll aber auch die Einheit der Kirche gegen auflöſende Beſtrebungen aller Art wahren. 


Artikel 110. 


Die Generalſynode erläßt die Kirchengeſetze, übt das kirchliche Steuerrecht aus und ſtellt allgemeine 
Grundſätze für die kirchliche Verwaltung auf. 


Artikel 111. 
(1) Die Generalſynode hat insbeſondere 
die Reinheit der evangeliſchen Lehre in der Kirche zu wahren, 
2. für den unverkürzten Beſtand der Rechte der Kirche, namentlich auch auf dem Gebiete der Schule, 
einzutreten, 


3. die evaugeliſche Liebestätigkeit zu fördern, 
4. die Einhaltung und Durchführung der Verfaſſung, der Geſetze und Ordnungen der Kirche zu 
überwachen und zu ſichern. 
(2) Die Generalſynode hat ferner 


über Anträge der Provinzialſynoden zu beſchließen, 
die Haushaltspläne der Kirche und der allgemeinen kirchlichen Kaſſen feſtzuſtellen und die Jahres⸗ 
rechnungen abzunehmen, 
4. über Bürgſchaften der Kirche und über Aufnahmen von Anleihen zu beſchließen, durch die der 
F der Kirche vermehrt wird, und die nicht aus den laufenden Einkünften derſelben 
Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können, 

5. über die Veranſtaltung regelmäßig wiederkehrender Kirchenkollekten zu Wahl her, die im Geſamt⸗ 
gebiete der Kirche veranſtaltet werden ſollen, 

6. die Grundſätze für die Anſtellung der Beamten der Kirche, ihrer Verbände und Gemeinden aus 
zuſtellen und deren Amtsbezeichnungen au beſtimmen. Bei Anderungen von Amtsbezeichnungen, 
Welche durch die Verfaſſung ſeſtgeſetzt find, insbeſondere für die Beilegung der Amtsbezeichnung 

„Biſchof“ an die Generalſuperintendenten, bedarf es eines Kirchengeſetzes. 


) 
1. die ‚Borlaget der Kirchenleitung zu erledigen, 
2 


Artikel 112. 
(1) Der Regelung durch Kirchengeſetz bleiben folgende Gegenſtände nn 


J. die kirchliche Lehrfreiheit und Lehrverpflichtung der Geiſtlichen, 
2. die gottesdienſtliche Ordnung, 
3. die Einführung und Abſchaffung allgemeiner kirchlicher Feiertage, i 
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die Kirchenzucht, 
die kirchlichen Bedingungen der Trauung, 
die Ordnung der Konfirmation, 
das kirchliche Umlagen- und Beſteuerungsrecht, 
die Heranziehung des Kirchen⸗ und Pfarrvermögens zu Abgaben, 
die Grundſätze für die Errichtung und Aufhebung von Pfarrſtellen ſowie für die Beſetzung der 
geiſtlichen Amter, 
die kirchlichen Erforderniſſe für die Anſtellung im geiſtlichen Amte, 
die dienſtrechtlichen Verhältniſſe der Geiſtlichen und der im Dienſte der Kirche, ihrer Verbände 
und Gemeinden ſtehenden Beamten. 
(2) Die Generalſynode hat das Recht, auch andere Gegenſtände der kirchlichen Ordnung durch Kirchen⸗ 
geſetz zu regeln. 


S 


— O 


1 
1 


Artikel 113. f 
Kirchengeſetze werden unter Hinweis auf den Beſchluß der Generalſynode durch den Kirchenſenat im 
Kirchlichen Gefeh- und Verordnungs⸗Blatt verkündet. Sie erhalten ihre verbindliche Kraft, wenn nichts 
anderes beſtimmt iſt, mit dem 14. Tage nach der Ausgabe des Blattes. 


=; Artifel 114. 
(1) Kirchengeſetze gehen den kirchlichen Provinzialgeſetzen vor. 
(2) Kirchengeſetze, die nur für eine Kirchenprovinz gelten ſollen, bedürfen der Zuſtimmung der Provinzial⸗ 
ſynode dieſer Provinz. 
Artikel 115. 
(1) Bei Anderungen der gottesdienſtlichen Orduung und der Ordnung der Konfirmation ſollen die 
Provinzialſynoden vor dem Beſchluſſe der Generalſynode gehört werden. 
(2) Sonderbeſtimmungen über die gottesdienſtliche Ordnung in den einzelnen Kirchenprovinzen bedürfen 
der Zuſtimmung der Provinzialſynode. 
(3) Gegen die Einführung abändernder Beſtimmungen ſteht jeder Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu, 
wenn ſie bei einer auf Geſetz oder Herkommen beruhenden älteren Ordnung zu bleiben beſchließt. 
(4) Durch vorübergehende Verhältniſſe bedingte Anordnungen für die gottesdienſtliche Ordnung werden 
vom Kirchenſenate getroffen. 


Artikel 116. 
(1) Über die Einführung von Geſangbüchern für das geſamte Kirchengebiet beſchließt die Generalſynode. 
(2) Gegen die Verpflichtung zur Einführung ſteht jeder Provinzialſynode und jeder Gemeinde ein 
Widerſpruchsrecht zu. 
N Artikel 117. 
(1) Die Generalſynode wird von vier zu vier Jahren neu gebildet. 
(2) Sie beſteht aus 
J. Mitgliedern, die von den Provinzialſynoden gewählt werden, und einem Mitgliede, das von der 
Kreisſynode Hohenzollern aus den innerhalb der Hohenzollernſchen Lande wohnhaften Gemeinde- 
mitgliedern gewählt wird, 
2. den Generalſuperintendenten und deu Präſiden der Provinzialſynoden, 
| | nzlalſynoder f BER 
3. Vertretern der evangelifch-theologifchen Fakultäten der Univerſitäten im Kirchengebiete, 
4. 15 weiteren Mitgliedern, deren Entſendung oder Berufung nach Artikel 120 erfolgt, 
5. 5 Mitgliedern, die vom Kirchenſenate berufen werden, 5 
6. Mitgliedern aus den außerpreußiſchen Teilen der Kirche nach näherer Regelung gemäß Artikel 165. 
(3) Der Präſes und ſeine beiden Stellvertreter gehören auch der nächſten Generalſynode als Mitglieder an. 


NE Pure N WE 
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a Artikel 118. i Ger 
| (1) Die von den Provinzialſynoden zu wählenden Mitglieder werden, vorbehaltlich einer Anderung durch 
Kirchengeſetz, ſo verteilt, daß auf Brandenburg 42, auf Sachſen 21, auf Oſtpreußen, Pommern, Schleſien, 
Weſtfalen und Rheinprovinz je 18, auf die Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 3 entfallen, ee 

(2) In jeder Kirchenprovinz find ein Drittel aus den Geiftlichen und zwei Drittel aus weltlichen 
Gemeindegliedern zu wählen. : 

(3) Die Wahl erfolgt auf Grund gebundener Wahlvorſchläge nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 
oder, falls kein Widerſpruch erhoben wird, durch Zuruf. 


Artikel 119. 
Die evangeliſch-theologiſchen Fakultäten der Univerſitäten im Kirchengebiete haben das Recht, aus ihrer 
Mitte einen Vertreter in die Generalſynode zu entſenden. . 


er Artikel 120. N 2 

) Die im Artikel 117 Abſ. 2 Ziffer 4 genannten Mitglieder ſollen von den großen evangeliſchen 
Verbänden, Vereinen und Anſtalten, den evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrern und Lehrerinnen 
an den höheren, mittleren und Volksſchulen, von den Organiſten und Kirchenchorleitern ſowie den ſonſtigen 
Kirchengemeindebeamten aus ihrer Mitte eutſendet werden. Die Generalſynode verteilt fie am Schluſſe jeder 
ordentlichen Tagung für die nächſte Wahl auf die Berechtigten und beſtimmt, welche Vertretungen der 
Berechtigten ſie zu entſenden haben und wie viele von ihnen in Ermangelung entſendungsfähiger Vertretungen 
von dem Kirchenſenate zu berufen ſind. ö 
(2) Das Nähere wird durch Kirchengeſetz geordnet. 


Artikel 121. 

(J) Die Generalſynode tritt alle 4 Jahre zuſammen. 

(2) Zu außerordentlichen Tagungen iſt ſie einzuberufen, wenn ſie ſelbſt es in einer ordentlichen Tagung 
beſchließt oder wenn es mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder oder der Kirchenſenat oder mindeſlens vier Pro- 
vinzialkirchenräte verlangen. 5 

(3) Ort und Beginn der Tagung beſtimmt der Kirchenſenat. a 

(4) Anläßlich der Eröffnung der Synode findet ein Gottesdienſt ſtatt. Die Sitzungen werden mit 
Schriftverleſung und Gebet eröffnet und mit Gebet geſchloſſen. 85 

(5) Der Tagung der Generalſynode wird im geſamten Kirchengebiet im Hauptgottesdienſte fürbittend 
gedacht. f N . 


Artikel 122. 

(1) Die Generalſynode wählt zu Beginn jeder ordentlichen Tagung für die Dauer der Wahlzeit aus 

ihrer Mitte den Präſes und zwei Stellvertreter. Von dieſen muß einer den geiſtlichen, einer den weltlichen 
Mitgliedern angehören. Die Gewählten bleiben bis zur Neuwahl im Amte. = 
(2) Der Präſes bereitet die Verſammlungen der Synode vor, beruft die Synode, eröffnet und ſchließt 

die Tagung, leitet die Verhandlungen, handhabt die äußere Ordnung und führt den Schriftwechſel. In den 
Ausſchüſſen kann er jederzeit das Wort nehmen und Anträge ſtellen. a i 
(3) Die Bildung von Sonderausſchüſſen aus der Generalſynode über die Tagung der Synode hinau 

regelt ſich nach Artikel 130 Abſ. 2 bis 4. i 8 SEN 


Artikel 123. ü cc 
Die Präſidenten des Kirchenſenats und des Oberkirchenrats find. berechtigt, in der Generalſynode wie 
in ihren Ausſchüſſen jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. Auf Verlangen des Präsidenten 
des Oberkirchenrats ſind an feiner Stelle die Vizepräſidenten und die Mitglieder des Oberkirchenrats zum 
Worte zuzulaſſen. 8 55 FR - 
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Artikel 124. 
Der Generalſynode iſt bei jeder Tagung vom Kirchenſenat über feine Tätigkeit ſowie über alle 
wichtigen Ereigniſſe, die auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens ſeit der letzten Tagung eingetreten ſind, 
Bericht zu erſtatten. Der Bericht iſt zur Beſprechung zu ſtellen. 


Artikel 125. 

Gegen Beſchlüſſe der Generalſynode kann der Kirchenſenat binnen drei Monaten nach Eingang der 
Beſchlüſſe Einſpruch erheben. Der Beſchluß des Kirchenſenats bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen. Der Gegenſtand iſt der Synode bei der nächſten Tagung nochmals vorzulegen. Hält die Synode 
ihren Beſchluß aufrecht, fo iſt danach zu verfahren. 


II. Kirchenſenat. 
N Artikel 126. 

(1) Der Kirchenſenat hat die Kirche nach der Verfaſſung, den Kirchengeſetzen und den von der General- 
ſynode aufgeſtellten Grundſätzen zu leiten. Auf ihn gehen, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die Befugniſſe 
über, die nach bisherigem Rechte dem Könige als Träger des landesherrlichen Kircheuregiments zuſtanden. 

(2) Er hat insbeſondere 

die Legitimation der Mitglieder der Generalſynode und die Rechnungen vorzuprüfen ſowie die 
der Generalſynode vorzulegenden Geſetzentwürfe feſtzuſtellen, 

2. die Beſchlüſſe der Generalſynode auszuführen und zu Kirchengeſetzen die Ausführungsanweiſungen 
zu geben, 

3. die Diſziplinargewalt über die Kirchenbeamten nach Maßgabe des Geſetzes auszuüben, 

4. den Präſidenten des Oberkirchenrats und die Generalſuperintendenten zu wählen, 

5. die Vizepräſidenten und Mitglieder des Oberkirchenrats ſowie die Konſiſtorialpräſidenten und 
Mitglieder der Konfiftorien zu wählen, wobei dem Präſidenten des Oberkirchenrats das Vor- 

ſchlagsrecht vorbehalten iſt, 
6. Angelegenheiten, die einen Beſchluß der Generalſynode erfordern, aber keinen Aufſchub dulden, durch 


Notverordnungen oder Einzelmaßnahmen zu regeln. 


Artikel 127. c 
(1) Notverordnungen find nur zuläſſig, wenn die Generalſynode nicht verſammelt und ihre Einberufung 
nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht entſprechend iſt. Notverordnungen, die eine Anderung der 
Verfaſſung enthalten, bedürfen der Zuſtimmung von zwei Dritteln der Anweſenden. 8 
i (2) Notverordnungen find als ſolche im Kirchlichen Geſetz und Verordnungs-Blatt zu verkünden. Sie 
treten, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, mit der Verkündung in Kraft. a 
(3) Notverordnungen find der Generalſynode bei ihrer nächſten Tagung zur Genehmigung vorzulegen. 


Wird die Genehmigung verſagt, fo find fie vom Kirchenſenate durch eine Verordnung außer Kraft zu ſetzen, 


die im Kirchlichen Geſetzt und Verordnungs- Blatt zu verkünden iſt. 
Artikel 128. 
(1) Dem Kirchenſenate gehören an > 
J. der Präſes der Generalſynode und feine beiden Stellvertreter, 
2. die Vorſitzenden der Provinzialkirchenräte, 
3. 10 weitere Mitglieder der Generalſynode, die von ihr in jeder ordentlichen Tagung gewählt 
werden und bis zur nächſten Wahl im Amte bleiben, 
der Präſident und die Vizepräſidenten des Oberkirchenrats ſowie ein geiſtliches und ein weltliches 
Mitglied dieſer Behörde, die von dem Präſidenten für den einzelnen Fall beſtimmt werden, 
„die Vorſitzenden der Konſiſtorien. 


. 
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(2) Von den Mitgliedern in Ziffer 1 bis 3 darf nicht mehr als ein Drittel Geiſtliche ſein. 

(3) Für den Vorſitzenden des Provinzialkirchenrats tritt, wenn er nach Abſ. 1 Ziffer 1 oder 3 dem 
Kirchenſenat angehört, ein weiteres Mitglied der Generalſynode ein. ; 

(4) Für den Vorſitzenden des Konſiſtoriums tritt, wenn die Kirchenprovinz nach Abſ. 1 Ziffer 1 bis 4 
durch einen Generalſuperintendenten vertreten iſt, der Konſiſtorialpräſident ein. 

(5) Eine Vermehrung der Konſiſtorien zieht eine Vermehrung der Mitglieder unter Abf. 1 Ziffer 3 
derart nach ſich, daß auf jeden Vorſitzenden eines neuen Konſiſtoriums zwei neue ſynodale Mitglieder kommen. 

(6) Für die Mitglieder der Synode find Stellvertreter zu wählen; für die kraft ihres kirchlichen Amtes 
dem Kirchenſenat angehörenden Mitglieder treten bei Behinderung ihre geſchäftsordnungsmäßigen Vertreter in 
den Kirchenfenat ein. 


Artikel 129. 


(1) Vorſitzender im Kirchenſenat iſt der Präſes der Generalſynode. i 

(2) Durch Kirchengeſetz kann der Vorſitz einem in beſonderem Amte zu berufenden Präſidenten des 
Kirchenſenats übertragen werden. In dieſem Falle ſind dem Präſes der Generalſynode im Kirchenſenate die 
gleichen Rechte zu ſichern wie dem Präſidenten des Oberkirchenrats und iſt die Erledigung der Geſchäfte der 
Generalſynode, die im Artikel 126 dem Kirchenſenat übertragen find, einem rein ſynodalen Organe zuzuweiſen. 

(3) Der Kirchenſenat wählt aus feiner Mitte für die Synodalperiode den Stellvertreter des Vorſitzenden. 

(4) Der Kirchenſenat wird von dem Vorſitzenden berufen. Er muß berufen werden, wenn 8 ſeiner 
Mitglieder oder der Präſident des Oberkirchenrats es verlangen. 5 

(5) Der Kirchenſenat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens die Hälfte des ver- 
faſſungsmäßigen Mitgliederbeſtandes anweſend iſt und ſich unter den Anweſenden mindeſtens die Hälfte der 
verfaſſungsmäßigen Zahl der ſynodalen Mitglieder befindet. Er faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. 
Bei Wahlen entſcheidet, ſofern es ſich nicht um ſolche nach Artikel 126 Abſ. 2 Ziffer 4 und 5 handelt, bei 
Stimmengleichheit das Los. 

Artikel 130. 

(1) Der Kirchenſenat kann die Erledigung einzelner zu feiner Zuſtändigkeit gehöriger Geſchäfte oder 
beſtimmte Gattungen ſolcher Geſchäfte einem engeren Ausſchuß oder dem Oberkirchenrat übertragen. In dem 
engeren Ausſchuſſe muß die Zahl der ſynodalen Mitglieder doppelt fo groß ſein als die Zahl der beamteten. 

(2) Er kann ſich im Einverſtändniſſe mit der Generalſynode oder auf ihre Anregung zur Vorbereitung 
und Fortführung ihrer Aufgaben Sonderausſchüſſe angliedern. Die Generalſynode kann in dieſe Ausſchüſſe 
Vertreter entſenden und der Kirchenſenat Sachverſtändige berufen. Die Vorſitzenden der Sonderausſchüſſe 
werden vom Kirchenſenat ernannt. 

(3) Die Sonderausſchüſſe find dem Kirchenſenate verantwortlich. Zu Beſchlüſſen, die der Kirche ⸗Ver⸗ 
pflichtungen auferlegen, find fie nicht befugt. Ba 

(+) Das Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung, die fich der Kirchenſenat gibt. In ihr wird glüͤch die 
etwaige ſchriftliche Abſtimmung des engeren Ausſchuſſes geregelt. Die Geſchäftsordnung bedarf der Genehmigung 
der Generalſynode. a 


III. Evangeliſcher Oberkirchenrat. 
Artikel 131. 


Der Cvangeliſche Oberkirchenrat leitet und verwaltet die inneren und äußeren Angelegenheiten der Kirche 
nach Maßgabe der Verfaſſung, der kirchlichen Geſetze und der vom Kirchenſenat in den Grenzen feiner Zus 


ſtändigkeit gegebenen Anweiſungen. Er iſt in allen Fällen einſchließlich der kirchlichen Aufſicht zuſtändig, in a vis 


denen nichts anderes vorgeſchrieben ift oder wird. 


Artikel 132. 5 g 
(1) Der Oberkirchenrat iſt ein Kollegium. Er beſteht aus einem Präſidenten, einem geiſtlichen und 
einem weltlichen Vizepräsidenten und geiftlichen und weltlichen Mitgliedern. 


Geſetzſammlung 1924. (Nr. 12829). 5 44 


# 609 Die e Mitgiher et ie oder ebenen 15 Geben buff, die aufden im Neben 
amte kann auch für die Dauer des Hauptamts erfolgen. 


ARE Artikel 133. E : 
) Der Wräſtdent des Oberkirchenrats regelt den Geſchäftsgang. Er kann in dringlichen Fällen vor 
Entſcheidung des Oberkirchenrats unter eigener Verantwortung verfügen. 

(2) Er ernennt die Beamten der kirchlichen Verwaltung, ſoweit dieſes Recht nicht anderen Stellen 
tragen iſt. Er iſt befugt, die Ernennung für einzelne Beamtengruppen den Vorſitzenden der Konſiſtorien 
herlaſſen. 

(3) Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Oberkitchenrats werden von dem e unterzeichnet. 


i Artikel 134. 
Sn 00 Der geifliche und der weltliche Vizepräfident find die ſtändigen Vertreter des Präſidenten in der 
Leiti N des Oberkirchenrats bei der Erledigung der laufenden Geſchäfte. 

(32) Im Falle der Behinderung wird der Präſident in den ihm perſönlich vorbehaltenen i 
durch = Dieu älteren Vizepräfidenten vertreten. 


V. Rechtliche Vertretung der Kirche. 

5 Artikel 135. 

(050 Die Kirche wird A durch den Evangeliſchen Oberkirchenrat, außergerichtlich 10 durch 

1 enſenat oder den Oberkirchenrat vertreten. 

(22) Urkunden, welche die Kirche Dritten gegenüber verpflichten ſollen, ſind namens des Kircjenfenats 

dem Vorſitzenden oder 8 Stellvertreter, namens des Oberkirchenrats von dem Präſidenten oder dem 
u Vize präſidenten oder deſſen geſchäftsordnungsmäßigem Vertreter unter Beidrückung des Siegels zu 

en wird Dritten as die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Rechts ausſchüſſe. 


Artikel 136. 


(1) Zur Entſcheidung von Rechtsfragen und Streitigkeiten der kirchlichen Verwaltung iſt in den durch 
Verfaſſung oder beſondere kirchliche Geſetze beſtimmten Fällen für den Bereich einer Kirchenprovinz der 
tsaı uß der Kirchenprovinz, für den Geſamtbereich der Kirche der Rechtsausſchuß der Kirche zuſtändig. 


00 eee find unabhängige, nur dem Geſetz unterworfene Kirchenbehörden. 


i Artikel 137. 
* Det Neichtsausſchiß der Kirchenprovinz beſteht aus 

1. dem Konſiſtorialpräſidenten als Vorſitzendem, 

2. zwei Mitgliedern des Konſiſtoriums, 

3. vier von der Provinzialſynode am Schluſſe jeder erſten ordentlichen Tagung zu wählenden 

Gemeindegliedern, die innerhalb der Kirchenprovinz die Wählbarkeit zum Alteſten befigen. 

Der Rechtsausſchuß der Kirche beſteht aus > 

1. dem weltlichen Vizepräſidenten des Oberkirchenrats als Vorſitzendem, 

2. zwei Mitgliedern des Oberkirchenrats, 

3. vier von der Generalſynode am Schluſſe jeder ordentlichen ang zu wählenden Gemeindegliedern, 
ö we 9 die Wählbarkeit zum Alteſten beſitzen. N 
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(3) Der Stellvertreter des Konſiſtorialpräſidenten und die konſiſtorialen Mitglieder des Rechtsausſchuſſes 
der Kirchenprovinz ſowie deren Stellvertreter werden jeweils für ein Jahr im voraus von dem Konſiſtorial⸗ 
präſidenten, dem dienſtälteſten geiſtlichen und dem dienſtälteſten weltlichen Mitgliede des Konſiſtoriums beſtimmt. 
Die Beſtimmung verſchiedener konſiſtorialer Mitglieder für einzelne Gruppen von Entſcheidungsgegenſtänden 
iſt nicht ausgeſchloſſen. Die Beſtimmung kann im Laufe des Jahres nur geändert werden, wenn dies infolge 
Wechſels oder dauernder Verhinderung von Mitgliedern erforderlich wird. Die entſprechende Beſtimmung für 
den Rechtsausſchuß der Kirche erfolgt durch den Präſidenten und die beiden Vizepräſidenten des Oberkirchenrats. 

(+) Unter den Mitgliedern der Kirchenbehörden und den gewählten Mitgliedern ſoll ſich je ein Geift- 
licher befinden. 

Artikel 138. 

(1) Für die gewählten Mitglieder werden Stellvertreter gleichen Standes beſtimmt. 

(.̃2) Die gewählten Mitglieder und Stellvertreter bleiben bis zum Eintritte der neugewählten im Amte; 
ſie ſcheiden aus, wenn ſie die Wählbarkeit zum Alteſten verlieren. 

(3) Iſt ein gewähltes Mitglied ausgeſchieden, für das kein Stellvertreter mehr vorhanden iſt, ſo iſt 
ein Erſatznann zu wählen, der den Erforderniſſen des Artikel 137 Abſ. 1 Ziffer 3, Abf. 2 Ziffer 3 und 
Abſe 4 entſpricht. Die Wahl wird für den Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz von den ſynodalen Mit 
gliedern des Provinzialkirchenrats, für den Rechtsausſchuß der Kirche von den ſynodalen Mitgliedern des 
Kirchenſenats vollzogen. 5 A 

Artikel 139. 


(1) Die Rechtsausſchüſſe find beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 4 Mitglieder anweſend find. 

(2) Mindeſtens einer der anweſenden Beiſitzer ſoll die volle wiſſenſchaftliche Vorbildung zum Richteramt 
oder zum höheren Verwaltungsdienſte beſitzen und mindeſtens einer dem geiſtlichen Stande angehören. 

(3) Die Rechtsausſchüſſe faſſen ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit ſcheidet 
das dem Lebensalter nach jüngſte Mitglied bei der Abſtimmung aus. i 

(4) Vor der abſchließenden Entſcheidung ſind die Beteiligten zu hören und die ſonſt zur Aufklärung 
der Sache erforderlichen Feſtſtellungen zu treffen. Aber die Vereidigung von Zeugen und Sachverſtändigen 
beſchließen die Rechtsausſchüſſe. Die abſchließende Entſcheidung iſt mit Gründen ſchriftlich auszufertigen. 
Das Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung, die der Kirchenſenat erläßt. In ihr werden auch das Zuſtellungs⸗ 
weſen, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, die etwaige ſchriftliche Abſtimmung und die Form der 
Ausfertigung der Beſchlüſſe geregelt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Gemeinſame Beſtimmungen. 
Artikel 140. 

(1) Die Mitglieder der Synoden müſſen die Wählbarkeit zum Alteſten beſitzen. Die Zugehörigkeit zu 
einer Synode erliſcht, fofern fie den Wohnſitz in ihrem Bereiche vorausſetzt, mit der Aufgabe dieſes Wohn- 
ſitzes, ferner mit dem Verluſte der Wählbarkeit. 2er 

(2) Jede Synode entſcheidet über die Legitimation ihrer Mitglieder. 

(3) Für die gewählten, berufenen und entſandten Mitglieder iſt die Möglichkeit einer Stellvertretung 5 
vorzuſehen. Die Stellvertreter find zugleich Erſatzmitglieder. =; 


Artikel 141. ER 
(1) Beim Eintritt in eine Synode legen die Mitglieder das Gelöbnis ab, indem fie auf die Frage 
des Vorſitzenden: N 
„Gelobet Ihr vor Gott, daß Ihr Euere Obliegenheiten als Mitglieder der Synode ſorgfältig und 
treu, dem Worte Gottes und den Ordnungen der Kirche gemäß erfüllen und danach trachten wollt, 
daß die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriftus 2 
erklären: „Ich gelobe es vor Gott.“ 5 
(2) Die Verweigerung des Gelöbniſſes zieht den Verluſt der Mitgliedſchaft nach fich. 
44 * 


U 


Artikel 142, 
Geiſtliche ſowie kirchliche Beamte und Angeſtellte bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als Mitglieder 
einer Synode keines Urlaubs. 


1 


Artikel 143. 
(1) Die Verhandlungen der Synoden find für alle Glieder der Kirche öffentlich, doch können die 
Synoden die Offentlichkeit ausſchließen. N 
(2) Die Verhandlungen der Ausſchüſſe find nicht öffentlich, doch haben die Mitglieder der Synode Zutritt. 


Artikel 144. 

(1) Die Synoden find beſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens zwei Dritteln der verfaſſungsmäßig 
zuläſſigen Höchſtzahl ihrer Mitglieder. a 

(2) Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. Wahlen köunen durch Zuruf erfolgen; wird dagegen Widerſpruch erhoben, ſo ſind ſie nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl vorzunehmen. 

(3) Kirchliche Geſetze erfordern zweimalige Beratung und Beſchlußfaſſung. 

(4) Verfaſſungsänderungen bedürfen der Zuſtimmung von zwei Dritteln der Auweſenden und müſſen 
in zwei Leſungen an verſchiedenen Tagen beſchloſſen werden. Weitere Ausnahmen von Abſ. 2 Satz 1 kann 
das Geſetz zulaſſen. 


Artikel 145. 
Jede Synode regelt ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. Dieſe trifft auch die erforderliche 
Beſtimmung über die Einberufung ſtellvertretender Synodalmitglieder, über die Durchführung des Grundſatzes 
der Verhältniswahl, über die Tagegelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Synoden ſowie über die Bildung, 
den Geſchäftsgang und die Beſchlußfaſſung von Synodalvorſtänden. : 


Artikel 146. N 5 
Die Mitglieder ſämtlicher kirchlicher Körperſchaften ſowie die kirchlichen Beamten find dauernd verpflichtet, 
über Angelegenheiten der Seelſorge und Kirchenzucht und über ſonſtige Gegenſtände, die ihrer Natur nach 
vertraulich find oder als ſolche ausdrücklich bezeichnet werden, ſtreugſte Verſchwiegenheit zu beobachten. 


. Artikel 147. 

(1) Den Organen der Kirche und der kirchlichen Selbſtverwaltungskörper können durch kirchliche Geſetze 
noch andere als die in dieſer Verfaſſung vorgeſehenen Aufgaben übertragen werden. 

(2) Zur Regelung beſonderer Einrichtungen können die Gemeindekörperſchaften durch Gemeindeſatzung 
zu Artikel 4 bis 40 und 54 bis 59, die Kreisſynoden durch Kreisſatzung auch zu Artikel 60 bis 76 ergänzende 
Beſtimmungen erlaſſen. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Provinzialkirchenrats. Dieſe darf nur 
erteilt werden, wenn der Rechtsausſchuß der Kirche anerkannt hat, daß die Satzung nicht mit der Verfaſſung 
oder weſentlichen Vorſchriften anderer kirchlicher Geſetze im Widerſpruche ſteht. Vor Genehmigung einer Gr 


meindeſatzung iſt der Kreisſynodalvorſtand zu hören. 


Artikel 148. 

N - (1)-Weigern ſich die Organe der Gemeinden oder Kreisſynodalverbände, geſetzliche Leiſtungen, die aus 
Sr dem kirchlichen Vermögen zu beftveiten find oder den Gliedern dieſer Selbſtverwaltungskörper obliegen, auf 
den Haushaltsplan zu bringen, fo iſt das Konſiſtorium befugt, die Eintragung in den Haushaltsplan zu 
bewirken und die weiter erforderlichen Verfügungen zu treffen. f a 

(2) Gegen die Verfügung iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde beim Rechtsausſchuſſe der Kirchenprovinz 
und gegen deſſen Entſcheidung innerhalb eines Monats Berufung an den Rechtsausſchuß der Kirche zuläffig, 
(3) Gegenüber Organen der Provinzialſynodalverbände ſtehen die Befugniſſe des Abf. 1 dem Ober⸗ 
kirchenrate zu. Gegen ſeine Verfügung iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde beim Rechtsausſchuſſe der 
Kirche zuläſſig. 5 5 n Fe 


a 


Artikel 149. 

(1) Beſchlüſſe der Gemeindekörperſchaften, der Kreisſynoden und ihrer Ausſchüſſe ſowie der Kreisſynodal⸗ 
vorſtände, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, find vom Konſiſtorium außer Kraft 
zu ſetzen. Der Vorſitzende der Körperſchaft, die einen ſolchen Beſchluß gefaßt hat, iſt verpflichtet, die Aus⸗ 
führung des Beſchluſſes auszuſetzen und ihn dem Konſiſtorium zur Entſcheidung vorzulegen. 

(2) Gegen die Entſcheidung iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde beim Rechtsausſchuſſe der Kirchen⸗ 


provinz und gegen deſſen Entſcheidung innerhalb eines Monats Berufung an den Rechtsausſchuß dern 


Kirche zuläſſig. 
Artikel 150. 


() Beſchlüſſe einer Provinzialſynode, die mit der Einheit der Kirche in Bekenntnis und Union, Kultus 
und Verfaſſung nicht vereinbar ſind oder gegen die Geſetze verſtoßen oder die einheitliche Finanzwirtſchaft der 
Kirche gefährden, ſind vom Kirchenſenat außer Kraft zu ſetzen. 

(2) Dasſelbe gilt von Beſchlüſſen eines Provinzialkirchenrats und feiner Ausſchüſſe, welche deren 
Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen oder die einheitliche Finanzwirtſchaft der Kirche gefährden. 
Auf Verlangen des Konſiſtoriums iſt die Ausführung des Beſchluſſes bis zur Entſcheidung des Kircheufenats 
auszuſetzen. a 
Artikel 151. 

Die in der Verfaſſung für die Einlegung der Beſchwerde und der Berufung vorgeſchriebenen Friſten 
beginnen mit der Zuſtellung der anzufechtenden Entſcheidung oder Verfügung. Für die Berechnung der 
Friſten ſind die Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes maßgebend. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 152. 
(1) Das geltende kirchliche Recht bleibt in Kraft, ſoweit ſich nicht aus der Verſaſſung anderes ergibt. 
(2) Soweit in Geſetzen oder in anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen iſt, die durch die 


Verfaſſung aufgehoben find, werden fie in Ermanglung anderer Vorſchriften durch die entſprechenden Ber 
ſtimmungen der Verfaſſung erſetzt. : 


(3) Ebenſo treten an die Stelle aufgehobener Behörden die entſprechenden Behörden der neuen Ver 


faſſung. An die Stelle des Provinzialſynodalvorſtandes und des durch den Provinzialſynodalvorſtand ver⸗ 
ſtärkten Konſiſtoriums tritt im Zweifel der Provinzialkirchenrat, an die Stelle des Generalſynodalvorſtandes 
und des durch den Generalſynodalvorſtand erweiterten Evangeliſchen Oberkirchenrats im Zweifel der Kirchen⸗ 
ſenat. Dieſem ſteht auch der Erlaß von Ausführungsvorſchriften zu Kirchengeſetzen inſoweit zu, als bisher dieſe 
Aufgabe dem Evangeliſchen Oberkirchenrat allein übertragen war. f 


Artikel 153. 


Unberührt bleiben bis zu anderer geſeglicher Regelung die Beſtimmungen über die Rechte und Pflichten 


der Kirchenpatrone. 
Artikel 154. 


Das Verfahren bei Ablehnung einer geiftlichen Amtshandlung oder bei Verweigerung. der Zulaſſung 5 
zu einer ſolchen regelt ſich bis zu anderer Ordnung durch Kirchengeſetz nach den beſtehenden Vorſchriften. 


Aber den Rekurs entſcheidet in allen Fällen der Kreisſynodalvorſtand. 


Artikel 155. 
(1) Unberührt bleibt 5 


1. die Verfaſſung der franzöſiſch⸗reformierten Gemeinden, in denen ein Konſiſtorium oder Presbyterium 
gemäß der discipline des églises reformees de France befteht, 


S 
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2. die Verfaſſung der Gemeinden, die auf Grund einer landesherrlich genehmigten Sonderverfaſſung 
zur Verwaltung ihrer Angelegenheiten eigene kirchliche Körperſchaſten beſitzen, — 
3. bis auf weiteres die Verfaſſung der Militär- und Auſtaltsgemeinden. f 

(2) Die Anerkennung neuer Anſtaltsgemeinden erfolgt bis zu anderer geſetzlicher Regelung durch den 
Provinzialkirchenrat. f 

(3) In den im Abf. 1 Ziffer 1 und 2 bezeichneten Gemeinden treten bei den Wahlen zu den Kreis⸗ 
ſynoden und zur Provinzialſynode an die Stelle der Gemeindevertretung und des Gemeindekirchenrats die 
entſprechenden Körperſchaften dieſer Gemeinden; iſt eine ſtändige größere Gemeindevertretung mit geſchloſſener 
Mitgliederzahl nicht vorhanden, ſo wählen nur die Mitglieder der dem Gemeindekirchenrat entſprechenden 
Körperſchaften. 

(1) Anſtaltsgemeinden nehmen an den Wahlen zu den Kreisſynoden und Provinzialſynoden teil, ſofern 
fie nach Feſtſtellung des Provinzialkirchenrats eigene Vertretungen beſitzen, deren Bildung und Wirkungskreis 
den Grundſätzen der Verfaſſung für die Gemeindekörperſchaften im weſentlichen entſpricht. 

(5) Militärgemeinden nehmen an den Wahlen zu den Kreis- und Provinzialſynoden nicht teil. 


Artikel 156. 

(1) Das Kirchengeſetz vom 17. Mai 1895, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände 
in größeren Orten, ſowie das Kirchengeſetz vom 4. Juli 1904 über die Bildung von Parochialverbänden im 
Geltungsbereiche der revidierten Kirchenordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz bleiben bis zu anderer 
Regelung durch Kirchengeſetz aufrechterhalten. Die Wahlen zur Berliner Stadtſynode und zu den Ver⸗ 
baudsvertretungen find nach Artikel 65 Abf. 5 vorzunehmen. Die Wahl der Mitglieder der Berliner Stadt⸗ 
ſynode erfolgt jedesmal nach der Neuwahl der Gemeindekörperſchaften. i 

„(à) Artikel 47 Abf. 1 und 2, Artikel 148 und 149 gelten für Parochialverbände entſprechend. 


i Artikel 157. 
(1) Bis zur Neuregelung des kirchlichen Diſziplinarrechts tritt 

der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz an die Stelle des Konſiſtoriums in den Fällen der 
§§ 19, 46 und 53 des Kirchengeſetzes vom 16. Juli 1886, betreffend die Dienſtvergehen der 
Kirchenbeamten und die unfreiwillige Verſetzung derſelben in den Ruheſtand, 

der Rechtsausſchuß der Kirche an die Stelle des Evangeliſchen Oberkirchenrats in den Fällen 
der 88 33, 46 und 54 des genannten Geſetzes ſowie in den Fällen des § 21 bei Benennung 
eines anderen als des zuſtändigen Rechtsausſchuſſes. 

(2) In den Fällen der §s 19, 33, 46, 53 und 54 ſollen fi unter den von der Synode gewählten 
Mitgliedern des Nechtsausfchuffes, wenn das Verfahren einen Geiſtlichen betrifft, zwei Geiſtliche, wenn es einen 
nichtgeiſtlichen Beamten einer Kirchengemeinde oder eines Synodalverbandes betrifft, zwei Angehörige dieſes 
Berufsſtandes befinden. 

f (3) Auf das Verfahren und die Entſcheidung der Rechtsausſchüſſe finden die Beſtimmungen des ange⸗ 
Re führten Geſetzes entſprechende Anwendung; Endentſcheidungen des Rechtsausſchuſſes der Kirche erfolgen in 
5 den Fällen der SS 33, 46 und 54 in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern. 


Artikel 158. 
(1) Der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz entſcheidet f 
1. bei Beſetzung von Pfarrſtellen über Beſchwerden gegen Entſcheidungen, die vom Kreisſynodal— 
a vorſtand auf Einſpruch aus der Gemeinde gegen Wandel und Gaben des Geiſtlichen oder auf 
F. Einſpruch einer Zweidrittelmehrheit getroffen werden, 
2. a Beſchwerden der Gemeinden gegen Beſchlüſſe der Kreisſynoden wegen Verteilung der Kreis- 
umlagen. : 
(2) Der Rechtsausſchuß der Kirche entſcheidet 
1. im Falle des 8 15 Abſ. 5 des Kirchengeſetzes vom 16. März 1910, betreffend die Beauſtandung 
der Lehre von Geiſtlichen, N 
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2. im Falle des § 1 Abſ. 5 Satz 2 des Kirchengeſetzes vom 12. März 1912, betreffend das Pfarr⸗ 
beſetzungsrecht, 5 

3. über Beſchwerden der Kreisſynodalverbände gegen Beſchlüſſe der Provinzialſynoden wegen Ver⸗ 
teilung der provinzialkirchlichen Umlagen. 


Artikel 159. 
(1) Die Rechtsverhältniſſe der Beamten der allgemeinen kirchlichen Verwaltung werden bis zu kirchen⸗ 
geſetzlicher Regelung durch Verordnung des Kirchenſenats beſtimmt. Dabei finden die jeweils geltenden Vor⸗ 
ſchriften für die preußiſchen unmittelbaren Staatsbeamten entſprechend Anwendung. 


(2) Für das Verfahren bei Beſtrafung von Dienſtvergehen, bei vorläufiger Dienſtenthebung und bei 
unfreiwilliger Verſetzung in den Ruheſtand gilt bis zu anderer kirchengeſetzlicher Regelung das Kirchengeſetz 
vom 16. Juli 1886, betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten und die unfreiwillige Verſetzung der⸗ 
ſelben in den Ruheſtand mit folgenden Maßgaben: 

1. Im förmlichen Diſziplinarverfahren ſowie in den Fällen der SS 53 und 54 des Geſetzes entſcheidet 
bei den vom Kirchenſenate gewählten oder ernannten Beamten in erſter Inſtanz der Rechtsaus⸗ 
ſchuß der Kirche, in zweiter Inſtanz der Kirchenſenat, bei ſonſtigen Beamten in erſter Inſtanz 
der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz, in zweiter Inſtanz der Rechtsausſchuß der Kirche. Die 
für dieſe Fälle im Kirchenſenate mitwirkenden zwei Mitglieder des Oberkirchenrats (Artikel 128 Abſ. 1 
Ziffer 4) ſowie deren Stellvertreter werden jeweils für ein Jahr im voraus durch den Präſidenten 
und die beiden Vizepräſidenten des Oberkirchenrats beftimmt; Artikel 137 Abſ. 3 Satz 3 findet 
Anwendung. Wenn ſich das Verfahren gegen einen Beamten der allgemeinen kirchlichen Ver⸗ 
waltung richtet, der nicht zu den Mitgliedern des Oberkirchenrats oder eines Konſiſtoriums gehört, 
jo ſollen ſich in den Fällen der SS 19, 33, 53 und 54 unter den von der Synode gewählten 
Mitgliedern des Rechtsausſchuſſes zwei nicht zu den Mitgliedern des Oberkirchenrats und der Kon⸗ 
ſiſtorien gehörige Beamte der allgemeinen kirchlichen Verwaltung befinden. Die Endentſcheidung 
des Rechtsausſchuſſes der Kirche erfolgt in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern. 

2. Im übrigen werden die dem Evangeliſchen Oberkirchenrat zugewieſenen Befugniſſe von dem 
Präſidenten des Oberkirchenrats, die dem Konſiſtorium zugewieſenen von dem Leiter der Behörde 
wahrgenommen, bei welcher der Beamte angeſtellt iſt; bei den vom Kirchenſenat gewählten oder 
ernannten Beamten ſtehen dieſe Befugniſſe ausſchließlich dem Präſidenten des Oberkirchenrats zu. 

3. Über Einſtellung des Verfahrens mit Rückſicht auf den Ausfall einer Vorunterſuchung ſowie 
über eine in dieſem Falle etwa zu verhängende Ordnungsſtrafe entſcheidet der Präſident des 
Oberkirchenrats. ’ 

(3) Zur Beſoldung der Beamten der kirchlichen Verwaltung find zunächſt diejenigen Mittel zu ver⸗ 
wenden, welche der Staat der Kirche zur Ablöſung der Koſten des landesherrlichen Kirchenregiments überweiſt. 

(4) Den bisherigen Beamten der kirchlichen Verwaltung, die in den Dienft der Kirche übergehen, ſtehen 
die Anſprüche auf Dienſtſtellung, Dienſteinkommen, Ruhegehalt, Hinterbliebenenfürſorge und ſonſtige dienſtliche 
Bezüge in gleichem Umfange zu wie den unmittelbaren Staatsbeamten entſprechender Stellung nach den für 
dieſe jeweils maßgebenden Vorſchriften. 

- Artikel 160. 5 

Für das Verbleiben von Geiſtlichen und andern Kirchenbeamten im Amte können durch Kirchengeſetz 
Altersgrenzen feſtgeſetzt werden. 

Artikel 161. 8 

(1) Für die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz verbleibt es bei der Kirchenordnung für die 
evangeliſchen Gemeinden dieſer Provinzen, ſoweit ſie gegenüber den Vorſchriften des erſten und zweiten und 
des Unterabſchnitts I des dritten Abſchnitts dieſer Verfaſſung Sonderrecht enthält. Im übrigen gelten die 


Beſtimmungen dieſer Verfaſſung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Gemeindekirchenrats das „Pres— 
byterium“ und an die Stelle der Gemeindevertretung die „größere Gemeindevertretung“ tritt. 
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(2) Werden Beſtimmungen der Kirchenordnung durch ein Kirchengeſetz betroff en, fo find die Provinzial ⸗ 

ſynoden der beiden Kirchenprovinzen zu hören. Das Ergebnis ihrer Abſtimmung wird ſeſtgeſtellt indem die 
Stimmen beider Synoden durchgezählt werden. Dabei it den rheiniſchen und weſtfäliſchen Stimmen ent⸗ 
ſprechend der Geſamtzahl der Mitglieder jeder Synode ein verſchiedenes Gewicht zu geben. 


Artikel 162. 

() In der Provinz Weſtfalen und der Nheinprovinz kaun durch kirchliches Provinzialgeſetz der Vorſitz 
im Konſiſtorium einem rechtskundigen Präſidenten übertragen werden. Das Geſetz bedarf der Zuſtimmung 
von zwei Dritteln der ſtimmberechtigten Mitglieder. 

(2) Der Präſident wird gemäß Artikel 107 und 126 Abs. 2 Ziffer 5 im Hauptamt auf Lebeuszeit 
ernannt. Er tritt nach Maßgabe der Artikel 92 Abſ. 1, 97 Abſ. 1 Ziffer 3, 104 Abſ. 1 Satz 2, 105 Abſ. 3, 
137 Abf. 1 und 3 an die Stelle des Konſiſtorialpräſidenten. ö 

(3) Die Stellung des Generalſuperintendenten zum Präſidenten und zum Konſiſtorium wird vom 
Kirchenſenat durch eine Dienstordnung geregelt. In dieſer iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß dem General: 
ſuperintendenten die Kenntnis der für ihn wichtigen Angelegenheiten des Konſiſtoriums und die Mitwirkung 
bei ihrer Erledigung in vollem Umfange gewährleiſtet wird. 

(4) Das Recht des Generalſuperintendenten auf Vertretung der Kirche nach e ſowie auf Ver⸗ 
tretung der Kirchenprovinz nach Maßgabe der Verfaſſung bleibt unberührt. 


Artikel 163. 

(1) Für die Kirchenkreiſe Stolberg-Wernigerode, Stolberg-Roßla und Stolberg⸗Stolberg wird der 
Kirchenſenat ermächtigt, die beſtehenden Sondereinrichtungen der kirchlichen Verwaltung aufrechtzuerhalten 
und die Zuſammenſetzung und Befugniſſe der Stolbergiſchen Konſiſtorien auf der Grundlage des beſtehenden 
Rechtes nach den Grundſätzen dieſer Verfaſſung neu zu ordnen. 

(2) Entſprechendes gilt für fonftige Sondereinrichtungen auf dem Gebiete der kirchlichen Verwaltung, 
die bisher beſtanden haben und für deren Aufrechterhaltung ein kirchliches Bedürfnis vorliegt. 


Artikel 164. 
i) Die Hohenzolleruſchen Lande bleiben der Kirche als ſelbſtändiger Kirchenkreis eingegliedert. 

(2) Für ihren Bereich werden die Obliegenheiten des Generalſuperintendenten, des ae und 
des Rechtsausſchuſſes der Kirchenprovinz von dem Generalſuperintendenten, dem Konſiſtorium und dem Rechts- 
ausſchuſſe der Rheinprovinz wahrgenommen. Im Falle des Artikel 107 Abf. 2 entſendet der Kreisſynodal⸗ 
vorſtand der Hohenzollernſchen Lande eines ſeiner Mitglieder mit vollem Stimmrecht in den Propinzial⸗ 
kirchenrat. Im übrigen verſieht das Konſiſtorium der Rheinprovinz die Obliegenheiten des Provinzial⸗ 
kirchenrats mit der Maßgabe, daß es vor der Entſcheidung den Kreisſynodalvorſtand zu hören hat. 

(2) Die Wahl und Berufung der Mitglieder der Kreisſynode Hohenzollern wird vom Kirchenſenat 
heſonders geregelt. Dieſer ernennt auch den Superintendenten. In beiden Fällen iſt der Kreisſynodal⸗ 
vorſtand vorher zu hören. 

(4) In Angelegenheiten der Hohenzollernſchen Lande wird im Rechtsausſchuſſe 15 Rheinprovinz das 
von der Provinzialſynode an n Stelle gewählte Mitglied (Artikel 137 Abſ. 1 Ziffer 3) durch ein beſonderes 

Mitglied erſetzt. Dieſes wird von der Hohenzollernſchen Kreisſynode jedesmal am Schluſſe der erſten Tagung 

aus den Gemeindegliedern gewählt, die innerhalb des Kirchenkreiſes die Wählbarkeit zum Alteſten beſitzen. 


Artikel 165. 


ſenat zu einer Sonderregelung ermächtigt. 


Soweit die kirchlichen Verhältniſſe in BU Teilen der Kirche es erfordern, iſt der Kirchen⸗ 
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Kirchliches Gemeindewahlgeſetz. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche 
der älteren Provinzen Preußens hat gemäß Artikel 17 der Verfaſſung folgendes Geſetz beſchloſſen, das hier 
mit verkündet wird: 


8 1. 

(1) Die Zahl der gewählten Alteſten beträgt nicht weniger als 4 und nicht mehr als 12; fie wird 
je nach der Seelenzahl und den fonftigen örtlichen Verhältniſſen mit Genehmigung der Kreisſynode von der 
Gemeindevertretung feſtgeſetzt und kann in größeren Gemeinden bis auf 18 erhöht werden, im Gebiete der 
Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz auch darüber hinaus. 


(2) Die Zahl der Gemeindeverordneten bekrägt in Gemeinden bis zu 200 Seelen 6, 
von mehr als 200, aber höchſteus 500 » 12 
» » » 500, * 2 * 
» „„ „1 000, „ » 2000 » 24, 
„ 2000, „ » 5000 „ 32, 
> „ 5 000, „ » 10 000 » 40, 
» nu»; 10000, „ » 20000 » 48, 
3320000: BER ea 2 Une „ 60. 
(3) Mit Genehmigung der Kreisſynode kann die Gemeindevertretung die Zahl der Gemeindeverordneten 
bis zur Hälfte herabſetzen. 
(a) Umfaßte eine Gemeindekörperſchaft vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes mehr Mitglieder, als ihr nach 
Abf. 2 zuſtehen, fo verbleibt es bei dieſer höheren Zahl, bis eine Neufeſtſetzung nach Abf. 3 erfolgt. 
(5) Die Zahl der Alteſten darf nicht größer ſein als die der Gemeindeverordneten. 


82 
8 2. ö 
(1) Die Seelenzahl wird vom Kreisſynodalvorſtande nach Anhörung des Gemeindekirchenrats feſtgeſtellt. 
Der Kreisſynodalvorſtand entſcheidet auch über Veränderungen der Mitgliederzahl der Gemeindekörperſchaften 
bei Vermehrung oder Verminderung der Seelenzahl, über die damit zuſammenhängenden Fragen der Zuwahl 
oder des Austritts, der Verlängerung oder Verkürzung der Amtsdauer einzelner Mitglieder und über das 
dabei anzuwendende Wahlverfahren. 
(2) Das Konſiſtorium it befugt, allgemein oder im Einzelfalle die Seelenzahl durch den Kreisſynodal⸗ 
vorſtand neu feſtſtellen zu laſſen. 5 
: $3. 
(J) Für jede Gemeinde wird eine Wählerliſte angelegt, zu der fich die Wähler mündlich oder ſchriftlich 
nach näherer Beſtimmung der Wahlordnung anzumelden haben. Mit der Anmeldung iſt die Erklärung des 
Wählers, ob er konfirmiert ſei, und die perſönliche oder eigenhändig vollzogene Versicherung zu verbinden, 


daß er gewillt ſei, ſein Wahlrecht im Sinne und Geiſte der evangeliſchen Kirche zu ihrem Wohle auszuüben. 5 


Die einmal erfolgte Anmeldung bleibt auch für ſpätere Wahlen gültig. Im Gebiete der Kirchenordnung 
für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz bleibt das Herkommen allge⸗ 
meiner Gemeindeliſten unberührt. 

(2) Die Wählerliſten werden ſpäteſtens ſechs Wochen vor dem Wahltag auf die Dauer von zwei Wochen 
öffentlich ausgelegt. Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte von der Kanzel bekanntzu⸗ 
machen mit dem Hinweiſe, daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte nicht mehr 
angebracht werden können. 


Gofegfammlung 1924. Gr. 12829) 45 
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(3) Nach dem Ermeſſen des Gemeinbekirchenrats kann die Bekanntmachung auch noch in anderen, den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen erfolgen. 


(4) Über Einſprüche gegen die Wählerliſte entſcheidet der Gemeindekirchenrat, gegen feine Entſcheidung 
iſt innerhalb einer Woche Beſchwerde beim Kreisſynodalvorſtande zuläſſig. Durch Einlegung der Beſchwerde 
wird die Wahl nicht aufgehalten. 


8 4. 
(i) Der Gemeindekirchenrat kann die Gemeinde in Stimmbezirke zerlegen. 


(2) Wahlvorſteher iſt der Vorſitzende des Gemeindekirchenrats. Bei mehreren Stimmbezirken werden 
die übrigen Wahlvorſteher vom Gemeindekirchenrat gewählt. Dieſer wählt auch für jeden Stimmbezirk 
3 bis 6 Beiſitzer und einen Schriftführer. Sie ſind aus den e des eee zu nehmen. 
Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 


(3) Der Wahlvorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe mit . Bei Stimfenäleichbeit gibt der 
Wahlvorſteher den Ausſchlag. ö 


- 


$5 
& § 3. 
(1) Der Wahlberechtigte kann nur in der Gemeinde oder in dem Stimmbezirke der Gemeinde wählen, 
wo er in die Wählerliſte eingetragen iſt. 
(2) Ein Wahlberechtigter, der erſt nach Ablauf der Aumeldefriſt für die Wählerliſte aus einer anderen 
Gemeinde zugezogen iſt, darf in der neuen wählen, wenn er durch eine Beſcheinigung des Gemeindekirchen⸗ 
zugezog T / gung 


rats der bisherigen nachweiſt, daß er in deren Wählerliſte einſpruchslos eingetragen iſt. Er darf fein Wahl⸗ 
recht nur einmal ausüben. 


S 6. 
(1) Die Wahl erfolgt nach den Grundſätzen 155 Verhältniswahl, wenn mehr als e ein gültiger Wahl⸗ 


vorſchlag eingeht. Geht nur ein gültiger Wahlvorſchlag ein, ſo gelten die auf dem Wahloorſchlage Genannten 
in der feſtgeſetzten Zahl nach der Reihenfolge ihrer Benennung als gewählt. 


(2) Geht überhaupt kein Wahlvorſchlag ein, ſo tritt Mehrheitswahl ein. Dasſelbe gilt, ſoweit die 
Zahl der nach Abſ. 1 Gewählten hinter der Zahl der zu beſetzenden Stellen zurückbleibt. 


87 

8 * 
(1) Wahlvorſchläge find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem Wahltage beim Vorſitzenden des Gemeinde⸗ 
kirchenrats einzureichen. Geht erſt in den letzten 3 Tagen vor Ablauf der Einreichungsfriſt ein Wahlvorſchlag 
ein, ſo können noch während weiterer 7 Tage andere Wahlvorſchläge eingereicht werden. Die Wahlvorſchläge 


müſſen von mindeſtens 20, in Gemeinden unter 1000 Seelen von mindeſtens 10 e Mitgliedern 
der Gemeinde unterzeichnet ſein. 


5 & 2) Erklärungen der Vorgeſchlagenen über ihre Zuſtimmung zur Aufnahme in den Waptonrfiteg find 
eizubringen. 


(3) Wer auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt iſt, muß ſich in einer zu beſtimmenden Friſt für einen 
enlſcheiden, bes er auf allen eſtkichen wird. 


88. 
(1) Wahlvorſchläge können verbunden werden. Die Verbindung muß von den Unterzeichnern oder 
ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſteus am 14. Tage vor dem Wahltage beim Gemeindekirchenrate 
ſchriftlich erklärt werden. 


(2) Verbundene Wahlvorſchlägen können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. 
(3) Sie gelten den anderen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 


_ 28 


8 9. i 
(1) Die Träne der Wahlvorſchläge liegt dem Gemelndekircheurat ob. In größeren Gemeinden kann 
auf Beſchluß des Gemeindekirchenrats für dieſen Zweck ein Wahlausſchuß gebildet werden, der aus dem Vor⸗ 
ſitzenden des Gemeindrkirchenrats und 4 gewählten Beiſitzern beſteht. § 4 Abſ. 3 findet ſinngemäß Anwendung. 
(2) Nach der öffentlichen Bekanntgabe können die zugelaſſenen Wahl worſchläge nicht mehr zurück 
genommen, auch kann ihre Verbindung nicht mehr aufgehoben werden. 


— 


$ 10. A 

(1) Die Wahl findet an einem von 3 anfeinanderfolgenden Tagen ſtatt, unter denen ſich ein Sonntag 
beftnden muß. Dieſe Tage beſtimmt der Oberkirchenrat, den Wahltag der Gemeindekircheurat, in Porochfak⸗ 
verbänden das geſchäftsführende Organ der Verbandsvertretung. 

(2) Kann die Wahl in einer Gemeinde aus beſonderen Gründen an einem der 3 Tage nicht erfolgen, 
ſo beſtimmt das REN den Wahltag. 

(3) Die Dauer des Amtes der Alteſten und Gemei udeverordueten (Artikel 20 Abs. 1 der Verfaſſung) 
wird von dem im Abſ. 1 beſtimmten Sonntag ab berechnet. x 

s1l. 
Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wapfergebuifie find oßfenlch. 
8.12. 

(1) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Dieſe find bei der Wahlhandlung von den Wählern 
perſönlich abzugeben. 

(2) Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name wan 

(3) Aber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der Wahlvorſtand. 


§ 13. 

(i) Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes Heli der Gemeindekirchenrat feſt, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben und wie viele davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemein⸗ 
ſchaftlich entfallen ſind. 

(2) Die Sitze werden auf die Wahlvorſthläge nach dem Verhältniſſe der für fie ermittelten Stimmen 
verteilt und den Vorgeſchlagenen in der Reihenfolge des Vorſchlags zugewieſen. 


8 14. 

(J) Tritt ein Gewählter ſein Amt nicht au (§ 6 Abſ. 1), verliert er es infolge Verweigerung des 
Geläbdes (Artikel 19 Abf. 3 der Verfaſfung) oder ſcheidet er ſonſt während der Amtsdauer aus, ſo nimmt 
ſeine Stelle derjenige ein, welcher demſelben Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, einem mit ihm 
e e angehört und nach dem Grundſatze des § 13 Abf. 2 hinter dem Ausſcheidenden an erſter Stelle 
berufen j 

(2) Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, fo wird für die Wahlzeit von der Gemeindevertretung ein neues 
Mitglied aus dem Kreiſe der Waͤhlbaren nach Stimmenmehrheit gewählt. 


8 15. i 
| (1) Einſprüche gegen die Wahlen können von den wahlberechtigten Gemeindegliedern binnen 3 Wochen 
ſeit Bekanntmachung des Wahlergebniſſes erhoben werden. Aber ſie entſcheidet der Gemeindekirchenrat / 
gegen ſeine Entſcheidung iſt binnen 2 Wochen Beſchwerde beim Kreisſynodalvorſtand zuläſſig. 

(2) In dieſem Verfahren dürſen keine Einwendungen erhoben werden, die nach § 3 Abſ. 4 hätten 
geltend gemacht werden können. 
45* 


ra 


$ 16. . 

(0) Auf die Wahlen, die nicht nach den Grundfätzen der Verhältniswahl erfolgen, finden die Vorſchriften 
der §§ 7, 8, 9, 12 Abſ. 2 Satz 1, §§ 13 und 14 Abſ. 1 keine Anwendung. 

(2) Gewählt iſt, wer mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhält. Hat der erſte Wahlgang eine 
ſolche Mehrheit nicht ergeben, ſo iſt, bis dieſe erreicht wird, die engere Wahl fortzuſetzen; bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los. 0 1 
f i § 17. N 

Im Gebiete der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rhein— 
provinz finden auf die Wahl der Presbyter durch die größere Gemeindevertretung die vorſtehenden Beſtimmungen 
ſinngemäß Anwendung. Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 5 Mitgliedern, in Kirchengemeinden unter 
1000 Seelen von mindeſtens 3 Mitgliedern der größeren Gemeindevertrekung unterzeichnet fein, 


8 18. 
Das Wahlverfahren wird vom Kirchenſenat durch eine Wahlordnung näher geregelt. 


Kirchengeſetz, 
betreffend die Wahl zur Provinzialſynode. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche 
der älteren Provinzen Preußens hat gemäß Artikel 87 Abſ. 6 der Verfaſſung folgendes Geſetz beſchloſſen, 
das hiermit verkündet wird: 

§ 1. 

(ö) Die Kirchenprovinzen werden durch Zuſammenlegung von Kirchenkreiſen in Wahlbezirke eingeteilt. 
Die Cinteilung erfolgt durch den Provinzialkirchenrat mit Zuſtimmung des Kirchenſenats ſo, daß entſprechend 
der Seelenzahl in jedem Bezirk im allgemeinen mindeſtens 12 und tunlichſt nicht mehr als 24 Synodal⸗ 
mitglieder zu wählen ſind. Geſchichtliche und wirtſchaftliche Zuſammenhänge ſind möglichſt zu berückſichtigen. 

(2) Die Wahlkommiſſare für die Wahlbezirke ernennt das Konſiſtorium. 


e § 2. 

(1) Beim Wahlkommiſſar find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem erſten der 3 Wahltage Wahlvorſchläge 
einzureichen. In jedem Wahlvorſchlage muß von je 3 Vorgeſchlagenen einer aus den innerhalb der Provinz 
wohnenden Geiſtlichen genommen fein; die übrigen 2 Vorgeſchlagenen find den weltlichen Gemeindegliedern 
der Kirchenprovinz zu entnehmen. Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 20 Mitgliedern der Gemeinde⸗ 
körperſchaften im Wahlbezirk unterzeichnet ſein. 

(2) Erklärungen der Vorgeſchlagenen über ihre Zuſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag ſind 
beizubringen. 
ut (3) Wer auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt ift, muß ſich in einer zu beſtimmenden Friſt für einen 
entſcheiden, widrigenfalls er auf allen geſtrichen wird. 


§ 3. 

(1) Wahlvorſchläge können verbunden werden. Die Verbindung muß von den Unterzeichnern oder ihren 
Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am 14. Tage vor dem erſten der 3 Wahltage beim Wahlkommiſſar 
ſchriftlich erklärt werden. 

(02) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. 
(3) Sie gelten den anderen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 


— 265 — 
§ 4. f 

(1) Zur Prüfung der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindung wird für jeden Wahlbezirk ein Wahl⸗ 
ausſchuß gebildet, der aus dem Wahlkommiſſar und 4 Beiſitzern beſteht. 

(2) Der Wahlausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der 
Vorſitzende den Ausſchlag. 

(3) Nach der öffentlichen Bekanntgabe können die zugelaſſenen Wahlvorſchläge nicht mehr zurück— 
genommen, auch kann ihre Verbindung nicht mehr aufgehoben werden. N 


53 

(1) Jede Gemeinde bildet einen Stimmbezirk. Gemeinden, die unter einem Pfarramte verbunden find, 
können ſich zu einem Stimmbezirke vereinigen. 

(2) Der Wahlberechtigte kann bei der Wahl ſein Wahlrecht nur einmal ausüben. 


. 


§ 6. 

(1) Das Stimmrecht des einzelnen Mitglieds der Gemeindekörperſchaften wird ſo bemeſſen, daß auf die 
Geſamtheit der Mitglieder für je ein volles Hundert der Seelenzahl der Gemeinde eine Stimme entfällt. 
In Gemeinden mit weniger als 100 Seelen erhält die Geſamtheit eine Stimme. 

(2) Zu jeder dieſer Stimmen (Abf. I) tritt eine weitere Stimme bis zum Höchſtbetrage von 10 Zuſatz⸗ 
ſtimmen. Ferner treten für jede zweite Pfarrſtelle 15 Stimmen, für jede dritte Pfarrſtelle weitere 20, für 
jede vierte und folgende Pfarrſtelle weitere 25 Stimmen hinzu. 

(3) Die Feſtſetzung der Seelenzahl erfolgt nach § 2 des Gemeindewahlgeſetzes. 


8 7 
8 . 
Die Wahlen finden an einem von 3 aufeinanderfolgenden Tagen ſtatt, unter denen ſich ein Sonntag 
befinden muß. Dieſe Tage beſtimmt der Oberkirchenrat, den Wahltag der Gemeindekirchenrat, in Parochial⸗ 
verbänden das geſchäftsführende Organ der Verbandsvertretung. 


§ 8. 

Die Wahl erfolgt unter Leitung des Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats als Wahlvorſteher in einer 
öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung. Der Wahlvorſteher ernennt 2 bis 4 Mitglieder zu Beiſitzern 
und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſiter und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. § 4 Abſ. 2 
findet ſiungemäß Anwendung. N 

99. f 

(1) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Dieſe find bei der Wahlhandlung von den Wählern 
perſönlich abzugeben. : 

(2) Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 

(3) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der Wahlvorſtand. 


§ 10. ; 
(1) Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes ftellt der Wahlausſchuß feft, wieviel gültige Stimmen abgegeben 
und wie viele davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemeinſchaftlich 
entfallen ſind. 3 
(2) Die Sitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe der für fie ermittelten Stimmen 
verteilt und den Vorgeſchlagenen in der Reihenfolge des Vorſchlags unter Beachtung des Artikels 87 Abſ. 3 
der Verfaſſung zugewieſen. 


6 — 


§ 11. 

(i) Lehnt ein Gewählter die Wahl ab oder ſcheidet er nachträglich aus der Provinzialſynode aus, fo 
tritt au feine Stelle ohne Erſatzwahl der Vorgeſchlagene, der demſelben Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer 
erſchöpft iſt, einem mit ihm verbundenen angehört, und gemäß § 10 Abſ. 2 hinter dem Ausſcheidenden an 
erſter Stelle berufen iſt. 

(2) Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 

(3) Die gleichen Grundſätze gelten bei Einberufung eines Stellvertreters für einen vorübergehend 
behinderten Synodalen. 8 

8 

Die Koſten für die Vordrucke zu den Wahlprotokollen, für die Tätigkeit der Wahlkommiſſare und der 
Wahlausſchüſſe werden aus Mitteln der Kirchenprovinz, alle übrigen Koſten des Wahlverfahrens von den 
Gemeinden beſtritten. 

§ 13. 

Für das Wahlverfahren wird vom Kirchenſenat eine Wahlordnung erlaſſen. In ihr iſt auch die Auf 

ſtellung von Provinzliſten und die Auswertung der Reſtſtimmen zu regeln. 


Einführungsgeſetz 
zur Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der Verfaſſung für die evangeliſche Landes— 
kirche der älteren Provinzen Preußens hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1. 

(i) Der Zeitpunkt, mit dem die Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union, das 
kirchliche Gemeindewahlgeſetz und das Kirchengeſetz, betreffend die Wahl zur Provinzialſynode, in Kraft treten, 
wird vom Evafgeliſchen Landeskirchenausſchuſſe feſtgeſetzt. 

(2) Iſt die Verfaſſung am 1. Oktober 1924 noch nicht in Kraft getreten, fo hat der Evangeliſche 
Landeskirchenausſchuß die verfaſſunggebende Kirchenverſammlung nochmals einzuberufen; die Verſammlung 
hat in dieſem Falle ſpäteſtens am 1. Dezember 1924 zuſammenzutreten. Falls es zur Durchführung des 
Verfaſſungswerkes erforderlich ſein ſollte, kann der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß die Kirchenverſammlung 
auch ſchon vor dem 1. Oktober 1924 einberufen; die Einberufung hat zu erfolgen, wenn der Präſident der 
Kirchenverſammlung fie aus dieſem Anlaſſe beantragt. 


8 2. 


Die erforderlichen Aberleitungs- und Ausführungsvorſchriften erläßt, ſoweit darüber nicht in den 
ss 3bis 10 anderes beſtimmt iſt, der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. Er hat die erforderlichen Verhand— 
lungen mit dem Staate, namentlich auch wegen der Abfindung der Kirche, zu führen und rechtswirkſam zum 
Abſchluſſe zu bringen, den Haushaltsplan der Kirche vorläufig feſtzuſtellen und die kirchliche Aufſicht über 
die Vermögensverwaltung der Synodalverbände bis zur Regelung durch Kirchengeſetz zu ordnen. 


Die Rechte und Pflichten der Gemeindekörperſchaften werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl 
der Alteſten und Gemeindeverordneten von den bisherigen Gemeindekörperſchaften wahrgenommen. 


— 267 — 
8 4. 8 


(1) Den erſten Wahlen zu den Kreis⸗ und Provinzialſynoden haben Neuwahlen zu den Gemeinde- 
körperſchaften binnen 6 Monaten nach Inkrafttreten der Verfaſſung vorauszugehen. 


(2) Die erſten Wahlen der neugebildeten Gemeindekörperſchaften zu den Kreis, und Provinzialſynoden 


haben binnen 9 Monaten nach Inkrafttreten der Verfaſſung ſtattzufinden. 
(3) Die Kreis- und Provinzialſynoden find im erſten, die Generalſynode ſpäteſtens im zweiten Jahre 
nach Inkrafttreten der Verfaſſung zu ihrer erſten ordentlichen Tagung zu verſammeln. . 
: (4) Das Nähere, insbeſondere den erſtmaligen Erlaß der im Artikel 65 Abf. 1 Satz 2 und Abi. 5 
Satz 3, Artikel 66 Abf. 2, Artikel 87 Abſ. I, Artikel 89 Abſ. 3 Satz 2 und Abf. 4, Artikel 120 Abf. 1 
Satz 2 und Abf. 2 der Verfaſſung vorgefehenen Beſtimmungen, regelt der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. 


9 5 8 ; 
Die Rechte und Pflichten des Kreisfynodalvorftandes werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl 
der Beiſitzer von den bisherigen Kreisſynodalvorſtänden wahrgenommen. 5 


$ 6. 

Die Rechte und Pflichten des Provinzialkirchenrats werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl 
der im Artikel 97 Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 der Verfaſſung bezeichneten Mitglieder vom Konſiſtorium unter 
Mitwirkung des Vorſtandes der bisherigen Provinzialſynode (§ 68 Ziffer 6 der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗ 
ordnung, § 50a Ziffer 2 der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und 
der Rheinprovinz) wahrgenommen. 


ö 8. 75 

Die Rechte und Pflichten des Kirchenſenats werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl 

der im Artikel 128 Abſ. 1 Ziffer 1 und 3 der Verfaſſung bezeichneten Mitglieder vom Evangeliſchen Landes- 
kirchenausſchuſſe mit der Maßgabe wahrgenommen, daß bei Wahlen eine Zweidrittelmehrheit zur Gültigkeit 


erforderlich iſt. Mit dieſem Zeitpunkte gehen die in dieſem Geſetze dem Evangeliſchen Laudeskirchenausſchuſſe 


zugewieſenen Rechte und Pflichten auf den Kirchenſenat über. 


i i 9 8. 

Die nach Artikel 137 Abf. 1 Ziffer 3 und Abſ. 2 Ziffer 3 der Verfaſſung in die Rechtsausſchüſſe zu 
wählenden Mitglieder werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl in den Rechtsausſchuß der Kirchen⸗ 
provinz vom Konſiſtorium unter Mitwirkung des Vorſtandes der bisherigen Provinzialſynode, in den Rechts⸗ 
ausſchuß der Kirche vom Evangelifchen Landeskirchenausſchuſſe berufen. 5 


8 9. 


8 


(1) Die Beſetzung der Generalſuperintendenturen ſowie die Bildung der Konſiſtorien und des Ober 


kirchenrats nach den Beſtimmungen der Verfaſſung hat ſpäteſtens ein Jahr nach Inkrafttreten der Verfaſſung 
zu erfolgen. 


(2) Bis zur Durchführung der im Abſ. 1 vorgeſehenen Maßnahmen werden die Geſchäfte der General⸗ 
ſuperintendenten von den bisherigen Generalſuperintendenten, die Geſchäfte der Kouſiſtorien und des Ober⸗ 
kirchenrats, ihrer Präſidenten, Vizepräſidenten und Mitglieder von den bisherigen Evangeliſchen Komfiftorien 
und dem bisherigen Evangeliſchen Oberkirchenrat, deren Präſidenten, Vizepräſidenten und Mitgliedern wahr⸗ 


genommen. Der Vorſitz im Konfiftorium verbleibt bis zur verfaſſungsmäßigen Bildung der Behörde dem 
bisherigen Präſidenten. f 


(3) Den Zeitpunkt des Überganges der Geſchäfte auf die neuen Generalſuperintendenten und Behörden 


beſtimmt der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß nach Vereinbarung mit der Staatsregierung. 


nnen 


FDF we ae 


§ 10. f 

(1) Die zur Zeit der Annahme dieſes Geſetzes in der kirchlichen Verwaltung angeſtellten Beamten, die 

zum Übertritt in den Dienſt der Kirche bereit ſind, haben Anſpruch auf Anſtellung in einem kirchlichen Amte, 

ei das ihrer Berufsbildung entſpricht, ihrer bisherigen amtlichen Stellung mindeſtens gleichwertig und mit 

8 mindeſtens gleichem Dienſteinkommen wie das vorher bekleidete verbunden iſt. Den gleichen Anſpruch haben 
Beamte, die nach Annahme des Geſetzes auf Grund der bisherigen Beſtimmungen mit Zuſtimmung des 

Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſes im Dienſte der kirchlichen Verwaltung angeſtellt werden. Die Zuſtimmung 
erfordert Zweidrittelmehrheit. s 

(2) Auf Beamte, die beim Inkrafttreten der Verfaſſung das 65. Lebensjahr vollendet haben oder inner⸗ 
halb eines Jahres vollenden, findet Abſ. 1 keine Anwendung. Beamte, die infolge eines körperlichen Ge 
brechens oder wegen Schwäche ihrer geiſtigen oder körperlichen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten eines ihrer 
bisherigen Stellung entſprechenden kirchlichen Amtes dauernd unfähig ſind, dürfen nicht in den Dienſt der 
Kirche übernommen werden. 
(3) Bei Beamten, die beim Inkrafttreten der Verfaſſung das 63. Lebensjahr vollendet haben oder es 
innerhalb eines Jahres vollenden, iſt die Übernahme in den kirchlichen Dienſt davon abhängig, daß die 

. Beamten ſich verpflichten, ihr Amt noch mindeſtens 5 Jahre fortzuführen, ſofern fie nicht ſchon vorher in- 

folge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigen Kräfte zu der Er— 

a füllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig werden. 

ER (4) 8.30 des preußifchen Beamteupenſionsgeſetzes vom 27. März 1872/31. März 1882 darf gegenüber 
Beamten, die in den Dienſt der Kirche übernommen werden, nicht vor Vollendung des ſiebzigſten Lebensjahrs 
angewendet werden. 

(5) Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienſteinkommens der in den Dienſt der Kirche 
übernommenen Beamten find der Ortszufchlag ſowie eine etwa gewährte freie Dienſtwohnung unberückſichtigt 
zu laſſen. Das Amt des weltlichen Präſidenten des Konſiſtoriums gilt dem des Konſiſtorialpräſidenten als 
gleichwertig. Wünſche auf Belaſſung im bisherigen dienſtlichen Wohnorte ſind tunlichſt zu berückſichtigen. 


§ 11. 
Der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß kann für außerpreußiſche Teile der Kirche den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verfaſſung oder einzelner ihrer Beſtimmungen beſonders beſtimmen. Auch im übrigen iſt 
er, ſoweit dort die kirchlichen Verhältniſſe es erfordern, zu einer von dieſem Geſetz abweichenden Regelung 
ermächtigt. 


812. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


* 


Entſchließungen 


der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung. 


J. Zum Namen der Kirche. 
Die Kirchenverſammlung erklärt einmütig, daß wie durch die Verfaſſung überhaupt, ſo inſonderheit 
durch den Namen der Kirche an dem zu Recht beſtehenden Verhältniſſe von Bekenntnisſtand und Union in 
deer Kirche, den Kirchenprovinzen und Gemeinden nichts geändert wird. 


ER II. Zu Artikel 45. 
Die Kirchenverſammlung erachtet es für ſelbſtverſtändlich, daß bei Regelung durch Kirchengeſetz der 
Pfarrerſtand in ſeiner geordneten Vertretung gehört wird. 3 
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III. Zu Artikel 59. 

(1) An der Vorbereitung des zu erwartenden Kirchengeſetzes über die Rechte und Pflichten der Pfarrer 
und Kirchengemeindebeamten und über die Vertretung ihrer Standesintereſſen ſind die Berufsvereinigungen 
zu beteiligen. Es iſt ihnen auch Gelegenheit zu geben, ſich über die vor dem Erlaſſe dieſes Geſetzes aufzuſtellenden 
allgemeinen Grundſätze zu äußern, bevor dieſelben in Kraft treten. : 

(2) Für die Ordnung der Gehalts-, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenverſorgung der hauptamtlichen 
vollbeſchäftigten Kirchengemeinde- und Synodalverbandsbeamten find die Grundſätze alsbald durch kirchen⸗ 
geſetzliche Maßnahmen in möglichſter Anpaſſung an das jeweilige Staatsbeamtenrecht feſtzulegen. 


IV. Zu Artikel 61. 
Möglichſt bald nach Inkrafttreten der Verfaſſung haben die Provinzialſynoden eine allgemeine Prüfung 
vorzunehmen, welche Anderungen der Kreisgrenzen ſich zur Schaffung leiſtungsfähiger, den Bevölkerungs., 
Wirtſchafts⸗ und Verkehrsverhältniſſen entſprechender Kirchenkreiſe empfehlen. N 


V. Zu Artikel 98 Abſ. 4. 

Die verfaſſunggebende Kirchenverſammlung erſucht den Oberkirchenrat und den Generalſynodalvorſtand 
in geeignet erſcheinender Weiſe darauf hinzuwirken, daß in verſtärktem Maße die Pflege des Verſtändniſſes 
für die ſoziale Aufgabe und die Mitarbeit der Kirche an ihrer Löſung gefördert werde, insbeſondere möge 

a) im Rahmen des Möglichen einigen Perſönlichkeiten unter Gewährung feſter Bezüge ermöglicht 
werden, ſich dieſer Aufgabe zu widmen, 

b) eine Umgeſtaltung des ſozialen Geſetzes von 1904 alsbald in Angriff genommen, 

e) ſoziale Kurſe im Sinne dieſes Geſetzes recht häufig gehalten, 

d) ſoziale Ausſchüſſe ſchon jetzt berufen, 

e) bei den theologiſchen Prüfungen der Gegenwartskunde erhöhte Aufmerkſamkeit geſchenkt werden. 


VI. Zu Artikel 104 Abſ. 1. 

Generalſuperintendenten ſollen künftig nur hauptamtlich angeſtellt werden. Dabei ſoll die Übertragung 
eines pfarramtlichen Nebenamts, das nur wenig Zeit und Kraft beanſprucht, nicht ausgeſchloſſen ſein. 
Wünſchen der Generalſuperintendenten auf regelmäßige Kanzeltätigkeit an ihrem Wohnſitz iſt tunlichſt 
entgegenzukommen. 

VII. Zu Artikel 104 Abſ. 2. 
Die Dienſtanweiſungen der Generalſuperintendenten ſowie der Konſiſtorien und der Konſiſtorialpräſidenten 
ſind für die Kirchenprovinzen mit mehreren Generalſuperintendenten nach folgenden Grundſätzen zu geſtalten: 
1. Jeder Generalſuperintendent iſt berufen und ermächtigt, in feinem Sprengel die Kirche der 
Provinz und auch das Konſiſtorium der Provinz vor der kirchlichen Offentlichkeit in erſter Linie 
zu vertreten. ’ 
2. Es iſt Vorſorge zu treffen, daß jeder Generalſuperintendent nicht nur von allen feinen Sprengel 
betreffenden Ein⸗ und Ausgängen Kenntnis nehmen kann, ſondern auch bei allen für ſein Amt 
wichtigen Angelegenheiten, die über den Bereich ſeines Sprengels hinausgreifen, rechtzeitig 
Gelegenheit zur Mitwirkung erhält. 


VIII. Zu Artikel 105. 5 
In den Dienſtanweiſungen, die der Kirchenſenat nach Artikel 108 der Verfaſſung zu erlaſſen hat, ſind 
folgende Richtlinien zu beachten: a 
J. Dem Konfiftorialpräfidenten iſt ein feſtumſchriebener Kreis von Befugniſſen und Obliegenheiten 
bei Leitung der konſiſtorialen Geſchäfte zuzuweiſen; insbeſondere ſollen ihm die laufenden Präſi⸗ 
dialgeſchäfte, die näher zu beſtimmen ſind, einſchließlich der laufenden Dienſtaufſicht in vollem 
Umfange zufallen. Er ſoll hierbei ſelbſtändig und unter eigener Verantwortung handeln. 
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2. Auch über den Kreis der laufenden Geſchäftsleitung hinaus iſt dem Konſiſtorialpräſidenten eine 
entſcheidende Mitwirkung bei denjenigen Präſidialgeſchäften zu ſichern, welche für den Geſchäfts⸗ 
betrieb des Konſiſtoriums von Bedeutung ſind oder zu deren Erledigung beſondere rechtliche oder 

verwaltungstechniſche Kenntniſſe oder eine ins einzelne gehende Einſicht in die ſächlichen oder per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe des Konſiſtoriums erforderlich iſt. 

3. Die Präſentation der Eingänge iſt dem Konſiſtorialpräſidenten zuzuweiſen. Er iſt aber zu ver⸗ 

. pflichten, dabei und auch im weiteren Geſchäftsgange dafür zu ſorgen, daß alle nach ſeinem 

2 pflichtmäßigen Ermeſſen für den Vorſitzenden wichtigen Stücke dieſem zur Kenntnis und zum Be⸗ 

ö finden darüber vorgelegt werden, inwieweit er ſelbſt bei der Erledigung mitzuwirken wünſcht; 

ſein Recht auf weitergehende Einſicht der Eingänge wird dadurch nicht berührt. 


IX. Zu Artikel 117 Abſ. 1. 

i Angefichts des ſeit Jahrzehnten ſich bemerkbar machenden Rückganges des kircheurechtlichen Unterrichts 

für Juriſten und der Mangelhaftigkeit der kirchenrechtlichen Einführung der evangeliſchen Theologen an unſeren 

Aniverſitäten, angeſichts auch der Beſtrebungen, in weiten Kreiſen an und außerhalb der Univerſität, dieſen 

Anterricht durch Verkürzung der Stundenzahl, Nichtberückſichtigung bei den Prüfungen u. a. m. weiter zu⸗ 

rückzudrängen, wird die zuſtändige oberſte Kirchenleitung erſucht, 

705 J. bei den ſtaatlichen Stellen, insbeſondere bei dem Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung, im Hinblick auf die erhöhte Bedeutung und den weit größeren Wirkungsbereich, die 
künftig namentlich das evangeliſche Kirchenrecht erhalten wird, dahin zu wirken, 

1. daß im Unterricht. der theblogiſchen Fakultäten das evangeliſche Kirchenrecht, ſei es als be— 
ſonderes Lehrfach, ſei es als Teil der praktiſchen Theologie, gebührend zur Geltung ge 
bracht wird, i 

2. daß in den juriſtiſchen Fakultäten die Stundenzahl für Kirchenrecht keinesfalls unter 
4 Wochenſtunden für die Hauptvorleſung und je 1 Stunde für Ehe- und Trauungsrecht 

ſowie für die Lehre vom Verhältniſſe von Staat und Kirche herabgeſetzt werde, 

3. daß möglichſt darauf hingewirkt wird, daß einen Lehrauftrag für Kirchenrecht nur ſolche 
1 die auf dieſem Gebiet auch wirklich als Forſcher oder in der Praxis ſich betätigt 
haben, 

4. daß das Kirchenrecht nach wie vor Prüfungsfach in den beiden juriſtiſchen Staats⸗ 
prüfungen bleibt. 


II. das Geeignete zu veranlaſſen, daß das Kirchenrecht möglichſt auch im zweiten theologiſchen Examen 
b geprüft wird. 


\ j X. Zu Artikel 120. 
Die theologiſche Schule in Bethel ſoll als Anſtalt mit Entſendungsrecht zur Generalſynode im Sinne 
des Artikels 120 anerkaunt werden. 5 f b ; 


N XI. Zu Artikel 126 Abſ. 2. 
Die hohe Bedeutung des liturgiſchen und muſikaliſchen Moments für die rechte Geſtaltung des Gottes— 
dienſtes erfordert es, daß für eine gründlichere liturgiſche und muſikaliſche Ausbildung der Geiſtlichen geſorgt 
wird. Es darf nicht wie bisher in das Belieben des Studenten oder Kandidaten geſtellt werden, ob er 

ſich die notwendigen Kenntniſſe für ſeine ſpätere Tätigkeit als verantwortlicher Leiter des gottesdienſtlichen 
Lebens aneignen ſoll oder nicht. Es iſt beſonders dafür Sorge zu tragen, daß für die Anſtellung in einem 
Gemeindepfarramte nur ſolche Geiſtliche die Berechtigung erhalten, die mit der Geſchichte und der Eigenart 
der evangeliſchen Liturgik und Kirchenmuſik hinreichend vertraut find. Der Kirchenſenat wolle in dem der 
Generalſynode nach Artikel 112 Abſ. 1 Ziffer 10 und Artikel 126 Abſ. 2 Ziffer 1 vorzulegenden Geſetzent⸗ 
wurf über die kirchlichen Erforderniſſe für die Anſtellung im geiſtlichen Amte die geeigneten Vorſchriften für 
eine ausreichende liturgiſch⸗muſikaliſche Vorbildung der Geiſtlichen einfügen. 


Se 


XII. Zu Artikel 153. 
Die nicht auf Patronat beruhenden Mitwirkungsrechte der bürgerlichen. Gemeinden bei der Beſetzung 
kirchlicher Amter werden durch Artikel 137 Abſ. 3 Satz 2 der Reichsverfaſſung für beſeitigt erachtet. 


XIII. Zu § 4 des Einführungsgeſetzes. 
Die Kirchenverſammlung erſucht die zuſtändigen Stellen der Kirchenleitung, die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen, um unmittelbar ſich wiederholende Wahlen zu den Gemeindekörperſchaften nach älterem 
und neuerem Verfaſſungsrechte zu vermeiden. 


XIV. Zu $ 10 des Ein führungsgeſetzes. 

Die Kirchenverſammlung erſucht den Evangeliſchen Oberkirchenrat, dahin zu wirken, daß den bisherigen 
Generalſuperintendenten und geiſtlichen Mitgliedern der Kirchenbehörden ohne Rückſicht darauf, ob ſie in den 
Dienſt der Kirche übernommen werden oder nicht, die vor dem Staatsbeamtenverhältniſſe liegende kirchliche 
Dienſtzeit angerechnet wird. 


Verfaſſung 
der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannovers. 


(1) Die Evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche Hannovers gibt ſich nach dem Aufhören des landesherrlichen 
Kirchenregiments eine neue Verfaſſung. 

(2) Sie tut dies im Aufblick zu Gott und im Vertrauen auf Jeſus Chriſtus, den Sohn Gottes, den Ger 
kreuzigten und Auferſtandenen, den erhöhten Heiland und Herrn. Sie bittet um den Heiligen Geiſt, damit 
durch die geordnete Verkündigung des Evangeliums und die ſtiftungsgemäße Verwaltung der Sakramente 
ihre Glieder und Gemeinden erbaut werden zur Gemeinſchaft des Glaubens und der Liebe. 


Erſter Teil. 

Einleitung. 

8 Artikel 1. 
(1) Unverändert bleibt der Bekenntnisſtand der Landeskirche, nach welchem in ihr das Evangelium ver⸗ 


kündigt wird auf Grund der Heiligen Schrift in Übereinſtimmung mit dem Glaubenszeugniſſe der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Bekenntnisſchriften. Ihre Lehre iſt nicht Gegenſtand der kirchlichen Geſetzgebung. 


(2) Das Gebiet der Landeskirche bleibt im bisherigen Umfange beſtehen. Anderungen bedürfen der geſetz⸗ 


lichen Regelung. 
Artikel 2. 


ſelbſtändig. 
Kloſter Loccum ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 


Artikel 3. 


(1) Alle Glieder der Landeskirche haben nach Maßgabe der geltenden Ordnung teil an den kirchlichen 
Rechten und haben die Pflicht, ein chriſtliches Leben zu führen, ſich treu zu Wort und Sakrament zu halten 


und an der Förderung chriſtlichen Glaubens und Lebens, kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte tätig mitzuwirken. 


46* 


(1) Als die Inhaberin der Kirchengewalt ordnet und verwaltet die Landeskirche ihre Angelegenheiten 


(2) Die Landeskirche ſelbſt, ihre Kirchengemeinden, Geſamtverbände und Kreiskirchenverbände ſowie das 


2 
x 
* 
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. Artikel 4. 

(1) Die Landeskirche iſt Mitglied des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes. 

(2) Sie iſt grundſätzlich bereit, unter Wahrung ihres Bekenntnisſtandes und ihrer Selbſtändigkeit den 
Zuſammenhang mit anderen evangeliſchen Kirchen und Gemeinſchaften aufrechtzuerhalten und ſich an den 
gemeinſamen Aufgaben und Arbeiten zur Förderung des Proteſtantismus und zur Ausbreitung des Evan⸗ 
geliums zu beteiligen. 


(3) Als evangeliſch⸗lutheriſche Kirche fühlt ſie ſich mit den evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen Deutſchlands 
und des Auslandes beſonders verbunden. Sie ſucht kirchliche Gemeinſchaft mit ihnen zu pflegen und zu fördern. 


Zweiter Teil. 
Kirchengemeinde. 
Erſter Abſchnitt: Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 5. 
(1) Die in einem örtlich abgegrenzten Bezirke der Landeskirche wohnenden, zu kirchlicher Gemeinſchaft 
unter einem Pfarramte zuſammengeſchloſſenen Kirchenglieder bilden eine Kirchengemeinde. 
(2) Ausnahmsweiſe können Kirchengemeinden nach Perſonenkreiſen beſtimmt fein (Perſonalgemeinden). 
(3) Mehrere Kirchengemeinden können unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramte verbunden werden. 


Artikel 6. 

(1) Das Landeskirchenamt kann neue Kirchengemeinden errichten, beſtehende aufheben, zuſammenlegen 
und anders abgrenzen. Vorher iſt den Beteiligten und dem Kreiskirchenvorſtande Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. Wenn einer dieſer Maßregeln ſeitens eines beteiligten Kirchenvorſtandes oder Kreiskirchenvorſtandes 
widerſprochen wird, ſo bedarf es der Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. 

(2) Das gleiche gilt bei Vermögensauseinanderſetzungen, die durch eine jener Maßregeln notwendig werden. 


a Artikel 7. 
(1) Zur Erfüllung einzelner gemeinſamer Aufgaben können mehrere Kirchengemeinden zu einem Geſamt⸗ 
verbande zuſammengeſchloſſen werden. Das Nähere wird durch Kirchengeſetz geregelt. 


Artikel 8. 

(1) Die zu Anſtalten der Inneren Miſſion oder zu anderen Anſtalten mit beſonderer kirchlicher Ver⸗ 
ſorgung gehörenden Kirchenglieder können, falls für ſie nicht eine beſondere Kirchengemeinde beſteht, unter 
Anwendung der Vorſchrift des Artikel 6 von der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde ausgenommen werden. 

(2) Durch Kirchengeſetz oder Verordnung ſollen allgemeine Grundfätze für die kirchliche und geiſtliche 
Verſorgung der Anſtalten aufgeſtellt werden, deren Angehörige nicht Glieder einer Kirchengemeinde ſind. 


Artikel 9. 
Die Kirchengemeinden regeln und verwalten ihre Angelegenheiten nach der in der Landeskirche geltenden 
Ordnung ſelbſtändig. Sie find berechtigt, ſich ſelbſt Gemeindeſatzungen zu geben. Diefe bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Kreiskirchenvorſtandes. Die Genehmigung darf erſt erteilt werden, nachdem das Landes⸗ 
kirchenamt erklärt hat, daß keine rechtlichen Bedenken vorliegen. 


Zweiter Abſchnitt: Pfarramt. 


Artikel 10. 5 
„ ) Der Dienft am Wort und Sakrament in der Kirchengemeinde mit Einſchluß der Seelſorge iſt die 
berufsmäßige Aufgabe des Pfarramts. 
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(2) Die Geiſtlichen müſſen den Nachweis einer ausreichenden wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Aus 
bildung erbracht haben. Sie werden namens der Landeskirche zu ihrem Dienſte berufen. 

(3) Sie haben das Evangelium gemäß dem Bekenntnisſtande der Landeskirche zu verkündigen und ihren 
Kirchengemeinden mit vorbildlichem chriſtlichen Lebenswandel voranzugehen. 

(4) Die Geiſtlichen ſind in ihrer perſönlichen Amtstätigkeit, was Lehre, Seelſorge, Verwaltung der 
Sakramente und die übrigen heiligen Handlungen betrifft, vom Kirchenvorſtand unabhängig. 


Artikel 11. 

(1) Die Ernennung eines Pfarrers auf eine Pfarrſtelle erfolgt auf Lebenszeit. Gegen ſeinen Willen darf 
ein Pfarrer nur unter den kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Vorausſetzungen und Formen des Amtes enthoben, 
in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt verſetzt werden. 

2) Gegen jede dienſtliche Straferkenntnis müſſen ein Beſchwerdeweg und die Möglichkeit eines Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens gegeben ſein. Das Nähere wird durch Kirchengeſetz geregelt. 

(3) Für vermögensrechtliche Anſprüche bleibt den Pfarrern der Rechtsweg offen. 


Artikel 12. 

Die Kirchengemeinde hat das Recht, über den anzuſtellenden Pfarrer vorher gehört zu werden und 
begründete Einwendungen gegen Perſon, Lehre, Gaben und Wandel zu erheben, unbeſchadet anderer der Ge⸗ 
meinde bei der Pfarrbeſetzung etwa zuſtehender Rechte, insbeſondere des Wahlrechts. 

f Artikel 13. f 

Das Landeskirchenamt kann neue Pfarrſtellen errichten, beſtehende aufheben und zuſammenlegen. Vor⸗ 
her iſt den beteiligten Kirchenvorſtänden und dem Kreiskirchenvorſtande Gelegenheit zur Außerung zu geben. 
Wenn einer dieſer Maßregeln ſeitens eines beteiligten Kirchenvorſtandes oder des Kreiskirchenvorſtandes wider⸗ 
ſprochen wird, ſo bedarf es der Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. 


Artikel 14. 
(1) In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern wird das Pfarramt gemeinſam verwaltet; die Ge⸗ 
ſchäfte, auch die Pflichten der Seelſorge, ſind unter ſie zu verteilen. 
(2) Unter mehreren Pfarrern derſelben Gemeinde beſtehen weder Amts- noch Rangunterſchiede. 


| Artikel 15. 
Die Verſehung pfarramtlicher Geſchäfte durch Hilfsgeiſtliche wird beſonders geregelt. 


Artikel 16. 

Die Pfarrer ſind zu vorübergehenden Vertretungen in benachbarten Kirchengemeinden und zu anderen 
außerhalb ihrer Gemeinde liegenden Arbeiten für die Landeskirche verpflichtet, ſoweit ihre perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe und die ihrer Gemeinde es geſtatten. Die Beſtimmungen hierüber trifft, ſoweit nicht andere Stellen 
zuſtändig ſind, das Landeskirchenamt. Ri 


Artikel 17. \ 
(1) Geiſtliche können auch außerhalb des Verbandes einer Kirchengemeinde als Pfarrer der Landeskirch 
mit beſonderem Auftrag angeſtellt werden. Sie werden vom Landeskirchenamt einem Aufſichtsbezirke 
zugewieſen. | 
(2) Ihnen können Geiftlihe an Anftalten oder Vereinen der Inneren oder der Außeren Miſſion ſowie 
an anderen Anſtalten mit beſonderer kirchlicher Verſorgung vom Landeskirchenamte gleichgeſtellt werden, falls 
ſie die Vorausſetzungen zur Anſtellung im Pfarramt erfüllen. f 7 50 ' 
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Artikel 18. 


Im ubrigen werden das Pfarrwahl⸗ und Pfarrbefetzungsrecht ſowie die Rechte und Pflichten der 
Geiſtlichen kirchengeſetzlich geordnet, ebenſo die Beteiligung der Pfarrer an der Regelung allgemeiner, ihren 
Stand . e Fragen Su einen von ihnen ſelbſt gewählten Ausſchuß. 


Dritter Abſchnitt: Kirchenvorſtand. 


Artikel 19. 


Jede Kirchengemeinde muß einen Kirchenvorſtand haben. In Perſonalgemeinden kann die Bildung 
eines Kirchenvorſtandes unterbleiben. 


8 Artikel 20. 
Der Kirchenvorſtand beſteht aus den Pfarrern der Gemeinde und mindeſtens 4 Kirchenvorſtehern, die 
von den Gemeindegliedern nach gleichem, perſönlich auszuübendem Stimmrechte zu wählen ſind. Die Wahl 
iſt unmittelbar und geheim. 


5 Artikel 21. 
Wahlberechtigt ſind alle Gemeindeglieder, die das vierundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, ſoweit 
nicht geſetzliche Beſtimmungen ihrem Wahlrecht entgegenſtehen. a 


Artikel 22. 
Wählbar ſind alle Wahlberechtigten, die das dreißigſte Lebensjahr vollendet und einen guten Ruf in 
der Gemeinde haben, ſich am gottesdienſtlichen Leben beteiligen und bereit l der Förderung des chriſtlichen 
Lebens in der Gemeinde gewiſſenhaft zu dienen. 


Artikel 23. 


Dem Kirchenvorſtande können auf Grund kirchengeſetzlicher Beſtimmungen noch andere als die im 
Artikel 20 bezeichneten Mitglieder angehören. 


Artikel 24. 
() Oer Kirchenvorſtand hat ſowohl in Unterſtützung des Pfarramts als auch ſelbſtändig für die För⸗ 
derung chriſtlichen Glaubens und Lebens, kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte zu ſorgen. 
(2) Er hat für eine ausreichende geiſtliche Verſorgung der Gemeinde einzutreten und bei Vorhandenſein 
mehrerer Geiſtlicher in der Gemeinde mit ihnen zuſammen die Arbeitsteilung zu ordnen. 
(3) Er hat für die Einrichtung und Beſetzung der Gemeindeämter zu ſorgen. 


Artikel 25. 


Der Kirchenvorſtand verwaltet das kirchliche Vermögen, beſtimmt die von den Grmehniegichen zu er⸗ 
hebenden Abgaben und vertritt die Gemeinde gerichtlich und außergerichtlich. 


Artikel 26. 

(1) Die Aufſichtsbehörden haben das Recht, in geſetzlich geordnetem Verfahren eine geſetzliche Leiſtung, 
die aus dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten iſt oder den Gemeindegliedern obliegt, anzuordnen und die 
Geltendmachung rechtsbegründeter Anſprüche der Kirchengemeinde im Rechtswege durchzuſetzen. 

(2) Durch Kirchengeſetz können den Aufſichtsbehörden beſtimmte Befugniſſe eingeräumt werden, um zu 
Bere, daß das kirchliche Gemeindeleben oder die einheitliche Betätigung der Landeskirche durch die 
Geſchäftsführung des . gefährdet wird. f 
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Artikel 27. 

(1) Solange ein beſchlußfähiger Kirchenvorſtand nicht vorhanden iſt, werden die Aufgaben und Befug⸗ 
niſſe des Kirchenvorſtandes vom Kreiskirchenvorſtand unmittelbar oder durch Vertreter wahrgenommen. 

(2) IE in einer Perſonalgemeinde ein Kirchenvorſtand nicht gebildet, fo find dis Verwaltung und 
Vertretung der Gemeinde vom Landeskirchenamt anderweit zu ordnen. Vorher iſt dem Kreiskirchenvorſtande 
Gelegenheit zur Außerung zu geben. Widerſpricht er, fo iſt die Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes 
erforderlich. ; | 


Vierter Abſchnitt: Gemeindevertretung und Gemeindeverſammlung. 


Artikel 28. 
5 Zur beſonderen Pflege des ſittlich-religißſen Gemeinſchaftslebens kann eine Gemeindevertretung gebildet 
werden. 
Artikel 29. 


Wichtige, das Gemeindeleben berührende Angelegenheiten können in einer aus den wahlberechtigten Ge⸗ 
meindegliedern beſtehenden Gemeindeverſammlung beraten werden. 


Dritter Teil. 
Kreiskirchenverband. 
Erſter Abſchnitt: Superintendent. 


Artikel 30. 

Jede Kirchengemeinde muß zu einem Aufſichtsbezirke gehören. Die Zuteilung geſchieht durch das Landes- 
a mit Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. Vorher ift den Beteiligten Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. f 

Artikel 31. 

Für jeden Aufſichtsbezirk wird ein Superintendent beſtellt. Die Superintendenten ſind berufen, das 
kirchliche Leben ihres Bezirkes durch Ausübung der Aufſicht über die Gemeinden und die Geiſtlichen zu fördern. 
Sie haben die in ihrem Aufſichtsbezirk angeſtellten und die ihm ſonſt zugewieſenen Geiſtlichen bei Aus⸗ 
übung ihres Amts und in ihrer theologiſchen Weiterbildung brüderlich zu beraten und mit ihnen ein auf 
Vertrauen beruhendes Verhältnis zu pflegen. Ihre Dienſtanweiſung erhalten ſie vom Landeskirchenamte. 


Artikel 32. 
(1) Das Landeskirchenamt ernennt die Superintendenten im Einverſtändniſſe mit dem Kreiskirchenvor⸗ 


ſtande. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Landeskirchenausſchuß. 


(2) Das Nähere wird durch Kirchengeſetz geregelt, ebenſo, falls die Superintendentur die einzige Pfarr⸗ 
ſtelle in der Kirchengemeinde iſt, eine etwa über das im Artikel 12 bezeichnete Recht hinausgehende Mitwirkung 
des Kirchervorſtandes. 


Zweiter Abſchnitt: Bildung der Kreiskirchenverbände. 
Artikel 33. f 
(1) Die zu demſelben Aufſichtsbezirke gehörenden Kirchengemeinden bilden einen Kreiskirchenverband. 


(2) Das Landeskirchenamt kann die Gemeinden mehrerer Aufſichtsbezirke zu einem Kreiskirchenverbande 
vereinigen und die dabei notwendigen Abweichungen von den nachfolgenden Beſtimmungen treffen. Vorher 


a 


iſt den Beteiligten Gelegenheit zur Außerung zu geben. Sind dieſe nicht einverſtanden, fo bedarf es der 
Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. 

(3) Das gleiche gilt bei Vermögensauseinanderſetzungen, die bei der Veränderung von Kreiskirchen⸗ 
verbänden notwendig werden. 5 


Artikel 34. 
Zur Erfüllung einzelner gemeinſamer Aufgaben können mehrere Kreiskirchenverbände zuſammengeſchloſſen 
werden. Das Nähere wird durch Kirchengeſetz geregelt. 


1 


Dritter Abſchnitt: Kreiskirchentag. 
Artikel 35. 
Für jeden Kreiskirchenverband wird ein Kreiskirchentag gebildet. 


Artikel 36. 

Der Kreiskirchentag beſteht aus dem Superintendenten als Vorſitzendem, aus geiſtlichen und nicht⸗ 
geiſtlichen Abgeordneten der Kirchengemeinden und aus zwei Lehrern (Lehrerinnen), die an öffentlichen oder 
Privatſchulen im Kirchenkreiſe den Grundſätzen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche entſprechenden Religions⸗ 
unterricht erteilen. Dem Kreiskirchentage können auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen noch andere Mitglieder 
angehören. 

8 Artikel 37. 

(1) Die Kreiskirchentage haben die Aufgabe, die Arbeit der Gemeinden des Kirchenkreiſes durch gemein⸗ 
ſame Beſprechungen und durch Beratung ſeiner kirchlichen und ſittlichen Zuſtände anzuregen und zu befruchten. 

(2) Zur Förderung chriſtlichen Glaubens und Lebens, kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte in den Gemeinden 
des Kirchenkreiſes kann der Kreiskirchentag auch beſondere Einrichtungen und Veranſtaltungen ſchaffen. Er 
hat nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen das Recht, die hierzu erforderlichen Mittel aus der Kreis⸗ 
kirchenkaſſe zu entnehmen. 7 . 

(3) Der Kreiskirchentag hat den Voranſchlag für die Kaſſe des Kreiskirchenverbandes feſtzuſtellen, die 
von den Gemeinden an dieſen zu leiſtenden Beiträge auszuſchreiben und den Beitragsfuß dafür feſtzuſetzen. 
Bis zur Feſtſetzung eines neuen bleibt der bisherige Beitragsfuß in Kraft. Durch Kirchengeſetz kann auch 
eine unmittelbar von den Gliedern der Kirchengemeinden zu erhebende Steuer eingeführt werden. 


Vierter Abſchnitt: Kreiskirchenvorſtand. 
Artikel 38. 
(a) Jeder Kreiskirchenverband muß einen Kreiskirchenvorſtand haben, beſtehend aus dem Superintendenten 


und wenigſtens vier vom Kreiskirchentag aus ſeiner Mitte zu wählenden Beiſitzern. Unter dieſen müſſen 
wenigſtens zwei Geiſtliche und zwei Nichtgeiſtliche fein. 

(2) Sind mehrere Aufſichtsbezirke zu einem Kreiskirchenverbande vereinigt, ſo muß auf jeden wenigſtens 
ein Beiſitzer entfallen. 

Artikel 39. 

Der Kirchenvorſtand führt die laufenden Geſchäfte des Verbandes und vertritt ihn gerichtlich und 
außergerichtlich. Er führt die nächſte Aufſicht über die Kirchenvorſtände des Kirchenkreiſes und ihre Tätigkeit 
und erhält feine Dienſtanweiſung vom Landeskirchenamte. N - 
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Vierter Teil. 
Das Kloſter Loccum. 
Artikel 40. 


Das Kloſter Loccum iſt ein Beſtandteil der Landeskirche. Es bildet eine ſelbſtändige geiſtliche Körper⸗ 


ſchaft und dient kirchlichen und religiöſen Zwecken innerhalb der Landeskirche, 


Artikel 41. 

Das Kloſter Loccum beſteht aus dem Abt und den Konventualen, deren Zahl vier bis ſechs betragen 
ſoll. Der Abt und ſämtliche Konventualen müſſen Glieder der Landeskirche, der Abt auch ordinierter Geift- 
licher der Landeskirche ſein. Vou den Konventualen muß einer die Befähigung zum höheren Verwaltungs⸗ 
oder Juſtizdienſte beſitzen; die übrigen müſſen ordinierte Geiſtliche fein. / 


Artikel 42. 

(1) Abt und Konventualen werden vom Konvent (Artikel 46) zewählt. Die Wahl unterliegt der Be⸗ 
ſtätigung durch den Kirchenſenat. Wird die Abtſtelle durch das Ausſcheiden eines Abtes, der zugleich Landes- 
biſchof war, erledigt, ſo darf die Wahl des neuen Abtes nicht vor Ende der nächſten Tagung des Landes⸗ 
kirchenkages ſtattfinden. 

(2) Vor der Wahl des Abtes iſt dem Kirchenſenat eine Wahlliſte vorzulegen, aus der er nicht genehme 
Perſonen ſtreichen und deren Ergänzung er verlangen kann. 

(3) Der Abt hat das Recht, die Gewählten zu ordinieren, ſofern fie die Befähigung zum geiſtlichen 
Amte in der Landeskirche befiten. 
f Artikel 43. 

Zu den Zwecken des Kloſters gehört es vornehmlich, ein Predigerſeminar zur Vorbildung künftiger 
Geiſtlicher der Landeskirche zu unterhalten. Eine weſentliche Verminderung im Beſtande des Seminars iſt 
nur im Einvernehmen mit dem Kirchenſenat zuläſſig. Im übrigen hat das Kloſter an den Aufgaben der 
Landeskirche mitzuwirken. Die Aufgaben und die Art ihrer Erfüllung beſtimmt das Kloſter ſelbſt. 


Artikel 44. 
Das Kloſter ordnet und verwaltet ſeine Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der in der Landeskirche 
geltenden Ordnung. Es kann ſich ſelbſt eine Verfaſſung geben. Sie iſt gültig, wenn der Kirchenſenat an⸗ 
erkannt hat, daß ſie dem in der Landeskirche geltenden Rechte nicht widerfpricht. 


Artikel 45. 

Die Verwaltung feiner Güter und Einkünfte führt das Klofter unter Oberaufficht des Kirchenſenats. 
Dieſem iſt der Haushaltsplan zur Genehmigung und die Rechnung zur Einſicht vorzulegen. Veränderungen 
der Subſtanz des Vermögens und die Übernahme neuer Verpflichtungen auf die Dauer von mehr als fünf 
Jahren bedürfen zur Gültigkeit vorheriger Genehmigung des Kirchenſenats. 


Artikel 46. 

Die äußere und innere Verwaltung üben Abt und Konventualen als Konvent. Die Vermögensver⸗ 
waltung und rechtliche Vertretung führt im Auftrage des Konvents der rechtskundige Konventual (Artikel 41). 
Das Kloſter vermögensrechtlich verpflichtende ſchriftliche Willenserklärungen find auszufertigen mit der Unter⸗ 
ſchrift: »Das Kloſter Loccum«e oder »Abt und Konvent des Kloſters Lorcume und vom Vermögensverwalter 
oder mehreren Mitgliedern des Konvents zu vollziehen. f 5 f 


Artikel 47. N 


Die für die kirchliche Verwaltung im Stiftsbezirk Loccum beſtehenden Sondereinrichtungen bleibe 
erhalten. Sie können vom Kirchenſenat unter Zuſtimmung des Kloſters aufgehoben oder geändert werden. 


Die Zuſtimmung kann durch Beſchluß des Landeskirchentags erſetzt werden. 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 12829) 47 


ee 
Fünfter Teil. 
Landeskirchentag. 
Erſter Abſchnitt: Bildung des Landeskirchentags. 


i Artikel 48. 
Für die geſamte Landeskirche wird ein Landeskirchentag gebildet. 


Artikel 49. 
Dem Landeskirchentage gehören an: 

1. fünfzehn Geiſtliche, die als Pfarrer einer Kirchengemeinde oder als Pfarrer der Landeskirche oder 
an einer 1 theologiſchen Lehranſtalt angeſtellt oder den Pfarrern der Landeskirche gleich- 
geſtellt ſind; 

dreißig nichtgeiſtliche Glieder der Landeskirche; 

bis neun bei der Wahl in der Minderheit gebliebene Stimmenempfängerj 

der Abt zu Loccum, wenn er nicht dem Kirchenſenat oder dem Landeskirchenamt angehört; 

ein Mitglied der theologiſchen Fakultät der Univerſität Göttingen, das von der Fakultät gewählt 
iſt, ſowie ein vom Kirchenſenat zu berufender Vertreter des Kirchenrechts an derſelben Univerſität , 

6. bis neun vom Kirchenſenat zu berufende Mitglieder der Landeskirche. 
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. Artikel 50. g 

(1) Zur Wahl der im Artikel 49 Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Abgeordneten wird das Gebiet der Landes⸗ 
kirche unter möglichſter Berückſichtigung der landſchaftlichen Zuſammengehöbörigkeit in fünfzehn Wahlkreiſe eingeteilt. 

(2) In jedem Wahlkreiſe ſind je ein geiſtlicher und zwei nichtgeiſtliche Abgeordnete zu wählen. 
ü (3) Die Wahl wird durch die bei Kirchenvorſteherwahlen wahlberechtigten Gemeindeglieder unmittelbar mit 
verdeckten Stimmzetteln ausgeübt. a 

(4) Durch Kirchengeſetz können Beſtimmungen getroffen werden, die die Einreichung von Wahlvor⸗ 
ſchlägen vorſchreiben und beim Vorliegen nur eines Wahlvorſchlages eine Wahl ausſchließen. Die Mitglieder 
der Kirchenvorſtände können durch einen Wahlaufſatz unter kirchengeſetzlich zu beſtimmenden Vorausſetzungen 
eine Wahl ausschließen. i N 

(5) Für jeden Abgeordneten iſt ein Erſatzmann zu wählen, der bei feinem Ausſcheiden eintritt. 

(6) Soweit die im Artikel 49 Ziffer 3 vorgeſehenen Plätze nicht nach den Beſtimmungen des Mahl 
geſetzes beſetzt werden, hat der Kirchenſenat das Recht zur Beſetzung dieſer Plätze, um eine angemeſſene Ver⸗ 
tretung der jeweils vorhandenen Minderheiten herbeizuführen. 


Artikel dl. 
Die Wahlen und Berufungen gelten für ſechs Jahre, doch erliſcht ihre Wirkſamkeit bereits mit einer 
in den letzten ſechs. Monaten vor Ablauf der Wahlzeit erfolgten Neuwahl des Landeskirchentags. 


8 ga Artikel 52. : 

Die Wahlen werden vom Kirchenſenat ausgeſchrieben. Über die Ordnungsmäßigkeit der Wahlen ent- 
ſcheidet eine Wahlprüfungsſtelle endgültig. 5 net 
792 f ; : Artitel 53. 

Unter den vom Kirchenſenate nach Artikel 49 Ziffer 6 zu berufenden Mitgliedern müſſen mindeſtens zwei 
Lehrer (Lehrerinnen) fein, die an öffentlichen oder Privatſchulen den Grundſätzen der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche entſprechenden Religionsunterricht erteilen, unter ihnen einer mit der Befähigung für das Lehramt 
an höheren Schulen, ferner je ein Vertreter der Inneren und der Außeren Miſſion und der Kirchenmuſik, 
ſoweit ſolche Religionslehrer und Vertreter der Miſſion und der Kirchenmuſik dem Landeskirchentage nicht 
ſchon nach Artikel 49 Ziffer 1 bis 3 als Abgeordnete angehören. 1 5 
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Artikel 54. 

(1) Alle Mitglieder des Landeskfrchentags müſſen zur Zeit der Wahl oder Berufung das dreißigſte 
Lebensjahr vollendet haben, die nichtgeiſtlichen zu Kirchenvorſtehern wählbar ſein. 

(2) Wer eine Eigenſchaft verliert, durch die feine Wahl oder Berufung zum Landeskirchentage bedingt 
war, ſcheidet aus ihm und, wenn er dem Landeskirchenausſchuß angehört, auch aus dieſem aus. Die Ent⸗ 
ſcheidung darüber trifft vorläufig das Landeskirchenamt, endgültig der Landeskirchentag. 

(3) Geiſtliche und andere kirchliche Beamte bedürfen zum Eintritt in den Landeskirchentag keines 
Urlaubs. 

Artikel 55. 

Der Landesbiſchof und die übrigen Mitglieder des Kirchenſenats ſowie Bevollmächtigte des Landes- 
kirchenamts ſind berechtigt, an den Verhandlungen des Landeskirchentags ohne Stimmrecht teilzunehmen und 
nach jedem Redner das Wort zu ergreifen. l 4 


Zweiter Abſchnitt: Verſammlungen des Landeskirchentags. 
5 ; 8 Artikel 56. 
Der Landeskirchentag wird vom Kirchenſenat berufen. 


Artikel 57. 

(1) Der Landeskirchentag fol zu ordentlicher Verſammlung wenigſtens je um das dritte Kalenderjahr 
und zu außerordeutlichen Verſammlungen je nach Bedarf berufen werden. 

(2) Zu einer außerordeutlichen Verſammlung muß er berufen werden, wenn entweder der Landeskirchen⸗ 
ausſchuß oder zweimal hintereinander in einem Seitabſtande von mindeſtens zwei Monaten ein Drittel der 
Mitglieder des Landeskirchentags es beim Kirchenſenat unter Angabe des zu verhandelnden Gegenſtandes 
beantragt. Die Berufung hat in der Weiſe zu erfolgen, daß der Landeskirchentag binnen drei Monaten nach 
dem Antrage des Landeskirchenausſchuſſes oder dem zweiten Antrage der Mitglieder des Landeskirchentags 
zuſammentritt. N 
N Artikel 58. 

Am Sonntage vor der Eröffnung des Landeskirchentags ſoll in der ganzen Landeskirche eine Fürbitte 
in das Kirchengebet aufgenommen werden. Der Eröffnung ſoll ein feierlicher Gottesdienſt vorhergehen. 


Artikel 59. ! 

Der Landeskirchentag wird vom Vorſitzenden des Kirchenſenats eröffnet. Unter deſſen Leitung wählt 
er für feine Verſammlung aus feiner Mitte den Präſidenten und unter deſſen Leitung die erforderliche An⸗ 
zahl von Vizepräſidenten und Schriftführern. 

Artikel 60. 

(1) Die Mitglieder des Landeskirchentags haben bei ihrem Eintritte das Gelöbnis abzulegen: 

Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied des Landeskirchentags gehorſam dem göttlichen 
Worte, in Treue gegen den Glauben der evangelifch-Lutherifchen Kirche danach trachten will, daß 
die Kirche in Einigkeit des Glaubens und in Gemeinſchaft der Liebe wachſe an dem, der das 
Haupt iſt, Chriſtus. N ; 

(2) Die bei der Eröffnung anweſenden Mitglieder legen dies Gelöbnis in die Hand des den Landeskirchen⸗ 
tag Eröffnenden ab, ſpäter eintretende in die Hand des Vorſitzenden. Einer Erneuerung des Gelöbniſſes 
bedarf es beim wiederholten Zuſammentritte des Landeskirchentags innerhalb derſelben Wahlzeit nicht. 


Artikel 61. i 
g (1) Der Landeskirchentag iſt bei Auweſenheit der Hälfte feiner Mitglieder beſchlußfähig und faßt feine 
Beſchlüſfe mit Mehrheit der Stimmen der anweſenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt der Vor⸗ 
ſitzende den Ausſchlag. BUEE . | 
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(2) Wahlen erfolgen mittels verdeckter Stimmzettel. Gewählt ſind diejenigen, die auf mehr als der 
Hälfte der abgegebenen gültigen Zettel genannt ſind. Soweit dieſe Mehrheit nicht erreicht iſt, iſt die Wahl 
mit der Maßgabe zu wiederholen, daß nur die doppelte Anzahl der noch zu Wählenden, und zwar diejenigen 
wählbar bleiben, die im erſten Wahlgange die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet das Los. Wenn kein anweſendes Mitglied widerſpricht, iſt ein anderes Wahlverfahren zuläſſig. 

(3) Die Sitzungen ſind öffentlich, ſoweit nicht einzelne Angelegenheiten nach Beſchluß des Landeskirchen⸗ 
tags vertraulich behandelt werden ſollen. 

(4) Der Landeskirchentag ſetzt die ſeinen Mitgliedern zu gewährenden Tagegelder und zu erſtattenden 
Reiſekoſten feſt. 

(5) Im übrigen bleibt es dem Landeskirchentag überlaſſen, ſich ſelbſt eine Geſchäftsordnung zu geben. 


Artikel 62. 
(1) Der Landeskirchentag kann ſich ſelbſt vertagen und ſchließen. 
(2) Er kann vom Kirchenſeuat aufgelöſt werden. Mit der Auflöſung endet die Wahlzeit. Die Wahlen 
zum neuen Landeskirchentage müſſen binnen drei Monaten, die Einberufung muß in der Weiſe erfolgen, daß 
der Landeskirchentag binnen drei weiteren Monaten zuſammentritt. 


Dritter Abſchnitt: Wirkungskreis des Landeskirchentags. 


i Artikel 63. 

(1) Der Landeskirchentag hat die Aufgabe, der Erhaltung und dem äußeren und inneren Wachstum 
der Landeskirche zu dienen. Ihm liegt ob, den ordnungsmäßigen Beſtand und die Wirkſamkeit aller zur 
Arbeit in der Kirche berufenen Stellen zu überwachen und ſie zu erſprießlicher Tätigkeit anzuregen. Insbe⸗ 
ſondere ſoll er ſich angelegen ſein laſſen, Geiſtliche und Gemeinden zur Gemeinſchaft der Arbeit an dem 
Aufbau der Kirche zu verbinden. 

i (2) Der Landeskirchentag ſoll die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände im Bereiche der Landeskirche er⸗ 
örtern und auf ihre Beſſerung hinwirken. Zu dieſem Zwecke kann er Ratſchläge und Anträge an Behörden, 
Körperſchaften, Vereine und andere richten, auch ſich mit Kundgebungen an die Gemeinden wenden und an— 
ordnen, daß ſie im öffentlichen Gottesdienſte von der Kanzel verleſen werden. 

(3) Der Landeskirchentag ſoll die Selbſttätigkeit der Gemeinden kräftig anregen. Er hat die Einheit 
der Kirche gegen auflöſende Beſtrebungen zu wahren und überhaupt in Gemäßheit der Verfaſſung alles zu 
tun, wodurch die Kirche gebaut, gebeſſert und gefördert werden kann. 


a Artikel 64. 

. Neben der Kirchengeſetzgebung, der Beſtimmung über die Geldverwaltung und der Wahn der Mit⸗ 

glieder des Landeskirchenausſchuſſes, von Mitgliedern des Kirchenſenats und des Landesbiſchofs hat der 

Landeskirchentag folgende beſonderen Aufgaben und Befugniſſe: 

1. die Beachtung und Erwägung der Zuſtände und Verhältniſſe in der Landeskirche auf Grund der 
ihm bei jeder ordentlichen Tagung vom Landeskirchenausſchuſſe zu erſtattenden Tätigkeitsberichte 
und der vom Landeskirchenamte bei jeder erſten Tagung in einer Wahlzeit vorzulegenden Mit⸗ 
teilungen über wichtige amtliche Erfahrungen und Beobachtungen; 

2. die Aufſtellung allgemeiner Grundſätze für die Verwaltung; 

3. die Sorge für die Vorbildung der Geiſtlichen, Kirchenmuſiker, Gehteitet elke, Gemeindehelferinnen 
und Küſter, für den kirchlichen Religiousunteriht und, ſoweit es nötig iſt, für die Ausbildung 
beſonderer Religionslehrer; 

4. die Feſtſetzung der Grundſätze für die Dlentberhäftuiffe der kirchlichen Beamten und l 

5. die Förderung der Inneren und der Außeren Miſſion; 

6. die Fürſorge für die der Landeskirche angeſchloſſenen Lutheraner im Auslande. 


a 


Artikel 65. 
Der Landeskirchentag hat die an ihn gelangenden Vorlagen des Kirchenſenats und die Anträge des 
Landeskirchenausſchuſſes, des Landeskirchenamts ſowie der Kreiskirchentage und ihrer Vorſtände zu erledigen. 
Über andere Anträge und Gefuche hat er zu verhandeln, wenn fie geſchäftsordnungsmäßig aufgenommen find. 


Artikel 66. 

Der Landeskirchentag hat die Abgeordneten für den Deutſchen Evangeliſchen Kirchentag und gegebenen— 

falls Vertreter des Kirchenvolkes bei kirchlichen Veranſtaltungen und bei Beratungen mit anderen deutſchen 
evangelifchen und beſonders mit anderen evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen des Ju- und Auslandes zu wählen. 


Artikel 67. 

Der Kirchenſenat kann innerhalb eines Monats einen Beſchluß des Landeskirchentags durch Erklärung 
gegenüber feinem Präſidenten oder, wenn der Landeskirchentag nicht verſammelt iſt, gegenüber dem Vor- 
ſitzenden des Landeskirchenausſchuſſes beanſtanden. Die Beanſtandung kann vom Kirchenſenate zurückgenommen, 
oder vom Laudeskirchentage durch einen mit Mehrheit der Stimmen der geſetzlichen Mitglieder gefaßten Be⸗ 
ſchluß außer Wirkſamkeit geſetzt werden. 


Vierter Abſchnitt: Kirchengeſetze. 
Artikel 68. 

(1) Kirchengeſetze kommen durch übereinſtimmende Beſchlüſſe des Landeskirchentags und des Kirchen— 
ſenats zuſtande. 

2) Stimmt der Kircheuſenat einem Beſchluſſe des Landeskirchentags nicht bei, jo muß er dieſem oder, 
wenn er nicht mehr verſammelt iſt, dem Landeskirchenausſchuß innerhalb dreier Monate Nachricht geben. 

(3) Wird derſelbe Beſchluß binnen drei Jahren in einer früheſtens nach einem Jahre ſtattfindenden 
Tagung wiederholt, ſo bedarf es zum Zuſtandekommen des Gefetzes der Beiſtimmung des Kirchenſenats nicht. 


Artikel 69. 
(1) Die Verfaſſung kann durch Kirchengeſetz geändert werden. f 
(2) Ein Beſchluß des Landeskirchentags, durch den die Verfaſſung geändert wird, iſt nur dann gültig, 
wenn er an zwei nicht unmittelbar aufeinanderfolgenden Tagen jedesmal durch Zuſtimmung von drei Vierteln 
der geſetzlichen Mitglieder des Landeskirchentags gefaßt wird. 
(3) Im Falle des Artikel 68 Abſ. 3 iſt die Gültigkeit des Beſchluſſes des Landeskirchentags gleichfalls 
an die Beſchränkung des vorſtehenden Abſ. 2 gebunden. 5 5 2 


Artikel 70. 
(1) Eines Kirchengeſetzes bedarf es: 
1. zur Abänderung oder Aufhebung einer auf Geſetz oder Gewohnheitsrecht beruhenden Ordnung; 
2. zur Einführung oder Abſchaffung regelmäßig wiederkehrender kirchlicher Feiertage; 
3. zur Einführung oder Abänderung von Agenden, Katechismen und Geſangbüchern = 
4. zur Feſtſetzung oder Abänderung der Dienftverhältniffe der Geiftlichen und der kirchlichen Be 
amten mit Einſchluß des Dienſtſtrafrechts; er ; 
5. zur Heranziehung des Kirchen- und Pfarrvermögens für Abgaben an die Landeskirche. 
(2) Im Falle der Ziffern 2 und 3 iſt den Kreiskirchentagen vorher unter Mitteilung der Entwürfe 
Gelegenheit zur Außerung zu geben. 5 
(3) Auch andere Gegenſtände der kirchlichen Ordnung können durch Kirchengeſetz geregelt werden. 
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„Artikel 71. 

Entwürfe zu Kirchengeſetzen werden dem Landeskirchentag entweder vom Kirchenſenate nach Mitteilung 
an den Landeskirchenausſchuß vorgelegt oder vom Landeskirchenausſchuſſe nach Mitteilung an den Kirchen— 
ſenat oder aus der Mitte des Landeskirchentags zur Beratung geſtellt. Im letzteren Falle muß der Antrag, 
der den ausgearbeiteten Entwurf nebſt Begründung enthält, von mindeſtens einem Fünftel der Mitglieder 
unterzeichnet ſein. 

Artikel 72. 

Kirchengeſetze find vom Kirchenſenat unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den Beſchluß des Landes— 
kirchentags zu vollziehen und im „Kirchlichen Amtsblatte“ zu veröffentlichen. Sie treten, wenn nichts anderes 
beſtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Stück des „Kirchlichen 
Amtsblatts“ in der Stadt Hannover ausgegeben iſt. 


Artikel 73. 

(1) Anordnungen, die in der Regel der Beſchlußfaſſung des Landeskirchentags bedürfen, können, wenn 
fie unauffchiebbar find und der Landeskirchentag nicht verſammelt iſt, vom Kirchenſenate nach vorheriger 
Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes getroffen werden, ſind aber dem Landeskirchentage bei deſſen nächſtem 
Zuſammentritte vorzulegen und, wenn ſie ſeine Zuſtimmung nicht erlangen, alsbald außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

(2) Auf Verordnungen der im Abſ. 1 bezeichneten Art, die in der Regel nur durch Kirchengeſetz getroffen 
werden dürfen, findet die Vorſchrift des Artikel 72 entſprechende Anwendung. Sie ſind bei ihrer Veröffent— 
lichung als Notverordnungen zu bezeichnen. 


Fünfter Abſchnitt: Geldverwaltung der Landeskirche. 
Artikel 74. 
(8) Der Landeskirchentag hat über die von der Landeskirche zu beſtreitenden Ausgaben und die zu deren 
Deckung erforderlichen Einnahmen zu beſchließen. 5 
(2) Für die geſamte Geldverwaltung der Landeskirche iſt eine vom Landeskirchenamte zu führende 
Landeskirchenkaſſe einzurichten. 
Artikel 75. 
(1) Für die Landeskirchenkaſſe hat der Landeskirchentag einen Haushaltsplan mit dreijähriger Gültigkeit 
feſtzuſetzen. Den Entwurf dazu ſtellt das Landeskirchenamt nach Beratung mit dem Landeskirchenausſchuß auf. 
(2) Der Haushaltsplan ermächtigt das Landeskirchenamt, die darin vorgeſehenen Einnahmen zu erheben 
und Ausgaben zu leiſten. Hierbei hat der Landeskirchenausſchuß mitzuwirken, ſoweit dies im Haushaltsplane 
ſelbſt oder in Geſetzen beſtimmt iſt. ö 
(3) Auch über den Zeitraum ſeiner Geltung hinaus gibt der Haushaltsplan bis zur Feſtſetzung eines 
neuen dem Landeskirchenamte die gleiche Ermächtigung, ſoweit nicht einzelne Einnahmen und Ausgaben aus⸗ 
drücklich als einmalige oder außerordentliche bezeichnet ſind. 


Artikel 76. 
Mit Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes kann das Landeskirchenamt Einnahmen für ſolche Zwecke, 
die nicht im Haushaltsplane vorgeſehen find, verwenden, den Haushaltsplan überſchreiten und vorübergehende 
Anleihen, die nicht im Zeitraume des Haushaltsplans getilgt werden können, aufnehmen. 


Artikel 77. 5 

(1) Der durch andere Einnahmen nicht gedeckte Bedarf der Landeskirchenkaſſe ift durch landeskirchliche 
Umlagen aufzubringen. 

(2) Zur Leiſtung ſolcher Umlagen ſind die Kreiskirchenverbände und Kirchengemeinden nach den im 
Haushaltsplan oder durch Kirchengeſetz getroffenen Beſtimmungen verpflichtet. Der Beitragsfuß wird durch 
Kirchengeſetz beſtimmt. Bis zu deſſen Inkrafttreten bleibt der bisherige Beitragsfuß beſtehen. 

(3) Durch Kirchengeſetz kann auch die Erhebung einer unmittelbar von den Kirchengemeindegliedern zu 
entrichtenden Umlage eingefuhrt werden. f 
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Artikel 78. 

(1) Das Landeskirchenamt hat über die Verwaltung der Landeskirchenkaſſe dem Landeskirchenausſchuſſe 
jährlich Rechnung zu legen. Dieſer hat nach Erledigung der von ihm geſtellten Erinnerungen das Landes⸗ 
kirchenamt zu entlaſten. Etwa verbleibende Meinungsverſchiedenheiten find dem Landeskirchentage vom Landes- 
kirchenausſchuſſe zur Entſcheidung vorzulegen. 

(2) Der Landeskirchenausſchuß hat dem Landeskirchentage bei jeder ordentlichen Tagung eine Rechnungs⸗ 
überſicht über die abgelaufenen Jahre unter Beifügung der Rechnungen und Belege vorzulegen. 


Sechſter Abſchnitt: Landeskirchenausſchuß. 


Artikel 79. 

(1) Der Landeskirchenausſchuß beſteht aus ſieben Mitgliedern. Dieſe werden vom Landeskirchentage 
gewählt, und zwar drei aus der Zahl der geiſtlichen und vier aus der Zahl der nichtgeiſtlichen Mitglieder 
des Landeskirchentags. 

(2) Für die Mitglieder werden ebenſo viele geiſtliche und nichtgeiſtliche Stellvertreter vom Landeskirchen⸗ 
tage gewählt. Sie haben bei Behinderung oder Ausſcheiden von Mitgliedern in der vom Landeskirchentage 
beſtimmten Reihenfolge einzutreten. N d s 

(3) Die Wahlen zum Landeskirchenausſchuſſe gelten für ſechs Jahre; doch erliſcht ihre Wirkſamkeit erſt 
mit der Wahl des neuen Ausſchuſſes. Die Mitglieder bleiben im Ausſchuſſe trotz Ablaufs der Wahlzeit des 
Landeskirchentags und ſind befugt, ſofern ſie dem neuen Landeskirchentag als Mitglieder nicht angehören, 
an deſſen Sitzungen bis zum Schluſſe der erſtmaligen Tagung ohne Stimmrecht teilzunehmen. 


Artikel 80. a 

Der Landeskirchenausſchuß tritt erſtmalig unter dem Vorſitze ſeines älteſten Mitglieds zuſammen und 

wählt aus feiner Mitte den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Die ſpäteren Sitzungen werden nach 

Bedarf vom Vorſitzenden angeſetzt. Hält das Landeskirchenamt eine gemeinſame Beratung mit dem Landes⸗ 
kirchenausſchuſſe für erforderlich, ſo muß es ihn zu einer Sitzung einladen. 


Artikel 81. 

(1) Im Landeskirchenausſchuſſe werden die Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen, 
gleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mindeſtens 
zwei geiſtliche und drei nichtgeiſtliche Mitglieder an der Abſtimmung teilgenommen haben. Die Mitglieder 
ſind zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. 

(2) Mit der Wahrnehmung einzelner Geſchäfte kann der Landeskirchenausſchuß Unterausſchüſſe oder 
einzelne Mitglieder beauftragen. ö N 

(3) Die Mitglieder erhalten Tagegelder und Erſatz für Reiſekoſten nach den für die Mitglieder des 
Landeskirchentags beſtimmten Sätzen. Dieſer kann nach Bedarf nachträglich eine Anderung beſtimmen. 

(4) Im übrigen bleibt es dem Landeskirchenausſchuß überlaſſen, ſich ſelbſt eine Geſchäftsordnung zu geben. 


Artikel 82. Ban 
Solange der Landeskirchentag nicht verſammelt ift, hat der Landeskirchenausſchuß als deſſen Vertreter 
in enger Fühlung mit dem Landeskirchenamte die dem Landeskirchentage nach Artikel 63 obliegenden allge⸗ 
meinen Aufgaben zu erfüllen und, ſofern nicht rechtliche Bedenken entgegenſtehen, die im Artikel 66 vorge⸗ 
ſehenen Vertreter zu entſenden. 


Artikel 83. 


(1) Aber die grundſätzliche Behandlung wichtiger Fragen in der Verwaltung kann der Landeskirchen⸗ 
ausſchuß entweder mit dem Landeskirchenamt in gemeinſamer Sitzung beraten oder von ihm eine ſchriftliche 
Außerung einholen. In dieſer Sitzung führt der Vorſitzende des Landeskirchenausſchuſſes den Vorſiz. 


a 


(2) Der Landeskirchenausſchuß kann den ihm vom Landeskirchenamte nach Artikel 89 Abſ. 1 Satz 2 
vor der Veröffentlichung vorzulegenden Rechtsverordnungen bis nach einer alsbald zu veranlaſſenden gemein⸗ 
ſamen Beratung Einhalt tun. Wird bei dieſer keine Verſtändigung erzielt, fo hat der Kirchenſenat zu entſcheiden. 

(3) Ein Zuſammentreten zu einer gemeinſamen Beratung findet ferner in den Fällen ſtatt, in denen 
eine gemeinſame Beſchlußfaſſung der Mitglieder des Landeskirchenausſchuſſes und des Landeskirchenamts geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt. Alsdann führt der Präſident des Landeskirchenamts den Vorſitz. Bei den Abſtimmungen 
darf das Landeskirchenamt nicht mit mehr Stimmen vertreten ſein als der Landeskirchenausſchuß. Bei 
Stimmengleichheit zählt die Stimme des nach ſeinem Dienſtalter jüngſten Mitglieds des Landeskirchenamts 
nicht mit. N 5 


Sechſter Teil. 
Vertretung, Leitung und Verwaltung der Landeskirche. 


Erſter Abſchnitt: Landeskirchenamt. 
Artikel 84. 

(1) Das Landeskirchenamt beſteht aus dem Präſidenten, einem vechtskundigen und einem geiſtlichen 
Vertreter für dieſen, den Generalſuperintendenten und den ſonſt wach erforderlichen geiſtlichen und nicht— 
geiſtlichen Mitgliedern. ’ ; 

(2) Die Mitglieder werden nach Anhörung des Landeskirchenausſchuſſes vom Kirchenſenat auf Lebens⸗ 
zeit ernannt (vgl. jedoch Artikel 92). Der Präſident und fein erſter Vertreter müſſen die Befähigung zum 
höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſte, die geiſtlichen Mitglieder die Befähigung zur Anſtellung im Pfarr⸗ 
amte beſitzen. ; 

(3) Der Kirchenſenat kann außerordentliche Mitglieder ernennen. 

(4) Hilfsarbeiter ſowie mittlere und untere Beamte werden vom Präſidenten angeftellt. 

(5) Die Verſetzung der auf Lebenszeit angeſtellten Mitglieder und Beamten in den Ruheſtand, ihre 
Dienſtbezüge und Ruhegehaltsanſprüche ſowie die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen werden durch Kirchen— 
geſetz geregelt. 

Artikel 85. 
(1) Der Präſident und die Mitglieder des Landeskirchenamts werden vom Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
ſenats in ihr Amt eingeführt. Dabei haben ſie folgenden Eid zu leiſten: 5 i 
Ich ſchwöre bei Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß ich den mir anvertrauten 
Dienſt auf dem Grunde der Heiligen Schrift in Gemäßheit des Bekenntniſſes und der Ordnungen 
der Landeskirche zur Ehre Gottes und zum Heile der Seelen verwalten und dabei in rechtſchaffener 
Treue darauf achten will, daß die Kirche in Einigkeit des Glaubens und in Gemeinſchaft der 
Liebe wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus, ſo wahr mir Gott helfe und ſein heiliges Wort. 

(2) Die Beamten des Landeskirchenamts werden von deſſen Präſidenten vereidigt und in ihr Amt 

eingeführt. Die Eidesform wird vom Kirchenſenate beſtimmt. f 


Artikel 86. 


Ordentliche Mitglieder ſowie Beamte des Landeskirchenamts können nicht Mitglieder des Landeskirchen⸗ 

tags ſein. 
Artikel 87. 

(1) Alle Mitglieder des Landeskirchenamts haben gleiches Stimmrecht. Beſchlüſſe ſind gültig, wenn die 
Hälfte der Mitglieder an der Abſtimmung teilgenommen hat. 

(2) Der Präſident kann einen Beſchluß, bevor er ausgeführt iſt, ſpäteſtens aber bis zum Ablaufe zweier 
Wochen, beanftanden. Wird der Beſchluß in einer andern Sitzung, die aber nicht an demſelben Tage ſtatt⸗ 
finden darf, mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen wiederholt, ſo iſt ihm Folge zu geben. 
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(3) Die Generalſuperintendenten ſind befugt, in ihre Zuſtändigkeit eingreifende Beſchlüſſe des Landes⸗ 
kirchenamts, ſolange ſie noch nicht ausgeführt ſind, zu beanſtanden. Sie dürfen von dieſer Befugnis nur 
ſo weit Gebrauch machen, wie ihnen dies zur Wahrnehmung ihrer Amtspflichten notwendig erſcheint, und 
müſſen die Sache dann, ſofern das Landeskirchenamt ſeinen Beſchluß nicht rückgängig macht, ohne Verzug 
dem Kirchenſenat zur Entſcheidung nach Artikel 98 Ziffer 3 vorlegen. Dadurch wird bis zu dieſer Ent⸗ 
ſcheidung die Ausführung des Beſchluſſes aufgehalten. f 


Artikel 88. 

(1) Das Landeskirchenamt führt, ſoweit nicht andere Stellen geſetzlich dazu berufen find, die geſamte 
Verwaltung der Landeskirche. Es iſt dabei an die geltende Ordnung und die vom Landeskirchentag auf 
geſtellten allgemeinen Verwaltungsgrundſätze gebunden. 

(2) Das Landeskirchenamt hat über die in der Landeskirche beſtehenden Gemeinden und Verbände und 
deren Vertretungen ſowie über die im Dienſte der Landeskirche und ihrer Gemeinden und Verbände ſtehenden 
Beamten und Angeftellten die Aufſicht an oberſter Stelle zu führen, jedoch unbeſchadet der Aufſichtsbefugniſſe 
anderer Stellen. 

(3) Das Landeskirchenamt vertritt die Landeskirche in Verwaltungs- und Rechtssachen. Erklärungen, 
durch welche die Landeskirche vermögensrechtlich verpflichtet wird, bedürfen der Unterſchrift des Präſidenten 
oder ſeines Vertreters und der Beidrückung des Amtsſiegels oder Stempels. 


Artikel 89. 


(1) Vor der Aufſtellung neuer Grundſätze über die Behandlung wichtiger Fragen und, wenn durch 
Verwaltungsmaßnahmen vorausſichtlich Mittel der Landeskirche in Anſpruch genommen werden, die durch 
den Haushaltsplan nicht bereitgeſtellt find, hat das Landeskirchenamt ſich mit dem Landeskirchenausſchuß 
in Verbindung zu ſetzen. Rechtsverordnungen hat das Landeskirchenamt dem Landeskirchenausſchuſſe vor der 
Veröffentlichung vorzulegen. 

(2) Aber einzelne wichtige Angelegenheiten kann das Landeskirchenamt den Landeskirchenausſchuß zu 
einer gemeinſamen Beratung einladen oder von ihm ein Gutachten einholen. 

(3) In den Fällen, in denen geſetzlich die Zuſtimmung oder Mitwirkung des Landeskirchenausſchuſſes 
erforderlich iſt, muß in den Verordnungen und Verfügungen feſtgeſtellt werden, daß dieſem Erforderniſſe 
genügt iſt. 8 

(4) Grundſätzlich ſollen, bevor das Landeskirchenamt in einem Einzelfall entſcheidet, die nachgeordneten 
Aufſichtsſtellen Gelegenheit haben, ſich zur Sache zu äußern. 


Zweiter Abſchnitt: Generalſuperintendenten. 
Artikel 90. 


(1) Die Generalſuperintendenten find berufen, einen mehrere Aufſichtsbezirke umfaſſenden Sprengel 
beſonders auf dem Wege des perſönlichen Verkehrs zu leiten und zu beaufſichtigen. 


(2) Deu Generalſuperintendenten ſteht die Sorge für die Fortbildung der Kandidaten zu. Sie haben S 


das Recht, Geiſtliche zu ordinieren und kirchliche Gebäude einzuweihen, foweit der Landesbiſchof die Aus⸗ 
übung dieſer Amtshandlungen nicht für ſich in Anſpruch nimmt. x 
(3) Dem Sprengel können Gebiete zugelegt werden, die keinem Aufſichtsbezirk angehören. 


Artikel 91. 


„Die Zahl der Generalſuperintendenten beſtimmt der Landeskirchentag, die Abgrenzung ihrer Sprengel 
und den Amtsſitz innerhalb der Sprengel der Kirchenſenat. Ohne Zustimmung des Landeskirchentags darf 
ein Amtsſitz nicht außerhalb des Sprengels gelegt werden. 
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Artikel 92, 


Die Generalſuperintendenten werden vom Kirchenſenat auf Lebenszeit ernannt. Vorher iſt dem Landes⸗ 
kirchenausſchuß und dem Landeskirchenamte Gelegenheit zur Außerung zu geben. Ihre Dienſtbezüge, ihre 
Verſetzung in den Ruheſtand, ihre Ruhegehaltsanſprüche und die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen werden 
kirchengeſetzlich geregelt. 5 
Artikel 93. 
Die Generalſuperintendenten ſind als ſolche dem Landeskirchenamte nebengeordnet. 


Artikel 94, 


(1) Die Generalſuperintendenten treten unter dem Vorſitze des Landesbiſchofs oder in deſſen Vertretung 
des dienſtälteſten Generalſuperintendenten zu regelmäßigen Ausſprachen über das ganze Gebiet des inneren 
Lebens der Landeskirche zuſammen. 

(2) Die bei den Ausſprachen beſchloſſenen Anregungen und Vorſchläge müſſen, wenn ſie an das Landes⸗ 
kirchenamt oder an den Landeskirchenausſchuß gebracht werden, in deren Sitzungen zur Beratung gelangen. 
Das Ergebnis dieſer Beratungen iſt dem Landesbiſchof oder ſeinem Vertreter mitzuteilen. 


Dritter Abſchnitt: Kirchenſenat. 


Artikel 9. 


() Zum Kirchenſenate gehören der Landesbiſchof, der Präſident des Landeskirchenamts, der dienſtälteſte 
Geueralſuperintendent ſowie ein Geiſtlicher und drei Nichtgeiſtliche, die vom Landeskirchentage gewählt werden. 
Unter dieſen Nichtgeiſtlichen muß mindeſtens einer die Befähigung zum höheren Verwaltungs- oder Juſtiz⸗ 
dienſte beſitzen. ö ; 

(2) Solange die Stelle des Landesbiſchofs nicht beſetzt ift, tritt der geiftliche Vertreter des Präſidenten 
des Landeskirchenamts, ſolange die Präſidentenſtelle im Landeskirchenamte nicht beſetzt iſt, fein rechtskundiger 
Vertreter als Mitglied in den Kirchenſenat ein. Bei Behinderung des Präſidenten des Landeskirchenamts 
tritt ſein rechtskundiger Vertreter an ſeine Stelle. 

(3) Für die vom Landeskirchentage zu wählenden Mitglieder ſind von ihm Erſatzleute zu wählen, welche 
die im Abſ. 1 bezeichneten Eigenſchaften ihrer Vormänner haben müſſen und bei deren Ausſcheiden oder 
dauernder Behinderung als Mitglieder in den Kirchenſenat eintreten. Die Wahl der Mitglieder und der 
Erſatzleute gilt für zwölf Jahre mit der Maßgabe, daß nach ſechs Jahren abwechſelnd je zwei ausſcheiden 
und die Wirkſamkeit ihrer Wahl erſt mit der vom Landeskirchentage vorgenommenen Neuwahl erliſcht. 

(4) Mitglieder des Landeskirchentags ſcheiden mit ihrem Eintritt in den Kirchenſenat aus jenem aus 


Artikel 96. 


(1) Den Vorſitz im Kirchenſenate führt der Landesbiſchof, in feiner Vertretung der Präſident des Landes— 
kirchenamts und bei deſſen Behinderung ein vom Kirchenſenate zu wählendes Mitglied. 

(2) Im Kirchenſenate haben alle Mitglieder gleiches Stimmrecht. Er wird vom Vorſitzenden nach Be 
darf berufen und iſt beſchlußfähig, wenn wenigſtens fünf Mitglieder an der Abſtimmung teilnehmen. Bei 
Stimmengleichheit kommt ein Beſchluß nicht zuſtande; doch kann der Vorſitzende den Gegenſtand der Ab- 
ſtimmung in einer früheſtens drei Tage ſpäter ſtattfindenden neuen Sitzung zur Verhandlung und Abſtimmung 
bringen mit der Wirkung, daß alsdann bei Stimmengleichheit der Vorſitzende den Ausſchlag gibt. 

(3) Die vom Landeskirchentag in den Kirchenſenat gewählten Mitglieder werden vom Vorſitzenden nach 
der im Artikel 85 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Form vereidigt und in ihr Amt eingeführt. Sie erhalten für 
die Teilnahme an den Sitzungen Tagegelder und Erfab für Reiſekoſten nach den für die Mitglieder des 
Landeskirchentags beſtimmten Sätzen. Dieſer kann nach Bedarf nachträglich eine Anderung bestimmen. 


N 


u 7 
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Artikel 97. 

Der Kirchenſenat hat, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die kirchenregimentlichen Rechte, die vorher 
dem Landesherrn zuſtanden. Er iſt in ſeinen Entſchließungen vom Landeskirchentag unabhängig und nur 
dem Geſetz unterworfen, hat aber über feine Betätigung dem Landeskirchentag auf Anfragen, die in ge 
ſchäftsordnungsmäßiger Form geſtellt werden, Auskunft zu geben. 


Artikel 98. 


Der Kirchenſenat hat außer den ihm durch Einzelbeſtimmungen übertragenen insbeſondere folgende Auf 
gaben und Befugniſſe: f 
1. das Landeskirchenamt mit Vorarbeiten für die Kirchengeſetzgebung zu beauftragen und zur Bericht- 
erſtattung über allgemeine Fragen aufzufordern; 
2. für die Generalſuperintendenten nach Anhörung des Landeskirchenausſchuſſes und des Landes; 
kirchenamts eine Dienſtanweiſung zu erlaſſen und die unmittelbare Dienſtaufſicht über fie zu führen 
3. hervortretende Zweifel und Meinungsverſchiedenheiten über die gegenſeitige Abgrenzung der Zur 
aba de Landeskirchenausſchuſſes, des Landeskirchenamts und der Generalfuperintendenten 
zu entſcheideñ 
. Amtstitel an Beamte und Angeſtellte der Landeskirche zu verleihen; 
die allgemeine Aufſicht über die Geſchäftsführung des Landeskirchenamts auszuüben 
das Begnadigungsrecht in Dienſtſtrafſachen wahrzunehmen. 


on Om 


Vierter Abſchnitt: Landesbiſchof. 


Artikel 99. 
(1) Die geiſtliche Führung in der Landeskirche hat der Landesbiſchof. 

(2) Zum Landesbiſchofe wird vom Landeskirchentage in geheimer Abſtimmung ein Geiſtlicher auf Lebens⸗ 
zeit gewählt. Zur Wahl iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln der Anweſenden erforderlich. Iſt dieſe in 
zwei aufeinanderfolgenden Wahlgängen nicht erreicht, ſo genügt bei einer innerhalb zweier Wochen nach dem 
letzten Wahlgang erfolgenden Abſtimmung die einfache Mehrheit der geſetzlichen Mitglieder. 

(3) Der Landesbiſchof iſt jederzeit zum Rücktritte berechtigt. 


Artikel 100. 


Der Landesbiſchof hat die Aufgabe, das geſamte innere Leben der Landeskirche, insbeſondere die Vor⸗ 
und Weiterbildung der Geiſtlichen, die Vertiefung ihrer Amtstätigkeit, das kirchliche Gemeindeleben, die Samm⸗ 
lung und Pflege der kirchlichen Kräfte, die Bildung kirchlicher Arbeitsgemeinſchaften, die kirchliche Vereins⸗ 
tätigkeit, die Innere und die Außere Miſſion, die Fürſorge für die Lutheraner im Auslande perſönlich zu be⸗ 
achten und zu fördern. Auf allen dieſen Gebieten kann er im Landeskirchenausſchuß, im Landeskirchenamt 
und bei den Generalſuperintendenten Anregungen geben. Kundgebungen, mit denen er ſich an die Gemeinden 
wendet, find im öffentlichen Gottesdienfte von der Kanzel zu verleſen. 


Artikel 101. 


(1) Der Landesbiſchof hat das Recht, ſich jederzeit von den Geſchäften und Akten des Landeskirchen⸗ 
amts und des Landeskirchenausſchuſſes Kenntnis zu verſchaffen und an den Sitzungen beider ohne Stimme 
recht teilzunehmen. 


(2) Er kann mit dem Präſidenten des Landeskirchenamts, geeignetenfalls unter Zuziehung anderer Mit- 
glieder, und mit dem Vorſitzenden des Landeskirchenausſchuſſes beſondere Beſprechungen über einzelne Vor⸗ 
kommniſſe und Angelegenheiten der Verwaltung herbeiführen. Solche Beſprechungen hat er regelmäßig mit 
dem Generalſuperintendenten zu halten. 

8 48 * 
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; Artikel 102. 

(1) Der Landesbiſchof iſt befugt: 
I. die Generalſuperintendenten einzuführen ; i f 

2. die Mitglieder der theologiſchen Prüfungsausſchüſſe mit Zuſtimmung des Landeskirchenamts zu 

ernennen; a 
die vom Landeskirchenamt angeordneten außerordentlichen Kirchenviſitationen vorzunehmen; 
„die Predigerſeminare und die Anſtalten der Inneren und der Außeren Miſſion in ihrer inneren Arbeit 
zu beſichtigen; N 
außerordentliche allgemeine Buß⸗ und Feſtgottesdienſte für das Gebiet der Landeskirche anzuordnen. 
(2) Der Laudesbiſchof hat das Recht, Geiſtliche zu ordinieren, kirchliche Gebäude einzuweihen und in 

allen Gemeinden Gottesdienſte zu halten. 5 


8 


Artikel 103. 
Der Landesbiſchof vertritt in Gemeinſchaft mit dem Vorſitzenden des Landeskirchenausſchuſſes und dem 
Präſidenten des Landeskirchenamts die Landeskirche bei Verhandlungen mit der Reichs- und der Staatsregierung, 
ſoweit der Gegenſtand über die im Artikel 88 Abf. 3 geordnete Zuſtändigkeit des Landeskirchenamts hin⸗ 
ausgeht. 5 5 
d 5 Artikel 104. 
(1) Das Dienſteinkommen und das Ruhegehalt des Landesbiſchofs, die Gewährung eines Wartegeldes 
im Falle feines freiwilligen Rücktritts und die Verſorgung feiner Hinterbliebenen werden durch Beſchluß des 
Landeskirchentags geregelt. i f 
(2) Durch Kirchengeſetz wird beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen der Landesbiſchof in den Ruhe— 
ſtand verſetzt werden kann. 5 
(3) Iſ ein Abt zu Loccum Landesbiſchof, fo werden die Einkünfte der Abtspfründe auf fein Dienft- 
einkommen und im Falle ſeines Eintritts in den Ruheſtand auf ſein Ruhegehalt ganz oder teilweiſe angerechnet. 
Der Abt hat in landeskirchlichen Angelegenheiten die Amtsbezeichnung „Landesbiſchof“ zu führen. 


Artikel 105. 
Der Landesbiſchof kann nicht Mitglied des Landeskirchentags ſein. Er iſt ihm für ſeine Tätigkeit 
verantwortlich. 
Artikel 106. 
Solange die Stelle des Landesbiſchofs nicht beſetzt iſt, ordnet der Kirchenſenat mit Zuſtimmung des 
Landeskirchenausſchuſſes, ſoweit es erforderlich iſt, die Wahrnehmung der Aufgaben und Befugniſſe des 
Landesbiſchofs. 


Siebenter Teil. 
Schluß. 


Artikel 107. 

Durch Kirchengeſetz können zur Wahrnehmung der kirchlichen Rechtspflege richterliche Behörden eingeſetzt 
und ihnen Gegenſtände beſtimmter Art zur Verhandlung und Entſcheidung zugewieſen werden. Dabei 
iſt eine entſprechende Beſchränkung des Landeskirchenausſchuſſes, des Landeskirchenamts und der Kreiskirchen⸗ 
vorſtände in ihrer verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeit zuläſſig, ohne daß es dazu einer Verfaſſungsänderung 
im Sinne des Artikel 69 bedarf. 

(2) Die Mitglieder der nach Abſ. 1 einzuſetzenden richterlichen Behörden find bei der Verhandlung 
und Entſcheidung über die ihnen zugewieſenen Gegenſtände unabhängig und nur der Verfaſſung und den 
Kirchengeſetzen unterworfen. Sie können wider ihren Willen nur auf dem durch Verfaſſung oder Kirchen⸗ 
geſetz geordneten Wege ihres Amtes enthoben oder in deſſen Ausübung behindert werden. ; 
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(3) Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet ſchon jetzt Anwendung auf die Mitglieder der verfaſſungsmäßig 
geordneten Behörden, ſoweit ihnen die Verhandlung und Entſcheidung zugewieſen ift: 
1. in Dienſtſtrafſachen gegen Geiſtliche und kirchliche Beamte; 8 
2. im Verfahren über das Ausſcheiden aus einem kirchlichen Ehrenamt und auf Verhängung von 
Ordnungsſtrafen gegen Träger ſolcher Amter; 
3. im Verfahren auf Abſprechung des kirchlichen Wahlrechts; 
4, über die Gültigkeit verfaſſungsmäßig oder kirchengeſetzlich geordneter Wahlen. 


Artikel 108. 
Das Patronatsrecht wird durch die Verfaſſung nicht berührt. 


Artikel 109. 
(1) Nähere Beſtimmungen werden getroffen: 

J. über Kirchengemeinden durch die anliegende Kirchengemeindeordnung; 
2. über Kreiskirchenverbände durch die anliegende Kirchenkreisordnung; 8 
3. über die Bildung des Landeskirchentags durch das anliegende Kirchengeſetz über die Wahlen 
zum Landeskirchentage; N 
4. über das Inkrafttreten der Verfaſſung und der zu den Ziffern 1 bis 3 bezeichneten Geſetze, über 
ihre Ausführung und über den Übergang aus dem bisherigen Rechte in das neue durch das au- 
liegende Kirchengeſetz zur Einführung der Verfaſſung der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche 

Hannovers. 5 
(2) Die Anderung der im vorigen Abſatz als anliegend bezeichneten Geſetze unterliegt nicht der Vor⸗ 
ſchrift des Artikel 69. Das zu Ziffer 4 als anliegend bezeichnete Geſetz tric, mit ſeiner Verkündigung in Kraft. 


a Anlage A. 
Kirchengemeindeordnung. 


Gemäß Artikel 109 der Verfaſſung der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannovers wird von der 
Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung hiermit folgendes Kirchengeſetz erlaſſen: 


Erſter Teil. 
Grundlegende Beſtimmungen. f - 
Sl. 
RER 5 . 2 Beruf der Kirchengemeinde. 
Die Kirchengemeinde iſt berufen, 

eine Gemeinſchaft chriſtlichen Glaubens und Lebens darzuſtellen, f 5 
als Glied der Landeskirche mit den anderen Gemeinden an den gemeinſamen kirchlichen Aufgaben 
zuſammenzuwirken, 5 
im Volksleben an ihrem Teile den Willen Gottes zur Geltung zu bringen. 


9 2, 
55 Verwaltung. | 
Die Kirchengemeinde regelt und verwaltet ihre Angelegenheiten nach der in der Landeskirche geltenden 
Ordnung ſelbſtändig. Sie iſt berechtigt, ſich ſelbſt nach den SS 68 und 69 Gemeindeſatzungen zu geben. 
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8 8. 
f Zugehörigkeit. 
(1) Glied der Kirchengemeinde iſt jeder Angehörige der Landeskirche, der im Gemeindebezirke ſeinen 
Wohnſitz hat. N 
(2) In Perſonalgemeinden iſt die Zugehörigkeit nach Perſonenkreiſen beſtimmt. 
(3) Beſtehende Ordnungen, nach denen nicht zur Landeskirche gehörende Evangeliſche am Gemeindeleben 
teilhaben und den Gemeindegliedern gleichgeſtellt ſind, bleiben bis zu anderweitiger Regelung in Kraft. 


SA. 
Gemeindeveränderung. 

() Die Errichtung neuer ſowie die Aufhebung, Zuſammenlegung und andere Abgrenzung beſtehender 
Kirchengemeinden erfolgt durch das Landeskirchenamt. Vorher iſt den Beteiligten. Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. Wenn einer dieſer Maßregeln ſeitens eines beteiligten Kirchenvorſtandes widerſprochen wird, fo 
bedarf es der Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. ; 

(2) Das gleiche gilt bei Vermögensauseinanderfeßungen, die durch eine jener Maßregeln notwendig 
werden. S 
f n 5 
Rechte und Pflichten der Gemeindeglieder. 

(1) Alle Gemeindeglieder haben das Recht auf geordnete Darbietung von Wort und Sakrament. Es 
wird von ihnen erwartet, daß ſie ſich zu Wort und Sakrament treu halten und ein chriſtliches Leben führen. 

(2) Jedes Gemeindeglied hat den geordneten und üblichen Anteil an den kirchlichen Einrichtungen und 
Veranſtaltungen der Gemeinde ſowie das Wahlrecht zu den kirchlichen Vertretungen nach Maßgabe der be, 
ſtehenden Ordnung. a f 

(3) Die Gemeindeglieder haben die Ehrenämter in der Gemeinde, zu denen fie berufen find, zu über 
nehmen und ihren Anteil an den Laſten der Gemeinde zu tragen. f 


N 
5 Gemeinde und Pfarramt. i 
(i) Da das Work Gottes Quelle und Richtſchnur alles chriſtlichen Glaubens und Lebens ift und das 
Gemeindeleben im gemeinſamen Gottesdienſte feinen Mittelpunkt hat, ſteht dem vou der Kirche mit dem Dienſte 
am Worte und Sakrament in Gottesdienſt und Seelſorge beauftragten Pfarramte die geiſtliche Leitung der 
Gemeinde zu. ' 
(2) Die Kirchengemeinde hat das Recht, über den anzuftellenden Pfarrer vorher gehört zu werden und 
begründete Einwendungen gegen Perſon, Lehre, Gaben und Wandel zu erheben, unbeſchadet anderer der Ge- 
meinde bei der Pfarrbeſetzung etwa zuſtehender Rechte, insbeſondere des Wahlrechts. 


ST. 
Verhältnis der Gemeindeglieder zu ihren Geiſtlichen. 

(1) Alle Gemeindeglieder haben das gleiche Recht, von den Geiſtlichen nach der beſtehenden Ordnung 
bedient zu werden, aber auch die Pflicht, die beſtehende Ordnung über die Zuſtändigteit der Geiſtlichen 
innezuhalten. 

(2) Die Geiſtlichen haben die beſtehende Ordnung über die Zuſtändigkeit in weitherziger Weiſe durch⸗ 
zuführen. 


SS. 
Beziehungen zu anderen Geiſtlichen. 8 
() Will ein Gemeindeglied aus kirchlich anzuerkennenden Gründen für einzelne Amtshandlungen oder 
dauernd den Dienſt eines andern landeskirchlichen Geiſtlichen als des zuſtändigen in Auſpruch nehmen, fo 
muß es das dem letzteren anzeigen und zugleich nachweiſen, daß es von dem andern Geiſtlichen angenommen 
iſt. An der Gemeindezugehörigkeit wird dadurch nichts geändert. 
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: (2) Wünfcht eine größere Zahl von Gemeindegliedern außerordentliche Wortverkündigung innerhalb des 
Gemeindebezirkes durch andere landeskirchliche Geiſtliche, fo Toll dieſer Wunſch nach Möglichkeit erfüllt werden, 
doch ſo, daß die Veranſtaltung auch den übrigen Gemeindegliedern zugute kommt. 


Zweiter Teil: 
Kirchenvorſtand. 
Erſter Abſchnitt: Allgemeines. 
8 9. f 
(1) Jede Kirchengemeinde muß einen Kirchenvorſtand haben. 
(2) In Perſonalgemeinden kann die Bildung eines Kirchenvorſtandes unterbleiben. Eine Tochter- oder 
Kapellengemeinde, die nur einen Teil einer Kirchengemeinde bildet, bedarf eines befonderen Kirchen (Kapellen) 
Vorſtandes nur dann, wenn ſie beſonders zu verwaltendes Vermögen hat. 


(3) Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem Pfarramte verbunden, fo treten für gemeinſame An⸗ 
gelegenheiten ihre einzelnen Kirchenvorſtände zu einem gemeinſamen Kirchenvorſtande zuſammen. 


Zweiter Abſchnitt: Zuſammenſetzung des Kirchenvorſtandes. 


§ 10. 
Grundſatz. 
Der Kirchenvorſtand beſteht aus den Geiſtlichen und mindeſtens vier von der Kirchengemeinde gewählten 
Kirchenvorſtehern. 
8 5 11. 
Geiſtliche Mitglieder. 
(1) Mitglieder des Kirchenvorſtandes find alle Pfarrer der Kirchengemeinde. Wer mit der Verfehung 
einer Pfarrſtelle beauftragt iſt, übt die Rechte und Pflichten des Pfarrers auch im Kirchenvorſtand aus. 
(2) Hilfsgeiſtliche, die nicht mit der Verſehung einer Pfarrſtelle beauftragt find, können ohne Stimm⸗ 
recht an den Sitzungen des Kircheuvorſtandes teilnehmen. Durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes können fie 
als Mitglieder aufgenommen werden. 
1 es 
3 Nichtgeiſtliche Mitglieder. 0 
(1) Die Zahl der Kirchenvorſteher wird vom Kreiskirchenvorſtande nach Anhörung des Kirchenvorſtandes 
beſtimmt. Die Zahl muß mindeſtens doppelt fo groß fein wie die Zahl der geiſtlichen Mitglieder. 
(22) Ehegatten und Verwandte erſten Grades dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Kirchenvorſtandes fein, 


8 13. 
Allgemeines über die Kirchenvorſteherwahl. 
(1) Die Kirchenvorſteher werden in einer Verſammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder gewählt. 
Jeder Erſchienene hat eine Stimme, die er perſönlich durch verdeckten Zettel abzugeben hat. 
.) Stimmzettel, die mehr Namen enthalten, als Kirchen vorſteher zu wählen find, find ungültig. Iſt 
derſelbe Name auf einem Stimmzettel mehrmals genannt, ſo gilt er nur einmal. 8 a 
(3) Gewählt ſind diejenigen, die auf mehr als der Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmzettel genaunt 
ſind. Soweit dieſe Mehrheit nicht erreicht iſt, iſt die Wahl mit der Maßgabe zu wiederholen, daß nur die 
doppelte Anzahl der noch zu Wählenden, und zwar nur diejenigen wählbar bleiben, die im erſten Wahlgange 
die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 
(4) Die Wahl iſt nach Zeit und Ort unter Angabe der Beſtimmungen über Wahlrecht und Wählbar⸗ 
keit an zwei Sonntagen im Gottesdienſte vorher abzukündigen.“ b f 


Beſonderes über die Kirchenvorſteherwahl. 

(1) Vom Kirchenvorſtande können mit Genehmigung des Kreiskirchenvorſtandes abweichende Beſtimmungen 
für das Wahlverfahren getroffen, auch Verhältniswahlen eingeführt werden; doch darf der Grundſatz des all- 
gemeinen, gleichen, geheimen und unmittelbaren Wahlrechts nicht verletzt werden. 

(2) Beſtehen in einer bürgerlichen Gemeinde mehrere Kirchengemeinden, ſo darf die Ordnung nur über⸗ 
einſtimmend getroffen werden. Ergehen nicht in allen. K Kirchengemeinden übereinſtimmende Beſchlüſſe, ſo kann 
das Landeskirchenamt mit Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes die Ordnung für alle Gemeinden verfügen, 
wenn die Seelenzahl der zuſtimmenden Gemeinden wenigſtens drei Viertel der Geſamtſeelenzahl beträgt. 


§ 15. 
Erſatzleute. 
Für die Kirchenvorſteher it eine mindeſtens halb fo große Zahl von Erſatzleuten in gleicher Weiſe 
zu wählen. : 
8 16. 


Wahl in Abteilungen. 

Für Kirchengemeinden, die ſich über mehrere Ortſchaften erſtrecken, örtlich ſehr ausgedehnt ſind oder 
mehr als zinkanſensfaufhander⸗ Seelen zählen, kann die Wahl der Kirchenvorſteher und Erſatzleute nach Ab— 
teilungen erfolgen. Die Anordnung, die Abgrenzung der Abteilungen und die Beſtimmung der Zahl der in 
jeder Abteilung zu wählenden Kirchenvorſteher und TER erfolgt durch den Kreiskirchenvorſtand. Vorher 
iſt den Beteiligten Gelegenheit zur Außerung zu geben. Das Nähere regelt der Kirchenvorſtand. 


S7 
Vorbereitung und Leitung der Wahl. 
Die Wahl wird vom Kirchenvorſtande vorbereitet und geleitet. 


§ 18. 
Wahlrecht. 

(1) Wahlberechtigt find alle Gemeindeglieder, die das vierundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, mit 
1 ſolcher, 

„die durch Verachtung des Wortes Gottes oder der kirchlichen Ordnungen oder durch ihren Lebens. 
wandel ein öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung nicht wieder gehobenes Ärgernis gegeben haben; 

2. die das kirchliche Wahlrecht auf Grund geſetzlicher Beſtimmung verloren haben; 

3. die entmündigt find; 

4. die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

(2) Zu den im Abf. 1 Ziffer 1 Aufgeführten find in der Regel auch ſolche Gemeindeglieder zu rechnen, 
die ihre Kinder nicht taufen oder konfirmieren laſſen, ſie vom Religionsunterrichte fernhalten oder in einem 
anderen Bekenntnis erziehen laſſen, und ſolche, welche die kirchliche Trauung oder beim Begräbnis ihrer An- 
gehörigen eine kirchliche Beteiligung nicht nachſuchen. 


§ 19. 
Wählerliſte. 

() Maßgebend für die Ausübung des Wahlrechts it die Eintragung in die Wählerliſte der Kirchen. 
gemeinde. Außer den in ihr Verzeichneten darf zur Wahl nur zugelaſſen werden, wer ſich als berechtigt 
ſpäteſtens am dritten Tage vorher gemeldet hat. Die Lifte iſt vom Kirchenvorſtand aufzustellen, vor jeder 
Kirchenvorſteherwahl mindeſtens eine Woche lang öffentlich auszulegen und mit Rückſicht auf etwaige Er⸗ 
innerungen und Anmeldungen vor der Wahl zu berichtigen und zu vervollſtändigen. Die Auslegung der 
8 iſt gleichzeitig mit der Bekanntgabe der Wahl e een, 

Die en in die Wählerliſte kann nach dem im § 14 vorgeſchriebenen Verfahren von der 
perſönlichen t der wahlberechtigten Gemeindeglieder abhängig gemacht werden. 


u 


§ 20. 
„Zweifel über das Wahlrecht. 
Zweifel über das Wahlrecht find durch den Kreiskirchenvorſtand, auf Beſchwerde durch den Landes 
kirchenausſchuß zu entſcheiden. Für die anſtehende Wahl jedoch entſcheidet der Kirchenvorſtand. 


elle 
; a Wählbarkeit. 
Wählbar ſind alle Wahlberechtigten, die das dreißigſte Lebensjahr vollendet und einen guten Ruf in 
der Gemeinde haben, ſich am gottesdienſtlichen Leben beteiligen und bereit ſind, der Förderung des chriſtlichen 
Lebens in der Gemeinde gewiſſenhaft zu dienen. 


8 22. 
Einſpruch gegen die Wahl. 

(1) Die Namen der zu Kirchenvorſtehern und Erſatzleuten Gewählten ſollen ſofort nach Schluß des 
Wahlverfahrens im Wahlraume bekanntgemacht und an dem darauf folgenden Sonntag im Gottesdienſte 
der Gemeinde abgekündigt werden. N 

(2) Die Gemeindeglieder, auch die Geiſtlichen, find berechtigt, vor Ablauf der Woche, in der die Ab⸗ 
kündigung ſtattgefunden hat, Einſpruch gegen die Wahl zu erheben. Dadurch wird die Einführung der Be- 
anſtandeten bis zur Erledigung des Einſpruchs verſchoben. a 

(3) Über den Einſpruch entſcheidet der Kreiskirchenvorſtand; jedoch ſteht dem Betroffenen gegen eine 
Entſcheidung, die ihm die Wählbarkeit abſpricht, weil er nicht einen guten Ruf in der Gemeinde habe oder 
weil er ſich am gottesdienſtlichen Leben nicht beteilige, binnen einer Woche nach Zuſtellung der Entſcheidung 
die Berufung an den Landeskirchenausſchuß zu. b 


§ 23. 
Einführung der Gewählten. 

(1) Die als Kirchenvorſteher Eintretenden find von einem geiſtlichen Mitgliede des Kirchenvorſtandes 
in der Kirche vor der Gemeinde feierlich in ihr Amt einzuführen. Die Einführung iſt am vorherigen Sonn— 
tag im Gottesdienſte der Gemeinde abzukündigen. 

(2) Die Kirchenvorſteher haben bei der Einführung folgendes Gelöbnis abzulegen: 

Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienſtes ſtets in chriſtlicher Liebe mit gewiſſen⸗ 
hafter Sorgfalt in Treue gegen den Glauben der evangeliſch-lutheriſchen Kirche und in Überein- 
ſtimmung mit den Ordnungen der Landeskirche zu warten und darauf zu achten, daß alles 
ordentlich und ehrlich zugehe in der Gemeinde. 

(3) Wiedergewählte Kirchenvorſteher find in ihr Amt von neuem feierlichſt einzuführen und dabei unter 
Hinweis auf das früher bereits geleiſtete Gelöbnis mittels Handſchlags für die neue Amtszeit in Pflicht 
zu nehmen. a 


8 24. 
- Eintritt von Erſatzleuten. — 

(1) Die Erſatzleute treten, ſofern nicht gemäß § 14 anderes beſtimmt iſt, nach der durch die Stimmen⸗ 
zahl, bei Stimmengleichheit durch das Los beſtimmten Reihenfolge an die Stelle ihrer ausſcheidenden oder 
am Eintritt in den Kirchenvorſtand nach § 12 Abſ. 2 verhinderten Vormänner ein. 2 = 

(2) Dasſelbe gilt, wenn nach Schluß des Wahlverfahrens die Wahl eines Vormanns für ungültig 
erklärt wird oder dieſer die Übernahme des Amtes verweigert. : z 

(3) Wird der Eintritt eines Erſatzmanns durch das Ausſcheiden eines Kirchenvorſtehers veranlaßt, jo 
iſt feine Einführung gemäß § 23 Abf. 1 Satz 2 abzukündigen mit der Wirkung, daß dadurch eine neue 
Einſpruchsfriſt eröffnet wird. 
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8.25. 
Ehrenſtellung der Kirchenvorſteher. 

) Das Kirchen vorſteheramt iſt als kirchliches Ehrenamt unentgeltlich zu verwalten. Doch kann bei 
beſonders zeitraubenden Mühewaltungen mit Genehmigung des Kreiskirchentags eine Entſchädigung be⸗ 
willigt werden. 8 

(2) Denen, die das Kirchenvorſteheramt verwalten und auch denen, die es ſchon zweimal während 
der vollen geſetzlichen Zeit verwaltet haben, ſoll in der Kirche, ſoweit die Verhältniſſe es geſtatten, ein 
Ehrenplatz eingeräumt werden. 


8 26. 
Ablehnung und Niederlegung des Kirchenvorſteheramts. 

1) Zur Ablehnung oder Niederlegung des Kirchenvorſteheramts iſt berechtigt: 

1. wer durch Krankheit oder feinen öffentlichen, bürgerlichen oder häuslichen Beruf an der gedeih—⸗ 
lichen Wahrnehmung des Amtes verhindert iſt 

2. wir das ſechzigſte Lebensjahr vollendet oder das Amt bereits ſechs Jahre lang verſehen hat, es 
ſei denn, daß inzwiſchen ſechs Jahre vergangen ſind. i 

(2) Die Weigerung, das für Kirchenvorſteher beſtimmte Gelöbnis abzulegen, gilt als Ablehnung des 
Kirchenvorſteheramts. 

(3) Wer ſich ohne Grund weigert, das Kirchenvorſteheramt fortzuführen, verliert das kirchliche Wahl 
recht; es kann ihm jedoch auf fein Geſuch nach Ablauf von ſechs Jahren wieder beigelegt werden. 

(4) Über die Statthaftigkeit einer Ablehnung oder Niederlegung des Kirchenvorſteheramts entſcheidet 
der Kirchenvorſtand. Gegen die Entſcheidung kaun der von ihr Betroffene Berufung an den Kreiskirchen⸗ 
vorſtand einlegen. a 

§ 27. 
Amtsdauer der Kirchenvorſteher. 

Die Kirchenvorſteher werden für ſechs Jahre gewählt; doch erliſcht ihr Amt immer erſt mit der Ein⸗ 
führung der neuen. 

Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte der Kirchenvorſteher aus. Der Austritt wird durch die 
Dienſtzeit, aushilfsweiſe durch das Los beſtimmt. en 


§ 28. 
Anfreiwilliges Ausſcheiden von Kirchenvorſtehern. 
(1) Ein Kirchenvorſteher, der eine zur Wählbarkeit erforderliche Eigenſchaft verliert, ſcheidet aus ſeinem 
Amte aus. Die Vorſchrift des § 26 Abf. 4 findet entſprechende Anwendung. 
(2) Ein Kirchenvorſteher ift vom Kreiskirchenvorſtand aus dem Amte zu entlaſſen: 
1. wegen erwieſener Dienſtuntüchtigkeit i 
2. wegen grober Pflichtwidrigkeit, namentlich beharrlicher Dienſtvernachläſſigung oder Verletzung 
des Amtsgeheimniſſes. 8 a 
(3) Vor der Entlaſſung iſt dem Kirchenvorſtand und dem zu Entlaſſenden Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. Einem auf Grund von Abſ. 2 Ziffer 2 Entlaſſenen kaun zugleich das kirchliche Wahlrecht abge⸗ 
ſprochen werden. 3 
(4) Die Entſcheidung des Kreiskirchenvorſtandes iſt unter Angabe der Gründe ſchriftlich auszufertigen. 
Gegen ſie ſteht dem davon betroffenen Kirchenvorſteher innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung die Beſchwerde an den Landeskirchenausſchuß zu. Der Betroffene hat ſich bis zur 
endgültigen Entſcheidung der Ausübung des Amtes zu enthalten. m 
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Dritter Abſchnitt: Geſchäſtsführung des Kirchenvorſtandes. 


8 29. 
Vorſitz. 

(1) Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer oder, wenn ihrer mehrere vorhanden ſind, ein 
vom Kirchenvorſtande zu wählender Pfarrer. Iſt der Pfarrer oder die Mehrheit der Pfarrer einverſtanden, 
ſo kann der Kirchenvorſtand ein anderes Mitglied zum Vorſitzenden wählen. 

(2) Die Stellvertretung im Vorſitze wird durch den Kirchenvorſtand geordnet. 

(3) Tritt durch eine vom Kirchenvorſtande vollzogene Wahl ein Wechſel in der Perſon des Vorſitzen⸗ 
den oder ſeines Stellvertreters ein, ſo bedarf ſie der Beſtätigung durch den Kreiskirchenvorſtand, wenn der 
frühere Vorſitzende oder Stellvertreter deſſen Entſcheidung anruft. 

(4) Der zum Vorſitze Berufene kann in einer Sitzung die Leitung jederzeit an ſeinen Stellvertreter 
abgeben, ohne damit als ſtimmberechtigtes Mitglied auszuſcheiden. | 


§ 30. 
Geſchäftsführung des Vorſitzenden. { 
Der Vorſitzende bereitet die Sitzungen des Kirchenvorſtandes vor, beruft dazu unter Mitteilung der 
Tagesordnung, leitet ſie und vermittelt den ſchriftlichen Verkehr des Kirchenvorſtandes. 


§ 31. 
Zeit und Ort der Sitzungen. 

Der Kirchenvorſtand hält ordentliche Sitzungen nach Bedarf, miudeſtens aber vierteljährlich, und be⸗ 
ſtimmt deren Zeit und Ort. Außerordentliche Sitzungen kann der Vorſitzende nach feinem Ermeſſen an 
beraumen; er muß es tun, wenn das Landeskirchenamt, der Kreiskirchenvorſtand oder ein Drittel der Mit, 
glieder des Kirchenvorſtandes es verlangt. 

8 32. 
Ordnung der Sitzungen. 

Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes werden in der Regel mit Gebet eröffnet. Der Vorſitzende hat 
möglichſt in jeder ordentlichen Sitzung eine Ausſprache über die nach den §§ 39 bis 47 zum Gefchäftskreife 
des Kirchenvorſtandes gehörigen Gegenſtände herbeizuführen. Die Sitzungen ſind nicht öffentlich. 


§ 33. 
Abstimmungen. 


(1) Der Kirchenvorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe nach Mehrheit der Stimmen der anweſenden Mitglieder 
und anderen Stimmberechtigten. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. An dem Gegen 
ſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich Beteiligte ſtimmen nicht mit. N 

(2) Auf die vom Kirchenvorſtande zu vollziehenden Wahlen finden die Vorſchriften des $ 13 Abſ. 2 und 3 
entſprechende Anwendung. 

(3) Die Gültigkeit einer Abſtimmung iſt dadurch bedingt, daß mehr als die Hälfte der Mitglieder an⸗ 
weſend ſind. Kommt hiernach ein Beſchluß oder eine Wahl nicht zuſtande, ſo iſt, wenn die Sache nicht auf 
ſich beruhen kann, zu wiederholter Beratung und Abſtimmung eine neue Sitzung zu berufen. In dieſer kaun 
die Abſtimmung ohne Rückſicht auf die Zahl der Anweſenden erfolgen, wenn alle Mitglieder in der Ladung 
auf dieſe Folge ihres Ausbleibens hingewieſen ſind. 

(4) Ohne Mitwirkung eines geiſtlichen Mitglieds darf der Kirchenvorſtaud nicht tätig werden, außer in 
den Fällen, in denen die Mitwirkung der Geiſtlichen durch perſönliche Beteiligung oder durch ausdrückliche 
Vorſchrift gehindert oder mit dem Verzuge Gefahr verbunden iſt. a 
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§ 34. 
Willenserklärungen. 

(i) Eine ſchriftliche Willenserklärung des K Kirchenvorſtandes bedarf zu ihrer Gültigkeit der Unterſchrift 
des Vorſitzenden oder ſeines Vertreters und zweier anderer Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 

(2) Eine in dieſer Form gegebene Erklärung gilt anderen gegenüber auch ohne einen vorgängigen Be⸗ 
ſchluß als Willenserklärung des Kirchenvorſtandes. Seine Mitglieder dürfen indeſſen bei eigener Verantwort⸗ 
lichkeit eine ſolche Erklärung nur auf Grund eines ordnungsgemäß gefaßten Beſchluſſes ausſtellen. Die den 
Beſchluß Unterſchreibenden bekunden durch ihre Unterſchrift nur, daß der Beſchluß ordnungsmäßig gefaßt ift, 
nicht, daß ſie beigeſtimmt haben. Der Vorſitzende bezeugt durch ſeine Unterſchrift und Beidrückung des Siegels 
oder Stempels der Kirchengemeinde oder des Pfarramts rechtsverbindlich die Gültigkeit der Willenserklärung. 

(3) Bei dienſtlichen Schreiben genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden. 


8 35. 
Niederſchrift der Beſchlüſſe. 

Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes ſind von dem Vorſitzenden oder einem vom Kirchenvorſtand aus 
ſeinen Mitgliedern zu wählenden Schriftführer unter Angabe des Ortes, des Tages und der Anweſenden in 
ein Verhandlungsbuch niederzuſchreiben und von den anweſenden Mitgliedern nach Vorleſung zu unterzeichnen. 
Auf Verlangen eines Mitglieds müſſen dabei die Gründe des Beſchluſſes und etwa abweichende Stimmen 
nebſt deren Begründung angegeben werden. 

§ 36. 
Verteilung der Selben Helfer. 

Jeder Kirchenvorſtand hat eine Ordnung darüber aufzuſtellen, ob und inwiefern bei einzelnen Zweigen 
ſeines Wirkungskreiſes, namentlich bei geiſtlicher Aufſicht und Pflege, bei Liebestätigkeit, Wohlfahrtspflege und 
Vermögensverwaltung, einige Kirchenvorſteher vorzugsweiſe zur Hilfe berufen ſein ſollen. Nach Bedarf können 
ihnen zu ihren Arbeiten Mitglieder der Helferſchaft ($ 42) vom Kirchenvorſtande beigeordnet werden. 


ER 
Teilnahme anderer an Sitzungen. 

(1) Mindeftens halbjährlich iſt zu einer Sitzung, in der fittlich-religiöfe Fragen der Gemeinde, insbeſondere 
Fragen des Religionsunterrichts, der Jugend- und der Wohlfahrtsarbeit behandelt werden, ein Lehrer (Lehrerin), 
der an einer öffentlichen oder Privatſchule den Grundſätzen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche entſprechenden 
Religiousunterricht erteilt, mit Stimmrecht in dieſen Fragen zuzuziehen, ſofern nicht ein ſolcher Lehrer bereits 
Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt. 

(2) Hierbei kommen nur ſolche Schulen in Betracht, die von gemeindeangehörigen Kindern beſucht 
werden. Der Juzuziehende muß in der Kirchengemeinde zum Kirchenvorſtande wahlberechtigt ſein. In Ge 
meinden mit mehreren Lehrern oder Schulen trifft der Kirchenvorſtand die Auswahl. Die Wahl gilt für ſechs 
Jahre. Sind in einer Gemeinde nur ſolche Religionslehrer angeftellt, die nur ihres Alters wegen nicht wahl— 
berechtigt ſind, ſo kann der Kirchenvorſtand einen von ihnen zu den Verhandlungen der vorgenannten Art 
hinzuziehen. Dasſelbe gilt, falls nur ein des Alters wegen noch nicht wahlberechtigter Religionslehrer in 
Frage kommt. 

: (3) Zu Verhandlungen des K Kirchenvorſtandes über Kirchenmuſik und Gemeindepflege iſt je ein für dieſen 
Dienſt in der Kirchengemeinde Angeſtellter mit Stimmrecht zuzuziehen. Eine etwa erforderliche Auswahl trifft 
der Kirchenvorſtand, und zwar jedesmal für ſechs Jahre. 
| (4) Diejenigen, die in der Gemeinde eine kirchlich geordnete Tätigkeit ausüben, haben das Recht, ihre 
Anliegen in einer 3 des Kirchenvorſtandes ſelbſt vorzutragen. 


§ 38. 
Abweichungen von der Regel. 
Mit Zuſtimmung des Kreiskirchenvorſtandes kann der Kirchenvorſtand ſeine ae abweichend 
von den Vorſchriften des § 29 Abſ. 1 und 2 und des 8 35 ordnen. 
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Vierter Abſchnitt: Wirkſamkeit des Kirchenvorſtandes. 
§ 39. 
Hauptaufgabe. 
Der Kirchenvorſtand hat ſowohl in Unterſtützung des Pfarramts wie auch ſelbſtändig für die Förderung 
chriſtlichen Glaubens und Lebens, kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte durch Anwendung aller geeigneten Mittel 
und durch das gute Vorbild ſeiner Mitglieder zu wirken. 


§ 40. 
Kirchliche Veranſtaltungen. 

(1) Der Kirchenvorſtand hat für eine würdige Sonntagsfeier zu ſorgen. Er darf neue Gottesdienſte mit 
Zuſtimmung des Pfarramts einführen, herkömmliche mit Genehmigung des Kreiskirchenvorſtandes verlegen, 
aber nicht ohne Genehmigung des Landeskirchenamts abſchaffen. ? 

(2) Über die Einräumung der Kirche zu Feiern und Veranſtaltungen, die der Beſtimmung des Gebäudes 
nicht widerſprechen, verfügt der Kirchenvorſtand. Das Recht des Pfarrers, kirchliche Gebäude zu ihren 
ſtiftungsmäßigen Zwecken zu verwenden, bleibt unberührt. 


§ 41. 
Verhältnis zu den Geiſtlichen. 

(1) Der Kirchenvorſtand hat für ausreichende geiſtliche Verſorgung der Gemeinde einzutreten. Wenn 
mehrere Geiſtliche in einer Kirchengemeinde tätig ſind, hat der Kirchenvorſtand in Gemeinſchaft mit ihnen eine 
Arbeitsteilung, insbeſondere auch für die Seelſorge, feſtzuſtellen. Bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet der 
Kreiskirchenvorſtand. Dem Kirchenvorſtand und jedem Geiſtlichen ſteht die Beſchwerde an das Laudeskirchenamt 
zu. In der Regel ſoll der Seelſorgebezirk eines Geiſtlichen nicht mehr als fünftauſend Seelen umfaſſen. 

(2) Gibt ein Geiſtlicher der Gemeinde durch die Amtsführung oder den Wandel Anſtoß, ſo haben die 
übrigen Mitglieder des Kirchenvorſtandes unter Rückſichtnahme auf das Anſehen, das dem geiſtlichen Amte 
zukommt, durch Beſprechung mit dem Geiſtlichen den Anſtoß zu beſeitigen, nötigenfalls dem nächſten Vor⸗ 
geſetzten Mitteilung zu machen. Die Unabhängigkeit des Geiſtlichen vom Kirchenvorſtande hinſichtlich der 
perſönlichen Amtstätigkeit, was Lehre, Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und die übrigen heiligen Hand— 
lungen betrifft, muß gewahrt bleiben 

5 8 42. 
11 Heranziehung von Gemeindegliedern zu kirchlicher Arbeit. 

(1) Der Kirchenvorſtand hat, wenn eine Gemeindevertretung nicht gebildet iſt, die zum Aufbau der 
Gemeinde nötige Mitarbeit der Gemeindeglieder anzuregen und aus ihnen, wo es möglich iſt, eine Helferſchaft 
heranzubilden. 

(2) Gemeindegliedern, die über Haus und Beruf hinaus für die Förderung chriſtlichen Glaubens und. 
Lebens, kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte tätig fein wollen, hat er nach Möglichkeit Gelegenheit dazu zu geben. 


8 43. 
Sorge für zu⸗ und abziehende Kirchenglieder. 

Der Kirchenvorſtand hat dafür zu ſorgen, daß zugezogenen Gemeindegliedern die kirchlichen Veran⸗ 
ſtaltungen und Einrichtungen genügend bekannt und die Abziehenden, namentlich jugendliche, der Gemeinde 
ihres künftigen Aufenthalts überwieſen werden. Er hat insbeſondere eine Stelle zu ſchaffen, wo Gemeinde 
glieder, die den Wohnſitz wechſeln, ſich an- und abzumelden haben, unbeſchadet der Pflicht der Geiſtlichen und 
des Kirchenvorſtandes, ſich auch um diejenigen zu kümmern, die ſich nicht an- oder abgemeldet haben. 


§ 44. 
f Kirchliche Jugendfürſorge. 
Der Kirchenvorſtand hat zu helfen, daß die Jugend zu lebendigen Gemeindegliedern erzogen wird und 
jedem Kinde ein den Grundſätzen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche entſprechender Religionsunterricht zugänglich 
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iſt. Dem Kindergottesdienſte, dem Konfirmandenunterrichte, der Bildung freier Arbeitsgemeinſchaften zwiſchen 
Geiftlichen und Religionslehrern ſowie der kirchlichen Jugendarbeit, insbeſondere der Wohlfahrt der ſchulent⸗ 
laſſenen Jugend, ſoll er tatkräftige Unterſtützung gewähren. N a 


§ 45. 
5 Liebestütigkeit, Wohlfahrtsarbeit, Kunſt, Vereinsweſen. 
Der Kircheuvorſtand hat die chriſtliche Liebestätigkeit und Wohlfahrtsarbeit anzuregen und zu fördern, 
die kirchliche Kunſt, insbeſondere die Kirchenmuſik, zu pflegen und das kirchliche Vereinsweſen zu unterſtützen. 


§ 46. 
Offentliches Argernis. 

Sofern öffentliches Argernis in der Gemeinde beſteht oder ſie beeinflußt, hat der Kirchenvorſtand da⸗ 
gegen ohne Anſehen der Perſon Einſpruch zu erheben. Bei der Übung der Kirchenzucht iſt er an Geſetz und 
Herkommen gebunden. 

d 8 47 
Gemeindeämter. 

(1) Der Kirchenvorſtaud hat die erforderlichen Gemeindeämter einzurichten und in geeigneter Weiſe zu 
beſetzen, auch die Angeſtellten zu beaufſichtigen. Die Anftellung erfolgt unter Wahrung etwaiger Rechte eines 
Dritten durch privatrechtlichen Dienſtvertrag im Haupt⸗ oder Nebenberufe. Eine Anſtellung auf Lebenszeit 
iſt nur mit Zuſtimmung des Landeskirchenamts zuläſſig. 

(2) Die Verhältniſſe der zu Dienſten höherer Art in der Gemeinde Berufenen ſoll durch Kirchengeſetz 
geregelt werden. b 

(3) Die Fachauſſicht über die Kirchenmuſiker regelt das Landeskirchenamt. 


§ 48. 
Vermögens verwaltung. 

(1) Der Kirchenvorſtand verwaltet das kirchliche Vermögen mit Einſchluß der örtlichen kirchlichen Stif- 
tungen, deren Verwaltung nicht ſtiftungsgemäß anders geordnet iſt, ſowie des für beſondere Zwecke beſtimmten, 
wie z. B. des Pfarr-, Küſterei⸗ und Pfarrwitwen⸗Vermögens, ſoweit nicht Rechte anderer, insbeſondere der 
Stelleninhaber, entgegenſtehen. N 
8 (2) Er führt die Aufſicht über die kirchlichen Gebäude, die Kirchhöfe und ſonſtigen Anlagen und Ein⸗ 


richtungen der Gemeinde und beſtimmt die für die Bedürfniſſe der Kirchengemeinde zu erhebenden Abgaben. 


(3) Er vertritt die Kirchengemeinde gerichtlich und außergerichtlich. 


§ 49. 
Rechnungsführung. 8 

Über das von ihm verwaltete Vermögen und die Gemeindeabgaben hat der Kirchenvorſtand einen 
Voranſchlag aufzuſtellen und ordnungsmäßig Rechnung zu führen. Dieſe muß alljährlich mindeſtens eine 
Woche lang zur Einſicht der Gemeinde öffentlich ausliegen. Das Ausliegen iſt vorher öffentlich abzukündigen. 
Auf Erfordern hat der Kirchenvorſtand den Aufſichtsſtellen Auskunft über die Vermögensverwaltung zu geben 
und die Rechnungen vorzulegen. 

§ 50. 

Verfahren bei Verweigerung geſetzlicher Leiſtungen. 

(1) Weigert ſich ein Kirchenvorſtand, eine geſetzliche Leiſtung, die aus dem kirchlichen Vermögen zu be⸗ 
ſtreiten iſt oder den Gemeindegliedern obliegt, in den Voranſchlag einzuſtellen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, 
ſo iſt das Landeskirchenamt unter Zuſtimmung des Landestirchenausſchuſſes befugt, die Leiſtung feſtzuſetzen und 
in den Voranſchlag einzuſtellen. Durch dieſe Verfügung wird die Beſchlußfaſſung des Kirchenvorſtandes erſetzt. 
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(2) Das Landeskirchenamt iſt mit Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes befugt, die Geltendmachung 
rechtsbegründeter Anſprüche, welche zu dem vom Kirchenvorſtande zu verwaltenden Vermögen gehören, zu 
fordern, insbeſondere auch die Geltendmachung einer durch Pflichtwidrigkeit eines Kirchenvorſtandsmitglieds 
begründeten Erſatzforderung im Rechtswege zu begehren oder äußerſtenfalls durch Beſtellung eines Kirchen- 
anwalts zu erwirken, auch die weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


§ 51. 
Veanſtandung von Kirchenvorſtandsbeſchlüſſen. 

Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, deſſen Beſchlüſſe, die der geltenden Ordnung oder 
einer von der Aufſichtsbehörde erteilten Anweiſung widerſprechen, bis zu einer unverzüglich von ihm einzu⸗ 
holenden Entſcheidung des Kreiskirchenvorſtandes zu beanſtanden. 

7 2³ 
- Erfordernis der Genehmigung von Kirchenvorſtandsbeſchlüſſen. 
(1) Der Genehmigung bedürfen Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes über 5 

1. die Bewilligung neuer Ausgaben zur Beſoldung von Geiſtlichen und Gemeindebeamten und zur 
Entlohnung von Hilfskräften, ſoweit die Ausgaben ſich über mehr als fünf Jahre erſtrecken follen; 

2. Anleihen, ausgenommen ſolche, die nur zur Aushilſe für kurze Zeit dienen und aus der laufenden 
Einnahme derſelben Voranſchlagszeit erſtattet werden können a 

3. die Anderung, Aufhebung oder Neueinführung von Gebühren; f 

4, die Verwandlung veränderlicher Einnahmen der Kirchenbeamten in feſte Einnahmen oder der in 
Sachleiſtungen beſtehenden Einnahmen in Geldeinnahmen, ebenſo die Umwandlung von Geld- in 
Sachleiſtungen, ſofern ein ſtaatlicher Zwang nicht vorliegt; 8 b 

5. die Abhebung dauernd angelegter Gelder, ſoweit fie nicht zum Zwecke ſofortiger Wiederbelegung 
geſchieht 

6. die Verpachtung von Grundſtücken; ö 

7. die Erhebung einer Klage vor einem ordentlichen Gericht oder vor einem Verwaltungsgericht 
und die Erledigung eines Rechtsſtreits oder Verwaltungsſtreitverfahrens durch Vergleich, ſoweit 
der Streitgegenſtand in erſter Inftanz zur Zuſtändigkeit des Landgerichts oder des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes oder der etwa an deren Stelle tretenden Gerichte gehört und es ſich nicht lediglich um 

die Eintreibung fortlaufender Zinſen und Gefälle oder um die Einziehung ausſtehender Gelder, 
deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, oder um Arreſte oder einſtweilige Verfügungen handelt; 

8. den Verzicht auf einen vermögensrechtlichen Anſpruch der Gemeinde, auch im Wege des außer⸗ 
gerichtlichen Vergleichs, ſoweit der Wert des Gegenſtandes die unter Ziffer 7 bezeichnete Grenze 


1 


. 
EA 


überſteigt; 5 
I. Neubauten ſowie ſolche Um- und Wiederherſtellungsarbeiten an Bauwerken, deren Koſten auf 2 
mehr als ein Drittel der letzten von der Kirchengemeinde aus eigenen Mitteln erzielten Jahres⸗ = 


einnahme veranſchlagt find; 
10. die Neubeſchaffung oder Juſtandſetzung von Ausſtattungsſtücken, wenn die Koſten ein Achtel der : 
letzten von der Kirchengemeinde aus eigenen Mitteln erzielten Jahreseinnahmen überfteigen; % 
11. die Veräußerung oder Umgeſtaltung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wifjenfchaftlichen 
oder Kunſtwert haben; NR 
12, die Neuanlegung oder Erweiterung von Kirchhöfen; f 
13. den Erwerb, die Veräußerung und die dingliche Belaſtung von unbeweglichem Vermögen; 
14. die Verwendung eines für beſondere Zwecke beſtimmten Vermögens oder feiner Erträge ſowie der 
Gemeindeabgaben zu anderen, nicht beſtimmungsmäßigen Zwecken. i 
(82) Für die Genehmigung iſt der Kreiskirchenvorſtand zuſtändig. Er hat in den Fällen der Ziffern 7 
bis 14, bevor er ſie erteilt, die Zuſtimmung des Landeskirchenamts einzuholen. : 


7 
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§ 53. 
Anhörung des Kirchenvorſtandes. 

„Wichtige, die einzelne Kirchengemeinde beſonders berührende Einrichtungen und Anordnungen ſollen 
nicht getroffen werden, ohne daß dem Kirchenvorſtande vorher Gelegenheit zu Vorſchlägen und zur Außerung 
von Wünſchen gegeben it. 5 

§ 54. 
. Erſatz für den Kirchenvorſtand. 

(9) Solange ein beſchlußfähiger Kirchen vorſtand nicht vorhanden iſt, werden die Aufgaben und Befug⸗ 
niſſe des Kircheuvorſtandes vom Kreiskirchenvorſtand unmittelbar oder durch Vertreter wahrgenommen. Die 
Beſchlüſſe des Kreiskirchenvorſtandes bedürfen in den Fällen des § 52 Abf. 1 Ziffern 7 bis 14 der Geneh— 
migung des Landeskirchenamts. 

(2) Iſt in einer Perſonalgemeinde ein Kirchenvorſtand nicht gebildet, ſo iſt die Verwaltung und Vertretung 
der Gemeinde vom Landeskirchenamt anderweit zu ordnen. 


Dritter Teil. 
Gemeindevertretung. 
Vorausſetzung ihrer Bildung. 


Neben dem Kirchenvorſtand ift eine Gemeindevertretung zu bilden, wenn es der Kirchenvorſtand in 
Übereinſtimmung mit einer zu dieſem Zwecke einberufenen Gemeindeverſammlung, oder wenn es die Gemeinde 


verſammlung mit Zuſtimmung des Kreiskirchenvorſtandes beſchließt. Unter denſelben Vorausſetzungen kann 


die Gemeindevertretung wieder aufgehoben werden. 


§ 56. 
Beſtand. 

Die Gemeindevertretung beſteht aus den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes und mindeſtens ebenſoviel 
anderen von der Gemeinde Gewählten, als Kirchenvorſteher im Amte ſind. Sie hat das Recht der Zuwahl 
nach den Beſtimmungen des 8 63. 

8 57. 
Wahl. 
(1) Wählbar find Gemeindeglieder, die das vierundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben. Die Wahl 


ſoll ſich beſonders auf ſolche richten, die fähig und bereit ſind, durch die Übernahme beſtimmter Aufgaben 


am inneren Aufbau der Gemeinde mitzuarbeiten. In Kirchengemeinden, die mehrere Ortſchaften umfaſſen, 
ſoll möglichſt keine Ortſchaft ohne ein Mitglied der Gemeindevertretung bleiben. In Gemeinden, die in 
Pfarrbezirke geteilt find, ſoll jeder Pfarrbezirk annähernd die ſeiner Größe entſprechende Zahl von Mitgliedern 
erhalten. Erſatzleute werden nicht gewählt. 


(2) Die Wahl der Mitglieder, die nicht zum Kirchenvorſtande gehören, wird von dieſem geleitet und 
ſoll möglichſt mit der Wahl der Kirchenvorſteher verbunden werden. Wird eine Gemeindevertretung in der 
Zeit zwiſchen zwei Kirchenvorſteherwahlen eingerichtet, ſo ſcheidet die eine Hälfte der nicht zum Kirchenvorſtande 
gehörigen Mitglieder zur Zeit der nächſten Kirchenvorſteherwahl aus, die zweite Hälfte drei Jahre ſpäter. 
Die erſtmalig Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. 


(3) Im übrigen gelten für Wahl, Amtsdauer, Einführung und Entlaſſung der nicht zum Kirchenvorſtande 
gehörigen Mitglieder die Beſtimmungen der §§ 13, 14, 16 bis 23 und 26 bis 28. j 
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$ 58. 
Geſchäftsordnung der Gemeindevertretung. 

(1) Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt auch der Vorſitzende der Gemeindevertretung. 

(2) Die Gemeindevertretung wird vom Vorſitzenden zu einer Geſamtſitzung nach Bedarf oder dann 
berufen, wenn ein Fünftel der Mitglieder es unter Angabe des Zweckes beantragt. Die Verſammlung iſt 
beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte erſchienen ſind. Nötigenfalls iſt eine zweite Verſammlung zu 
berufen; dieſe iſt alsdann ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

(3) Im übrigen gelten die Beſtimmungen über die Beſchlußfaſſung des Kirchenvorſtandes entſprechend. 
Die Beſchlüſſe ſind in ein Verhandlungsbuch einzutragen und von dem Vorſitzenden, einem Kirchenvorſteher 
und einem andern Mitgliede der Gemeindevertretung zu unterſchreiben. f 


$ 59. 
Zuftändigkeit. : 
(1) Aufgabe der Gemeindevertretung ift die Pflege chriſtlichen Glaubens und Lebens, kirchlicher Gemeinfchaft 
und Sitte in der Gemeinde. a 
(2) Der Kirchenvorſtand kann zu allen in ſeinem Wirkungskreiſe liegenden Angelegenheiten eine 
Beratung und Stellungnahme der Gemeindevertretung herbeiführen, wird dadurch aber von der eigenen 
Verantwortung nicht frei. Die Gemeindevertretung kann in allen die Gemeinde betreffenden Angelegenheiten 
Wünſche und Anträge an den Kirchenvorſtand bringen. 


$ 60. 
Ausſchüſſe. > 
(1) In der Gemeindevertretung können Ausſchüſſe gebildet werden. Insbeſondere iſt ein ſtändiger 
Ausſchuß (Arbeitsausſchuß) zu bilden, deſſen Mitglieder die Aufgaben der Kirchengemeinde in deren Auftrage 
durch perſönliche Arbeit zu erfüllen helfen. Den Mitgliedern find die beſonderen Aufgaben je nach Begabung 
und Neigung zuzuteilen. 
(2) Als beſondere Aufgaben kommen unter anderen in Betracht: 
1. Führung einer Gemeindeliſte, Bewillkommnung zuziehender Gemeindeglieder und deren Einführung 
in das Gemeindeleben, Überweiſung fortziehender Gemeindeglieder, auf Wunſch des zuſtändigen 
Geiſtlichen auch Beſuch alter, kranker oder ſonſt der Fürſorge bedürftiger Gemeindeglieder, auch 
ſolcher, die dem Gemeindeleben entfremdet oder aus der Kirche ausgetreten find; 
2. Förderung des gottesdienſtlichen Lebens durch Werbung und eigenes Beiſpiel, Unterſtützung der 
Geiſtlichen bei Ausgeſtaltuug der Gottesdienſte zu Gemeindefeiern; d 
3. Mitwirkung bei der Vorbereitung von Gemeindeabenden, Evangelifationen und anderen Ver⸗ 
anſtaltungen der Gemeinde; s 
4. perſönliche Mitarbeit in der Jugendpflege, beſonders in der Leitung kleiner Gruppen; 
5. Förderung des Gemeindeblatts, Verbreitung anderer chriſtlicher Schriften, Beobachtung der Preſſe 
und Mitarbeit an ihr; 


6. Pflege heimiſcher guter Sitte und Bekämpfung aller für Leib und Seele gefährlichen Unſitten, 


beſonders auch der zur Unſittlichkeit und Trunkſucht anreizenden Verſuchungen; 
. chriftliche Liebes- und ſoziale Hilfstätigkeit und Kampf gegen den die Gemeinſchaft zerſtörenden 
Geiſt der Selbſtſucht. 5 = e 


1 


861. 
Verhältnis zu kirchlichen Vereinen. 


Wenn in einer Gemeinde auf einem der im § 60 bezeichneten Gebiete bereits leiſtungsfähige Vereine 
arbeiten, ſo ſoll die Gemeindevertretung dieſe Arbeit nicht ſtören, ſondern fie in freundlichem Einvernehmen 
mit der Vereinsleitung zu fördern ſuchen. 


Geſetzzammlung 1924. (Nr. 12829.) 50 
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8 62. 
Vorſitz im Arbeitsausſchuſſe. 

(1) Der Vorſitz im Arbeitsausſchuſſe kommt dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes zu, wenn er ein 
Geiſtlicher iſt. Sind mehrere Geiſtliche in der Gemeinde und iſt einer von ihnen Vorſitzender des Kirchen⸗ 
vorſtandes, ſo kann er den Vorſitz im Arbeitsausſchuß einem andern Geiſtlichen übertragen. Sind mehrere 
Geiſtliche in der Gemeinde, iſt aber keiner von ihnen Vorſitzender des Kirchenvorſtandes, jo wählt die Gemeinde⸗ 
verlretung einen von ihnen zum Vorſitzenden des Arbeitsausſchuſſes. 


(2) In ausgedehnten Gemeinden kann der Arbeitsausſchuß ſich für einzelne Aufgaben in Bezirks⸗ 
abteilungen ſondern. Sind mehrere Geiſtliche in der Gemeinde angeſtellt, fo ſoll in der Regel jeder den 
Vorſitz in der Abteilung ſeines Bezirkes führen. 


8.68, 
Mitarbeiter. 

(1) Der Arbeitsausſchuß kann ſich zur Mitarbeit geeignete und willige Helfer aus der Gemeinde an⸗ 
gliedern. Soweit dieſe das vierundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, müſſen ſie bereits in 
der Jugendarbeit, in einem der Gemeindevereine, in der Helferſchaft des Kindergottesdienſtes oder ſonſt in 
kirchlicher Arbeit bewährt fein. Durch Beſchluß der Gemeindevertretung können ſolche dem Arbeitsausſchuß 
angegliederte Helfer bis zur nächſten Wahl zu Mitgliedern der Gemeindevertretung berufen werden. 


(2) In gleicher Weiſe können Hilfsgeiſtliche, Religionslehrer, Kirchenmuſiker und andere Angeſtellte, 
berufsmäßige Gemeindehelfer, Gemeindehelferinnen, Diakonen und Diakoniſſen zu Mitgliedern der Gemeinde⸗ 
vertretung berufen werden. Das ſoll geſchehen, ſofern aus einem dieſer Berufsſtände nicht ſchon wenigſtens 
ein Mitglied in die Gemeindevertretung gewählt iſt. 


(3) Die in die Gemeindevertretung berufenen Mitglieder haben das gleiche Recht, an allen Arbeiten 
und Verhandlungen der Gemeindevertretung teilzunehmen wie die gewählten Mitglieder, ausgenommen an den 
Wahlen zum Kreiskirchentage. N 


§ 64. 
Regelmäßige Verſammlungen. 11 
(2) Regelmäßige, wenigſtens alle zwei Monate ſtattfindende Verſammlungen des Arbeitsausſchuſſes, zu 
denen ein für allemal auch alle übrigen Mitglieder der Gemeindevertretung Zutritt haben, ſollen der Ver⸗ 
ſtändigung über die vorliegenden Aufgaben im Gemeindeleben dienen, zugleich aber auch der kirchlichen 
Fortbildung der Mitglieder, der Entwicklung eines lebendigen Gemeindebewußtſeins und des Gefühls der 


Verautwortlichkeit, der Weckung und Erhaltung verſtändnisvoller Arbeitsfreudigkeit und unerſchrockenen 


Kampfesmuts. 


(2) In dieſen Verſammlungen iſt regelmäßig über die laufenden Arbeiten der Gemeindepflege zu berichten 
und nach Bedarf, zumal bei Neuverteilung der befonderen Aufgaben, zu verhandeln. Zu ſtändigen Bericht⸗ 
erſtattern über die allgemeinen kirchlichen Zeitfragen mit Einſchluß derjenigen der Inneren und Außeren 
Miffion und über die Lage der evangeliſchen Deutſchen im Auslande ‚find geeignete Mitglieder zu beſtellen; 
gelegentlich ſind auch auswärtige Sachkundige zu berufen. 


(3) Dieſe Verſammlungen ſind nur, fo oft es der Arbeitsausſchuß beſchließt, öffentlich im übrigen ſollen 


ſie das Gepräge brüderlicher Arbeitsgemeinſchaft tragen. 


(a) Zur Klärung und Vertiefung des perſönlichen Glaubenslebens und zur inneren Ausrüſtung für die 
Arbeit ſoll auf Wunſch der Gemeindevertretung der Geiſtliche ihr Gelegenheit zu regelmäßiger gemeinſamer 
Vertiefung in Gottes Wort geben. Der Zutritt zu dieſen Bibelſtunden mit freier Ausſprgche ſoll allen 
Gemeindegliedern offen ſtehen. f 198 
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Vierter Teil. 
Gemeindeverſammlung. 


§ 65. 
Berufung. 

Zur Beratung wichtiger, die Gemeinde berührender Angelegenheiten kann der Kirchenvorſtand eine 
Verſammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder durch Abkündigung im Gottesdienſte der Gemeinde oder 
in fonft ortsüblicher Form einberufen. Dies muß geſchehen, wenn die Anhörung der Gemeinde von Aufſichts 
wegen angeordnet oder die Einberufung von ſechsmal ſo viel wahlberechtigten Gemeindegliedern, als Kirchen⸗ 


oO 


vorfteher im Amte find, unter Angabe des Zweckes beantragt iſt. 


8 66. 
8 Leitung. 
Die Gemeindeverſammlung wird vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes eröffnet, geleitet und geſchloſſen. 


8 67. 
Zuftändigkeit. 
Die Gemeindeverſammlung kann Wünſche und Anträge an den Kirchenvorſtand bringen, ihn aber in 
den zu feiner Zuſtändigkeit gehörenden Angelegenheiten nicht binden; der Kirchenvorſtand bleibt für feine 
Eutſchließungen verantwortlich. e 


Fünfter Teil. 
Schlußbeſtimmungen. 
Erſter Abſchnitt: Gemeindeſatzungen. 


$ 68. 
Zuläffigkeit. 

(1) Zur Durchführung dieſes Geſetzes in einer Kirchengemeinde und innerhalb der vom Geſetze gezogenen 
Grenzen kann der Kirchenvorſtand Gemeindeſatzungen aufitellen. 

(2) Gemeindeſatzungen bedürfen der Genehmigung des Kreiskirchenvorſtandes. Sie darf erſt erteilt 
werden, nachdem die Gemeindevertretung oder, wo eine ſolche nicht beſteht, die Gemeindeverſammlung 
Gelegenheit zur Außerung gehabt und das Landeskirchenamt erklärt hat, daß keine rechtlichen Bedenken 
vorliegen. 

§ 69. 
Bekanntmachung. ; 

Ordnungsmäßig genehmigte Gemeindeſatzungen find, mit einem Vermerk über die Genehmigung ver⸗ 
ſehen, vom Kirchenvorſtand auszufertigen, der Gemeinde bekanntzugeben und auch ſpäter nach einer vom 
Kirchenvorſtand aufzuſtellenden Ordnung zu beſtimmten Zeiten oder auf Antrag den Gemeindegliedern zur 
Einſicht offen zu halten. 5 


Zweiter Abſchnitt: Patronat. 
870. 
Einleitung. 

Das den Patronen durch die Kirchenvorſtands⸗ und Synodalordnung vom 9. Oktober 1864 (Hannov. 
Geſetzſamml. Abt. I S. 413) in Verbindung mit dem Geſetz über Kirchen“ und Schulvorſtände vom 14. Ok⸗ 
tober 1848 (Hannov. Geſetzſamml. Abt. I S. 305) gewährleiſtete Recht auf Teilnahme an der Verwaltung 
der Gemeinde beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der SS 71 bis 75. a 
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SZ), 
Teilnahme am Kirchenvorſtand im allgemeinen. 5 
(1) Die Patrone ſind befugt, einen Kirchenvorſteher zu ernennen. Dieſer muß der Landeskirche an⸗ 
gehören und in feiner Kirchengemeinde zum Kirchenvorſteher wählbar fein. Hat der Patron dieſe Eigen⸗ 
ſchaften, ſo kann er ſelbſt als Kirchenvorſteher eintreten. 
(2) Der Patron hat dem Kirchenvorſtand anzuzeigen, ob er ſelbſt in ihn eintreten will oder wen er 
zum Kirchenvorſteher ernennt. Die Vorſchriften der Ss 22 und 23 finden entſprechende Anwendung. 


872. 
Teilnahme am Kirchenvorſtand in Vermögensſachen. 

(1) Patrone, die befugt ſind, allein mehrere Kirchenvorſteher zu ernennen, können dabei für ſich oder 
für einen von ihnen ernannten Kirchenvorſteher die Beilegung einer verhältnismäßigen Zahl von Stimmen 
in Vermögensſachen verlangen oder noch weitere, jedoch nur zur Mitwirkung in Vermögensſachen berechtigte 
Kirchenvorſteher in entſprechender Zahl ernennen. e 

(2) Erklärt ein vom Patron Ernannter vor ſeiner Einführung in das Kirchenvorſteheramt, daß er ſich 
nur in Vermögensſachen beteiligen wolle, jo beſchränkt ſich auf diefe das Recht und die Pflicht feiner Mit 
wirkung. An Wahlen zu kirchlichen Vertretungen nimmt er nicht teil. Das von ihm bei ſeiner Einführung 
zu leiſtende Gelöbnis lautet: ö 

Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienſtes ſtets mit gewiſſenhafter Sorgfalt und 
in Übereinſtimmung mit den Ordnungen der Kirshe zu warten. 


§ 73. 


Ablehnung und Niederlegung des Amtes und ſeine Dauer. 


Den von Patronen ernannten Kirchenvorſtehern ſteht die Ablehnung oder Niederlegung des Amtes frei. 
„Di 0 . ) ) ) EN. gung 
Im übrigen haben die Patrone die Amtsdauer der von ihnen ernannten Kirchenvorſteher feſtzuſetzen. 


8 74. 
Ehrenſtellung, Entlaſſung. 
Die Vorſchriften der SS 25 und 28 finden auch auf die Patrone, wenn fie in den Kixchenvorſtand 
eintreten, und auf die von Patronen ernannten Kirchenvorſteher Anwendung. En 


8 
Verwaltungsrecht der Patrone. 

Hinſichtlich der Verwaltung des Kirchenvermögens üben die Patrone das ihnen geſetzlich zuſtehende 
Recht der Kenntnisnahme und Einſprache entweder ſelbſt als Mitglieder des Kirchenvorſtandes oder durch die 
von ihnen ernannten Kirchenvorſteher aus. Die ſich aus ihren Rechten und Pflichten ergebenden Verhältniſſe 
begründen keine perſönliche Beteiligung im Sinne des § 33 Abſ. 1 Satz 3. 


Dritter Abſchnitt: Ausführung des Geſetzes. 
8 76. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird das Landeskirchenamt beauftragt. Seine Ausführungs- 
anweiſungen bedürfen der Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. 


0 


warn 
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Anlage B. 


Kirchenkreisordnung. 


Gemäß Artikel 109 der Verfaſſung der Evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche Hannovers wird von der 
Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung hiermit folgendes Kirchengeſetz erlaſſen. 


Erſter Teil. 
Allgemeines. 
8 
Die Kreiskirchenverbände ſind berufen, die in ihnen zuſammengeſchloſſenen Kirchengemeinden in ihren 
Arbeiten zu unterſtützen und durch Vermittlung zwiſchen den Kirchengemeinden und der Landeskirche an der 
Erfüllung der Aufgaben der letzteren mitzuwirken. 5 


N Zweiter Teil. 
Zuſammenſetzung der Kreiskirchentage. 


8.2. 
(1) Für jeden Kreiskirchenverband iſt ein Kreiskirchentag zu bilden. 2 
(2) Mitglieder des Kreiskirchentags ſind: 

1. der Superintendent oder fein Vertreter im Aufſichtsamte; 

2. die geiſtlichen Mitglieder der Kirchenvorſtände des Kirchenkreiſes; 

3. die im Artikel 17 der Verfaſſung bezeichneten, dem Aufſichtsbezirke des Superintendenten zur 
gewieſenen Geiſtlichen; 

4. doppelt ſoviel nichtgeiſtliche Abgeordnete der Kirchengemeinden, als Geiſtliche nach den Ziffern 1 
bis 3 dem Kreiskirchentag angehören; 

5. zwei Lehrer (Lehrerinnen), die an einer öffentlichen oder Privatſchule im Bezirk einen den Grund- 
ſätzen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche entſprechenden Religionsunterricht erteilen; 

6. bis fünf vom Kreiskirchenvorſtande zu berufende Mitglieder, unter denen ſich ein etwa im Kirchen 
kreiſe tätiger Berufsarbeiter der Inneren Miſſion, ein geiſtlicher Vertreter einer etwa im Kirchen⸗ 
kreiſe befindlichen Anſtalt der Außeren Miſſion und ein Kirchenmuſiker befinden ſollen, ſofern ſolche 
nicht ohnehin dem Kreiskirchentag angehören. 

(3) Bei der Ernennung der im Abſ. 2 Ziffer 6 bezeichneten Mitglieder find die an Seelenzahl ſtärkeren 
Kirchengemeinden beſonders zu berückſichtigen. Ihre Zahl kann mit Genehmigung des Landeskirchenamts bis 
auf ein Zehntel der Summe der im Abſ. 2 Ziffer 1 bis 5 bezeichneten Mitglieder erhöht werden, 


f 83. 

(1) Jede Kirchengemeinde wählt zum Kreiskirchentage doppelt ſoviel nichtgeiſtliche Abgeordnete, als nach 
§ 2 Abſ. 2 Ziffer 2 geiſtliche Mitglieder ihres Kirchenvorſtandes zum Kreiskirchentage gehören. Die eine 
Hälfte dieſer Abgeordneten wird von den Kirchenvorſtehern aus ihrer Mitte, die andere von den Mitgliedern 
der Gemeindevertretung oder wenn eine ſolche nicht beſteht, vom Kirchenvorſtand aus den zu Kirchenvor⸗ 
ſtehern wählbaren Gemeindegliedern des Kreiskirchenverbandes gewählt. 


(2) Die zur Erreichung der im § 2 Abf. 2 Ziffer 4 vorgeſehenen Zahl noch außerdem zum Kreiskirchen⸗ 
tag abzuordnender nichtgeiſtlicher Mitglieder werden von den an Seelenzahl ſtärkeren Kirchengemeinden aus 
den zu Kirchenvorſtehern wählbaren Gemeindegliedern des Kirchenkreiſes gewählt. Die Verteilung auf die 
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Kirchengemeinden erfolgt unter Berückſichtigung der Seelenzahl ſowie der fonftigen örtlichen Verhältniſſe der 
Gemeinden und des Kirchenkreiſes erſtmalig durch den Landeskirchenausſchuß, demnächſt durch Beſchluß des 
Kreiskirchentags mit Genehmigung des Landeskirchenausſchuſſes. Die Wahl wird von der Gemeindevertretung 
oder, wo eine ſolche nicht beſteht, von dem Kirchenvorſtande vollzogen. 

(3) Für jeden Abgeordneten iſt ein Stellvertreter zu wählen, der bei Behinderung oder Ausſcheiden des 
Abgeordneten einzutreten hat. 5 
() Mehrere unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramte verbundene Kirchengemeinden gelten für dieſe 
Wahlen als eine einzige. Das Wahlverfahren wird im einzelnen vom Kreiskirchenvorſtande geregelt. 


84. 

(1) Die im $ 2 Abf. 2 Ziffer 5 bezeichneten Lehrer (Lehrerinnen) werden von den beteiligten Religions⸗ 
lehrern (lehrerinnen), die ſich zu einer Wählerliſte angemeldet haben, auf Grund einer vom Kreiskirchenvor⸗ 
ſtande zu erlaſſenden Ordnung gewählt. 

(2) Kommt eine Wahl nicht zuſtande, ſo erfolgt die Berufung durch den Kreiskirchenvorſtand. 


8 5. 

An die Gewählten und Berufenen iſt die Frage zu richten, ob fie die Wahl oder Berufung annehmen. 
Soweit fie das im $ 6 geforderte Gelöbnis abzulegen haben, find ſie zu fragen, ob fie auch dazu bereit find. 
Falls innerhalb einer ihnen zu ſetzenden Friſt eine bejahende Erklärung nicht eingeht, gilt die Wahl als 
abgelehnt. N » 

a 86. 

(1) Die nicht einem Kirchenvorſtand oder einer Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder des Kreis— 
kitchentags haben in die Hand des Vorſitzenden das Gelöbnis abzulegen: 

Ich gelobe vor Gott, als Mitglied des Kreiskirchentags in chriſtlicher Liebe, in Treue 
gage den Glauben der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche und in Übereinſtimmung mit den Ordnungen 
er Landeskirche danach zu trachten, daß die Kirche wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus. 

(2) Einer Erneuerung des Gelöbniſſes bedarf es bei wiederholtem Zuſammentritte des Kreiskirchentags 
innerhalb derſelben Wahlzeit nicht. 

8 7. 00 

(1) Alle nichtgeiſtlichen Mitglieder des Kreiskirchentags müſſen zu Kirchenvorſtehern zvählbar fein. 

(2) Wer eine der Eigenſchaften verliert, durch die ſeine Wahl zum Kreiskirchentag oder ſein Eintritt 
in ihm bedingt war, ſcheidet damit aus dem Kreiskirchentag und ſeinem Vorſtand aus. 

(3) Über das Vorhandenſein und die Fortdauer der Eigenſchaften und über die Teilnahmeberechtigung 
ſeiner Mitglieder entfcheidet der Kreiskirchentag ſelbſt. Vorläufig jedoch hat der Kreiskirchenvorſtand über 
Zulaſſung und Zurückweiſung zu entfcheiden. 8 

SS. 

Die Wahlen zum Kreiskirchentage gelten für ſechs Jahre; doch erliſcht ihre Wirkſamkeit bereits mit 

einer in den letzten ſechs Monaten vor Ablauf der Wahfzeit erfolgten Neuwahl. : 


Dritter Teil. 
Verſammlung des Areiskirchentags. 
§ 9. 
(1) Der Kreiskirchentag ſoll in jedem Kalenderjahr oder auf eigenen Beſchluß in je zwei oder drei 
Kalenderjahren einmal zu ordentlicher Verſammlung berufen werden. n ; ; 
(2) Außerordentliche Verſammlungen finden Statt, wenn der Vorſtand es beſchließt oder das Landes⸗ 
kirchenamt es anordnet. 


2 


(3) Den Ort der Verſammlung beſtimmt der Kreiskirchentag oder aushilfsweiſe ſein Vorſtand. Dieſer 
beruft ihn auch, hat ſich jedoch über den Tag, an dem er zuſammentreten ſoll, mit dem Landeskirchenamte 
zu verſtändigen. 

5 i $ 10, 

Der Zuſammentritt des Kreiskirchentags iſt in jeder Kirchengemeinde unter Nennung des aus ihr teil 
nehmenden Abgeordneten am vorhergehenden Sonntag im Gottesdienſt abzukündigen. Der Abkündigung fell 
ſich eine Fürbitte für den Kreiskirchentag anſchließen. 


§ 11. 
Der Superintendent oder fein Vertreter im Aufſichtsamte führt in der Verſammlung den Vorſitz. 
Für den Vorſitzenden iſt vom Kreiskirchenvorſtand ein Stellvertreter aus den Mitgliedern des Kreiskirchen⸗ 
tags zu wählen. : 
8 12. 
(1) Der Landesbiſchof, Bevollmächtigte des Landeskirchenamts und der zuſtändige Generalſuperintendent 
ſind befugt, ſich an den Beratungen des Kreiskirchentags ohne Stimmrecht zu beteiligen und nach jedem 
Redner das Wort zu nehmen. 


(2) Geiſtliche, denen eine Beteiligung an den Beratungen eines Kirchenvorſtandes im Kirchenkreis ohne 
Stimmrecht zuſteht, können auch an den Beratungen des Kreiskirchentags ohne Stimmrecht teilnehmen. 


(3) Der Kreiskirchenvorſtand kann andere Perſonen zu den Beratungen des Kreiskirchentags zuziehen, 
unbeſchadet der Entſcheidung des letzteren, ob ſie zu hören ſind. N : 


s 13 
N + 
Die Verſammlung des Kreiskirchentags ſoll mit Gebet eröffnet und geſchloſſen werden. 


8 14. | 

(1) Der Kreiskirchentag iſt bei Anweſenheit der Hälfte feiner Mitglieder beſchlußfähig und faßt feine 
Beſchlüſſe mit Mehrheit der Stimmen der anweſenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt der Vor⸗ 
ſitzende den Ausſchlag. 5 

(2) Wahlen erfolgen durch verdeckte Stimmzettel. Gewählt ſind diejenigen, die auf der Mehrzahl der 
Zettel verzeichnet find. Wird dieſe Mehrheit nicht erreicht, fo ift die Abſtimmung mit der Maßgabe zu 
wiederholen, daß die doppelte Anzahl der noch zu Wählenden, und zwar nur diejenigen wählbar bleiben, die 
im erſten Wahlgange die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Wenn 
kein anweſendes Mitglied widerſpricht, iſt ein anderes Verfahren zuläſſig. 

(3) Die Verſammlungen ſind öffentlich; jedoch können einzelne Gegenſtände vertraulich behandelt werden. 

(4) Der Kreiskirchentag ſetzt die feinen Mitgliedern zu gewährenden Tagegelder und zu erſtattenden 
Reiſekoſten feſt. 5 

(5) Im übrigen bleibt es dem Kreiskirchentag überlaſſen, ſich ſelbſt eine Geſchäftsordnung zu geben. 


Vierter Teil. 
Aufgaben des Kreiskirchentags. 
a $ 15. 
(1) Zu den Aufgaben des Kreiskirchentags gehören: N 

1. die Beachtung und Erwägung der kirchlichen und ſittlichen Zuſtände und Verhältniſſe, die im 
Kirchenkreiſe beſtehen oder auf ihn einzuwirken geeignet find; ' 
2. die Erledigung von Vorlagen des Landeskirchenamts und die Stellung von Anträgen, die das 

kirchliche Leben erfordert, bei den zuſtändigen Stellen / f N 


ar 


ne 
3. die Beſchlußfaſſung über den Zuſammenſchluß der Gemeinden in allen Angelegenheiten, die zur 
Förderung chriſtlichen Glaubens und Lebens, kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte im Kirchenkreise 
dienen i . 
4. die Förderung freier Arbeitsgemeinſchaften zwiſchen Geiſtlichen und Religionslehrern aller Schulen; 
5. die Schaffung und Förderung beſonderer Einrichtungen und Veranſtaltungen, die der Befriedigung 
kirchlicher Bedürfniſſe im Kirchenkreiſe dienen, und die Bewilligung der dafür erforderlichen Mittel 
6. die Erledigung von Anträgen der Kirchengemeinden; a 
7. die Feſtſtellung des Voranſchlags und die Feſtſetzung der von den Kirchengemeinden des Kirchen⸗ 
kreiſes zu leiſtenden Beiträge und auf Grund geſetzlicher Regelung die Erhebung von Steuern von 
den einzelnen Kirchengemeindegliedern; N 5 
8. die Feſtſetzung des Verteilungsmaßſtabs in der Weiſe, daß bis zur Feſtſetzung eines neuen der 
alte in Geltung bleibt; 
I, die Aufnahme von Anleihen; - 
10. die Abnahme der Rechnungen über die Kreiskirchenkaſſe;; 
11. die Wahl der Kreiskirchenvorſtandes. i 
(2) Zu den in Ziffer 1 des Abſ. 1 bezeichneten Verhandlungen hat der Superintendent durch zweck— 
dienliche Mitteilungen über wichtige Erfahrungen und Beobachtungen ſowie über die Tätigkeit des Vorſtandes 
anzuleiten. Er kaun auch andere Mitglieder des Kreiskirchentags mit der Berichterſtattung über einzelne 
Fragen dauernd oder vorübergehend beauftragen. i R 
(3) Wenn für die in der Ziffer 5 des Abſ. 1 bezeichneten Einrichtungen Beiträge von den Kirchen- 


gemeinden oder den Gemeindegliedern erhoben werden ſollen, bedarf der Beſchluß des Kreiskirchentags der 


Genehmigung des Landeskirchenamts, ſofern der zu erhebende Betrag über fünf vom Hundert der Umlage 
des Kreiskirchenverbandes hinausgeht. Der Genehmigung des Landeskirchenamts bedarf es auch zu den in 
den Ziffern 8 und 9 des vorigen Abſatzes bezeichneten Beſchlüſſen. 


5 $ 16. 

(1) Der Kreiskirchentag kann zur Förderung des Kirchenweſens, insbeſondere für die religiöſe Erziehung 
der Jugend, die kirchliche Wohlfahrtspflege und die Kirchenmuſik, ſtändige Ausſchüſſe bilden. 
(e) Mehrere Kreiskirchentage können zur beſſeren Befriedigung beſonderer kirchlicher Bedürfniſſe mit⸗ 
einander in Verbindung treten. 8 
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Wichtige, den einzelnen Kirchenkreis beſonders berührende Einrichtungen und Anordnungen ſollen nicht 
getroffen werden, bevor der Kreiskirchentag, in eiligen Sachen wenigſtens fein. Vorſtand, gutachtlich darüber 
gehört iſt. . 

8 18. N 
Weeigert ſich ein Kreiskirchentag, eine vom Kreiskirchenverbande zu beſtreikende geſetzliche Leiſtung in 
den Voranſchlag einzuſtellen, feſtzuſezen oder zu genehmigen, fo iſt das Landeskirchenamt mit Zuſtimmung 
des Laudeskirchenausſchuſſes befugt, die Leiſtung feſtzuſetzen und in den Voranſchlag einzuſtellen und die 
weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. Durch dieſe Verfügungen wird die Beſchlußfaſſung des Kreis- 


kirchentags erſetzt. 


Fünfter Teil. 
Kreiskirchenvorſtand. 
§ 19. 


(1) Jeder Kreiskirchenverband muß einen Vorſtand haben, beſtehend aus dem Superintendenten als 
Vorſitzendem und wenigſtens vier vom Kreiskirchentag aus feiner Mitte zu wählenden Beiſitzern, und zwar 
zwei geiſtlichen und zwei nichtgeiſtlichen. SELHIPTERTHN 1 5 


(2) Die Beiſitzer werden vom Kreiskirchentag aus den im § 2 Abſ. 2 Ziffer 2 bis 4 bezeichneten Mit 
gliedern gewählt. Bei der Vereinigung mehrerer Aufſichtsbezirke zu einem Kirchenkreiſe muß auf jeden von 
ihnen wenigſtens ein Beiſitzer entfallen. Sind mehr als 4 Beiſitzer vorhanden, fo muß die Zahl der nicht- 
geiſtlichen größer ſein als die der geiſtlichen. 5 ö 

(3) Für die Beiſitzer ſind ebenſo viele geiſtliche und nichtgeiſtliche Stellvertreter zu wählen. Dieſe haben 
in der durch die Stimmenzahl bei ihrer Wahl, im Falle der Stimmengleichheit durch das Los beſtimmten 
Reihenfolge, jedoch unter Beachtung der Vorſchrift über die Zuſammenſetzung des Vorſtandes, für behinderte 
oder ausſcheidende Beiſitzer einzutreten. ; 

(4) Die Wahlen gelten für ſechs Jahre; doch erliſcht ihre Wirkſamkeit erſt mit der Neuwahl des Vor- 
ſtandes. Die nichtgeiſtlichen Beiſitzer bleiben im Vorſtande trotz Ablaufs ihrer Wahlzeit zum Kreiskirchentag 
und ſind nach deren Ablaufe berechtigt, an der erſten Verſammlung des neugewählten Kreiskirchentags ohne 
Stimmrecht teilzunehmen. 

§ 20. 
(1) Ein Beiſitzer kann gegen feinen Willen vom Landeskirchenamt entlaſſen werden 
1. wegen erwieſener Dienſtuntüchtigkeit; 
2. wegen grober Pflichtwidrigkeit, namentlich beharrlicher Dienſtvernachläſſigung oder Verletzung 
des Amtsgeheimniſſes. 

(2) Vor der Entſcheidung iſt dem zu Entlaſſenden und dem Kreiskirchenvorſtande Gelegenheit zur 
Außerung zu geben. i 
(3) Gegen die Entſcheidung ſteht ſowohl dem Kreiskirchenvorſtand als auch dem Eutlaſſenen die Be⸗ 


rufung innerhalb zweier Wochen an den Landeskirchenausſchuß zu, der darüber in gemeinſamer Beſchluß⸗ 


faſſung mit dem Landeskirchenamte gemäß Artikel 83 Abſ. 3 der Verfaſſung zu entſcheiden hat. 


8 21. 5 
Iſt für den Superintendenten ein Vertreter im Aufſichtsamte beſtellt, fo hat dieſer ihn auch im Vor⸗ 
ſitze zu vertreten. Im übrigen beſtellt der Vorſtand den Stellvertreter aus ſeiner Mitte. 
9 


8 22. 

(1) Beſchlüſſe des Vorſtandes find gültig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens ein geiſtlicher und 
zwei nichtgeiſtliche Beiſitzer mitgewirkt haben. 

(2) Bei Entſcheidungen des Vorſtandes über die Genehmigung von Kirchenvorſtandsbeſchlüſſen und über 
Beſchwerden dürfen Mitglieder des Kirchenvorſtandes, deſſen Beſchlüſſe zu genehmigen ſind oder über den 
die Beſchwerde erhoben iſt, nicht mitwirken. Kommt der Kirchenvorſtand in Frage, dem der Vorſitzende 
angehört, fo tritt fein Stellvertreter ein. Entſteht dadurch Beſchlußunfähigkeit, fo ift die Entſcheidung des 
Landeskirchenamts einzuholen. 

(3) Mit der Erledigung beſtimmter Angelegenheiten kann der Vorſtand einzelne Mitglieder beauftragen. 

(34) Die Mitglieder des Kreiskirchenvorſtandes erhalten Tagegelder und Erſatz für Reiſekoſten nach den 
für die Mitglieder des Kreiskirchentags beſtimmten Sätzen. Dieſer kann nach Bedarf nachträglich eine 
Anderung beſtimmen. = a 


Der Kreiskirchenvorſtand führt die laufende Verwaltung des Kreiskirchenverbandes und vertritt ihn in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlich. 


gs 24. 


(1) Eine ſchriftliche Willenserklärung des Kreiskirchenvorſtandes bedarf zu ihrer Gültigkeit der Unter⸗ 
ſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Vertreters und zweier anderer Mitglieder des Kreiskirchenvorſtandes. 


(2) Eine in dieſer Form gegebene Erklärung gilt andern gegenüber als Willenserklärung des Kreis 


kirchenvorſtandes. Seine Mitglieder dürfen indeſſen bei eigener Verantwortlichkeit eine ſolche Erklärung nur auf 
Sefekfammlung 1924. (Mr. 12829.) al 


— 


Grund eines ordnungsgeräß gefaßten Beſchluſſes ausſtellen. Sie bekunden durch ihre Uuterſchrift nur, daß 

der Beſchluß ordnungsgemäß gefaßt iſt, nicht daß ſie beigeſtimmt haben. Der Vorſitzende beglaubigt durch 
ſeine Unterſchrift und Beidrückung des Siegels (Stempels) des Kreiskirchenverbandes oder des Superinten⸗ 
denten rechtsverbindlich die Gültigkeit der Willenserklärung. 


(3) Bei dienſtlichen Schreiben genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden. 


8 § 25. 
5 Zu deu beſonderen Aufgaben des Vorſtandes an 
1. die Vorbereitung des Kreiskirchentags, Anordnung der Wahlen gemäß dem 5 3, vorläufige 
= Prüfung der Teilnahmerechte, Berufung der im § 2 Abf. 2 Ziffer 5 umd-6-bezeichueten- Mit⸗ 
en glieder und Einladung aller zur Teilnahme Berechtigten; 
GE 2. die Vorberatung der vom Kreiskirchentage zu behandelnden Gegenſtände und die Aufſtellung des 
ihm vorzulegenden Voranſchlags; 
3. die Ausführung der vom e e gefaßten Beſchlüſſe, ſoweit ſie dem Vorſtand aufge⸗ 
tragen iſt oder ſeine Mitwirkung vom Landeskirchenamt in Anſpruch genommen wird; 
4. die Verwaltung der Kreiskirchenkaſf ie, Füßrung und Vorlegung der Rechnung; 2 
5. die Stellung von Anträgen im Sinne des § 15 Abf. 1 Ziffer 2, ſolange der Kreiskirchentag 
nicht verſammelt iſt. 
6 § 26. 

(1) Der Kreiskirchenvorſtand führt die nächſte Aufſicht über die Kirchenvorſtände des Kirchenkreiſes und 
und ihre Tätigkeit. Seine Dienſtanweiſung erhält er vom Landeskirchenamte. 

(2) Der Vorſitzende iſt berechtigt, Beſchlüſſe des Vorſtandes bis zu einer alsbald von ihm einzuholen⸗ 
den Eutſcheidung des Landeskirchenamts zu beanſtanden, und iſt hierzu verpflichtet, wenn ein Beſchluß der 
geltenden Ordnung oder einer vom Landeskirchenamte gegebenen Anweiſung widerſpricht. 

(2) Der Vorſtand iſt insbeſondere verpflichtet, 


1. auf ordnungsmäßige Zuſammenſetzung der Kirchenvorſtänte und Geimeinbevertectungen und auf 
\ ihre pflichtmäßige Geſchäftsführung zu halten; 

2. die Kirchenvorſtände zu zweckmäßiger WMlrkfamkeit anzuleiten und geſetzwidrigem Vorgehen ent— 
gegenzutreten; 

3. über die Genehmigung von Kirchenvorſtandsbeſchlüſſen und Gemeindefatzungen zu befinden und 
die ſonſt dabei erforderlichen Entſcheidungen zu treffen; 

4. auf Beſchwerden über Kirchenvorſtände zu entſcheiden; 

5. Streitigkeiten zwiſchen Kirchenvorſtänden und Gemeindevertretungen, zwiſchen Mitgliedern beider 
und zwiſchen mehreren Kirchengemeinden des Kirchenkreiſes möglichſt gütlich auszugleichen oder 
zu entſcheiden; 

6. Pflichtwidrigkeiten einzelner Kirchenvorſteher und Mitglieder von Gemeindevertretungen durch 
Mahnungen, Erinnerungen und Verweiſe zu ahnden und erforderlichenfalls die Entlaſſung der 
Schuldigen zu verfügen, alles unbeſchadet der Befugnis des Landeskirchenamts, die Kirchenvor⸗ 
ſtände zu ordnungsmäßiger Geſchäftsführung anzuhalten. 


SAUER 
Die durch die Tätigkeit des Kreiskirchentags und des Kreiskirchenvorſtandes entſtehenden Koſten ſind 
vom Kreiskirchenverbande zu beſtreiten. 


Schlußbeſtimmung. 
§ 28. = 
Mit der Aushibaimne, Biofes Geſehes wird das Landeskirchenamt beauftragt. Seine Ausführungsan⸗ 
weiſungen bedürfen der Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes. 


SH —- 
Anlage C. 


Kirchengeſetz 


über die Wahlen zum Landeszkirchentage. 


Gemäß Arkikel 109 der Verfaſſung der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannovers wird von der 
Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung hiermit folgendes Kirchengeſetz erlaſſen: 


1. Beſtimmung der Wahlkreiſe. 
8812 


Durch Zuſammenlegung von Kirchenkreiſen werden folgende Wahlkreiſe gebildet. 


18 5 


XIII. 


XIV. 


A. Calenberg. 


Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Hannover J und II; 
Wahlkreis: er Kirchenkreiſe Hannover III, Sannover-Linden; 
Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Groß Berkel, Hameln, Börry, Coppenbrügge, Jeinſen, Neuſtadt a. Rbg., 


Pattenſen a. d. Leine, Ronneberg, Springe, Wunſtorf. 

B. Hildesheim. 
Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Alfeld, Bockenem, Elze, Stadt Hildesheim, Nettlingen, Peine, Sar⸗ 
ſtedt, Sehlde, Groß Solſchen, Wrisbergholzen. 


C. Göttingen⸗Grubenhagen mit Seilen von Hildesheim. 


Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Clausthal⸗Zellerfeld, Goslar, Herzberg, Hohnſtein, Oſterode, Salz- 


gitter, Vienenburg, Willershauſen; 


Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Dransfeld, Einbeck, Göttingen I, II und III, Stadt Göttingen, Sohn 


ſtedt⸗Northeim, Markoldendorf, nen Uslar. 


D. Lüneburg. 


Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Harburg, Hittfeld, Stadt Lüneburg, Winſen a. d. L. Pattenſen i. L.; 
. Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Bleckende, Dannenberg, EbftorfBevenfen, Gartow, Lüchow, Lüne, 


Uelzen, Wittingen; 


Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Beedenboſtel, N Burgwedel, Celle mit Stadt Celle, Fallers⸗ 


leben, Gifhorn, Sievershauſen. 


E. Bremen⸗Verden mit Seilen von Lüneburg. 


„Wahlkreis: die Kirchenkreiſe e Bergen⸗Soltau, Rotenburg, Verden, Walsrode, Zeven; 
f Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Lehe, Leſum, Sanſtedt, Trupe⸗Lilienthal, Wulsdorf; 
XII. 


Wahlkreis: die 1 9 Altes Land, Bargſtedt⸗Buxtehude, Bremervörde, Kehdingen, Land 
Wurſten, Neuhaus a. d. O., Oſten⸗ Stade, Otterndorf. 


E Osnabrück⸗Diepholz. 
Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Badbergen, Bramſche⸗Meppen, Buer, Diepholz, Georgsmarienhütte, 
Osnabrück. g 5 ’ ER 
G. Hoya. 
Wahlkreis: die Kirchenkreiſe Baffıım) Hoya, Loccum⸗Stolzenau, Nienburg, Sulingen, Vilſen, 
Weyhe. 


DES 
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H. Oſtfriesland. 
XV. Wahlkreis: die Kirchenkreiſe der I. bis IX. Inſpektion. 


8 25 
() Vorkommende Anderungen in der Abgrenzung der Kirchenkreiſe, durch welche die vorſtehende Wahl— 
kreiseinteilung berührt wird, haben auch eine entſprechende Anderung der Wahlkreiseinteilung zur Folge; 
doch tritt dieſe Wirkung erſt mit der nächſten Neuwahl zum Landeskirchentag in Kraft. 
(2) Werden neue Kirchenkreiſe gebildet, ſo werden ſie, vorbehaltlich der Beſtimmung des Landeskirchen— 
tags, vorläufig durch den Kirchenſenat einem Wahlkreiſe zugelegt. 
(3) Anordnungen des Landeskirchenamts, die eine Anderung von Wahlkreiſen zur Folge haben würden, 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes auch dann, wenn die Beteiligten 
einverftanden find, 


II. Verteilung der Abgeordneten auf die Wahlkreife. 
N 8 3. a 
In jedem Wahlkreiſe ſind ein geiſtlicher und zwei nichtgeiſtliche Abgeordnete zu wählen. 


III. Durchführung der Wahl. 
a 5 

(1) Für jeden Wahlkreis wird vom Landeskirchenamt ein Wahlkommiſſar nebft Stellvertreter beſtellt. 

(2) Jede Kirchengemeinde bildet einen Stimmbezirk. Größere Kirchengemeinden können durch Beſchluß 
des Kirchenvorſtandes in mehrere Stimmbezirke zerlegt werden. 

(3) Wahlvorſteher des Stimmbezirkes iſt der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes. In Kirchengemeinden 
mit mehreren Stimmbezirken werden die Wahlvorſteher vom Kirchenvorſtande beſtellt. Wahlkommiſſare und 
ihre Vertreter können nicht Wahlvorſteher ſein. n 

(4) Der Wahlvorſteher ernennt aus den Wahlberechtigten des Stimmbezirkes zwei bis vier Beſſitzer 
und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. Dieſer hat die 
Wahl zu leiten und das Ergebnis zu ermitteln. Entſcheidungen werden mit Stimmenmehrheit getroffen; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Wahlvorſtehers. 


8 5. 

(1) Die Wahlen finden an einem von drei Tagen ſtatt, die vom Kirchenſenate bei der Ausſchreibung 
bekanntzugeben ſind und unter denen ſich ein Sonntag befinden muß. Der Kirchenvorſtand beſtimmt den Wahl⸗ 
tag in der Kirchengemeinde und die Wahlzeit in den Stimmbezirken. Dieſe muß mindeſtens fünf Stunden 
betragen und ſoll ſo feſtgeſetzt werden, daß eine ordnungsmäßige Abwicklung der Wahlhandlung geſichert iſt. 

(2) Beſtehen in einer bürgerlichen Gemeinde mehrere Kirchengemeinden, ſo dürfen Wahltag und Wahlzeit 

nur übereinſtimmend feſtgeſetzt werden. Ergehen nicht in allen Kirchengemeinden übereinſtimmende Beſchlüſſe, 
ſo entſcheidet das Landeskirchenamt. 8 
> (3) Der Wahltag und die Wahlzeit find an den drei dem Wahltage vorangehenden Sonntagen im 
Gottesdienſte der Gemeinde abzukündigen oder, wenn ein öffentlicher Gottesdienſt nicht ſtattfindet, anderweit 
bekanntzumachen. Mit dieſer Abkündigung iſt die nach § 8 erforderliche zu verbinden. Der Kirchenvorſtand 
kann die Bekanntmachungen noch in anderer Weiſe wiederholen. 


8 6. 
(1) Wahlberechtigt find die Kirchengemeindeglieder, die nach Artikel 21 der Verfaſſung an den Wahlen 
der Kirchenvorſteher teilnehmen können. f i 
(2) Gemeindeglieder, die infolge doppelten Wohnſitzes mehreren Stimmbezirken angehören, ſind nur in 
einem dieſer Stimmbezirke wahlberechtigt. 


Wählerliſten. 
87. 
(1) Maßgebend für die Ausübung des Wahlrechts iſt die Eintragung des Wahlberechtigten in die 
Wählerliſte des Stimmbezirkes. 8 


(2) Die in der Kirchengemeinde geltende Ordnung über die Aufſtellung der Wählerliſte für die Wahlen 
zum Kirchenvorſtande findet entſprechende Anwendung. 


(3) Die Verwendung der für die Kirchenvorſteherwahlen der Kirchengemeinde zuletzt benutzten Wähler⸗ 


liſte iſt zuläſſig, wenn ſie nach den Vorſchriften des § 8 berichtigt und ergänzt iſt. 


N 688. 

(1) Die Wählerliſte iſt in der Kirchengemeinde drei Wochen vor der Wahl eine Woche lang öffentlich 
auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind im Gottesdieuſte mit dem Hinweis abzukündigen, daß nach 
Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte nicht mehr eingebracht werden können. 

(2) Einſprüche gegen die Wählerliſte ſind innerhalb der Auslegungsfriſt beim Kirchenvorſtand anzu⸗ 

bringen. Dieſer entſcheidet darüber. Gegen die Entſcheidung iſt binnen einer Woche die beim Kirchen 
vorſtand anzubringende Beſchwerde an den Kreiskirchenvorſtand zuläſſig. Seine Entſcheidung iſt endgültig. 


Wahlvorſchläge und Wahlaufſatz. 
8 9. 

(1) Wahlvorſchläge find bis zum einundzwanzigſten Tage vor dem erſten der drei Wahltage beim Wahl⸗ 
kommiſſar einzureichen. In jedem Wahlvorſchlage ſind nicht mehr und nicht weniger als ein Geiſtlicher und 
zwei Nichtgeiſtliche aufzuführen. 

(2) Für jeden Vorgeſchlagenen iſt ein Erſatzmann zu benennen. 

(3) Die Vorgeſchlagenen ſind ſo zu bezeichnen, daß ein Zweifel über ihre Perſon nicht möglich iſt. 

(4) Von jedem Vorgeſchlagenen iſt eine ſchriftliche Bereiterklärung zur Annahme der Wahl und zur 
Ablegung des Gelöbniſſes beizufügen. 

SE 
Der zuerſt eingehende Wahlvorſchlag muß von mindeſtens einhundert, ſpäter eingehende Wahlvorſchläge 
müſſen von mindeſtens fünfzig Wahlberechtigten des Wahlkreiſes unterzeichnet ſein. Die Unterzeichner müſſen 
aus den Anterſchriften zweifelsfrei fejtftellbar fein. Der an erſter Stelle Unterzeichnete gilt als Bevollmäch⸗ 
tigter der übrigen, der Nächſtunterzeichnete als ſein Vertreter. 


§ 11. i - 

Wird ein Wahlvorſchlag erſt innerhalb der letzten drei Tage vor Ablauf der im § 9 Abf. 1’bezeich- 
neten Friſt eingereicht oder wird ein Wahlvorſchlag zurückgenommen, ſo verlängert ſich die Friſt zur Ein⸗ 
reichung weiterer Vorſchläge um zehn Tage. 

9 12. N 

Wahlvorſchläge können nur bis zum einundzwanzigſten Tage vor dem erſten der drei Wahltage zurück 
genommen werden. 


§ 13. 
Der Wahlkommiſſar hat über die Gültigkeit der Wahlvorſchläge endgültig zu entſcheiden. Er hat die 
gültig eingereichten und gegebenenfalls ihre Zurücknahme alsbald öffentlich bekanntzumachen, auch auf Anfragen 
über die eingegangenen gültigen Wahlvorſchläge ohne Verzug Auskunft zu geben. | 
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8 14. 

Liegt nur ein gültiger Wahlvorſchlag vor, ſo gelten die darin Genannten als gewählt, ohne daß eine 
Wahl ſtattfindet. Der Wahlkommiſſar hat hiervon alsbald den Kirchenvorſtänden und dem Landeskirchen⸗ 
amte Kenntnis zu geben. 

8 15. 

(1) Eine Wahl findet nicht ſtatt, wenn die Mitglieder der Kirchenvorſtände des Wahlkreiſes bis zum acht⸗ 
undzwanzigſten Tage vor dem erſten Wahltag einen Wahlaufſfatz einreichen, auf den ſich eine Sweidrittel- 
mehrheit der vorhandenen Stimmen der Kirchenvorſtandsmitglieder vereinigt hat. Jedes Kirchenvorſtands⸗ 
mitglied hat eine Stimme, jedoch erhält in Gemeinden, in denen auf jedes Kirchenvorſtandsmitglied nach der 
geſetzlichen Mitgliederzahl des Kirchenvorſtandes mehr als fünfhundert Seelen entfallen, jedes Vorſtands⸗ 
mitglied für je weitere fünfhundert Seelen eine Zuſatzſtimme. Verbleibt ein Überſchuß von mehr als zwei⸗ 
hundertfünfzig Seelen für jedes Kirchenvorſtandsmitglied, ſo erhält jedes Vorſtandsmitglied eine Zuſatzſtimme 
mehr. Die Abſtimmung geſchieht mit verdeckten Stimmzetteln. 

(2) Im Wahlaufſatze find nicht mehr und nicht weniger als ein Geiftlicher und zwei Nichtgeiſtliche und 
für jeden ein Erſatzmann zu benennen. s 

(3) Vereinigt ſich auf einen Wahlaufſatz die im Abſ. 1 vorgeſchriebene Stimmenzahl, fo gelten die darin 
Genannten als gewählt, ohne daß eine Wahl ſtattfindet. Hiervon hat der Wahlkommiſſar alsbald den 
Kirchenvorſtänden und dem Landeskirchenamte Kenntnis zu geben. 

(4) Bei der Abſtimmung im Kirchenvorſtand über einen Wahlaufſatz können die Kirchenvorſtands⸗ 
mitglieder ihre Stimmen auch für andere, als in dem zur Abſtimmung geſtellten Wahlaufſatze vorgeſchlagen 
ſind, abgeben, jedoch nur für einen Geiſtlichen und zwei Nichtgeiſtliche. 


Wahlhandlung. 
N § 16. 
Gewählt werden können nur die in einem gültigen Wahlvorſchlage Genannten. 


§ 17. 
(2) Bei der Wahl haben die Wahlberechtigten perſönlich einen verdeckten Stimmzettel abzugeben. 
(2) Die Stimmzettel find außerhalb des Wahlraums mit den Namen »der Vorgeſchlagenen, denen der 
Wähler ſeine Stimme geben will, zu verſehen. 
(3) Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 


§ 18. 

(1) In einem Stimmzettel dürfen nicht mehr als ein Geiſtlicher und zwei Nichtgeiſtliche benannt ſein. 
Stimmzettel mit mehr Namen ſind ungültig. Kommt derſelbe Name auf einem Stimmzettel mehrmals vor, 
ſo gilt er nur einmal. = 

(2) In gleicher Weife: find auf dem Stimmzettel die Erſatzleute aufzuführen und als ſolche kenntlich 
zu machen. N a i Bir 

(3) Die Genannten find fo zu bezeichnen, daß ein Zweifel über ihre Perſon nicht möglich ift. 


§ 19. 
8 
Über den Verlauf der Wahl im Stimmbezirk iſt eine Niederſchrift anzufertigen, die alsbald dem Wahl⸗ 


kommiſſar einzureichen iſt. Die als ungültig befundenen Stimmzettel find der Niederſchrift beizufügen; die 
gültigen ſind in verſchloſſenem Umſchlag aufzubewahren, bis über die Gültigkeit der Wahl entſchieden iſt. 


8 20. 


Der Wahlkommiſſar hat unter Zuziehung von zwei bis vier Beisitzern aus den Wahlberechtigten des 
Wahlkreiſes das Wahlergebnis feſtzuſtellen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Wahlkommiſſars. 


= 


8 21. 
= (i) 9 15 10 diejenigen, die in ihrer Gruppe (Artikel 49, Ziffer 1 und 2 der Verfaſſung) die meiſten 
Stimmen erhalten haben. ; 

(2) Dasſelbe gilt für die Wahl der Erſatzleute. 

(3) Bei Stimmengleichheit entſcheidet überall das Los. 


§ 22. 
Der Wahlkommiſſar hat die über die Ermittlung des Wahlergebniſſes aufzunehmende Verhandlung nebſt 
den Unterlagen alsbald dem Landeskirchenamt einzureichen. 


Entſcheidung über die Ordnungsmäßigkeit des Wahlverfahrens. 
§ 23. 

(1) Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Wahlverfahrens find, binnen einer Woche nach 
dem Wahltage beim Landeskirchenamt einzureichen. 

(2) Das Landeskirchenamt prüft für alle Wahlkreiſe, auch wenn keine Einwendungen erhoben ſind, die 
Ordnungsmäßigkeit des Wahlverfahrens, ſtellt die hierfür erforderlichen Ermittlungen an und legt das 
Ergebnis mit gutachtlichem Berichte dem Kirchenſenate vor. 

(3) Der Kirchenſenat entſcheidet endgültig über die Ordnungsmäßigkeit des Wahlverfahrens und über 
die dagegen erhobenen Einwendungen. 

§ 24. 

(1) Erklärt der Kirchenſenat eine Wahl wegen Verſtoßes gegen die Wahlordnung für ungültig, fo hat 
er alsbald eine Wiederholung der Wahl anzuordnen. Die Anordnung kann auf einen Teil eines Wahlkreiſes 
beſchränkt werden. a 

(2) Für die zu wiederholende Wahl beſtimmt der Kirchenſenat gemäß § 5 drei neue Wahltage. Er iſt 
befugt, zur Beſchleunigung des Wahlverfahrens die geſetzlichen Friſten angemeſſen abzukürzen. 


Feſtſtellung der Minderheitsvertreter. 
§ 25. 

(1) Ein nach § 21 Abf. 1 und 3 nicht gewählter Stimmenempfänger, der mindeſtens ein Zehntel der 
Stimmen, die durchſchnittlich im Wahlkreis auf jeden der Gewählten entfallen ſind, erhalten hat, kann die 
auf ihn entfallenen Stimmen auf einen anderen Stimmenempfänger innerhalb der Landeskirche übertragen, 
der ebenfalls wenigſtens ein Zehntel der durchſchnittlichen Stimmenzahl der in ſeinem Wahlkreiſe Gewählten 
erhalten hat. 3 

(2) Die Stimmenübertragung muß innerhalb einer vom Landeskirchenamte zu ſetzenden Friſt dieſem 
gegenüber erklärt und kann nicht zurückgenommen werden. 


8 26 
8 . 

(J) Als Minderheitsvertreter gewählt find diejenigen Stimmenempfänger, die mit Einrechnung der etwa 
auf ſie übertragenen die meiſten Stimmen, mindeſtens aber ebenſoviel erhalten haben, wie durchſchnittlich in 
der Landeskirche auf jeden nach $ 21 Abf. 1 und 3 Gewählten entfallen find. 

(2) Beim Ausſcheiden eines Minderheitsvertreters rückt der nächſte gemäß dem vorſtehenden Abſatze zu 
beſtimmende als Minderheitsvertreter ein. 5 
8. 27 

In Wahlkreiſen, in denen auf Grund des § 15 wegen Einreichung eines gültig angenommenen Wahl⸗ 
aufſatzes eine Wahl nicht ſtattfindet, gelten ſolche, für die gemäß Abs. 4 des § 15 von Kirchenvorſtands⸗ 
mitgliedern Stimmen abgegeben find, als Stimmenempfänger im Sinne des $ 25. Die für fie von Kirchen⸗ 
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vorſtandsmitgliedern abgegebenen Stimmen werden bewertet mit der Zahl der Kirchengemeindeglieder, geteilt 
durch die Zahl der nach § 15 ſtimmberechtigten Kirchenvorſtandsmitgliedern in der Kirchengemeinde. Hierbei 
iſt die Zahl der Kirchengemeindeglieder nur anzuſetzen mit dem Hundertſatze der im Durchſchnitt in den 
Wahlkreiſen mit durchgeführter Wahl tatſächlich erreichten Wahlbeteiligung. a N 


§ 28. 
Die Feſtſtellung der Minderheitsvertreter geſchieht bis zur endgültigen Entſcheidung des Landeskirchen⸗ 
tags durch das Landeskirchenamt. 5 . a f 


Verfahren bei mehrfacher Wahl eines Abgeordneten. 
§ 29. 


Ein in mehreren Wahlkreiſen Gewählter hat dem Landeskirchenamte gegenüber zu erklären, in welchem 
Wahlkreis er die Wahl annimmt. Die Annahme der Wahl in einem Wahlkreiſe hat für die anderen Wahl- 


kreiſe dieſelbe Wirkung wie ein nachträgliches Ausſcheiden des Abgeordneten. 


Koſten des Wahlverfahrens. 
§ 30. 
Die durch die Tätigkeit der Wahlkommiſſare entſtehenden Koſten werden von der Landeskirche, die in 
den Kirchengemeinden entſtehenden von dieſen getragen. 


IV. Schlußbeſtimmung. 
| $31; 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird das Landeskirchenamt beauftragt. Seine Anweiſungen 
bedürfen der Zuſtimmung des Laudeskirchenausſchuſſes. i 


Anlage D. 
Kirchengeſetz | 
zur Einführung der Verfaſſung der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannovers. 


Gemäß Artikel 109 der Verfaſſung der Evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche Hannovers wird von der 
Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung folgendes Kirchengeſetz erlaſſen. 


8 1. . g 
(1) Der auf Grund des § 25 des Kirchengeſetzes, betreffend verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen für die 
Evangeliſch-lutheriſche Landeskirche der Provinz Hannover vom 31. Dezember 1920 (Kirchliches Amtsblatt 1921 
S. 61) gebildete Evangeliſch-lutheriſche Landeskirchenausſchuß hat die Verfaſſung im „Kirchlichen Amtsblatte“ 
zu verkünden. Er hat den Tag ihres Inkrafttretens zu beſtimmen. Einzelne Teile und Beſtimmungen der 
Verfaſſung können bereits zu einem früheren Tage in Kraft geſetzt werden. 5 
(2) Die Verfaſſung im Sinne dieſes Geſetzes umfaßt auch die ihr unter A, B, C und D anliegenden 
Kirchengeſetze. 
d 9 2 
Das geltende Recht bleibt in Kraft, ſoweit ſich nicht aus der Verfaſſung anderes ergibt. Soweit in 
Geſetzen oder anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen iſt, die durch die Verfaſſung aufgehoben ſind, 
treten in Ermangelung anderer Vorſchriften die entſprechenden Beſtimmungen der Verfaſſung an ihre Stelle. 
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§ 3 


(1) Wo in Geſetzen oder anderen Vorſchriften dem „Landeskonſiſtorium“, dem „Konſiſtorium“, der 
„Kirchen regierung“, den „kirchlichen Oberen“ oder einem Minifter Aufgaben oder Befugniſſe zugewieſen ſind, 
tritt an ihre Stelle das Landeskirchenamt. In gleicher Weiſe tritt an die Stelle des „ſtändigen Ausſchuſſes 
der Landesſynode“ der Landeskirchenausſchuß, an die Stelle der „Kirchenkommiſſarien“ der Kreiskirchenvorſtand 
oder der Superintendent, an die Stelle des „Bezirksſynodalausſchuſſes“ der Kreiskirchenvorſiand. 

(2) Im Zweifel wird der Übergang der Zuſtändigkeit durch das Landeskirchenamt, ſoweit der Übergang 
auf den Kirchenſenat in Frage kommt, durch dieſen ſelbſt beſtimmt. 

(3) Beſtimmungen, nach denen gegen Verfügungen und Entſcheidungen des Landeskonſiſtoriums oder 
der Konſiſtorien eine Berufung oder Beſchwerde zuläſſig war, finden auf Verfügungen und Entſcheidungen 
des Landeskirchenamts keine Anwendung. 


94 


Bis die neuen Vertretungen und Behörden nach Maßgabe der Verfaſſung gebildet find, bleiben die 


bisherigen beſtehen. Sie haben die Aufgaben und Befugniffe der verfaſſungsmäßigen Vertretungen und 
Behörden wahrzunehmen. Solange der Kirchenſenat noch nicht gebildet iſt, beſteht der im § 1 genannte 
Landeskirchenausſchuß fort; doch treten an die Stelle der Mitglieder des andeskonſiſtoriums vom Inkraft⸗ 
treten der Verfaſſung an der Präſident des Landeskirchenamts, fein rechtskundiger und ſein geiſtlicher Vertreter 
und der dienſtälteſte Generalſuperintendent. Dieſer Landeskirchenausſchuß übt die Befugniſſe des Kirchen⸗ 
ſenats aus. HE 

§ 5. 

(1) Auf die beim Landeskirchenamt angeſtellten Beamten finden bis zur anderweitigen kirchengeſetzlichen 
Regelung hinſichtlich ihrer Rechte und Pflichten die für Staatsbeamte jeweils geltenden Vorſchriften des 
Beamtenrechts außer den Beſoldungsvorſchriften ſinngemäße Anwendung. f 

(2) Dieſe Beamten können nach Vollendung des fünfundſechzigſten Lebensjahrs, auch wenn Dienſt⸗ 
unfähigkeit nicht vorliegt, in den Ruheſtand verſetzt werden und ihre Verſetzung in den Ruheſtand verlangen. 


8 6. 

(1) Der im § 1 bezeichnete Landeskirchenausſchuß trifft vorläufig Beſtimmung über die Zahl der beim 
Landeskirchenamt anzuſtellenden Beamten, ihre dienſtliche Stellung, ihre Amtsbezeichnungen und ihre 
Gehaltsbezüge. n > 

(2) Wohlerworbene Rechte der auf Grund dieſer Beſtimmungen angeſtellten Beamten werden durch 
ſpätere Kirchengeſetze oder Feſtſetzungen im Haushaltsplane der Landeskirche nicht berührt. 


8.5 
(1) Die Verfaſſunggebende Kirchenverſammlung bevollmächtigt einen Ausſchuß, über die Beſetzung der 
Beamtenſtellen beim Landeskirchenamte, die nach Beſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes beim Inkrafttreten 
der Verfaſſung beſetzt fein ſollen, mit den Bewerbern für die Stellen zu verhandeln. 
(2) Dieſer Ausſchuß hat die Beamten für die Stellen vorzuſchlagen. Ihre Beruſung mit bindender 
Wirkung erfolgt durch den Landeskirchenausſchuß. b 


88. 

(1) Die zur Zeit des Inkrafttretens der Verfaſſung beim Landeskonſtiſtorium oder bei den Konſiſtorien 
zu Hannover und Aurich planmäßig oder nichtplanmäßig angeſtellten Beamten ſowie die Beamten des Reviſions⸗ 
büros, die zum Übertritt in den Dienſt der Kirche bereit find, haben Anſpruch auf Anſtellung in einem 
Amte beim Landeskirchenamte, das ihrer Berufsbildung entſpricht und mit mindeſtens gleichem Dienſt⸗ 
einkommen wie das bisher von ihnen bekleidete Amt verbunden iſt, ſofern eine ſolche Stelle beim Landes- 
kirchenamte vorhanden iſt. Wird in Ermanglung einer ſolchen Stelle ein Beamter in eine andere mit ge⸗ 
ringerem Einkommen verbundene Stelle übernommen, ſo iſt ihm perſönlich das. feiner früheren Dienſtſtelle 
entſprechende Dienſteinkommen zuzuſichern. 
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(2) Den gemäß Abf. in den Dienſt der Kirche übergehenden Beamten ſtehen die Anſprüche auf 
Dienſteinkommen, Ruhegehalt, Hinterbliebenenfürſorge und ſonſtige dienſtliche Bezüge in mindeſtens gleichem 
Umfange zu, wie ſie den Staatsbeamten in den ihrer früheren Dienſtſtelle entfprechenden Stellen nach den 
jeweils maßgebenden Vorſchriften zuſtehen. SH 

(3) Soweit Beamte perſönlich ein höheres Dienſteinkommen bezogen haben, als mit ihrer Dienſtſtelle 
verbunden war, bleiben ſie im Genuſſe dieſes Vorteils. 

(4) Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienſteinkommeus der in den Dienſt der 
Kirche zu übernehmenden Beamten bleiben der Ortszuſchlag und eine etwa gewährte freie Dienſtwohnung 
unberückſichtigt. : 

§ 9. 


(4) Auf Beamte, die beim Inkrafttreten der Verfaſſung das vierundſechzigſte Lebensjahr vollendet 
haben oder infolge eines körperlichen Gebrechens oder der Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigen Kräfte 
zur Erfüllung von Amtspflichten, wie ſie ihrer bisherigen Dienſtſtellung entſprechen, dauernd unfähig ſind, 
findet $ 8 keine Anwendung. 

(2) Bei Beamten, die beim Inkrafttreten der Verfaſſung das zweiundſechzigſte Lebensjahr vollendet 
haben, iſt die Übernahme in den kirchlichen Dieuſt davon abhängig, daß ſie ſich verpflichten, ihr Amt noch 
mindeſtens fünf Jahre zu führen. = 

§ 10. 5 

(1) Der im 87 bezeichnete Ausſchuß hat mit den in Betracht kommenden Beamten wegen der Übernahme 
in das Landeskirchenamt zu verhandeln und ihnen am Schluſſe der Verhandlung eine Friſt von vier Wochen 
zu ſetzen zur Abgabe einer bindenden Erklärung über die Bereitwilligkeit, die ihnen angebotene Stelle im 
Landeskirchenamt anzunehmen. Wer innerhalb dieſer Friſt die Erklärung nicht abgibt, verliert ſeinen An⸗ 
ſpruch auf Abernahme. N 

(2) Die vom Ausſchuſſe mit den Beamten getroffenen Abmachungen werden rechtlich bindend durch die 
Beſtätigung des im § 1 genannten Landeskirchenausſchuſſes. g = 


§ 11. 

Die Beſtimmungen der SS 5 bis 10 finden auf die Generalſuperintendenten ſinngemäß Anwendung. 
Die von dem Landeskirchenausſchuſſe ($ 7) berufenen Generalfuperintendenten müſſen ſich eine vom Landes. 
kirchentage bei feiner erſten Tagung beſchloſſene Verſetzung an einen anderen Ort in der Landeskirche ge⸗ 
fallen laſſen. ö : 

§ 12, 

Vor ihrer Aufhebung haben das Landeskonſiſtorium und die Konſiſtorien zu Hannover und Aurich, 
letzteres ſoweit es Verwaltungsgeſchäfte für die Landeskirche geführt hat, ihre Geſchäfte an den Präſidenten 
des Landeskirchenamts zu übergeben. 

§ 13. 5 SE 

(1) Die Bildung des erſten Landeskirchentags ift fo zu beſchleunigen, daß er alsbald nach Jukraft⸗ 
treten der Verfaſſung zuſammeuntreten kann. Inſoweit dabei Kirchenvorſtände mitzuwirken haben, kann dies 
durch die nach bisheriger Ordnung gebildeten Kirchenvorſtände geſchehen. f 

(2) Nähere Anweiſungen für die Wahlen zum erſten Landeskirchentage können vom Landeskonſiſtorium 
erlaſſen werden. Vorher iſt dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode unter Vorlegung des Entwurfs 
Gelegenheit zur Außerung von Bedenken und Vorſchlägen zu geben. 


§ 14. 

() Der erſte Landeskirchentag wird von dem im 8 4 bezeichneten Landeskirchenausſchuſſe berufen und 
von deſſen Vorſitzendem eröffnet. Bis zum Erlaß einer neuen Geſchäftsordnung findet die Geſchäftsordnung 
der Landessynode für den Landeskirchentag entſprechende Anwendung. i - 

(2) Die Mitglieder des ſtändigen Ausfchuffes der Landesſynode nehmen, ſoweit ſie nicht verfaſſungs⸗ 
mäßige Mitglieder des Landeskirchentags ſind, an ſeiner erſten Tagung als Mitglieder ohne Stimmrecht teil. 
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N f 815 8 
S . 

(1) Für den vom Landeskirchentage feſtzuſetzenden Haushaltsplan der Landeskirche hat das Landes 
konſiſtorium nach Beratung mit dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode einen Entwurf auszuarbeiten, 
der dem Landeskirchenkage von dem im § 4 bezeichneten Landeskirchenausſchuſſe vorzulegen iſt. 

(2) Entwürfe zu Kirchengeſetzen, die von dem Landeskonſiſtorium nach Beratung mit dem ſtändigen 
Ausſchuſſe der Landesſynode ausgearbeitet find, find dem Landeskirchentage von dem genannten Landeskirchen 
ausſchuſſe zur Beratung vorzulegen. 

(3) Der genannte Landeskirchenausſchuß hat dem Landeskirchentag einen Bericht über die Erledigung 
des in den §§ 6 bis 11 enthaltenen Auftrags ſowie einen Entwurf für die weiter erforderlichen Maßnahmen 
zur Regelung der Beamtenverhältniſſe beim Landeskirchenamt und der Dienſtverhältniſſe der Generalſuper⸗ 


intendenten vorzulegen. 


§ 16. 

(1) Alsbald nach dem Inkrafttreten der Verfaſſungsbeſtimmungen über die Bildang der Kirchen- 
vorſtände hat für diejenige Hälfte der von der Gemeinde gewählten Kirchenvorſteher, deren Wahlzeit nach 
bisherigem Rechte zuerſt abläuft, eine Neuwahl nach den neuen Vorſchriften ſtattzufinden, desgleichen drei 
Jahre ſpäter für die andere Hälfte. Das Amt der Ausſcheidenden erliſcht erſt mit der Einführung der 
neuen Kirchenvorſteher. 

(2) Die Erſatzleute für die Kirchenvorſteher find fämtlich ſogleich neu zu wählen, davon die Hälfte 
unter Beſchränkung ihrer Wahlzeit auf drei Jahre. b 

(3) Gemeindeglieder, die beim Inkrafttreten des § 18 der Kirchengemeindeordnung das einundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet haben und wahlberechtigt waren, ſind bei der Wahl von Pfarrern, Kirchenvorſtehern 
und Mitgliedern der Gemeindevertretung ſtimmberechtigt, ſofern bei ihnen nicht beſondere Ausſchließungs⸗ 
gründe vorliegen. 

9 17. 

(i.) Durch die Vorſchrift des Artikel 14 Abf. 2 der Verfaſſung werden etwaige Rechte der jetzigen 
Pfarrer auf ihre Amtsbezeichnungen nicht berührt. Die Amtsbezeichnung als Paſtor bleibt für Pfarrer und 
Hilfsgeiſtliche gemeinſam beſtehen. 

(2) Einem Pfarrer, der beim Jukrafttreten dieſes Geſetzes im Kirchenvorſtande den Vorſitz führt, kann 
dieſer gegen ſeinen Willen nicht entzogen werden. 

(3) Für die Zeit bis zum Inkrafttreten des im § 47 Abſ. 2 der Kirchengemeindeordnung vorge 
ſehenen Geſetzes bedarf die Entlaſſung aus einem Dienſte höherer Art der Betätigung des Kreiskirchen⸗ 
vorſtandes. Über Beſchwerden entſcheidet das Landeskirchenamt. 


$ 18. 

Soll noch vor dem Inkrafttreten der Verfaſſung vom Landeskonſiſtorium unter Zuſtimmung des 
ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode oder binnen drei Jahren nach dem Inkrafttreten der Verfaſſung vom 
Landeskirchenamt unter Zuſtimmung des verfaſſungsmäßigen Landeskirchenausſchuſſes ein Aufſichtsbezirk auf⸗ 
gehoben oder abgeändert werden, ſo ſteht dem für den Aufſichtsbezirk beſtellten Superintendenten ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht nicht zu. Dem Superintendenten iſt auf Verlangen für die ihm aus der Aufhebung oder Ab⸗ 
änderung feines Aufſichtsamts etwa erwachſenden vermögensrechtlichen Nachteile ein billiger Erſatz aus der 
Landeskirchenkaſſe zu gewähren, worüber die oben bezeichneten Behörden entſcheiden. 


ö 8 19. N 
(1) Bis zur anderweitigen Feſtſetzung bilden die beim Inkrafttreten der Verfaſſung beſtehenden Bezirks⸗ 
ſynodalverbände die Kirchenkreiſe. n a 
(2) Sobald gemäß § 16 in allen Kirchengemeinden eines Kirchenkreiſes die Wahlen für die erſte Hälfte 
der Kirchenvorſteher ſtattgefunden haben, iſt der erſte Kreiskirchentag zu bilden und alsbald zu berufen. 
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(3) Die Wahlen und Berufungen zum erſten Kreiskirchentag und Kreiskirchenvorſtande gelten für 
drei Jahre. 


(4) Bis der Kreiskirchentag ſich ſelbſt eine Geſchäftsordnung gibt, findet die für die bisherigen Bezirks- 
ſynoden geltende Geſchäftsordnung entſprechende Anwendung. 


8 20. 


Bis zum Inkrafttreten der im Artikel 18, betreffend die Beteiligung der Pfarrer an der Regelung 
allgemeiner ihren Stand SERIE" betreffenden Fragen durch einen von ihnen ſelbſt gewählten Ausſchuß, 
und im Artikel 32 Abf. 2 der Verfaſſung vorgeſehenen Geſetze kann die Regelung der betreffenden Gegen⸗ 
fände durch Verordnung des Kirchenfenats erfolgen. Bis zur Errichtung der im Artikel 52 der Verfaſſung 
vorgeſehenen Wahlprüfungsſtelle entſcheidet der Kirchenſenat endgültig über die Ordnungsmäßigkeit der 
Wahlen zum Landeskirchentage. 


8 21. 


(1) Bis zum Inkrafttreten eines neuen Dienſeſtrafgeſetzes wird zur Erledigung von Dienſtſtrafſachen nach 
Maßgabe des Kirchengeſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der im Dienſte der evangelifch-utherifchen Kirche 
Augeſtellten, vom 24. April 1894, ſobald das Landeskirchenamt verfaſſungsgemäß gebildet iſt, für die Haupt⸗ 
verhandlung in erſter Inſtanz eine Difziplinarkammer und in zweiter Inſtanz ein Difsiplinarfenat gebildet, 


(2) Die Diſziplinarkammer beſteht aus zwei nichtgeiſtlichen Mitgliedern des Landeskirchenamts und 
einem Generalſuperintendenten oder einem Superintendenten. Die nach § 17 des genannten Kirchengeſetzes 
beizuordnenden Mitglieder werden vom verfaſſungsmäßigen Landeskirchenausſchuſſe gewählt. 


(3) Der Diſziplinarſenat beſteht aus zwei geiſtlichen und zwei nichtgeiſtlichen Mitgliedern des Landes- 
kirchenamts ſowie einem geiſtlichen und zwei nichtgeiſtlichen Mitgliedern, welch letzteren nebſt einer gleichen 
Anzahl von Erſatzmännern vom verfaff en Landeskirchenausſchuß auf feine Amtsdauer aus 1 
Mitte gewählt werden. 


(4) Die Mitglieder der Diſziplinarkammer und des Diſziplinarſenats, abgeſehen von den bal eee 
werden vom Präſidenten des ö für drei Jahre im voraus ernannt. Von ihm wird zugleich 
beſtimmt, wer von den Ernanuten den Vorſitz zu führen hat. In gleicher Weiſe iſt die erforderliche Zahl 
von Stellvertretern zu beſtellen; * können auch aus den außerordentlichen Mitgliedern des Landeskirchenamts 
nn werden. 


(5) Ordnungsſtrafen im Sinne des g § 6 des genannten Kirchengeſetzes werden durch die Diſziplinar. 
kammer verhängt. Auf Beſchwerde entſcheidet der Difziplinarfenat. 


(6) Bis zu endgültiger kirchengeſetzlicher Regelung übt der Kirchenſenat die Dienſtſtrafgewalt über die 
Mitglieder des Landeskirchenamts unter entfprechender Anwendung des im Abf. 1 bezeichneten Kirchengeſetzes aus. 


22. 


(1) Die für das Kloſter Loceum im Artikel AL und 46 der Verfaſſung getroffenen Beſtimmungen über 
die Wahl eines die Fähigkeit zum höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſte beſitzenden Konventualen und über 
die Vermögensverwaltung durch ihn treten nicht in Wirkſamkeit, ſolange der jetzige Kurator des Kloſters 
gemäß ſeiner Vereinbarung mit dem Konvent die Vermögensverwaltung führt. Er gilt he ange als Ver⸗ 
mögensverwalter im Sinne des Artikel 46. 


(2) Vom Abt und Konvent ift nach dem Inkrafttreten der Artikel 40 bis 47 der Verfaſſung cine 
vorläufige Kloſterverfaſſung aufzuſtellen und dem im § 1 Abs. bezeichneten Landeskirchenausſchuſſe zur Be⸗ 
ſtätigung vorzulegen. Vom Zeitpunkte der Beſtätigung ab bleibt dieſe Kloſterverfaſſung in Kraft, bis die 
gemäß Artikel 44 zu erlaſſende in Kraft tritt. 


23; i 

(1) Die in einzelnen Kirchengemeinden oder Teilen der Landeskirche für die kirchliche Verwaltung he⸗ 
ſtehenden Sondereinrichtungen bleiben ſo lange erhalten, bis ſie durch Kirchengeſetz geändert werden. Hält 
der Kirchenſenat eine vorherige Anderung für erforderlich, ſo kann er ſie unter Wahrung der ſich aus der 
Verfaſſung ergebenden Grundſätze vorläufig neu ordnen. Vorher iſt den Beteiligten Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. Stimmen ſie nicht alle zu, ſo iſt die Zuſtimmung des Landeskirchenausſchuſſes erforderlich. 

(2) Die geiſtlichen Miniſterien können aufgehoben werden, ſoweit dafür ein kirchliches Bedürfnis vor⸗ 
liegt. Die Aufſichtsbefugniſſe der Generalſuperintendenten und Superintendenten finden auch auf die Bezirke 
der fortbeſtehenden geiſtlichen Miniſterien Anwendung. 

(3) Kreiskirchenverbände können bis zu anderer geſetzlicher Regelung verſuchsweiſe für die Mitwirkung 
bei der verfaſſungsmäßigen Aufſicht über die Vermögensverwaltung ihrer Gemeinden mit Genehmigung des 
Landeskirchenamts beſondere Amter ſchaffen. 155 

8 24. 

(1) Mit der Ausführung der Verfaſſung werden das Landeskonſiſtorium und nach feinem Wegfall das 
Landeskirchenamt beauftragt. Ihre Ausführungsbeſtimmungen bedürfen der Zuſtimmung des ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes der Landesſynode oder nach deſſen Wegfall des verfaſſungsmäßigen Landeskirchenausſchuſſes. 

(2) Das Landeskonſiſtorium wird ermächtigt, unter Zuſtimmung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landes⸗ 
ſynode Ergänzungen und Abänderungen dieſes Geſetzes, die ſich für die Inkraftſetzung oder die erſte Durch⸗ 
führung der Verfaſſung noch als notwendig herausſtellen ſollten, durch Verordnungen vorzunehmen, die dem 
Landeskirchentage bei ſeinem erſten Zuſammentritte zur nachträglichen Beſtätigung vorzulegen ſind. 


Verfaſſung 
der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Landeskirche Schleswig⸗Holſteins. 


Die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein führt hinfort die Bezeichnung: 
Evangeliſch-Lutheriſche Landeskirche Schleswig⸗Holſteins. 

In ſchwerer Zeit gibt ſie ſich die nachſtehende Verfaſſung. 

Ihr Bekenntnis bleibt in voller Geltung. Sie ſteht daher nach wie vor auf dem Grunde der Heiligen 
Schrift Alten und Neuen Teſtaments und des Evangeliums von Jeſus Chriſtus, dem Gekreuzigten und Auf⸗ 
erſtandenen, wie es in den Bekenntniſſen der lutheriſchen Reformation, insbeſondere in dem Kleinen Katechis⸗ 
mus Luthers, bezeugt iſt. 3 

Einen anderen Grund kann niemand legen außer dem, der gelegt ift, welcher ift Jeſus Chriſtus. 
(J. Korinther 3, 11.) e 5 


Einleitende Beſtimmungen. 


: § 1. 5 
(1) Die Evangeliſch⸗Lutheriſche Landeskirche Schleswig⸗Holſteins umfaßt alle evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirchen⸗ und Perſonalgemeinden ſowie die anerkannten Anſtaltsgemeinden der Provinz Schleswig⸗Holſtein in 
ihrem jetzigen Umfange mit Einſchluß der nicht zu Schleswig⸗Holſtein gehörigen Gemeindeteile, die in eine 
Kirchengemeinde der Provinz Schleswig⸗Holſtein eingepfarrt find. Ausgenommen find die Militärgemeinden, 
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(2) Deutſchen evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden und Geiſtlichen außerhalb Schleswig⸗Holſteins 
kann der Anſchluß an die Landeskirche geſtattet werden. Die näheren Beſtimmungen trifft ein Kirchengeſetz. 
(3) Mitglied der Landeskirche iſt jedes Glied einer zu ihr gehörigen Gemeinde. 
8 2 


2. 


Die Kirchengewalt ſteht ausſchließlich der Landeskirche zu. Die Landeskirche ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geſetzes. 


853 
Die Landeskirche, ihre Propſteien, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände ſind Körperſchafteu des 
öffentlichen Rechtes. 
N 8 4. 
(i) Die Landeskirche iſt Mitglied des deutſchen evangeliſchen Kirchenbundes. 
(2) Sie iſt grundſätzlich bereit, unter Wahrung ihrer Selbſtändigkeit den Zuſammenhang mit anderen 
evangeliſchen Kirchen und Gemeinſchaften aufrechtzuerhalten und ſich an den gemeinſamen Aufgaben und Ar- 
beiten zur Förderung des Proteſtantismus und zur Ausbreitung des Evangeliums zu beteiligen. 


) Als evangeliſch⸗lutheriſche Kirche fühlt fie ſich mit den evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen Deutſchlands 
und des Auslandes beſonders verbunden und pflegt mit ihnen Gemeinſchaft. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Kirchengemeinden. 
1. Allgemeines. 
8 5. 
Die Kirchengemeinden find Körperſchaften des öffentlichen Rechtes und verwalten ihre Angelegenheiten 
innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſtändig. Außerdem bilden ſie kirchliche Verwaltungsbezirke. 


8 6 
8 . 
Die Kirchengemeinden follen durch Wort und Sakrament mit Hilfe des geiſtlichen Amtes Bflanz- und 
Pflegeſtätten chriſtlichen Glaubens und Lebens ſein und das Reich Gottes auf Erden fördern. 


5 
Der Umfang der Kirchengemeinden wird durch Herkommen oder durch Urkunde beſtimmk. 


8 8 
> . 

(1) Jede Anderung des Beſtandes von Kirchengemeinden (Neubildung, Auflöfung, Teilung, Zuſammen⸗ 
legung) und jede Anderung ihrer Grenzen erfordert einen Beſchluß der kirchlichen Körperſchaften der beteilig⸗ 
ten Gemeinden. Die Anordnung erfolgt nach Anhörung der Propſteiſynode durch das Landeskirchenamt 
und bedarf bei Widerſpruch einer Gemeinde der Genehmigung der Kirchenregierung. 

(2) Bei Grenzänderungen ſind auch die beteiligten Gemeindeglieder zu hören. 


(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich und einigen ſich die Beteiligten nicht, ſo ent⸗ 
ſcheidet nach Anhörung des Synodalausſchuſſes das Landeskirchenamt. Gegen feine Entſcheidung iſt binnen 
vier Wochen nach Zuſtellung Berufung an die Kirchenregierung zuläſſig; ſie entſcheidet endgültig. 
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8 9. 


(1) Gemeindeglieder find alle getauften evangeliſchen Chriſten, die in der Kirchengemeinde ihren Wohnſitz 


haben, falls fie nicht ihre Zugehörigkeit zur Landeskirche beſtreiten und nachweiſen, daß fie einer, anderen 
evangeliſchen Religionsgemeinſchaft angehören. 


(2) Der Verluſt der Gemeindegliedſchaft tritt ein 
1. bei Aufgabe des Wohnſitzes, 
2. durch Austritt aus der Kirche nach Maßgabe der ſtaatsgeſetzlichen Beſtimmungen, 
3. durch Übertritt zu einer anderen Religionsgemeinſchaft. Durch den Übertritt wird die Steuerpflicht 
nicht berührt. 


8 8 10. 5 
Die Gemeindeglieder haben Anteil an den kirchlichen Gnadenmitteln ſowie an allen Einrichtungen und 
Veranſtaltungen der Gemeinde. Sie haben die in der Gemeinde beſtehenden kirchlichen Ordnungen zu beachten. 


II. Die kirchlichen Körperschaften. 
8 11. 
(1) Die Organe der Kirchengemeinde ſind 


1. der Kircheuvorſtand, 
2. die Kirchenvertretung. 


(2) In Kirchengemeinden mit weniger als 500 Seelen kann auf Beſchluß der wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
glieder von der Bildung einer Kirchenvertretung abgeſehen werden. Gleichzeitig iſt zu beſchließen, ob die 
Rechte der Kirchenvertretung dem Kirchenvorſtand oder der Gemeindeverſammlung übertragen werden ſollen. 


: 8 12. 
(1) Der Kirchenvorſtand beſteht aus 

1. dem Paſtor oder ſeinem Stellvertreter im Amte, 
2. Kirchenälteſten. 


(2) Sind in einer Kirchengemeinde mehrere Paſtoren angeſtellt, ſo gehören alle dem Kirchenvorſtand 
an. Hilfsgeiſtliche, die einen Seelſorgebezirk verwalten, haben Stimmrecht, andere Hilfsgeiſtliche und Pro⸗ 


vinzialvikare haben das Recht, an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. 


§ 13. 
Die Kirchenvertretung beſteht aus 
1. den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, 
2. Kirchenvertretern. 


Die Zahl der Kirchenälteſten beträgt mindeſtens 4, höchſtens 10. Sie muß ſtets größer ſein als die 
Zahl der ſtimmmberechtigten Geiſtlichen. Die Zahl der Kirchenvertreter ift dreimal fo groß als die Zahl der 
Kirchenälteſten. Bei Gemeinden mit Bezirksteilung ſoll die Zahl der Kirchenälteſten und Kirchenvertreter 
nach Möglichkeit durch die Zahl der Bezirke teilbar fein. Die Zahlen werden bei Veränderungen von 
Kirchengemeinden vorläufig von dem Synodalausſchuß, endgültig von der nächſten Propſteiſynode nach An⸗ 
hörung der Kirchenvertretung feſtgeſetzt. Ebenſo entſcheidet die Propſteiſynode auf Antrag der Kirchenver⸗ 
tretung über Anderung der Zahl der Kirchenälteſten. a 


. 
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§ 15. 
(J) Haben mehrere Kirchengemeinden Senfelben Paſtor, fo treten bei gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 
die kirchlichen Körperſchaften jeder Gemeinde, falls eine der Gemeinden keine Kirchenbertretung hat, die 
Kirchenvorſtände zu gemeinſamer Beratung und Beſchlußfaſſung zuſammen. Die Beſchlüſſe ſind für die be⸗ 
teiligten Gemeinden bindend. FBF 
(2) In Ortſchaften mit mehreren Gemeinden treten A in gleicher Weiſe die verſchiedenen 
Kirchenvorſtände und Kirchenvertretungen zuſammen. 


x 


§ 16. ; 
(i) Die Inter = irientteien und der Sinennertite find als kirchliche Ehrenämter AR 
zu verwalten. 


(2) Für beſonders zeitraubende Geſchäfte der kirchlichen Vermögensverwaltung (3. B. Rechnungsführung 
oder Baupflege) kann die Kirchenvertretung eine mäßige Entſchädigung bewilligen. 


8 17. 
(1) Ehegatten, Eltern, Kinder und Geſchwiſter dürfen gleichzeitig weder als Kirchenälteſte noch als 
Kirchenvertreter einer der beiden kirchlichen Körperſchaften derſelben Gemeinde angeh ker 
(2) Werden Familienmitglieder der bezeichneten Art gleichzeitig gewählt, ſo gilt der als gewählt, der 
die größere Stimmenzahl erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das höhere Lebensalter. 
(3) Wird jemand im Widerſpruche zu Abſ. 1 gewählt, ſo iſt die Wahl ungültig. 


§ 18. 
a () Die Wahlen der Kirchenvertreter erfolgen regelmäßig für die ganze Kirchengemeinde, wo Bezirke 
beſtehen, nach Bezirken. 
(2) In Gemeinden, die aus einem ſtädtiſchen und einem ländl ichen Teile beftehen,. find alle Vertreter 
der einzelnen Bezirke aus dieſen zu wählen. 
(3) Die Kirchenälteſten und Kirchenvertreter werden in Gemeinden mit mehreren Bezirken möglichſt 
gleichmäßig auf dieſe verteilt. Die Zahlen werden unter e Horte dieſer Beſtimmung, der Seelenzahl 
und der ſonſt in Betracht kommenden örtlichen Verhältniſſe vorläufig von dem Synodalausſchuß, endgültig 
von der nächſten Prop 5 nach Auhsrüng der Archer droireüng feſtgeſetzt. 


Sally: 


(1) Die Kirchenvertreter werden von den mathe htigten Gemeindegliedern nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl gewählt. Die Kirchenvertretung kaun an Stelle der Verhältniswahl Mehrheitswahl beſchließen. 


(2) Die Kirchenälteſten werden von der Kirchenvertretung gewählt. Sie beſchließt darüber, ob Ver⸗ 
hältniswahl oder Mehrheitswahl . foll.. 
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20. 
Wahlberechtigt iD alle volljährigen Gemeindeglieder, wenn ſie in die allgemeine „ ein⸗ 
getragen ſind. 
821 
(1) Von N Ausübung des Wahlrechts iſt aug c ſoſſen 
1. wer durch Verächtlichmachung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches, 
noch nicht behobenes Argernis gegeben hat, 5 
2. wer ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet, 


3. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes das 
Wahlrecht verloren hat, 
4. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht. 


(2) Ob der im Abſ. 1 Ziffer 1 gegebene Fall vorliegt, entſcheidet der Kirchenvorſtand. Gegen den 
Ausſchluß ſteht dem Betroffenen binnen zwei Wochen Beſchwerde bei dem Synodalausſchuſſe zu, der endgültig 
entſcheidet. Bis dahin ruht das Wahlrecht. 3 

§ 22. 

(1) Wählbar find alle wahlberechtigten Gemeindeglieder, die älter als 30 Jahre und ſittlich unbeſcholten 
ſind, auch nicht die Betätigung ihrer kirchlichen Mitgliedſchaft in anhaltender Weiſe unterlaſſen haben. 

(2) Es ſollen Männer oder Frauen gewählt werden, die geeignet und bereit ſind, durch Teilnahme am 
gottesdienſtlichen Leben und an der kirchlichen Gemeindearbeit das Wohl der Kirche zu fördern. 

(3) Die Ehefrau die Eltern, Kinder und Geſchwiſter eines Paſtors der Gemeinde ſind nicht wählbar. 
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3 23. 
Wer nach 863 das Recht der Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde erlangt hat, iſt nur in dieſer 
Gemeinde wahlberechtigt und wählbar. 
924. 
Die näheren Vorſchriften über die Wahlen der Kirchenvertreter trifft ein Kirchengeſetz, das gleichzeitig 
mit dieſer Verfaſſung in Kraft tritt. 
f 8 25. 
Die gewählten Kirchenälteſten und Kirchenvertreter können ihr Amt aus wichtigen Gründen ablehnen 
oder niederlegen. 
8 26. 


(1) Die Kirchenälteſten und Kirchenvertreter werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre ſcheidet 


die Hälfte aus. Die zuerſt Ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. Bei Verhältniswahl kann die 
Körperſchaft das Ausſcheiden anders regeln. 
(2) Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und bleiben bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amte. 


ö 8 27. 

(1) Die Kirchenälteſten und Kirchenvertreter werden in einem Hauptgottesdienſt in ihr Amt eingeführt. 
Dire dabei vor der Gemeinde ein Gelöbnis abzulegen, indem auf die Frage des Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
vorſtandes: 

i „Geloben Sie vor Gott und vor dieſer Gemeinde, das Ihnen übertragene Amt ſorgfältig 
und treu dem Worte Gottes und den Ordnungen unſerer evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche 
gemäß zu verwalten und namentlich mit allem Fleiße der Gemeinde Beſtes zu fördern und das 
chriſtliche und kirchliche Leben in ihr zu pflegen? 

jeder einzeln unter Sandfchlag erklärt: „Ja, ich gelobe es“. 
(2) Eine Wiederholung des Gelöbniffes findet nur nach unterbrochener Amtszeit ſtatt. 
(3) Die Verweigerung des Gelöbniſſes gilt als Ablehnung der Wahl. 


828 

Ss . 
(1) Die Mitgliedſchaft im Kirchenvorſtand und Kirchenvertretung erliſcht durch Verluſt der Wählbarkeit (§ 22). 
(2) In Zweifelsfällen entſcheidet der Kirchenvorſtand. 


8 29. 5 a 
(i) Der Synodalausſchuß iſt befugt, Kirchenälteſten und Kirchenvertretern wegen Pflichtverſäumnis oder 
unwürdigen Verhaltens eine Mahnung oder einen Verweis zu erteilen und ſie zu entlaſſen. 
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(2) Die Entlafjung darf nur wegen grober Pflichtwidrigkeit erfolgen oder wenn das Gemeindeintereſſe 
zur Aufrechterhaltung des kirchlichen Friedens bas Ausſcheiden des Betreffenden erforderlich macht. Vor der 
Entſcheidung des Synodalausſchuſſes ſind der Kirchenvorſtand und das betreffende Mitglied zu hören. 
(3) Gegen die Entſcheidung iſt binnen vier Wochen Deſchwerde bei dem Landeskirchenamte zuläſſig. 


9 30. 

((.) Wenn eine kirchliche Körperſchaft beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten vernachläſſigt oder ver⸗ 
weigert, ſo kann die Kirchenregierung nach Anhörung des Synodalausſchuſſes ſie auflöſen. Wird nur der 
Kirchenvorſtand aufgelöſt, ſo haben die übrigen Mitglieder der Kirchenvertretung neue Kirchenälteſte zu wählen. 
Wird nur die Kirchenvertretung aufgelöſt, ſo ſind neue Kirchenvertreter zu wählen. Werden beide Körper⸗ 
a hen aufgelöſt, ſo iſt mit der Neubildung ein anderer Kirchenvorſtand oder ein beſonderer Bevollmächtigter 
zu betrauen. 

(2) Bis zur Neubildung werden die Rechte der aufgelöſten Kirchenvertretung durch den Kirchenvorſtand, 
die Rechte des aufgelöſten Kirchenvorſtandes durch einen oder mehrere nach Anhörung des Sydonalausſchuſſes 
von der Kirchenregierung zu beſtellende Bevollmächtigte ausgeübt. Werden beide Körperſchaften aufgelöſt, fo 
iſt die Ausübung ihrer Rechte Bevollmächtigten oder einen anderen Kirchenvorſtande zu übertragen. 

(3) Die Koſten fallen der Kirchengemeinde zur Laſt. 

(4) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung, wenn in einer Gemeinde die Wahl 
einer kirchlichen Körperſchaft nicht zuſtande kommt oder eine Körperſchaft wegen ungenügender Mitgliederzahl 
beſchlußunfähig wird. Das gleiche gilt für neugebildete Kirchengemeinden bis zur Wahl der kirchlichen Körper⸗ 
ſchaften, wenn nicht deren Befugniſſe den kirchlichen Körperſchaften der Muttergemeinde übertragen werden. 


§ 31. 

() Der Kirchenvorſtand ſoll der Hauptträger der kirchlichen Arbeit fein. Seine vornehmſte Aufgabe 
iſt es, lebendiges Chriſtentum in der Gemeinde zu fördern, kirchliche Gemeinſchaft und Sitte zu pflegen und 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln am Aufbau der Gemeinde zu arbeiten, allen chriſtentums⸗ und 
kirchenfeindlichen Strömungen und Mächten aber nachdrücklich entgegenzutreten. Die Kirchenälteſten ſollen 
durch ehrbaren und chriſtlichen Wandel den Gemeindegliedern Beifpiel und Vorbild fein. 

(2) Der Kirchen vorſtand ſoll beſtrebt ſein, möglichſt viele Gemeindeglieder zu lebendiger Teilnahme an 
dieſen Aufgaben heranzuziehen und die in der Gemeinde vorhandenen Gaben und Kräfte diefem Dienſte nutzbar 
zu machen. Es iſt erwünſcht, daß einzelne Glieder der Gemeinde unter Leitung des Paſtors in Form freier 
Bezirks oder Gemeindehilfe ſich in innerkirchlicher Arbeit betätigen, auch daneben beſondere Arbeitsausſchüſſe 
mit ſolchen Arbeiten betraut werden. Die Bildung von Arbeitsgemeinſchaften für einzelne Arbeitsgebiete ($ 32) 
iſt zu fördern. Auf die Mitarbeit kirchlich geſinnter Frauen iſt Werk zu legen. 

(3) Der Kirchenvorſtand ſoll Wünſche und Anträge von Gemeindegliedern bereitwillig entgegennehmen 
und ſorgfältig erwägen. Er hat durch ſeine Mitglieder der Gemeinde in geeigneter Form mindeſtens einmal 
im Jahre über wichtige Vorgänge auf ſeinem Arbeitsgebiete Mitteilung zu machen. 

(4) Die Kirchenälteſten ſollen den Paſtor in der Führung des geiſtigen Amtes getreulich unterſtützen und 
ihn gegen unberechtigte Angriffe in Schutz nehmen. : 

(5) Die Kirchenälteſten find berechtigt und verpflichtet, vermeintliche Mängel der Gemeindepaſtoren und 
der übrigen Mitglieder der kirchlichen Körperſchaften in Amtsführung oder Wandel im Kirchenvorſtande zur 
Sprache zu bringen. Bedarf es weiterer Verfolgung, ſo haben der Kirchenvorſtand oder die Kirchenälteſten 
dem Synodalausſchuß Anzeige zu erſtatten. 

i 832. 

Auf innerkirchlichem Gebiete hat der Kirchenvorſtand unter anderem folgende beſondere Aufgaben zu 
erfüllen; er hat : 
1. auf eine rege Beteiligung der Gemeindeglieder am gottesdienftlichen Leben hinzuwirken, für die 

äußere gottesdienſtliche Ordnung und für eine würdige Feier der Sonn- und Feiertage zu ſorgen. 
Beſchließt er eine Abänderung der üblichen Zeiten der regelmäßigen Gottesdienſte, ſo entſcheidet 


1 


* 
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auf Beſchwerde der Synodalausſchuß. Der Kirchenvorſtand entſcheidet über die Einräumung des 
Kirchengebäudes zu gottesdienſtlichen Handlungen evangeliſcher Vereinigungen ſowie zu einzelnen 
nicht gottesdienſtlichen Handlungen, welche der Beſtimmung des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 
In Zweifelsfällen entſcheidet das Landeskirchenamt nach Anhörung des Synodalausſchuſſes darüber, 


ob eine geplante Verwendung der Beſtimmung des Kirchengebäudes widerſpricht. Handelt es ſich 
um Gewährung des Glockengeläutes, To eutſcheidet im Beſchwerdefalle der Synodalausſchuß, 


die lirchliche Wiſſenſchaft und die kirchliche Kunſt, vor allem auch die kirchenmuſikaliſche, ſorgfältig 


zu pflegen, 


„Verauſtaltungen zu religiöſer Vertiefung, kirchlicher Fortbildung und chriſtlicher Gemeinſchaftspflege 


anzuregen und zu fördern. Auf Volksmiſſion, Evangeliſation, Verteilung chriſtlicher Schriften 
und Blätter, Aufklärung über kirchliche Angelegenheiten, Bildung und Förderung von Vereinen 
zur Bekämpfung der Alkoholgefahr und der Anſittlichkeit iſt beſonders Gewicht zu legen, 


ſich der Jugend der Gemeinde mit ganzem Ernſte anzunehmen. Es gehört hierher die Wahr 


nehmung des kirchlichen Intereſſes an der Erhaltung der evangeliſchen Schule und des Religious⸗ 
unterrichts in allen Schulen, kraftvolles Eintreten für einen ausreichenden Konfirmandenunterricht, 
Einwirkung auf die ſchulentlaſſene Jugend durch Ausbau und tatkräftige Unterſtützung der 
kirchlichen Jugendpflege, 


zur Fürſorge für Arme, Kranke, Gebrechliche, Einſame, Gefährdete, Gefallene und Beſtrafte in der 


Gemeinde durch perſönliches Eingreifen ſowie durch Bildung und Unterſtützung von Vereinen und 
Veranſtaltungen die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, möglichſt in Fühlung mit den beſtehenden 
Wohlfahrtseinrichtungen, a 


. für die großen Liebeswerke der äußeren und inneren Miffion, für die Erhaltung und kirchliche 


Verſorgung der Evangeliſchen in der Zerſtreuung und für das evangeliſche Deutſchtum im 
Ausland Intereſſe zu wecken, und die vorhandenen Beſtrebungen durch Veranſtaltung von Vorträgen 
und Gemeindefeiern zu unterſtützen, 5 


die Intereſſen der evangeliſchen Kirche gegenüber Andersgläubigen, insbeſondere auf dem Gebiete 


der Miſchehen, zu wahren, 


mit den Ausgetretenen unter Wahrung der kirchlichen Würde in der Abſicht, ſie für die Kirche 


zurückzugewinnen, Fühlung zu ſuchen und ihnen die Rückkehr in die Kirche zu erleichtern. 


8 33. 


() Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in allen ihren äußeren Angelegenheiten zu verwalten 
une zu vertreten. 


(2) Auf dieſem Gebiete hat der Kirchenvorſtand insbeſondere 


1. 


2 


2 


ſoweit die Kirchenvertretung zuſtändig iſt (§ 36), ihr Vorlagen zu machen und ihre Beſchlüſſe 
auszuführen, . f 


das kirchliche Vermögen mit Einſchluß der kirchlichen Stiftungen, welche nicht ſtiftungsgemäß 
eigene Organe haben, und das kirchliche Stellenvermögen, ſoweit nicht das Recht des jeweiligen 


Inhabers entgegenſteht, zu verwalten, 


vor Beginn eines jeden Rechnungsjahrs der Kirchenvertretung Voranſchläge für die kirchlichen 


Kaſſen vorzulegen, nach dem Schluſſe des Rechnungsjahrs die von dem Rechnungsführer ab- 
geſchloſſenen Rechnungen vorzuprüfen und ſie der Kirchenvertretung zur Abnahme vorzulegen. 
Voranſchläge und Rechnungen müſſen, bevor ſie der Kirchenvertretung vorgelegt werden, nach 
Bekauntmachung auf zwei Wochen zur Einſicht der Gemeindeglieder öffentlich ausgelegt werden, 


die Kirchengemeindebeamten und Angeſtellten, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegenſtehen, an⸗ 


zuſtellen, ihre Dienſtführung zu regeln und zu beaufſichtigen ſowie fie zu entlaſſen, 


über die Abhaltung örtlicher Kirchenkollekten an kollektenfreien Sonntagen zu beſchließen, 
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6. die Gemeinde gegenüber den Kirchenbehörden und Synoden zu vertreten. Der Kirchenvorſtand 
iſt, ſoweit nicht feine oder der Kirchenvertretung Zuſtimmung erforderlich iſt, vor allen wichtigen 
Entſcheidungen zu hören, die die Einzelgemeinde beſonders berühren, vor allem bei der Bildung 
von Seelſorgebezirken, 

7. die Gemeinde gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

) Eine von der Kirchenregierung zu erlaffende Verwaltungsordnung trifft die näheren Beſtimmungen 
über die Verwaltung ſowie über das Rechnungs- und Kaſſeuweſen. 


8 34. 

(1), Die Kirchenvertretung iſt auf allen Gebieten des kirchlichen Lebens zur Unterſtützung des Kirchen⸗ 
vorſtandes berufen. Sie ſoll dem Kirchenvorſtand in ſchwierigen Fragen und bei wichtigen Eutſcheidungen 
den nötigen Rückhalt gewähren. Die Kirchenvertreter ſollen, wenn es gilt, für beſondere kirchliche Aufgaben 
freiwillige Helfer zu finden und Ausſchüſſe zu bilden, in erſter Linie herangezogen werden. 

(2) Demgemäß hat nicht nur der Kirchenvorſtand das Recht, der Kirchenvertretung auch andere als die 
ihr durch Geſetz übertragenen Angelegenheiten zur Beſchlußfaſſung vorzulegen, ſondern auch die Kirchen— 
vertretung das Recht, Wünſche, Anregungen und Beſchwerden an den Kirchenvorſtand zu bringen; er hat 
hierzu Stellung zu nehmen und auf Verlangen der Kirchenvertretung einen Beſcheid zu erteilen. 

(3) Die Beſchlüſſe der Kirchenvertretung find ſowohl in den Angelegenheiten, in denen fie kraft Ge— 
ſetzes zuſtändig iſt (8 36), als auch in den Fällen, in denen ihr der Kirchenvorſtand andere Fragen zur 
Beſchlußfaſſung vorlegt, für den Kirchenvorſtand bindend. 


Die Kirchenvertretung hat die ihr vom Kirchenvorſtande vorzulegenden Voranſchläge feſtzuſtellen und die 
Jahresrechnungen abzunehmen. 
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§ 36. 
(1) Die Kirchenvertretung beſchließt über 
1, Erwerb, Veräußerung und dringliche Belaſtung von kirchlichem Grundeigentum und ihm gleich⸗ 
geſtellten Rechten, 
2. außerordentliche Benutzung des Vermögens, die deſſen Beſtand verändert, 
3. Verpachtung von kirchlichem Grundeigentum aller Art auf länger als 8 Jahre, a 
4. Verpachtung ſolcher Grundſtücke, deren Nießbrauch Paſtoren oder Kirchengemeindebeamten zuſteht 
oder beim Stellenwechſel übertragen werden kann, für den Fall, daß die Verpachtung über die 
Dienſtzeit des Stelleninhabers hinaus Geltung haben ſoll, — 
5. Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert haben, 
6. Deckung von Ausgaben aus dem Grundſtocke des Vermögens ſowie Kündigung und Einziehung 
von Kapitalien zu anderen Zwecken als zu zinslicher Wiederbelegung, 
7. Anleihen, welche nicht bloß zur Aushilfe für kurze Zeit dienen und nicht aus den laufenden 

Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode erſtattet werden können, 

8 8. Anſtellung gerichtlicher und verwaltungsgerichtlicher Klagen, ſoweit ſie nicht wiederkehrende 

5 Forderungen oder ausstehende Gelder, deren Zinſen rückſtändig geblieben find, zum Gegenſtande 
haben, ſowie Abſchluß von Vergleichen, 

9. Verzicht auf Rechte der Gemeinde und Abſchaffung herkömmlicher Hebungen, 

10. Verwendung kirchlicher Mittel zu anderen als beſtimmungsmäßigen Zwecken, jedoch bei Bewilligung 
von Mitteln der Kirchenkaſſe an andere Kirchengemeinden oder zur Unterſtützung evangeliſcher 
Vereine und Anftalten nur, wenn die einzelne Zuwendung zwei v. H. und ſämtliche Zuwendungen 
in einem Rechnungsjahre fünf v. H. der planmäßigen Solleinnahmen der Kirchenkaſſe überſteigen, 
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11. Neubauten, ; 


12. bauliche Ausbeſſerungen und Veränderungen, ſoweit es ſich nicht um laufende Inſtandſetzungen 


handelt. Die Kirchenvertretung kann auf ihre Mitwirkung verzichten, wenn der Aufwand ſich 
in den Grenzen des im Voranſchlage dafür vorgeſehenen Betrags hält, 

13. Verzicht auf Mitwirkung der Gemeinde bei Beſetzung ihrer Pfarrſtellen, 

14. Errichtung neuer und Veränderung vorhandener Stellen für Kirchengemeindebeamte und Angeſtellte, 
Feſtſetzung des Gehalts bei Errichtung neuer Stellen und Feſtfetzungen von Entſchädigungen für 
Kirchenälteſte und Kirchenvertreter ($ 16 Abſ. 2). d 

15. Sl und Herabſetzung des Gehalts der vorhandenen Geiſtlichen, Kirchengemeindebeamten un 
Angejtellten, . 

16. kirchliche Gemeindeumlagen und Erhebung von Kirchenſteuern, e N 

17. Einführung eines neuen Verteilungsmaßſtabs der Kirchenumlagen und Abänderung der beſtehenden 
nach altem Steuerrechte, 

18. Einführung oder Abänderung von Gebührenordnungen, f 

19. Verwandlung der veränderlichen Einnahmen der Kirchenbeamten in feſte Einnahmen oder der in 
Naturallieferungen beſtehenden Einnahmen in Geldeinnahmen, fofern ſie nicht in einem durch 
Staatsgeſetz geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt, 

20. Errichtung örtlicher Gemeindeſatzungen (§ 158). ; 

(2) Die Beſchlüſſe der Kirchenvertretung bedürfen allgemein der Genehmigung des Landeskirchenamts 

in den Fällen des Abf. 1 Ziffer 1, 2, 5, 6, 7, 9, 10, 11, 17, 20; in den Fällen der Ziffern 14 und 15 

nur, ſoweit es ſich um Beamte mit Ruhegehaltsberechtigung oder um Geiſtliche handelt; im Falle der Ziffer 

16, ſoweit das ältere Steuerrecht beſeitigt iſt, nach Maßgabe der kirchengeſetzlichen Beſtimmungen. 

(3) Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Synodalausſchuſſes in den Fällen der Ziffern 3, 4, 

18 und 19; in den Fällen der Ziffern 14 und 15, ſoweit nicht nach Abſ. 2 die Genehmigung des Landes⸗ 

kirchenamts erforderlich iſt. 

(4) In den Fällen der Ziffern 8, 12 und 13 bedarf es keiner kirchenaufſichtlichen Genehmigung. 


f 837. 5 
(1) Den Vorſitz in den kirchlichen Körperſchaften führt der Paſtor oder ſein Stellvertreter im Amte. 
(2) Iſt der Paſtor oder fein Stellvertreter vorübergehend verhindert, ſo führt den Vorſitz ein Kirchen- 
älteſter, der vom Kirchenvorſtand aus ſeiner Mitte alle drei Jahre nach der Wahl der neuen Kirchenälteſten 
gewählt wird. 
: 100 Hat die Kirchengemeinde mehrere feſtangeſtellte Paſtoren, ſo führt, ſalls einer von ihnen Propſt iſt, 
dieſer, ſonſt der der Ordination nach Dienſtälteſte den Vorſitz. Durch Gemeindeſatzung kann beſtimmt 
werden, daß der Vorſitz unter den Paſtoren, falls nicht einer von ihnen Propſt iſt, in der Reihenfolge ihres 
Dienſtalters von drei zu drei Jahren wechſelt. Die Stellvertretung regelt ſich nach dem Dienſtalter der 
übrigen Paſtoren. 


(4) Ausnahmsweiſe kann, wenn die örtlichen Verhältniſſe es dringend fordern, auf Beſchluß der 


Kirchenvertretung nach Anhörung des Synodalausſchuſſes das Landeskirchenamt mit Genehmigung der 
Kirchenregierung den ſtändigen Vorſitz einer beſtimmten Stelle übertragen. 

(5) In Gemeinden mit mehreren Paſtoren kaun der zum Vorſitze berufene mit Genehmigung des 
Synodalausſchuſſes auf den Vorſitz verzichten, falls und ſolange ein anderer geeigneter Paſtor den Vorſitz zu 
führen bereit iſt. 5 i 

i § 38. 5 
Treten die kirchlichen Körperſchaften mehrerer Gemeinden zu gemeinſamer Beratung zuſammen und iſt 
einer der Paſtoren Propſt, ſo führt er den Vorſitz, ſonſt der dienſtälteſte Paſtor. 
§ 39. ; 
(1) Die kirchlichen Körperſchaften werden nach Bedarf, der Kirchenvorſtand mindeſtens vierteljährlich 


einmal vom Vorſitzenden einberufen. Die Einberufung muß erfolgen, wenn das Landeskirchenamt oder der 
Synodalausſchuß es verlangt oder ein Drittel der Mitglieder unter Angabe des Zweckes es beantragt. 
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(2) Die Mitglieder ſind einzeln mindeſtens zwei Tage vor der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung 
ſchriftlich einzuladen. In beſonders dringlichen Fällen kann von dieſer Vorſchrift abgeſehen werden. Auf 
die Dringlichkeit iſt in der Einladung hinzuweiſen. Aber Gegenſtände, die in der Tagesordnung nicht 
bezeichnet ſind, kann nur dann beſchloſſen werden, wenn keiner der Anweſenden Einſpruch erhebt. 

(3) Der Vorſitzende kann ausnahmsweiſe den Kirchenvorſtand ſchriftlich beſchließen laſſen. Der Beſchluß 
iſt gültig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder zuſtimmt und nicht von einem Mitgliede mündliche 
Beſchlußfaſſung verlangt wird. 1 

8 40. 


(4) Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und iſt für die Aufrechterhaltung der Ordnung ver- 
antwortlich. Schließt er die Sitzung, ſo iſt damit jede weitere Beratung und Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. 
(2) Die Sitzungen werden mit Gebet eröffnet. 


§ 41. 
(1) Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes find nicht öffentlich. : 
(2) Die Sitzungen der Kirchenvertretung find öffentlich. Für einzelne Gegenſtände kann die Offentlichkeit 
durch Beſchluß in nichtöffentlicher Sitzung ausgeſchloſſen werden. 
(3) Bevollmächtigte des Synodalausſchuſſes, des Landeskirchenamts und der Kirchenregierung find 
berechtigt, an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. 
(4) Die Kirchengemeindebeamten können in Fragen ihres Faches zu den Sitzungen mit beratender 
Stimme hinzugezogen werden. 
§ 42. 


(1) Der Kirchenvorſtand iſt beſchlußfähig, wenn die Hälfte, die Kirchenvertretung, wenn mehr als ein 
Drittel der Mitglieder anweſend iſt. 

(2) Iſt zu der Sitzung einer kirchlichen Körperſchaft auf die erſte Einladung die zur Beſchlußfähigkeit 
erforderliche Anzahl der Mitglieder nicht erſchienen, jo iſt eine zweite Sitzung anzuberaumen, die ohne Kick 
ſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig iſt. In der Einladung iſt hierauf hinzuweiſen. 

(3) Jedes Mitglied des Kircheuvorſtandes iſt verpflichtet, über die vom Vorſitzenden als vertraulich be— 
zeichneten Gegenſtände, jedes Mitglied der Kirchenvertrekung über die in nichtöffentlicher Sitzung beratenen, 
als vertraulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit zu bewahren. 

(4) Wer an dem Gegenſtande der Verhandlung perſönlich beteiligt iſt, hat ſich der Abſtimmung zu ent⸗ 
halten und darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend ſein. 
Die Beachtung dieſer Vorſchrift iſt in der Verhandlungsniederſchrift zu vermerken. 


: § 43. i 
(i) Beſchlüſſe werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt 
im Kirchenvorſtande die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag, in der Kirchenvertretung gilt die Vorlage 
als abgelehnt. Bei Wahlen entſcheidet das Los. : 

(2) Die Beſchlüſſe der kirchlichen Körperſchaften find in ein Verhandlungsbuch einzutragen. Die Nieder- 
ſchrift iſt vorzuleſen und nach Genehmigung von dem Vorſitzenden und mindeſtens einem nichtgeiſtlichen Mit⸗ 
gliede zu unterſchreiben. } 
§ 44. 

15 (1) Der Vorſitzende führt den Schriftwechſel und hat die Beſchlüſſe der kirchlichen Körperſchaften aus⸗ 
zuführen. 

(2) In eiligen Fällen hat er bis zum Zuſammentritte der Körperſchaften einſtweilen das Erforderliche 
anzuordnen. Die Beamten und Augeſtellten der Kirchengemeinde haben feinen Weiſungen Folge zu leiſten. 


> § 45. 
(1) Ausfertigungen von Urkunden werden namens der Körperſchaft von dem Vorſitzenden oder feinem 
Stellvertreter unterzeichnet. 
(2) Zur Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch welche Verpflichtungen für die Kirchengemeinde über⸗ 
nommen werden, bedarf der Vorſitzende der Mitwirkung eines Kirchenälteſten; dasſelbe gilt für Vollmachten. 
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(3) Wo die Geſetze die Schriftform verlangen, bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines 
Stellvertreters und eines Kirchenälteſten und der Beidrückung des Kirchenſiegels. Bei gerichtlicher oder 
notarieller Beurkundung kann das Siegel fehlen. 

(4) Beſchränkungen der Vertretungsbefugniſſe ſind gegen Dritte ohne Wirkung. 

(5) Im übrigen werden Beſchlüſſe der kirchlichen Körperſchaften Dritten gegenüber durch Auszüge aus 
dem Verhandlungsbuche bekundet, die der Vorſitzende beglaubigt. 5 


8 46. 

(1) Die kirchlichen Körperſchaften können mit der Vorbereitung und mit der Ausführung von Ber 
ſchlüſſen ſowohl einzelne ihrer Mitglieder als auch beſondere aus ihren Mitgliedern und anderen geeigneten 
Gemeindegliedern gebildete Ausſchüſſe beauftragen. 5 

(2) Die Ausſchüſſe können Sachverſtändige mit beratender Stimme zu ihren Verhandlungen hinzuziehen. 

(3) Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes oder ſein Stellvertreter iſt berechtigt, an den Verhandlungen 
der Ausſchüſſe mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Die Ausſchüſſe ſind den kirchlichen Körperſchaften verantwortlich. Zu Beſchlüſſen, die der Gemeinde 
Verpflichtungen auferlegen, ſind ſie nicht berechtigt. f 

5 § 47. 

(1) In Gemeinden mit mehreren Paſtoren können durch Gemeindeſatzung für die Seelſorgebezirke Be⸗ 
zirksvorſtände gebildet werden, denen beſonders innerkirchliche Aufgaben zu übertragen find, : 

(2) Der Bezirksvorſtand beſteht aus dem Paſtor des Seelſorgebezirkes als Vorſitzendem und den Kirchen- 
älteſten und Kirchenvertretern des Bezirkes als Mitgliedern. In den Bezirksvorſtand können auch andere 
kirchlich bewährte Gemeindeglieder durch Zuwahl aufgenommen werden. 


§ 48. 

In allen Gemeinden kann der Kirchenvorſtand (Bezirksvorſtand) eine Gemeindeverſammlung (Bezirks⸗ 
verſammlung) einberufen, um wichtige Vorkommniſſe in der Gemeinde mitzuteilen oder die Verſammlung über 
geplante Neuerungen zu hören. 

§ 49. 

(1) Soweit in Kirchengemeinden von weniger als 500 Seelen die Rechte der Kirchenvertretung von 
dem Kirchenvorſtand oder der Gemeindeverſammlung wahrgenommen werden, ſind die Kirchenälteſten von den 
wahlberechtigten Gemeindegliedern unmittelbar nach Mehrheitswahl zu wählen. Die Gemeinde kann an Stelle 
der Mehrheitswahl die Verhältniswahl beſchließen. f f BE 

(2) Die Gemeindeverſammlung beſteht aus den wahlberechtigten Gemeindegliedern. Sie wird vom 
Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes berufen und geleitet. 

(3) Die Einladung erfolgt unter Angabe der Tagesordnung in ortsüblicher Weiſe mindeſtens zwei Tage 
vor der Verſammlung. i 

(4) Die Beſchlußfähigkeit iſt an keine beſtimmte Zahl der Erſchienenen gebunden. 


8 50. 


(1) In den Kirchengemeinden des Kreifes Herzogtum Lauenburg, in denen Kapellengemeinden vorhanden 
find, werden die Kirchenvertreter bezirksweiſe ($ 18 Abſ. 3) gewählt. Jede Kapellengemeinde bildet einen 
beſonderen Bezirk. f N . i 

(2) Die in den Kapellengemeinden gewählten Kirchenvertreter bilden in Gemeinſchaft mit dem Paſtor 
den Kapellenvorſtand. i i 

(3) Der Kapellenvorſtand übt für die Kapelle und ihr Vermögen die dem Kirchenvorſtande durch § 33 
hinſichtlich des Kirchenvermögens übertragenen Rechte und Pflichten aus. Die §§ 37 bis 46 finden auf die 
Geſchäftsführung des Kapellenvorſtandes ſinngemäß Anwendung. 

(4) Das Amt der Mitglieder des Kapellenvorſtandes dauert ſo lange, als fie Mitglieder der Kirchen⸗ 
vertretung bleiben. Die Rechte und Pflichten der Kirchenvertretung werden hinſichtlich der Verwaltung des 
Kapellenvermögens von der Gemeindeverſammlung der Kapellengemeinde geübt. Die Vorſchriften des § 49 
Abf. 2 bis 4 finden ſinngemäß Anwendung. f 4 f 
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III. Das geiſtliche Amt. 
§ 51. 

Der berufsmäßige Dienſt an Wort und Sakrament ſowie die geiſtliche Führung der Gemeinde ſteht 
den Trägern des geiſtlichen Amtes zu. Sie werden namens der Kirche zu ihrem Dienſte berufen. Von ihnen 
wird gefordert, daß ſie die Lehre der Heiligen Schrift dem Bekenntniſſe der Kirche gemäß verkünden, ge⸗ 
wiſſenhaft Seelſorge treiben und mit einem vorbildlichen, chriſtlichen Wandel der Gemeinde vorſtehen. Die 
Geiſtlichen ſollen ſich ferner die Förderung der im § 32 genannten Arbeitszweige evangeliſcher Gemeinde- und 
Liebestätigkeit befonders angelegen fein laſſen und die Glieder ihrer Gemeinden in dieſelbe zu tätiger Mitarbeit 
einführen. 


S 


§ 52. 
Ausnahmsweiſe kann der Paſtor mit Zuſtimmung des Kirchenvorſtandes auch evangeliſchen Chriſten, 
die nicht Geiſtliche find, die Darbietung von Gottes Wort in Vorträgen und Anſprachen in der Kirche ge⸗ 
ftatten, wenn die Bürgſchaft für die Wahrung der kirchlichen Ordnung gegeben iſt. Handelt es ſich um 
mehr als Einzelfälle, ſo bedarf es der Genehmigung des Synodalausſchuſſes. e 
§ 53. 
(1) Der Paſtor iſt in ſeiner geiſtlichen Amtsführung in Lehre, Seelforge, Verwaltung der Sakramente 
und bei Vornahme der übrigen heiligen Handlungen von dem Kirchenvorſtand unabhängig. 

(2) Hält er die Zurückweiſung eines Gemeindeglieds von der Teilnahme am heiligen Abendmahl, von 
der Patenſchaft oder der Trauung für notwendig, jo muß er einen Beſchluß des Kirchenvorſtandes herbei— 
führen. Stimmt der Kirchenvorſtand der Zurückweiſung zu, ſo ſteht dem Zurückgewieſenen Beſchwerde bei 
dem Synodalausſchuſſe zu. 

(3) Iſt der Kirchenvorſtand für die Zulaſſung, fo kann der Paſtor die Entſcheidung des Synodal⸗ 
ausſchuſſes herbeiführen. 


. 


§ 54. 
(1) Grundſätzlich it anzuſtreben, daß jeder Paſtor feine eigene Gemeinde erhält. 
(2) In Gemeinden mit mehreren Paſtoren übt jeder feine Amtstätigkeit ($ 53 Abs. 1) ſelbſtändig 
aus, auch hält jeder feinen Gottesdienſt ſelbſtäudig ab. Gemeinſame Aufgaben find durch Mitarbeit jedes 
einzelnen Paſtors zu fördern. 

(3) Jeder in der Gemeinde feſtangeſtellte Paſtor ſoll feinen eigenen Seelſorgebezirk haben. Das Nähere 
regelt eine Geſchäftsordnung, die nach Anhörung des Kirchenvorſtäͤndes und des Propſtes vom Biſchof zu 
erlaſſen iſt. 

a § 55. 
(1) Alle Paſtoren ſtehen im Range einander gleich. 
(2) Beſondere Amtsbezeichnungen, die ihre Träger von den anderen Gemeindepaſtoren unterſcheiden, 
werden unbeſchadet der Rechte der jetzigen Amtsinhaber aufgehoben. Mit einer beſtimmten Pfarrſtelle ver- 
bundene oder dem Träger einer aufgehobenen Amtsbezeichnung zuſtehende Rechte und Pflichten werden da⸗ 
durch nicht berührt. d Ben 

(3) Die Rechte und Pflichten der Paſtoren und deren Standesvertretung durch von ihnen ſelbſt ge 
wählte Ausſchüſſe werden durch beſonderes Kirchengeſetz geregelt. 5 ; 


§ 56. d 
(1) Eine erweiterte Mitwirkung der Kirchengemeinden bei Belegung ihrer Pfarrſtellen iſt anzuſtreben. 
(2) Die nähere Regelung erfolgt durch Kirchengeſetz. Bis zum Erlaß eines ſolchen behält es bei dem 
geltenden Rechte im allgemeinen fein Bewenden. Die Wahlberechtigung richtet ſich nach den Vorſchriften für. 
die Wahlen der Kirchenvertreter mit der Maßgabe, daß die bisherigen Beſtimmungen über Lebensalter und 
Wohnſitz unberührt bleiben. 


gr 


§ 57. 

Die Errichtung neuer Pfarrſtellen ſowie die dauernde Verbindung und die Aufhebung beſtehender 
Pfarrſtellen erfordert einen Beſchluß der kirchlichen Körperſchaften der beteiligten Gemeinden. Die Anordnung 
erfolgt nach Anhörung des Synodalausſchuſſes durch das Landeskirchenamt und bedarf bei Widerſpruch der 
Gemeinde der Genehmigung der Kirchenregierung. 


8 58. 
(1) Geiſtliche können auch ohne Berufung in ein Gemeindeamt als Paſtoren der Landeskirche, einer 
Propſtei oder eines Kirchengemeindeverbandes angeſtellt werden. a 5 f 
(2) Die Errichtung ſolcher Stellen erfolgt auf Grund eines Beſchluſſes der zuſtändigen Körperſchaft 
nach Maßgabe der Vorſchrift des § 57. 
$ 59. i 
Der kirchlichen Ordnung entſpricht es, daß die Gemeindeglieder ſich wegen der Vollziehung von Amts- 
handlungen an den Paſtor ihrer Gemeinde beziehungsweiſe ihres Seelſorgebezirkes wenden. 


$ 60. 

(1) Jedes Gemeindeglied kann für Amtshandlungen einen anderen Geiftlichen der Landeskirche wählen. 

(2) Bei der Taufe, dem Konfirmandenunterricht und der Konfirmation, bei Trauungen und Beerdi⸗ 
gungen bedarf es hierzu vorheriger mündlicher oder ſchriftlicher Abmeldung unter Benennung des erwählten 
Geiſtlichen bei dem zuſtändigen Paſtor. Dieſer hat die Beſcheinigung der Abmeldung unverzüglich zu erteilen. 

(3) Der erwählte Geiſtliche darf die Amtshandlung nur vornehmen, wenn der Abmeldeſchein aus⸗ 
geſtellt iſt. Er hat dem zuſtändigen Paſtor unverzüglich Anzeige zu erſtatten und die zur Eintragung in 
das Kirchenbuch erforderlichen Angaben zu machen. N 

(4) Für die Paſtoren einer Gemeinde, eines Kirchengemeindeverbandes oder einer Ortſchaft kann durch 
die Geſchäftsordnung ein vereinfachtes Verfahren feſtgeſetzt werden. 

(5) Eine Verpflichtung, Amtshandlungen an Gliedern einer anderen Gemeinde oder eines anderen Be- 
zirkes zu übernehmen, beſteht nicht. Im Notfall iſt jeder landeskirchliche Geiſtliche zur Vornahme einer Amts- 
handlung berechtigt und verpflichtet. 

§ 61. 


Will ein Gemeindeglied einen Geiſtlichen wählen, der nicht Geiſtlicher der Landeskirche iſt, ſo bedarf es 
der Erlaubnis des zuſtändigen Geiſtlichen. Bei Verſagung der Erlaubnis entſcheidet auf Beſchwerde der 
Propſt endgültig. 

§ 62. 

Will ein Gemeindeglied einen anderen als den zuſtändigen Paſtor allgemein in Anſpruch nehmen, jo 
bedarf es der Erlaubnis des Propſtes. Sie iſt zu erteilen, wenn ernſthafte Gründe vorliegen und der er⸗ 
wählte Paſtor der Landeskirche angehört. Bei Verſagung der Erlaubnis entſcheidet auf Beſchwerde der 
Biſchof endgültig. Falls einer der beiden Geiſtlichen aus ſeinem Amte ſcheidet, erliſcht die Erlaubnis. 


§ 63. 

In Städten mit mehreren Gemeinden kann das Landeskirchenamt einem Gemeindeglied auf Antrag 
nach Anhörung des Synodalausſchuſſes das Recht der Zugehörigkeit zu einer Gemeinde eigner Wahl ohne 
Rückſicht auf den Wohnſitz zuſprechen, wenn ernſthafte Gründe vorliegen und der Nachweis regelmäßiger 
Teilnahme an den Gottesdienſten der gewählten Gemeinde erbracht wird. Der Antragſteller wird damit 
vollberechtigtes Glied der gewählten Gemeinde. In den ſteuerlichen Verpflichtungen tritt keine Anderung ein. 


8 64. 


Für die Amtshandlungen eines nach SS 60, 61 oder 62 erwählten Paſtors ſteht der herkömmliche 
oder ortsübliche Gebrauch der kirchlichen Einrichtungen unbeſchadet der beſtehenden kirchlichen Ordnungen frei. 
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§ 65. : 

(1) Einer beachtenswerten Minderheit wahlberechtigter Gemeindeglieder kann der Kirchenvorſtand auf 
Antrag im Einzelfall oder in regelmäßiger Wiederkehr die Berufung eines ihr genehmen landeskirchlichen 
Geiſtlichen und die Benutzung kirchlicher Räume zu einer Zeit, zu der die Gemeinde ihrer nicht bedarf, für 
Gottesdienſte geſtatten. f 

(2) Im Falle der Verweigerung oder Zurückziehung der Erlaubnis entſcheidet auf Beſchwerde der Be⸗ 
troffenen oder bei Einſpruch aus der Gemeinde das Landeskirchenamt nach Anhörung des Synodalausſchuſſes. 

(3) Die Antragſteller haben grundſätzlich die Koſten zu tragen und für die Wahrung der kirchlichen 
Ordnung und Würde zu bürgen. 


IV. Die Kirchengemeindebeamten. 


$ 66. 

Für die Pflege der Kirchenmuſik, für die Vorbereitung und Bedienung der Gottesdienſte und der kirch⸗ 
lichen Amtshandlungen, für Kirchhofsverwaltung und Bürogeſchäfte find von den Kirchengemeinden je nach 
den örtlichen Bedürfniſſen die erforderlichen Kräfte, ſei es als Beamte, ſei es als vertraglich Angeſtellte, an⸗ 
zunehmen. : 

8 67. 

(1) Sofern der Umfang der Kaſſengeſchäfte es erforderlich macht oder die Kirchengemeinde keine Kirchen⸗ 
älteſten oder Kirchenvertreter beſitzt, welche geeignet und bereit ſind, die Geſchäfte ehrenamtlich zu führen, 
ſind zu ihrer Erledigung beſondere Kräfte als Beamte oder Angeſtellte anzunehmen. Als ſolche dürfen 
Kirchenälteſte und Kirchenvertreter nur ausnahmsweiſe und mit Genehmigung des Synodalausſchuſſes die 
Kaſſengeſchäfte führen. 

(2) Ein Paſtor darf die Kaſſe nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Synodalausſchuſſes verwalten. 


6 § 68. 
Nach Bedürfnis ſind zur Förderung des Gemeindelebens berufsmäßige Kräfte (3. B. Gemeindehelfer, 
Gemeindeſchweſtern) anzuſtellen. 
8 69. 
Die Rechte und Pflichten der Kirchengemeindebeamten, ihre Anſtellungs-, Befoldungs- und Ruhegehalts⸗ 
verhältniſſe ſowie die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen werden durch Kirchengeſetz geregelt. 


V. Die Kirchengemeindeverbände. 


8 70. 


Benachbarte Kirchengemeinden können zur Erfüllung gemeinſamer Aufgaben durch Anordnung des 
Landeskirchenamts zu einem Kirchengemeindeverbande vereinigt werden. 8 


s 71. 

(1) Die Anordnung erfordert die Zuſtimmung der kirchlichen Körperſchaften aller beteiligten Kirchen⸗ 
gemeinden. Stimmen einzelne Kirchengemeinden nicht zu, ſo kann die Anordnung trotzdem erfolgen, wenn 
die Seelenzahl der ihr zuſtimmenden Gemeinden wenigſtens die Hälfte der Geſamtſeelenzahl des zu bildenden 
Verbandes beträgt. In dieſem Falle bedarf es der Genehmigung der Kirchenregierung. 

(2) Wird eine Kirchengemeinde in mehrere Einzelgemeinden geteilt, ſo erfordert die Anordnung über 
die gleichzeitige Vereinigung dieſer Einzelgemeinden zu einem Verbande, falls ſie vor dem Inkrafttreten der 
Gemeindeteilung erfolgt, nur die Zuſtimmung der zu teilenden Kirchengemeinde. Die Anordnung tritt dann 
mit der Gemeindeteilung in Kraft. 4 
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() Handelt es ſich um den Anſchluß an benachbarte Kirchengemeinden an einen bereits beſtehenden 
Verband, fo erfordert die Anordnung die Zuſtimmung des Verbandes und der anzuſchließenden Gemeinden. 
Die Zuſtimmung der Gemeinden kann durch die Genehmigung der Kirchenregierung erſetzt werden. 


8 72. 


ae Kirchengemeindeverbände find Körperſchaften des öffentlichen Rechtes und verwalten ihre Angelegen- 
heiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſtändig. 


873 
8 
Die Organe des Kirchengemeindeverbandes ſind 
1. die Verbandsvertretung, 5 
2. der Verbandsausſchuß. 
8 74. 


(1) Die Verbandsvertretung beſteht aus den Vorſitzenden der Kirchenvorſtände ſämtlicher Verbands— 
gemeinden und mindeſtens der doppelten Zahl nichtgeiſtlicher Mitglieder, die von den Kirchenvertretungen der 
einzelnen Gemeinden aus den jeweiligen Kirchenälteſten und Kirchenvertretern der betreffenden Gemeinden für 
die Dauer ihres Hauptamts gewählt werden. 

(2) Im Falle des § 37 Abſ. 3 Satz 2 kann die Verbandsvertretung mit Genehmigung des Landes- 
kirchenamts hinſichtlich der geiſtlichen Mitglieder eine andere Regelung treffen. 


8 75 
8 9. 
Der Verbandsausſchuß beſteht aus einem Vorſitzenden und einer Anzahl von der Verbandsvertretung 
aus ihrer Mitte gewählter Mitglieder. In der Satzung kann beſtimmt werden, daß der Propſt oder der 
Inhaber einer beſtimmten Pfarrſtelle Mitglied des Verbandsausſchuſſes ſein muß. 


876. 

() Der Verbandsausſchuß führt die laufende Verwaltung des Kirchengemeindeverbandes, vertritt ihn 
in vermögensrechtlicher Beziehung ſowie in Rechtsſtreitigkeiten nach außen und führt die Beſchlüſſe der Ver⸗ 
bandsvertretung aus. f 2 

(2) Ausfertigungen von Urkunden werden namens des Verbandes von dem Vorſitzenden oder feinem 
Stellvertreter unterzeichnet. ö 

(3) Zur Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch welche Verpflichtungen für den Verband übernommen 
werden, bedarf der Vorſitzende der Mitwirkung eines Ausſchußmitglieds. Dasſelbe gilt für Vollmachten. 

(4) Wo die Geſetze die Schriftform verlangen, bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines 
Stellvertreters und eines Ausſchußmitglieds und der Beidrückung des Verbandsſiegels. Bei gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung kann das Siegel fehlen. : 

(5) Beſchränkungen dieſer Vertretungsbefugniſſe find gegen Dritte ohne Wirkung. 8 

(6) Im übrigen werden Beſchlüſſe des Verbandsausſchuſſes Dritten gegenüber durch Auszüge aus den 
Verhandlungsbuche bekundet, die der Vorſitzende beglaubigt. 


877. 

(1) Das Landeskirchenamt ſetzt die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und Geſchäftsführung 
der Verbandsvertretung und ihres Ausſchuſſes für jeden Verband nach Anhörung der beteiligten Gemeinden 
durch eine Satzung feſt. 

(2) Über Satzungsänderungen beſchließt die Verbandsvertretung. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung 
des Landeskirchenamts. : 
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8 78. 

Einem Kirchengemeindeverbande können übertragen werden ER 

1. die Rechte, welche nach § 15 Abf. 2 den vereinigten Kirchenvorſtänden und Kirchenvertretungen 
zuſtehen, in Ortſchaften auch die bisherigen gemeinſamen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der 
vereinigten Gemeinden, 

2. die Verpflichtung, unbeſchadet der Rechte und Pflichten der Aufſichtsbehörden und der einzelnen 
Kirchengemeinden, eine ausreichende Ausſtattung der Verbandsgemeinden mit äußeren kirchlichen 
Einrichtungen, insbeſondere Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden, Begräbnjsplätzen, zu fördern, 

die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden die Mittel zu gewähren, deren ſie zur Erfüllung 
ihrer geſetzlichen Leiſtungen bedürfen und die fie ſich in Ermanglung ausreichenden Kirchen— 
vermögens und dritter Verpflichteter nicht ohne Umlage verſchaffen können, 

4. die Befugnis, die Mittel, deren er zur Erfüllung feiner Aufgaben bedarf, ſich, ſoweit nicht andere 
Einnahmen zu Gebote ſtehen, durch Anleihen oder Umlagen zu beſchaffen. In dieſem Falle 
werden die Umlagen unmittelbar auf die Gemeindeglieder ſämtlicher Kirchengemeinden verteilt 
und müſſen gleichzeitig in allen Gemeinden des Verbandes nach gleichem Maßſtab erhoben werden. 


cs 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Propſteien. 


J. Allgemeines. 
i 8.9. 
(1) Die Gemeinden der Landeskirche find zu Propſteien vereinigt. 
(2) Die Aufgabe der Propſteien iſt gemeinſame kirchliche Arbeit und einheitliche Verwaltung unter 
Leitung von Pröpſten. 
(3) Die Propſteien ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechtes und verwalten ihre Angelegenheiten 
innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſtändig. 


5 § 80. 
(1) Die bisherigen Propſteien bleiben beſtehen. 
(2) Über Veränderung beſtehender Propſteien entſcheidet bei Zuſtimmung der beteiligten Gemeinden und 
Propſteiſynoden das Landeskirchenamt, bei Widerſpruch von Beteiligten die Landesſynode. 
(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich und einigen ſich die Beteiligten nicht, ſo ent⸗ 
ſcheidet das Landeskirchenamt. Gegen ſeine Entſcheidung iſt binnen 4 Wochen nach Zuſtellung Berufung an 
die Kirchenregierung zuläſſig; ſie entſcheidet endgültig. 


$ 81. 
Die Organe der Propſtei find 
1. die Propſteiſynode, 
2. der Synodalausſchuß, 
3. der Propſt. 
II. Die Propſteiſynode. 
§ 82. 

(1) Die eee iſt dazu berufen, das geſamte Kirchenweſen der Propſtei zu beaufſichtigen und 
zu pflegen, den Gemeinden Anregung zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu geben und ſie darin zu fördern ſowie 
von ſich aus gemeinſame Arbeiten in Angriff zu nehmen. al EI 

(2) Sie hat auf Beſeitigung kirchlicher, ſittlicher und ſozialer Mißſtände in der Propſtei hinzuwirken, 
auch durch Anträge an Behörden und Körperſchaften in der Propſtei oder durch öffentliche Kundgebungen. 


RR 


5 


(3) Sie hat auch über die Grenzen der Propſtei hinaus das Wohl der Landeskirche und die Pflege 
kirchlicher Zucht und Ordnung im Auge zu behalten und ſich erforlichenfalls mit Anträgen und Wünſchen 
an das Landeskirchenamt, die Kirchenregierung oder die Landesſynode zu wenden. 

(4) Die Propſteiſynode hat im einzelnen außer den ihr in dieſer Verfaſſung oder kirchengeſetzlich über⸗ 
tragenen beſonderen Aufgaben 

1. die Vorlagen ihres Ausſchuſſes, des Landeskirchenamts und der Kirchenregierung zu erledigen, 


2. über Anträge der Kirchengemeinden zu beſchließen, 

3. deren Vermögensverwaltung zu beaufſichtigen, 

4. auf ein vertrauensvolles Zuſammenarbeiten von Kirche, Schule und Haus hinzuwirken unter 
beſonderer Berückſichtigung der evangeliſchen Erziehung der heranwachſenden Jugend, des Kon— 
firmandenunterrichts und der Heranbildung der Jugendlichen zu lebendigen Gemeindegliedern, 

5. die kirchliche Wohlfahrtspflege, nach Möglichkeit in Fühlung mit anderen Wohlfahrtsbeſtrebungen, 
zu fördern und zu vertreten, 

6. den Haushaltsplan der Propſteikaſſe feſtzuſetzen, 

7, die Jahresrechnung abzunehmen, f 

8. Grundſätze für die Verwaltung beſonderer Einrichtungen und Anftalten der Propſtei aufzuſtellen, 

9. über die Errichtung und Aufhebung von Stellen für Geiſtliche, Beamte und ſonſtige Hilfskräfte, 


deren ſie zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedarf, zu beſchließen. 

(5) Die Propſteiſynode hat das Recht, zur Durchführung der ihr geſetzlich obliegenden oder freiwillig 
von ihr übernommenen Aufgaben, insbeſondere auch, ſoweit es ſich um die Unterſtützung, Übernahme oder 
Einrichtung von kirchlichen Anſtalten, um die Förderung der freien chriſtlichen Liebestätigkeit und um die 
Anſtellung von Geiſtlichen, Beamten und ſonſtigen Hilfskräften handelt, Umlagen zu erheben, Anleihen auf⸗ 
zunehmen und Kirchenkollekten auszuſchreiben. 

g (6) Die Beſchlüſſe der Propſteiſynode in den Fällen des Abf. 4, Ziffer 6, 8 und 9 ſowie des Abf. 5 
bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamts. 


§ 83, 

(1) Mehrere Propſteien können gemeinſchaftliche Einrichtungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben treffen, 
Anſtalten errichten, Geiſtliche, Beamte ſowie ſonſtige Hilfskräfte anſtellen. Die Beſchlüſſe der Propſteiſynoden 
bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamts. Die beteiligten Propſteiſynoden treffen mit feiner Ge 
nehmigung die näheren Anordnungen. 

(2) Auch können auf Wunſch der beteiligten Synodalausſchüſſe oder auf Anordnung des Landeskirchen⸗ 


amts mehrere Propſteiſynoden zu gemeinſchaftlicher Behandlung berufen werden. Das Landeskirchenamt 


regelt auf Anrufen eines beteiligten Synodalausſchuſſes Einberufung, Ort und Zeit der Tagung, Vorſitz und 
Geſchäftsgang. f 
§ 84. 


(1) Die Propſteiſynode iſt berechtigt, für beſondere Aufgaben zur Unterſtützung des Synodalausſchuſſes 
auch über die Zeit ihrer Tagung hinaus ſtändige Ausſchüſſe zu bilden und ihren Wirkungskreis feſtzuſtellen. 
(2) Der Vorſitzende des Synodalausſchuſſes iſt berechtigt, an den Verhandlungen der Ausſchüſſe mit 
beratender Stimme teilzunehmen. 
§ 85. 


(1) Die Propſteiſynode beſteht aus 

1. dem Propſt, 

2. den in einer dauernd errichteten Gemeindepfarrſtelle der Propſtei feſtangeſtellten oder mit der 
Verwaltung vorübergehend betrauten Geiſtlichen, den feſtangeſtellten leitenden Geiſtlichen der in 
der e belegenen, als Gemeinden der Landeskirche anerkannten Anſtalten und der Perſonal⸗ 
gemeinden, 

3. der doppelten Anzahl gewählter Mitglieder, 

4. zwei Vertretern der an öffentlichen Schulen evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrkräfte, 

a0 einem für die Volksſchulen und für die übrigen Schulen der Propſtei, je einem Vertreter der 
tirchenmufifer und der hauptamtlichen Kirchenbeamten in der Propſtei. 
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Sie werden gruppenweiſe auf einer von dem Vorſitzenden des Synodalausſchuſſes abzuhaltenden Verſammlung 
der Beteiligten gewählt. Die näheren Beſtimmungen trifft das Landeskirchenamt. = 

(2) Auf Beſchluß der Propſteiſynode kann ferner ein Vertreter der freien chriſtlichen Liebestätigkeit in 
der Propſtei als Mitglied berufen werden. 

(3) Die theologiſche Fakultät der Univerſität Kiel hat das Recht, einen Vertreter in die Propſteiſynode 
Kiel zu entſenden. 

§ 86. 

(1) Jede Kirchengemeinde wählt fo viele Mitglieder aus der Propſtei, als fie dauernd errichtete Pfarr⸗ 
ſtellen zahlt. Haben mehrere Gemeinden nur eine gemeinſame Pfarrſtelle, fo wählt trotzdem jede der ver 
bundenen Gemeinden mindeſtens ein Mitglied. 

(2) Die übrigen Mitglieder, die nach § 85 Abſ. 1 Ziffer 3 zu wählen ſind, werden unter Berück⸗ 
ſichtigung der Seelenzahl ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe das erſte Mal vom Landeskirchenamte, 
demnächſt von der Propſteiſynode auf die einzelnen Gemeinden verteilt. Der Beſchluß der Propſteiſynode 
bedarf der Genehmigung des Landeskirchenamts. 


§ 87. 
(1) Die Wahlen erfolgen auf ſechs Jahre durch die Kirchenvertretung, wo keine beſteht, durch das an 
ihre Stelle getretene Organ (§ 11 Abſ. 2). 
(2) Für jedes gewählte Mitglied iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen. 
(3) Die Wahl iſt unmittelbar und geheim. N 
(4) In den Gemeinden, die drei oder mehr Mitglieder zu wählen haben, muß die Wahl nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl ſtattfinden. Das Wahlverfahren wird von der Kirchenregierung geregelt. 


§ 88. 
Anſtaltsgeiſtliche, Hilfsgeiſtliche und Provinzialvikare der Propſtei können, ſoweit ſie nicht gemäß § 85 
Abſ. 1 Ziffer 2 der Propſteiſynode als Mitglieder angehören, an ihren Verhandlungen mit beratender 
Stimme teilnehmen. Dasſelbe gilt für die in der Propſtei wohnhaften Mitglieder der Landesſynode. 


Ss 89. 

(1) Ordentliche Tagungen der Propſteiſynode können jedes Jahr, müſſen jedes zweite Jahr ſtattfinden, 
außerordentliche, wenn ihr Ausſchuß es beſchließt oder ein Drittel der Mitglieder oder das Landeskirchenamt 
es verlangt. 

(2) Ort und Zeit der Tagung beſtimmt der Synodalausſchuß, wenn nicht die Propſteiſynode darüber 
Beſchluß gefaßt hat. { 

(3) Der Propſt beruft die Synode mindeftens 4 Wochen vor dem Zufammentritt und erſtattet gleich- 
zeitig dem Landeskirchenamt und dem Biſchof Anzeige. Die Tagesordnung iſt ſpäteſtens eine Woche vor 
der Tagung mitzuteilen. 


8 90 
8 . 
i) Der Zuſammentritt der Synode iſt in jeder Kirchengemeinde unter Benennung der aus ihr ein⸗ 
berufenen Mitglieder am vorhergehenden Sonntag im Hauptgottesdienſte bekanntzugeben. 
(2) Eine Fürbitte für die Arbeiten der Synode ſoll ſich an dieſe Ankündigung anſchließen. 


§ 91 
S * D 
Der Propſt führt den Vorſitz in der Synode, eröffnet und ſchließt ihre Tagung. 


i § 92. sort 
Oer Biſchof ſowie Bevollmächtigte des Landeskirchenamts find berechtigt, an den Verhandlungen mit 
beratender Stimme teilzunehmen. Sie müſſen auf Verlangen jederzeit gehört werden. 
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8 93. = 
Der Propſteiſynode iſt auf den ordentlichen Tagungen vom Synodalausſchuß über feine Tätigkeit ſo⸗ 
wie über alle wichtigen Ereigniſſe, die ſeit der letzten ordentlichen Tagung auf dem Gebiete des kirchlichen 
Lebens eingetreten ſind, Bericht zu erſtatten. 


III. Der Synodalausſchuß. 
§ 94. 

Der Synodalausſchuß hat außer den ihm in dieſer Verfaſſung oder durch Kirchengeſetz übertragenen 

beſonderen Aufgaben 
J. die Verſammlungen der Propſteiſynode vorzubereiten und den Haushaltsplan zu entwerjen, 
die Beſchlüſſe der Synode auszuführen und ihr darüber zu berichten, 
die Aufgaben der Synode außerhalb ihrer Tagung wahrzunehmen, 
auf Erfordern Gutachten und Berichte an das Landeskirchenamt zu erſtatten, 
die Propſtei gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten, 
die Propſteikaſſe zu verwalten und den Rechnungsführer zu beſtellen, 
. für die Beſetzung, Verwaltung und Beaufſichtigung der von der Propſteiſynode beſchloſſenen 
beſonderen Stellen ($ 82 Abf. 4 Ziffer 9) die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


S 
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§ 95 
S; . 
Der Synodalausſchuß nimmt unter der Leitung des Landeskirchenamts an der allgemeinen kirchlichen 
Verwaltung teil. 
§ 96. 
(1) Der Synodalausſchuß tritt auf Einladung des Vorſitzenden zuſammen, fo oft es die Geſchäfte 
erfordern. Er muß einberufen werden, wenn zwei Mitglieder oder das Landeskirchenamt es verlangen. 
(2) Der Synodalausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden zwei Mitglieder, unter ihnen 
ein nichtgeiſtliches, anweſend ſind. Er faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. f 
(3) Der Vorſitzende kann ausnahmsweiſe ſchriftlich beſchließen laſſen. Der Beſchluß iſt gültig, wenn 


mehr als die Hälfte der Mitglieder zuſtimmt und nicht von einem Mitgliede mündliche Beſchlußfaſſung ver- 


langt wird. i 
(4) Ausfertigungen ergehen unter Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters. 
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(1) Ausfertigungen von Urkunden werden namens der Propſtei von dem Vorſitzenden des Synodal⸗ 
ausſchuſſes oder ſeinem Stellvertreter unterzeichnet. i 


(2) Zur Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch welche Verpflichtungen für die Propſtei übernommen 


werden, bedarf der Vorſitzende der Mitwirkung eines weiteren Synodalausſchußmitglieds. Dasſelbe gilt für 
Vollmachten. i 


(3) Wo die Geſetze die Schriftform verlangen, bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines 
Stellvertreters und eines weiteren Synodalausſchußmitglieds und der Beidrückung des Propſteiſiegels. Bei 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung kann das Siegel fehlen. 

(4) Beſchränkungen dieſer Vertretungsbefugniſſe find gegen Dritte ohne Wirkung. 


(5) Im übrigen werden Beſchlüſſe des Synodalausſchuſſes Dritten gegenüber durch Auszüge aus dem 
Verhandlungsbuche bekundet, die der Vorſitzende beglaubigt. 
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$ 98. | 


Die Beſchlüſſe des Synodalausſchuſſes in vermögensrechtlichen Angelegenheiten bedürfen zu ihrer Gül⸗ 

tigkeit der Genehmigung des Landeskirchenamts bei 

1. Veräußerung oder dinglicher Belaſtung von Grundeigentum und dieſem gleichgeſtellten Rechten, 

2. Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken, 

3. neuen organiſchen Einrichtungen für kirchliche Zwecke ſowie Errichtung, Übernahme oder weſent⸗ 

licher Anderung von Anſtalten chriſtlicher Liebestätigkeit, 
4. Aufnahme von Anleihen, welche nicht bloß zur Aushilfe für kurze Zeit dienen und nicht aus 
den laufenden Einnahmen derſelben Haushaltsperiode erſtattet werden können, 

. Anftellung von Geiſtlichen, beſoldeten Beamten ſowie ſonſtigen Hilfskräften ($ 94, Ziffer 7). 
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§ 99. 

(1) Der Synodalausſchuß beſteht aus dem Propſt als Vorſitzendem und vier von der Propſteiſynode 
auf 6 Jahre aus ihrer Mitte gewählten Beiſitzern, von denen mindeſtens einer ein Geiſtlicher und zwei 
Nichtgeiftliche fein müſſen. Sie bleiben in Tätigkeit, bis die nächſte Propſteiſynode neue Beiſitzer gewählt hat. 

(2) Für die Beiſitzer werden für vorübergehende Behinderung Stellvertreter gewählt. Die Reihenfolge 
ihrer Einberufung beſtimmt die Propſteiſynode. Scheidet ein Mitglied aus, ſo iſt auf der nächſten Tagung 
ein Erſatzmann zu wählen. 

(3) Der Propſt wird als Vorſitzender des Synodalausſchuſſes durch ſeinen Vertreter im Propſtamte 
vertreten. 


IV. Die Pröpſte. 
§ 100. 
(1) Der Propſt übt die kirchliche Aufficht in der Propſtei. Er hat insbeſondere 
1. für Wahrung der kirchlichen Ordnung in der Propſtei und für die Ausführung der Verwaltungs⸗ 
maßnahmen des Landeskirchenamts zu ſorgen, bei allen Störungen und Hemmungen des kirch⸗ 
lichen Lebens an das Landeskirchenamt oder an den Biſchof zu berichten und einſtweilen ſelbſt 
das Erforderliche zu veranlaſſen, . 

den kirchlichen Körperſchaften der Einzelgemeinden als ihr Vertrauensmann beratend und helfend 
zur Seite zu ſtehen, 

die Wahl der Geiſtlichen zu leiten, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegenſtehen, und ſie in ihr 
Amt einzuführen, f 

„die Geiſtlichen der Propſtei amtsbrüderlich zu beraten, ihre Amtsführung und ihren Wandel zu 
beaufſichtigen, 

„die ſeiner Dienſtaufſicht unterſtehenden Kandidaten zu beraten, ihren Wandel und ihre Fortbildung 
zu überwachen, 

„Viſitationen abzuhalten, 

„die in einer Gemeindepfarrſtelle der Propſtei angeſtellten Paſtoren jährlich mindeſtens einmal zur 
Förderung der wiſſenſchaftlichen Fortbildung und zur Ausſprache über Erfahrungen und Bedürf⸗ 
niſſe des Amtes zuſammenzurufen. Die Geiſtlichen ſind zur Teilnahme verpflichtet. Die Koſten 
dieſer Tagung fallen der Propſtei zur Laſt. 

(2) Der Propſt hat das Recht, Kirchenvorſtände der Gemeinden ſeiner Propſtei zu gemeinſamen 

Beratungen zuſammenzurufen. 

(3) Weitergehende geſchichtlich begründete Rechte der Pröpſte in einzelnen Propſteien bleiben unberührt. 
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§ 101 

8 . 
(1) Der Propſt wird auf Vorſchlag des Biſchofs von der Kirchenregierung ernannt. 
(2) Er wird von dem Biſchof in einem beſonders geordneten Gottesdienft eingeführt. 
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(3) Bei vorübergehender Behinderung wird er von dem geiſtlichen Beiſitzer des Synodalausſchuſſes, N 


wenn mehrere vorhanden ſind, von dem an erſter Stelle gewählten vertreten. Wird eine Vertretung von 
längerer Dauer notwendig, ſo kann das Landeskirchenamt die Vertretung anderweitig regeln. 


§ 102. Se 
3 = 
(1) Im Kreiſe Herzogtum Lauenburg tritt an Stelle der Propſteiſynode die Lauenburgiſche Synode. = 
(2) Die Rechte und Pflichten des Propſtes werden durch den Landesſuperintendenten für Lauenburg 
wahrgenommen. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Landeskirche. 
1. Allgemeines. = 
§ 1083. * 
Die Landeskirche ift eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


§ 104. 

Die Organe der Landeskirche ſind 8 

J. die Landesſynode, Se 

2. die Kircheuregierung, ö 

3. die Biſchöfe für Schleswig und für Holſtein und der Landesſuperintendent für Lauenburg, 
4. das Landeskirchenamt. 


II. Die Landesſynode. 
§ 105. 

(1) Die Landesſynode iſt die Vertretung der Geſamtheit der evangeliſch-lutheriſchen Gemeinden der 
Provinz Schleswig-Holftein. 

(2) Sie iſt berufen, das kirchliche Leben zu fördern und zur Erhaltung und Ausgeſtaltung der Kirche 
als einer wahren evangeliſch-lutheriſchen Volkskirche beizutragen. 

(3) Ihr ſteht die kirchliche Geſetzgebung, die Ausübung des kirchlichen Steuerrechts, die Feſtſtellung des 
landeskirchlichen Haushaltsplans und die Abnahme der Jahresrechnungen zu. a 
N (4) Sie nimmt durch Entſendung von Vertretern in die Kirchenregierung an der Leitung der Landes⸗ 
kirche teil. f 5 5 
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§ 106. f 
(1) Die Landesſynode kann über alle Angelegenheiten der Landeskirche beraten und beſchließen. 
(2) Sie hat die Zuſtände und Verhältniſſe der Landeskirche nach ihren verſchiedenen Lebensgebieten zu 
beachten und zu erwägen. 5 Een 
(3) Insbeſondere hat fie : 
1. die Einhaltung und Durchführung der Verfaſſung, der Geſetze und Ordnungen der Kirche zu 
überwachen und zu ſichern, 
für die Rechte der Kirche, auch auf dem Gebiete der Schule und der Erziehung, einzutreten, 
die Biſchöfe zu wählen, x 
Grundſätze für die Anſtellung und für die Amtsbezeichnungen der Beamten der Landeskirche, der 
Propſteien, der Gemeinden und der Gemeindeverbände aufzuſtellen, i 
die Vorlagen der Kirchenregierung zu erledigen, 
über Anträge der Propſteiſynoden zu beſchließen, 
Geſetzſammlung 1924. Gr. 12829.) 55 


an Boom 
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7. über Bürgſchaften und über Aufnahme von Anleihen zu beſchließen, durch die der Schulden⸗ 
beſtand der Kirche vermehrt wird und die nicht aus den laufenden Einnähmen derſelben Haus⸗ 
haltsperiode erſtattet werden können, 

8. über regelmäßig wiederkehrende Kirchenkollekten zu beſchließen, die in dem Geſamtgebiete der 
Landeskirche veranſtaltet werden ſollen. 5 


§ 107, 
(1) Der Regelung durch Kirchengeſetz bleiben folgende Gegenſtände vorbehalten: 
„die Lehrverpflichtung der Geiſtlichen, 
. allgemeine gottesdienſtliche Ordnungen, 
die Einführung und Abſchaffung allgemeiner kirchlicher Feiertage, 
die Kirchenzucht, 
die kirchlichen Bedingungen der Trauung, 
die Ordnung der Konfirmation, 
das Steuerrecht der Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände, 
. die Heranziehung des Kirchen⸗ und Pfarrvermögens zu landeskirchlichen Zwecken, 
. Grundfäge für die Errichtung und Aufhebung von Pfarrſtellen, die Beſetzung der geiſtlichen Amter, 
ſowie die kirchlichen Erforderniſſe für die Anſtellung im geiſtlichen Amle, 
10. die Beſoldung, die Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenen⸗Verſorgung und das Dienſtſtrafrecht der 
Geiſtlichen und der im Dienſte der Landeskirche ſtehenden Beamten und Grundſätze über ihre 
a ſonſtigen dienſtrechtlichen Verhältniſſe. f 
(2) Die Landesſynode hat das Recht, auch andere Gegenſtände der kirchlichen Ordnung durch Kirchen— 
geſetz zu regeln. 
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§ 108. e 
(1) Kirchengeſetze find von der Landessynode in zweimaliger Beratung zu beſchließen. 
(2) Zu Verfaſſungsänderungen bedarf es der Anweſenheit von zwei Dritteln der Mitglieder und einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 


§ 109. 
(1) Kirchengeſetze find von der Kirchenregierung unter Hinweis auf den Beſchluß der Landesſynode im 
Kirchlichen Geſetzt und Verordnungsblatte zu verkünden. 
(2) Sie erhalten ihre verbindliche Kraft, wenn fie nichts anderes beſtimmen, mit dem vierzehnten Tage 
nach der Ausgabe des Blattes. 
§ 110. 


(1) Die Kirchenregierung kann die Verkündung eines Kirchengeſetzes und die Ausführung eines anderen 
Beſchluſſes der Landesſynode ausſetzen, wenn ſie das Geſetz oder den Beſchluß als nachteilig für die Landes⸗ 
kirche erachtet. Der Beſchluß der Kirchenregierung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen und iſt dem Präſidenten der Landesſynode binnen drei Monaten nach Eingang des Beſchluſſes der 
Landesſynode unter Angabe der Gründe mitzuteilen. i 

(2) Der Gegenſtand iſt der Landesſynode bei der nächſten Tagung nochmals vorzulegen. Hält ſie ihren 
Beſchluß aufrecht, ſo iſt danach zu verfahren. 
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(1) Anderungen der gottesdienſtlichen Ordnung treten in einer Kirchengemeinde nicht in Kraft, wenn 
die Kirchenvertretung innerhalb einer im Kirchengeſetze feſtzuſetzenden Friſt die Ablehnung der Anderung be⸗ 
ſchließt. Neue örtliche Gottesdienſtordnungen können durch Gemeindeſatzung eingeführt werden; ſie bedürfen 
der Genehmigung der Kirchenregierung nach Anhörung des Synodalausſchuſſes. 5 

(2) Gegen die Verpflichtung zur Einführung neuer kirchlicher Lehrbücher und Geſangbücher ſteht jeder 
Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. Die Einführung eines neuen Geſangbuchs in den Gemeinden des Kreiſes 
Herzogtum Lauenburg ſetzt außerdem die Zuſtimmung der Lauenburgiſchen Synode voraus. 


2 BEER AN 


§ 112. 

Die Landesſynode beſteht aus 

gewählten geiſtlichen und nichtgeiſtlichen Abgeordneten, 

einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät der Univerſität Kiel, das von dieſer entſandt wird, 

drei Vertretern der an öffentlichen Schulen evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrkräfte, 
je einem an einer Volksſchule, an einer Mittelſchule und an einer höheren Schule, ſowie je einem 
Vertreter der hauptamtlichen Kirchenmuſiker und der ſonſtigen hauptamtlichen Kirchenbeamten. Die 
Wahl ſoll durch die Beteiligten erfolgen. Die näheren Beſtimmungen trifft die Kirchenregierung; 

4. zwölf von der Kirchenregierung zu ernennenden Mitgliedern, unter denen drei Vertreter der freien 
chriſtlichen Liebestätigkeit einſchließlich eines Vertreters der äußeren Miſſion ſein müſſen. 


mm 


§ 113. 

(1) In jeder Propſtei wird aus ihren Mitgliedern ein geiſtlicher und ein nichtgeiſtlicher Abgeordneter in 
allgemeiner, gleicher, geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Überſteigt die Seelenzahl einer Propſtei dreißigtauſend, fo wird für jedes folgende angefangene 
Dreißigtauſend ein weiterer geiſtlicher oder nichtgeiſtlicher Abgeordneter gewählt. 

(3) Für jeden Abgeordneten iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen. 

(4) In den Propſteien, die drei oder mehr Abgeordnete zu wählen haben, erfolgt ihre Wahl nach den 

Grundſätzen der Verhältniswahl. 

(5) Die §§ 20 bis 23 finden ſinngemäß Anwendung. 


8114 
8 . 
Die näheren Beſtimmungen über die Wahlen trifft ein Kirchengeſetz. Bis es in Kraft tritt, wird das 
Verfahren durch eine von der Kirchenregierung zu erlaſſende Wahlordnung geregelt. 


§ 115. 
(1) Die Mitglieder der Landesſynode werden für die Dauer von ſechs Jahren gewählt oder ernannt, 
Die Mitglieder ſind Vertreter der ganzen Landeskirche und an keinen Auftrag gebunden. 
(2) Für ausgeſchiedene gewählte Abgeordnete treten die Stellvertreter für den Reſt der Wahldauer als 
Erſatzmänner ein. 


(3) Fällt eines der im § 112 Ziffer 2, 3 und 4 bezeichneten Mitglieder fort, jo tritt an feine Stelle 


ein neues Mitglied. 
$ 116. 

(1) Die Landesſynode tritt alle zwei Jahre zu einer ordentlichen Tagung und außerdem, fo oft es das 
Bedürfnis erfordert, zu außerordentlichen Tagungen zuſammen. 

(2) Sie muß zufammentreten, wenn die Kirchenregierung es für nötig hält oder wenn ein Drittel der 
Mitglieder der Landesſynode es verlangt. 5 

a § 117. a 
Die Berufung der Landesſynode geſchieht durch die Kirchenregierung. 


$ 118. 
Am Sonntage vor der Eröffnung der Landesſynode findet in allen Gottesdienſten eine Fürbitte für 
die Landesſynode ſtatt. 
Re = $ 119. 
(1) Die Tagung der Landesſynode beginnt mit einem öffentlichen Gottesdienſte. 
(2) Danach eröffnet der Vorſitzende der Kirchenregierung die Landesſynode. 
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(3) In ſeine Hand legen die Mitglieder folgendes Gelöbnis ab: an 
„Ich gelobe zu Gott, bei meinem Wirken in der Landesſynode die innere und äußere Wohl 
fahrt unſerer evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu wahren und 
danach zu trachten, daß die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus “. 
(4) Mitglieder, die in einer früheren Synode das Gelöbnis abgelegt haben, haben es nicht zu erneuern. 
(5) Mitglieder, die nach der Eröffnung in die Landesſynode eintreten, legen das Gelöbnis in die Hand 
des Präſidenten der Landesſynode ab. 
§ 120. 
(1) Die Landesſynode wählt unter der Leitung des Vorſitzenden der Kirchenregierung einen Präſidenten. 
Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln und erfordert die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen- 
gleichheit entſcheidet das Los. 
(2) Die übrigen Organe werden unter der Leitung des Präſidenten nach der Geſchäftsordnung der 
Synode gewählt. 5 
8 121. 


Die nichtſynodalen Mitglieder der Kirchenregierung einſchließlich des Landesſuperintendenten für Lauenburg 
haben an den Verhandlungen der Landesſynode teilzunehmen. Sie müſſen auf Verlangen jederzeit gehört 
werden. Dasſelbe gilt von anderen Bevollmächtigten der Kirchenregierung. 


8. 122 
(1) Die Landesſynode kann ſich vertagen. 7 ! 
(2) Sie wird von dem Vorſitzenden der Kirchenregierung nach Erledigung ihrer Geſchäfte gefchloffen. 
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Die Kirchen regierung iſt berechtigt, die Landesſynode aufzulöſen, wenn mindeſtens zwei Drittel der Mit- 
glieder dafür ſtimmen. Die Synode iſt neu zu bilden und binnen neun Monaten einzuberufen. 


III. Die Kirchenregierung. 
| § 124. 
(J) Die Kirchenregierung beſteht aus 
1. den beiden Biſchöfen, 
2. ſieben Mitgliedern der Landesſynode, von denen zwei Geiſtliche und fünf Nichtgeiſtliche ſein müſſen, 
3. dem Präſidenten und dem Vizepräſidenten des Landeskirchenamts. 

(2) Den Vorſitz in der Kirchenregierung führt ein Biſchof; er wird von der Landesſynode auf Amtszeit 
gewählt. Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln und erfordert die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 5 N 

(3) Sein Stellvertreter im Vorſitz iſt der andere Biſchof und bei deſſen Verhinderung der Präſident 
des Landeskirchenamts. 

(4) Bei lauenburgiſchen Fragen tritt der Landesſuperintendent für Lauenburg in die Kirchenregierung 
ein. Im Falle der Abſtimmung hat ſich alsdann der Biſchof, der nicht den Vorſitz führt, der Stimme zu 
enthalten. Bei Fragen von allgemein kirchlicher Bedeutung iſt der Landesſuperintendent für Lauenburg be- 
rechtigt, an den Verhandlungen der Kirchenregierung mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(5) Der Präſident der Landesſynode kann nicht zum Mitgliede der Kirchenregierung gewählt werden; 
er iſt aber berechtigt, an ihren Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. 


§ 125. 
(1) Die ſynodalen Mitglieder werden auf die Amtsdauer der Landesſynode gewählt. Sie find auf 
der erſten Tagung der Landesſynode zu wählen und bleiben, auch im Falle der Auflöſung der Landesſynode, 
im Amte, bis ihre Nachfolger gewählt ſind. 11 
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(2) Dasſelbe gilt von den Stellvertretern, die in doppelter Zahl der Mitglieder zu wählen find. 
(3) Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln und erfordert die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Los. i 
$ 126. 
Der Vorſitzende hat die geſchäftliche Leitung und vertritt die Kirchenregierung nach außen. 


8 127 
Ss . 

An die Stelle verhinderter oder ausſcheidender Mitglieder des Landeskirchenamts treten ihre Vertreter 
oder Nachfolger, an die Stelle der ſynodalen Mitglieder die Stellvertreter in einer bei der Wahl feſtzuſetzen⸗ 
den Reihenfolge. 

§ 128. 

Die Mitglieder der Kirchenregierung werden von dem Vorſitzenden nach Bedarf zu Sitzungen einbe— 
rufen. Die Einberufung muß erfolgen, wenn der Präſident der Landesſynode oder zwei Mitglieder der 
Kirchenregierung es verlangen. Die Einladung ſoll in der Regel wenigſtens eine Woche vor der Sitzung 
unter Mitteilung der Tagesordnung ergehen. Über Gegenſtände, die in der Tagesordnung nicht bezeichnet 
ſind, kann nur dann Beſchluß gefaßt werden, wenn keiner der Anweſenden Einſpruch erhebt. 


§ 1209. 


Der Vorſitzende iſt berechtigt, zu den Sitzungen der Kirchenregierung Mitglieder des Landeskirchenamts 
als Berichterſtatter mit beratender Stimme hinzuzuziehen. 


§ 130. 

(1) Die Beſchlüſſe find gültig, wenn auf vorſchriftsmäßige Einladung wenigſtens ſieben ſtimmberechtigte 
Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Iſt die Zahl der ſynodalen Mitglieder geringer als die Zahl 
der nichtſynodalen, ſo dürfen die geſchloſſen ſtimmenden ſynodalen Mitglieder nicht durch die nichtſynodalen 
Mitglieder überſtimmt werden. 

(2) In den Fällen des § 132 Abſ. 2 Ziffer 3 bedarf es zur Gültigkeit des Beſchluſſes der Zuſtimmung 
der Mehrheit der anweſenden ſynodalen Mitglieder, ſoweit bisher eine Zuſtimmung des Geſamtſynodalaus⸗ 
ſchuſſes vorgeſehen war. d ER 

§ 131. 

Der Vorſitzende kann in dringenden Fällen ſchriftlich beſchließen laſſen. Der Beſchluß iſt gültig, wenn 
mehr als die Hälfte aller Mitglieder zuſtimmt und nicht von einem Mitgliede der Kirchenregierung münd⸗ 
liche Beſchlußfaſſung verlangt wird. 

8 132. 
5 (1) Aufgabe der Kirchenregierung iſt die oberſte Leitung der Landeskirche und die Wahrung und Weiter⸗ 
bildung der geſamten kirchlichen Ordnung im Rahmen der Verfaſſung und der Kirchengeſetze. 

(2) Die Kirchenregierung iſt insbeſondere in allen Fällen zuſtändig, in denen 

1. ihr in dieſer Verfaſſung oder in künftigen Kirchengeſetzen ausdrücklich Aufgaben übertragen werden, 
2. bis zum Zuſammentritte der verfaſſunggebenden Landeskirchenverſammlung eine dem Konfiftorium 
übergeordnete kirchliche Inſtanz zuſtändig war, i N i 
3. bisher in Geſetzen und Verordnungen eine Beteiligung des Geſamtſynodalausſchuſſes in Form 

der Zuſtimmung oder der Mitwirkung bei der Beſchlußfaſſung vorgeſehen war, 
J. bisher der Erlaß allgemeiner Ausführungsvorſchriften zu Kirchengeſetzen dem Konſiſtorium allein 
übertragen war. 

(3) In den Fällen des Abf. 2 Ziffer 2 und 3 kann durch Kirchengeſetz oder durch Beſchluß der Landes— 
ſynode die Zuſtändigkeit dem Landeskirchenamt übertragen werden. 
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i 8 133. 8 
s (1) Die Kircheuregierung kann Angelegenheiten, die einen Beſchluß der Landesſynode erfordern, in 
dringenden Fällen vorläufig regeln, wenn die Berufung einer außerordentlichen Landesſynode untunlich erſcheint. 


(2) Handelt es ſich um eine Frage, die durch Kirchengeſetz geregelt werden müßte, ſo iſt eine Notver⸗ 
ordnung zu erlaſſen und wie ein Kirchengeſetz zu verkünden. 


(3) Die Kirchenregierung hat in dieſen Fällen vor der nächſten Landesſynode die Dringlichkeit und 
Zweckmäßigkeit der Maßregel zu rechtfertigen. Stimmt die Landesſynode zu, ſo iſt die Notverordnung 
erforderlichenfalls als Kirchengeſetz endgültig zu verkünden. Andernfalls ſind die getroffenen Maßregeln außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. 

8 134. 

Für die Teilnahme an den Sitzungen der Kirchenregierung ſind Tagegelder und Reiſekoſtenvergütungen 

nach Beſtimmung der Landesſynode zu gewähren. 


IV. Die Biſchöfe und der Landesſuperintendent für Lauenburg. 
8 135. 
(1) Die Biſchöfe werden auf Vorſchlag der Kirchenregierung von der Landesſynode auf Lebenszeit ge- 
wählt. Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln und erfordert die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Unbe— 
ſchriebene und ungültige Stimmzettel gelten als abgegebene Stimmen. 


(2) Im übrigen wird das Wahlverfahren durch eine von der Landesſynode zu erlaſſende Wahlordnung 
geregelt. 


(3) Der Landesſuperintendent für Lauenburg wird auf Vorſchlag der Kirchenregierung von der Lauen- 
burgiſchen Synode gewählt. a 
$ 136. 

(1) Den Biſchöfen liegt die geiftliche Leitung der Landeskirche in ihren Sprengeln ob. 

(2) Sie ſind in der Führung ihres Amtes unbeſchadet der nötigen Zuſammenarbeit mit der Kirchen⸗ 
ans) und dem Landeskirchenamt und unbeſchadet ihrer Rechte und Pflichten innerhalb dieſer Organe 
elbſtändig. s 

(3) In grundſätzlichen Fragen haben ſie ſich zu verſtändigen und auf eine einheitliche Leitung der 
Sprengel Bedacht zu nehmen. 

(4) Die Biſchöfe werden bei Erledigung ihrer Obliegenheiten durch die geiftlichen Mitglieder und Hilfs— 
arbeiter des Landeskirchenamts nach Bedarf unterſtützt und vertreten. 


§ 137. 
Der Biſchof, der den Vorſitz in der Kirchenregierung führt, vertritt die Landeskirche in allen nicht ver- 
mögensrechtlichen Angelegenheiten nach außen. 
§ 138. 
Zu den amtlichen Obliegenheiten der Biſchöfe gehört insbeſondere 
die Leitung der theologiſchen Prüfungen, : 
die Aufficht über die Kandidaten während ihrer praktiſchen Ausbildung, 
die Ordination der Geiſtlichen und die Einführung der Pröpſte in ihre Amter, 
5 A en und Beratung der Geiſtlichen bei der Führung ihres Amtes und in allen perſönlichen 
Anliegen, 


„die Abhaltung jährlicher amtlicher Zuſammenkünfte mit den Pröpſten, 
6. die Teilnahme an Propſteiſynoden und Propſteikonferenzen nach freiem Ermeſſen, 


— 
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die Fürſorge für kirchliche Arbeiten wie Jugendpflege, Volksmiſſion, Evangeliſation, Apologetik, 
khh Vortragsweſen, Preſſe, Schriftenweſen, 


8. die Aufrechterhaltung und Ausgeſtaltung der Verbindung mit den Organen der inneren und der 
äußeren Miſſion, 


9. die Wahrung der kirchlichen Intereſſen auf dem Gebiete der Schule und der Erziehung. 


§ 139. 
Den Biſchöfen ſteht das Recht zu, 
1. bei der Beſetzung geiſtlicher Stellen innerhalb der geſetzlichen Grenzen Vorſchläge zu machen, 
. Geiftliche zu allgemein⸗ kirchlicher Hilfsarbeit heranzuziehen, a 
Kirchen und andere gottesdienſtliche Gebäude oder Räume einzuweihen, 


. alle Gemeinden ihres Sprengels nach feſter Ordnung zu viſitieren und auch außerordentliche 
Viſitationen vorzunehmen, 


nach vorheriger rechtzeitiger Anmeldung in den Kirchen ihres Sprengels Gottesdienſt zu halten, 
. Anfprachen an Geiſtliche und Kirchengemeinden zu erlaſſen und für ihre Kundgebung das Kirch 
liche Gefeß- und Verordnungsblatt zu benutzen. 


— uw 
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8 140. 
Die im § 100 Abſ. 3 vorbehaltenen Rechte der Pröpſte werden durch die SS 138 und 139 nicht berührt. 


§ 141. 

Die diſziplinaren Befugniſſe der Biſchöfe gegenüber den Geiſtlichen werden durch Kirchengeſetz feſtge⸗ 
ſtellt. Jedenfalls ſteht den Biſchöfen das Recht und die Pflicht zu, wenn ihnen über die Amtsführung oder 
den Wandel eines Geiſtlichen Ungünſtiges bekannt wird, die Angelegenheit entweder perſönlich durch Mahnung 
oder Warnung zu erledigen oder für die Weiterverfolgung im Diſziplinarwege Sorge zu tragen. 


§ 142. 

1) Für die evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinden des Kreiſes Herzogtum Lauenburg werden die Rechte 
und Pflichten des Biſchofs durch den Landesſuperintendenten für Lauenburg wahrgenommen. 

(2) Die Vorſchriften der SS 136 Abſ. 1 und 2, 138, 139 und 141 finden auf den Landesſuperinten⸗ 
denten ſinngemäß Anwendung. 

(3) Hinſichtlich der Einführung des Landesſuperintendenten verbleibt es bei dem Herkommen. 


V. Das Landeskirchenamt. 


§ 143. 
. (1) Das Landeskirchenamt beſteht aus 
1. einem Präſidenten als Vorſitzendem, 
2. einem Vizepräſidenten als Stellvertreter des Vorſitzenden, 
3. den Biſchöfen und dem Landesſuperintendenten für Lauenburg, 
4. der erforderlichen Zahl von geiſtlichen und nichtgeiſtlichen Mitgliedern. 
(2) Der Präſident, der Vizepräſident und in der Regel auch die anderen nichtgeiſtlichen Mitglieder 
müſſen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſte haben. 
(3) Die Biſchöfe unterſtehen nicht der Dienſtaufſicht des Präſidenten und find nicht verpflichtet, Auf- 
träge des Landeskirchenamts entgegenzunehmen. 


Won 


g 144. 


Der Präſident des Landeskirchenamts wird von der Kirchenregierung auf Lebenszeit gewählt. Die 
Wahl erfolgt mit Stimmzetteln und erfordert die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleic) 
heit entſcheidet das Los. 


§ 145 
8 . 
Die geiſtlichen und nichtgeiſtlichen Mitglieder des Landeskirchenamts werden von der Kirchenregierung, 


der Vizepräſident auf Vorſchlag des Präſidenten des Landeskirchenamts ernannt. Die übrigen Beamten und 
etwaigen Hilfsarbeiter werden von dem Präſidenten des Landeskirchenamts angeſtellt. 


$ 146. 


Das Landeskirchenamt iſt ein Kollegium. Es faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§ 147. 
Dem Vorſitzenden der Kirchenregierung und dem Präſidenten des Landeskirchenamts ſteht gegen ihnen 
bedenklich erſcheinende Beſchlüſſe des Landeskirchenamts binnen zwei Wochen Einſpruch zu, über den die 
Kirchenregierung zu entſcheiden hat. a 


§ 148. 
8 
(1) Das Landeskirchenamt verwaltet die inneren und äußeren Angelegenheiten der Landeskirche. 
(2) Es iſt in allen Fällen zuſtändig, für die nicht ausdrücklich oder ſinngemäß die Zuſtändigkeit einer 
anderen Stelle gegeben iſt. Insbeſondere iſt es, ſofern ſich nicht aus dieſer Verfaſſung oder aus anderen 


Kirchengeſetzen etwas anderes ergibt, in allen Fällen zuſtändig, in denen bisher das Evangeliſch⸗lutheriſche 
Konſiſtorium der Provinz Schleswig⸗Holſtein zuſtändig war. 


N § 149 
Se 
(1) Das Landeskirchenamt vertritt die Landeskirche in vermögensrechtlichen Angelegenheiten nach außen, 
insbeſondere auch in Rechtsſtreitigkeiten. 
(2) Ausfertigungen von Urkunden und anderen Schriftſtücken werden namens des Landeskirchenamts 


von dem Präſidenten oder feinem Stellvertreter unterzeichnet. Die Geſchäftsordnung kann auch die Unter- 
ſchrift von anderen Mitgliedern oder von Beamten des Landeskirchenamts zulaſſen. 


(3) Zur Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch die Verpflichtungen für die Landeskirche übernommen 
werden, bedarf der Vorſitzende der Mitwirkung eines Mitglieds des Landeskirchenamts. Dasſelbe gilt für 
Vollmachten. 


(4) Wo die Geſetze die Schriftform verlangen, bedarf es der Unterſchrift des Präſidenten oder ſeines 
Stellvertreters und eines Mitglieds des Landeskirchenamts und der Beidrückung des landeskirchenamtlichen 
Siegels. Bei gerichtlicher oder notarieller Beurkundung kann das Siegel fehlen. 


(5) Beſchränkungen dieſer Vertretungsbefugniſſe find gegen Dritte ohne Wirkung. 


8.160, 
(1) Das Landeskirchenamt unterſteht der Dienſtaufſicht der Kirchenregierung und hat die ihm von dieſer 
erteilten Aufträge auszuführen. 
(2) Gegen feine Entſcheidung iſt, abgeſehen von den Fällen, in denen es nach geſetzlicher Beſtimmung 
endgültig entſcheidet oder ein beſonderes Rechtsmittel gegeben iſt, die Aufſichtsbeſchwerde bei der Kirchen⸗ 
regierung zuläſſig. 


ei 


§ 151. 
Richtet ſich die Beſchwerde gegen ein Mitglied des Landeskirchenamts, das zugleich Mitglied der Kirchen⸗ 
regierung iſt, ſo tritt für dieſes Mitglied ſein Stellvertreter oder ein anderes von dem Präſidenten des 
Landeskirchenamts zu ernennendes Mitglied dieſer Behörde ein. 


Vierter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen für die kirchlichen Körperſchaſten und Synoden. 
§ 152. 

(1) Die nichtgeiſtlichen Mitglieder einer Synode müſſen die Wählbarkeit zu Kirchenälteſten beſitzen und 
mindeſtens ſeit einem Jahre in dem Bereiche der betreffenden Synode wohnen. 

(2) Ihre Mitgliedſchaft erliſcht mit dem Fortfall einer dieſer Vorausſetzungen. 

(3) Die geiſtlichen Mitglieder einer Synode ſcheiden aus, wenn eine Vorausſetzung ihrer Mitglied- 
ſchaft fortfällt. 

(4) Die Synoden entſcheiden endgültig über die Vollmacht ihrer Mitglieder. 


i 8 153. 
Das vollendete fünfundſiebenzigſte Lebensjahr gilt für ſämtliche gewählte Mitglieder kirchlicher Körper- 
ſchaften und Synoden ſowie für die ernannten Mitglieder der Synoden als Altersgrenze im Amte. 


$ 154. 

Paſtoren, kirchliche Beamte und Angeſtellte bedürfen für ihre Tätigkeit als Mitglieder einer Synode 
keines Urlaubs. a 
8 155. 

Die Verhandlungen der Synoden ſind für alle erwachſenen Mitglieder der Landeskirche öffentlich; 
jedoch können die Synoden für einzelne Verhandlungsgegenſtände durch Beſchluß in nichtöffentlicher Sitzung 
die Offentlichkeit ausſchließen. 

: $ 156. f 

(1) Die Synoden ſind beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend iſt. Sie 
faſſen ihre Beſchlüſſe, ſoweit nicht kirchengeſetzlich etwas anderes beſtimmt iſt, mit der Mehrheit der abge— 
gebenen Stimmen. ö 

(2) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt, bei Wahlen entſcheidet das Los. Wahlen 
können durch Zuruf erfolgen, falls kein Widerſpruch dagegen erhoben wird. 20 


§ 157 
S * 
Die Sitzungen der Synoden werden mit Gebet eröffnet, die Schlußſitzung wird auch mit Gebet 
geſchloſſen. 2 
$ 158. 
Die Mitglieder der Synoden haben Anſpruch auf Tagegelder und Vergütung der Reiſekoſten. Die 
Synode ſetzt die Beträge feſt. f 6 8 
| § 159. 
0) Außer den in dieſer Verfaſſung oder in anderen Kirchengeſetzen bezeichneten Fällen können die kirch⸗ 
lichen Körperſchaften zur Regelung beſonderer Einrichtungen Gemeindeſatzungen, die Propſteiſynoden Propſtei⸗ 
ſatzungen beſchließen. i 


(2) Die Satzungen bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamts. Der Synodalausſchuß iſt vor- Be. 


her zu hören. 
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$ 160. f 

Beſchlüſſe von kirchlichen Körperſchaften, Propſteiſynoden oder Synodalausſchüſſen, welche deren Befug⸗ 
niſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, find vom Landeskirchenamt außer Kraft zu ſetzen. Der Vor⸗ 
ſitzende der Körperſchaft, die einen ſolchen Beſchluß gefaßt hat, iſt verpflichtet, die Ausführung des Beſchluſſes 
auszuſetzen und ihn dem Landeskirchenamte zur Entſcheidung vorzulegen. Gegen eine Entſcheidung des Landes⸗ 
kirchenamts, die den Beſchluß außer Kraft ſetzt, iſt binnen vier Wochen Beſchwerde bei der Kirchenregierung 
zuläſſig; ſie entſcheidet endgültig. 5 

8161. 

(1) Weigern ſich die Organe der Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände oder Propſteien, Leiſtungen, 
zu denen fie geſetzlich verpflichtet find, auf den Voranfchlag (Haushaltsplan) zu bringen oder außerplanmäßig 
zu beſchließen, ſo kann das Landeskirchenamt die Eintragung in den Voranſchlag (Haushaltsplan) bewirken 
oder die außerordentliche Ausgabe feſtſtellen und die ſonſt erforderlichen Verfügungen treffen. 

(2) Gegen die Maßnahmen des Landeskirchenamts iſt binnen vier Wochen Beſchwerde bei der Kirchen- 
regierung zuläſſig; ſie entſcheidet endgültig. 

8 162. 

Das Landeskirchenamt kann verlangen, daß der Kirchenvorſtand, der Verbandsausſchuß eines Kirchen— 
gemeindeverbandes und der Synodalausſchuß rechtlich begründete Vermögensanſprüche, namentlich auch eine 
durch Pflichtwidrigkeit entſtandene Erſatzforderung gegen ein Mitglied der genannten Organe, im Klagewege 
geltend macht. Außerſtenfalls kaun das Landeskirchenamt für das Verfahren einen Kirchenanwalt beſtellen 


Fünfter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 


§ 169, f 

(1) Das geltende kirchliche Recht bleibt in Kraft, ſoweit ſich nicht aus der Verfaſſung etwas anderes ergibt. 

(2) Wo in Geſetzen oder anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen iſt, die durch die Verfaſſung 
aufgehoben find, werden fie in Ermanglung anderer Vorſchriften durch die entſprechenden Beſtimmungen der 
Verfaſſung erſetzt. 

(3) Ebenſo treten an die Stelle aufgehobener Behörden die entſprechenden Behörden der Verfaſſung. 

(4) Bis zur Regelung durch Kirchengeſetz behält es bezüglich des Amlageverfahrens der Propſteien und 
der Landeskirche bei den Beſtimmungen der §§ 104 bis 106 der Kirchengemeinde und Synodalordnung fein 


Bewenden. 


8164. 
(1) Die Aufhebung der Kirchenpatronate iſt anzuſtreben. 
(2) Bis zu anderweitiger geſetzlicher Regelung bleiben die Vorſchriften über die Rechte und Pflichten 
der Kirchenpatronate beſtehen, insbeſondere die SS 68 ff. der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung. 
(3) Die Beſtimmungen des § 3 der Verordnung, betreffend die Einführung der Kirchengemeinde und Sy⸗ 
nodalordnung in den evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinden des Kreiſes Herzogtum Lauenburg, vom 7. November 
1877 (Geſetzſamml. S. 232) bleiben unberührt. 


! $ 165, 
; Bis zu anderweitiger kirchengeſetzlicher Regelung bleiben die SS 60 bis 67 der Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalordnung mit der Maßgabe in Kraft, daß für Wahlrecht und Wählbarkeit die Beſtimmungen der 
Verfaſſung ſinngemäß Anwendung finden. f 
§ 166. 
(1) Unberührt bleiben bis auf weiteres die Verfaſſungen der Anſtaltsgemeinden. 


(2) Die Anerkennung neuer Anſtaltsgemeinden erfolgt bis zu anderer geſetzlicher Regelung durch die 
Kirchenregierung. a A 


354. 


(3) Anſtaltsgemeinden nehmen an den Wahlen zu den Propſteiſynoden teil, ſofern ſie nach Feſtſtellung i 
der Kirchenregierung eigene Vertretungen beſitzen, deren Bildung und Wirkungskreis den Grundſätzen der 
Verfaſſung für die kirchlichen Körperſchaften entſpricht. 


§ 167. 

Für das Verfahren bei Beſtrafung von Dienſtvergehen, bei vorläufiger Dienſtenthebung und bei un- 
freiwilliger Verſetzung in den Ruheſtand gilt bis zu anderer kirchengeſetzlicher Regelung das Kirchengeſetz, 
betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten und die unfreiwillige Verſetzung derſelben in den Ruheſtand, 
vom 15. September 1889 (Kirchliches Geſetz- und Verordnungsbl. S. 67 ff.), mit folgenden Maßgaben: 

1. Als Diſziplinarbehörde erſter Inſtanz wird an Stelle des Konſiſtoriums ein Kirchengericht gebildet, 
das aus dem Vizepräſidenten des Landeskirchenamts als Vorſitzendem und aus je einem geiſtlichen 
und weltlichen Mitgliede des Landeskirchenamts beſteht, die von dieſem zu beſtimmen ſind. An 
Stelle der Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes, ſoweit dieſe an der Erledigung der 
Diſziplinarſachen teilzunehmen haben, treten zwei geiſtliche Mitglieder des zuſtändigen Synodal 
ausſchuſſes, die von dieſem zu beſtimmen find. Im Falle der Verhinderung von ſynodalen 
Mitgliedern beruft der Präſident des Landeskirchenamts auf Vorſchlag des Biſchofs einen oder 
zwei andere Paſtoren der betreffenden Propſtei. 

2. Das Landeskirchenamt bleibt zur Erledigung in leichten Difziplinarfällen und zur Einleitung des 
förmlichen Diſziplinarverfahrens zuſtändig. Das Kirchengericht tritt erſt an feine Stelle, nachdem 
die Einleitung des förmlichen Diſziplinarverfahrens beſchloſſen iſt und nachdem der Unterſuchungs— 
kommiſſar und der Vertreter der Anklage vom Landeskirchenamt ernannt ſind. 

In zweiter Inſtanz entſcheidet die Kirchenregierung unter Ausſchluß der Mitglieder, die bei der 
erſten Entſcheidung als Richter mitgewirkt haben. 

4. Ju ODiſziplinarfällen aus dem Kreife Herzogtum Lauenburg ſcheidet der nicht den Vorſitz führende 
Biſchof aus. 


os 


$ 168. 
(1) Bis zum Erlaß eines Kirchenbeamtengeſetzes finden auf die Beamten der landeskirchlichen Verwaltung 
die jeweiligen Vorſchriften des ſtaatlichen Beamtenrechts ſinngemäß Anwendung. ö 
(2) Für das Verfahren bei Beſtrafung von Dienftvergehen, bei vorläufiger Dienſtenthebung und bei 
unfreiwilliger Verſetzung in den Ruheſtand gilt bis zu anderer kirchengeſetzlicher Regelung das Kirchengeſetz 
vom 15. September 1889, betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten und die unfreiwillige Verſetzung 
derſelben in den Ruheſtand, mit folgenden Maßgaben: 
1. In ſämtlichen Diſziplinarverfahren ſowie in den Fällen der §s 51 und 52 des Geſetzes entſcheidet 
in erſter Inſtanz das Kirchengericht, in zweiter Inſtanz die Kirchenregierung unter Ausſchluß der 
Mitglieder, die bei der erſten Entſcheidung mitgewirkt haben. 
2. Im übrigen werden die vormals dem Miniſter zugewieſenen Befugniſſe von dem Vorſitzenden der 
Kirchenregierung, die dem Konſiſtorium zugewieſenen im allgemeinen von dem Präſidenten des 


Landeskirchenamts, bezüglich der von der Kirchenregierung gewählten oder ernannten Beamten = = 


von dem Vorſitzenden der Kirchenregierung wahrgenommen. Das gleiche gilt für die Einftellung 
des Verfahrens mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung ſowie über eine in dieſem 
Falle etwa zu verhängende Ordnungsſtrafe. en 


$ 169. } 

(1) Zur Beſoldung der Beamten der kirchlichen Verwaltung find zunächſt diejenigen Mittel zu der 

wenden, die der Staat der Kirche zur Ablöſung der Koſten des landesherrlichen Kirchenregiments überweiſt. 

(2) Den bisherigen Beamten der kirchlichen Verwaltung, die in den Dienſt der Kirche übergehen, 

ſtehen die Anſprüche auf Dienſtſtellung, Dienſteinkommen, Ruhegehalt, Hinterbliebenenverſorgung und ſonſtige 

dienſtliche Bezüge in gleichem Umfange zu wie den Staatsbebamten entſprechender Stellung nach den für 
dieſe jeweilig geltenden maßgebenden Beſtimmungen. 
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8 170. 
Für Geiſtliche und Kirchenbeamte können durch Kirchengeſetz Altersgrenzen feſtgelegt werden. 


8171 f 
d . 
Die zum Inkrafttreten der Verfaſſung erforderlichen näheren Anordnungen trifft der Landeskirchen⸗ 
ausſchuß. Er beſtimmt auch den Zeitpunkt des Inkrafttretens, ſobald die rechtlichen Vorbedingungen 
gegeben ſind. 


Die nach dem Kirchengeſetze vom 31. Dezember 1920 gebildete Landeskirchenverſammlung erläßt hiermit 
die vorſtehende, durch ihren heutigen Beſchluß feſtgeſtellte Verfaſſung. 


Rendsburg, den 30. September 1922. 


Prall, 
Präſident. 
Wagner, Dr. Ehlers, 
Vizepräſident. Vizepräſident. 
Sieveking, Völkel, 5 Riewerts, 
Schriftführer. Schriftführer. Schriftführer. 
) ) ) ) 


: Verfaſſung 
m der evangelifchen Landeskirche in Heſſen⸗Caſſel. 


Die evangeliſche Landeskirche in Heſſen-Caſſel, getreu dem Erbe der Väter, ſteht auf dem in der Heiligen 
e Schrift gegebenen, in den Bekenntniſſen der Reformation bezeugten Evangelium von Jeſus Chriſtus, unſerm 
N Herrn. Dieſes Evangelium ift für die Arbeit und Gemeinſchaft der Kirche unantaſtbare Grundlage. 

Die evangeliſche Landeskirche in Heſſen-Caſſel umfaßt die Kirchengemeinden der im Konſiſtorialbezirke 
Caſſel verbundenen evangeliſchen Kirchengemeinſchaften (der reformierten, der lutheriſchen und der unierten). 

Sie iſt Mitglied des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes. 

Die Bekenntniſſe werden in ihrer fortdauernden Geltung anerkannt. 
Die evangeliſche Landeskirche in Heſſen-Caſſel gibt ſich das folgende Grundgeſetz. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Veſtimmungen. 
s1. | 
Die evangeliſche Landeskirche in Heſſen-Caſſel, die zu ihr gehörigen Kirchenkreisverbände und die Kirchen⸗ 
gemeinden find Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. Innerhalb der ſtaats- und kirchengeſetzlichen Grenzen 


ordnen und verwalten ſie ihre Angelegenheiten ſelbſtändig. 
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ha 8 2. 

(1) Die Kirchengemeinden bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. 

(2) Kirchengemeinden werden neugebildet, verändert, aufgehoben und vereinigt nach Anhörung der 
Beteiligten, wenn dieſe einverſtanden ſind, durch Beſchluß des Landeskirchenamts, ſonſt durch Beſchluß der 
Kirchenregierung. 

(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, worüber ſich die Beteiligten nicht einigen, ſo 
entſcheidet das Landeskirchengericht. 


§ 3. ö 
(1) Mehrere Kirchengemeinden verſchiedenen Bekenntniſſes an demſelben Orte können zu einer Kirchen⸗ 
gemeinde oder an mehreren Orten zu einem Kirchenſpiele mit Zuſtimmung ihrer Kirchenvorſtände und Gemeinde- 
verſammlungen (§ 28 Nr. 4) durch Anordnung der Kirchenregierung vereinigt werden. 
(2) Wenn ſich Kirchengemeinden nur evangeliſch nennen wollen, jo iſt dazu ein Beſchluß des Kirchen⸗ 
vorſtandes und der Gemeindeverſammlung erforderlich. 


8 4. 
(1) Mitglied der Kirchengemeinde iſt jeder evangeliſche Chriſt, der in ihrem Bereiche ſeinen Wohnſitz hat, 
wenn er nicht aus der Landeskirche ausgeſchieden iſt. 


(2) Beſtehen an einem Orte mehrere Kirchengemeinden verſchiedenen Bekenntniſſes, ſo ſteht der Übertritt 


von der einen zur anderen jederzeit frei. Zuziehende oder in die Landeskirche Eintretende wählen ſich die 
Kirchengemeinde, der ſie ſich anſchließen. 

Wer aus der Landeskirche ausgetreten oder ausgeſchloſſen iſt, kann vom Kirchenvorſtande mit Genehmigung 
des Kirchenkreisvorſtandes wieder aufgenommen werden. 


§ 6. 5 
Die Mitgliedſchaft zur Kirchengemeinde berechtigt zur Teilnahme an ihren Veranſtaltungen und Ein⸗ 


richtungen ſowie an denen der Landeskirche. Sie verpflichtet zu einem Leben, wie es der kirchlichen Ordnung 


entſpricht, zur Übernahme kirchlicher Ehrenämter und zum Tragen kirchlicher Laſten. 


8 7. 
Wahlberechtigt iſt jedes Mitglied, das 25 Jahre alt iſt; wählbar iſt jedes, das 30 Jahre alt iſt und 
ein Jahr am Orte wohnt, 


88 
IDEE 
(1) Wahlberechtigt und wählbar iſt nicht: 
. wer nicht voll geſchäftsfähig iſt, 
. wer nicht die bürgerlichen Ehrenrechte hat, 
wer in Unterfuchung iſt wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenxechte nach ſich ziehen kann, 
wer nach Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes kirchengeſetzliche Pflichten ſchuldhaft verletzt hat, 
wer nach Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes durch Bekunden kirchenfeindlicher Geſinnung oder durch 
unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches Argernis gibt. 
(2) Die Wählbarkeit fehlt auch dem, der ſich nach Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes am gottesdienſt⸗ 
lichen Leben der Gemeinde nicht beteiligt. 
(3) Wer nicht in die Wählerliſte aufgenommen iſt, kann ſein Wahlrecht nicht ausüben, auch nicht 
gewählt werden. 
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(4) Mit der Wählbarkeit gehen auch die kirchlichen Ehrenämter verloren. . 
(5) Gegen die Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes nach Abſ. I Nr. 4, 5 und Abf. 2 iſt binnen zwei 
Wochen Beſchwerde an den Kirchenkreisvorſtand zuläſſig. 


8 3 


Wegen öffentlichen Argerniſſes (§ 8 Abſ. 1 Nr. 5) kann ein Mitglied aus der Landeskirche ausgeſchloſſen 
werden. Ein Kirchengeſetz beſtimmt das Verfahren. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Kirchengemeinden. 


ä A. Der Kirchenvorſtand. 
= 1. Die Einrichtung. 


8 10. 
(1) Der Kirchenvorſtand beſteht: 
1. aus den Pfarrern und Hilfspfarrern der Gemeinde oder ihren Stellvertretern im Pfarramte, 
2. aus gewählten Mitgliedern. 
(2) Mit beratender Stimme nehmen an den Sitzungen des Kirchenvorſtandes teil: 
J. ordinierte Pfarrgehilfen, 5 5 i 
2. langjährige verdiente Mitglieder, die bei ihrem Ausſcheiden zu Ehrenmitgliedern ernannt find, 
5 § 11. Et 
Die Zahl der zu wählenden Mitglieder ſetzt der Kirchenkreisvorſtand nach Anhörung des Kirchen— 
vorſtandes feſt. In der Regel ſollen es 6 bis 24 fein. 


f 8 12, rn 
(i) Die Wahl iſt allgemein, gleich, geheim und unmittelbar. Ein Kirchengeſetz regelt fie, 
(2) Sie ſoll auf Männer oder Frauen gerichtet werden, die wegen ihres bewährten chriſtlichen Sinnes, 
ihrer Einſicht und Erfahrung in kirchlichen Dingen beſonderes Vertrauen in ihrer Gemeinde genießen. 
(3) Über die Gültigkeit von Wahl und Mitgliedſchaft entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf Beſchwerde 
der Kirchenkreisvorſtand. 
813. i 
Ehegatten, Eltern und Kinder, Schwiegereltern und Schwiegerkinder ſowie Geſchwiſter dürfen nicht gleich 
zeitig als ſtimmberechtigt dem Kirchenvorſtand angehören. Werden ſie zugleich gewählt, ſo tritt nur der 
Altere ein. ER 
§ 14. 
(1) Wer gewählt iſt, kann das Amt nur aus erheblichen Gründen ablehnen oder niederlegen, namentlich 
: wenn er 
8 1. ſechzig Jahre alt iſt, a 
8 2. unmittelbar vorher zwölf Jahre lang das Amt bekleidet hat, i 
= 3. infolge von Krankheit oder anderen befonderen Schwierigkeiten fein Amt nicht ſtändig ausüben kann. 
. (2) Über die Gründe entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf Beſchwerde der Kirchenkreisvorſtand; die 
55 Beſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen und beginnt mit Mitteilung des Beſchluſſes. 5 8 
(3) Wer ohne erheblichen Grund eine Wahl ablehnt oder ſein Amt niederlegt, verliert das Wahlrecht. 
Auf Antrag kann es ihm der Kirchenvorſtand wieder verleihen, jedoch erſt nach Ablauf der Zeit, wofür er 
gewählt war. 
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§ 15. 
(1) Neue Mitglieder werden im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde eingeführt. Sie müſſen dabei ein 
Gelübde ablegen. Auf die Frage des Pfarrers: 

„Gelobt Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, das Euch befohlene Amt ſorgfältig und treu 
nach dem Worte Gottes wie den Ordnungen der Kirche und dieſer Gemeinde zu verwalten und 
gewiſſenhaft darauf zu achten, daß in der Gemeinde Glaube und Liebe wachſe und alles ordentlich 
und ehrbarlich zugehe?“ 

erklären ſie: 
„Ich gelobe es!“ 
(2) Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes tritt das Mitglied in ſein Amt ein. 
(3) Wer das Gelübde verweigert, lehnt das Amt ab. 


8 16. 
(1) Die Amtszeit der Kirchenvorſtandsmitglieder beträgt ſechs Jahre. 
(2) Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte aus; das erſtemal entſcheidet darüber das Los. 
(3) Der Ausſcheidende bleibt im Amte, bis ſein Nachfolger eintritt. 
(4) Wiederwahl iſt zuläſſig. 2 
(5) Werden Gemeinden neu gegründet, ſo beſtimmt der Kirchenkreisvorſtand für das erſtemal die 
Amtszeit der gewählten Mitglieder. 417 


Bleibt die erſte Wahl ergebnislos, ſo findet eine neue ſtatt. Kommt auch zum zweitenmal keine gültige 
Wahl zuſtande, ſo ernennt der Kirchenkreisvorſtand die fehlenden Mitglieder. 


§ 18. 
Lehnt ein Gewählter ab oder ſcheidet ein Mitglied vorzeitig aus, ſo wählt der Kirchenvorſtand für die 
Reſtzeit ein Erſatzmitglied, wenn ein ſolches nicht durch die Grundſätze des Wahlverfahrens beſtimmt iſt. 


819 
> „ 
(1) Der Kirchenkreisvorſtand muß ein Mitglied entlaſſen, wenn es die Wählbarkeit verloren oder eine 
grobe Pflichtwidrigkeit begangen hat. Zuvor muß er das Mitglied und den Kirchenvorſtand hören. 
(2) Binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe kann Berufung an das Landeskirchengericht eingelegt werden. 
(3) Die Berufung hemmt die Vollſtreckung. Jedoch kann das Landeskirchengericht die vorläufige Amts⸗ 
enthebung ausſprechen. 
8 20. 4 
(J) Einen Kirchenvorſtand, der beharrlich feine Pflichten vernachläſſigt oder ihre Erfüllung verweigert, 
kann auf Antrag des Kirchenkreisvorſtandes das Landeskirchenamt auflöſen. Der Kirchenkreisvorſtand muß 


dann ſogleich eine Neuwahl ausſchreiben. 
(2) Das Landeskirchenamt kann zu einer ſolchen Neuwahl den bisherigen Mitgliedern die Wählbarkeit 


entziehen. 
(3) Für die Berufung gelten § 19 Abſ. 2 und 3. 


2. Die Geſchäftsführung. 
8 21. 
(1) Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer. Auf feinen Antrag kann das Landeskirchen— 
amt den Vorſitz einem anderen Mitglied übertragen. 
2) Sind mehrere Pfarrer an der Gemeinde, fo wechſelt der Vorſitz alle ſechs Jahre. Das Lan des 
kirchenamt kann einen Pfarrer von der Übernahme des Vorſitzes befreien. Auf Wunſch aller Pfarrer und 
Antrag des Kirchenvorſtandes kann das Landeskirchenamt einem anderen Mitgliede den Vorſitz übertragen. 
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(3) Den Kirchenvorſtänden kann die Kirchenregierung das Recht einräumen, den Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter auch aus den weltlichen Mitgliedern zu wählen. a 

(4) Für vorübergehende Verhinderung des Vorſitzenden wählt der Kirchenvorſtand beim Beginne der 
regelmäßigen Amtszeit ſeiner Mitglieder einen Stellvertreter. f 

(5) Wenn der Vorſitzende verhindert iſt oder ganz ausſcheidet, ſo ernennt das Landeskirchenamt den 
einſtweiligen Vorſitzenden. a 

(6) Ohne Mitwirkung eines geiſtlichen Mitglieds kann der Kirchenvorſtand nur tätig werden, wenn die 
Pfarrer, als perſönlich bei der Sache beteiligt, bei der Beſchlußfaſſung nicht mitwirken können oder wenn 
Gefahr im Verzug iſt. 

op) 

(1) Der Kircheuvorſtand verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel monatlich einmal. Zu 
außerordentlicher Sitzung beruft ihn der Vorſitzende ſchriftlich oder ſonſt ortsüblich; er muß es tun, wenn 
es mindeſtens ein Drittel der Mitglieder beantragt und dabei den Zweck angibt. 

(2) Die Sitzungen ſind nicht öffentlich. Mit Gebet werden ſie in der Regel eröffnet und auch ge— 
ſchloſſen. 

ö 105 Jedes Mitglied iſt zur Verſchwiegenheit über alle Gegenſtände verpflichtet, die als vertraulich be— 
zeichnet ſind. c 

i (4) Beſchlußfähig iſt der Kirchenvorſtand, wenn die Hälfte ſeiner verfaſſungsmäßigen Mitglieder er⸗ 
ſchienen iſt. Iſt dies nicht der Fall, ſo wird er zu einer zweiten Sitzung einberufen. Dieſe iſt auf jeden 
Fall beſchlußfähig; in der Einladung dazu iſt darauf hinzuweiſen. 

(5) Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden, bei Wahlen das Los. a N . 

(6) Wer am Verhandlungsgegenſtande perſönlich beteiligt iſt, darf nur auf ausdrücklichen Wunſch des 
Kirchenvorſtandes bei der Verhandlung anweſend ſein und muß ſich der Stimme enthalten. 

(7) Der Landespfarrer, der Kreispfarrer und die vom Landeskirchenamt entſandten Vertreter können 
an den Sitzungen des Kirchenvorſtandes teilnehmen, jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen. 


8 23 
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(1) Über die Beſchlüſſe wird eine Niederſchrift in das Verhandlungsbuch eingetragen, vorgeleſen und 
von dem Vorſitzenden ſowie mindeſtens zwei gewählten Mitgliedern unterſchrieben. 

(2) Auszüge aus dem Verhandlungsbuche, die der Vorſitzende beglaubigt, bekunden die Beſchlüſſe nach 
außen. i | 
(3) Ausfertigungen unterſchreibt der Vorſitzende. 

(4) Urkunden, die für die Kirchengemeinde Verbindlichkeiten begründen oder Berechtigungen aufgeben, 
und Vollmachten müſſen von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellverkreter und zwei gewählten Mitgliedern 
unterſchrieben werden; beizudrücken iſt das Kirchenſiegel. Hierdurch wird nach außen die ordnungsmäßige 
Faſſung des Vorſtandsbeſchluſſes feſtgeſtellt. i 

8. 24 

(1) Der Kirchenvorſtand bildet durch Wahl einen Alteſtenausſchuß, der aus einem Drittel feiner ge— 
wählten Mitglieder beſteht. Dieſer ſoll den Pfarrer in der Seelſorge und Handhabung von Zucht und 
Ordnung und den Vorſitzenden in der Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe beſonders unterſtützen. 
Die Mitglieder heißen Kirchenälteſte. e 

(2) Die Pfarrer an der Gemeinde gehören alle dem Alteſtenausſchuß an. i 

(3) In kleinen Gemeinden kann mit Zuſtimmung des Kirchenkreisvorſtandes die Bildung eines Alteſten— 
ausſchuſſes unterbleiben. 8 

(4) Der Kirchenvorſtand kann bilden 

1. ſtändige Ausſchüſſe für beſondere Aufgaben des kirchlichen Lebens und der kirchlichen Verwaltung, 
2. beſondere Ausſchüſſe für einzelne Verwaltungsangelegenheiten. RE 


„ 


(5) Zu dieſen Ausſchüſſen dürfen auch andere fachkundige und erfahrene Mitglieder der Kirchengemeinde 
mit beratender Stimme hinzugezogen werden. 

(6) Der Alteſtenausſchuß hat für ſeinen Wirkungskreis das Recht, ſelbſtändig zu entſcheiden; den 
übrigen Ausſchüſſen kann es der Kirchenvorſtand beilegen. 


§ 25. 

Zur Erledigung gemeinſchaftlicher Angelegenheiten verſammeln ſich die Kirchenvorſtände mehrerer Ge- 
meinden, wenn 1. eine Pfarrei mehrere Kirchengemeinden oder 2. eine bürgerliche Gemeinde mehrere Kirchen- 
gemeinden umfaßt. Für die Übernahme des Vorſitzes iſt im Falle zu 2 der Dienſtrang und in zweiter Linie 
das Dienſtalter des Vorſitzenden der Kirchenvorſtände maßgebend. Dies erübrigt ſich, wenn übereinſtimmende 
Beſchlüſſe vorliegen. 

§ 26. a 
Eine Anweiſung des Landeskirchenamts regelt die Geſchäftsführung nach den beſtehenden Geſetzen. 


3. Der Wirkungskreis. 
§ 27. 
(1) Der Kirchenvorſtand ſoll die Amtstätigkeit des Pfarrers unterſtützen, um chriſtliche Geſinnung und 
Sitte in der Gemeinde zu fördern. l 
(2) Er vertritt die Gemeinde nach außen und verwaltet das kirchliche Vermögen. 
(3) Die Beſtimmungen über die Vermögensverwaltung, zumal über die Stiftungen, bleiben beſtehen. 


8 28. 
Namentlich hat der Kirchenvorſtand folgende Aufgaben: 

J. Er ſoll für Erhaltung der gottesdienſtlichen Ordnung ſorgen und auf Heilighaltung der Sonn- 
und Feiertage ſehen. Seine Zustimmung iſt erforderlich, wenn die übliche Zeit des öffentlichen 
Gottes dienſtes oder die örtlichen gottesdienſtlichen Einrichtungen dauernd abgeändert werden ſollen. 
Er entſcheidet, ob die Kirche eingeräumt werden ſoll zu einzelnen, nicht zu den Gemeindegottes- 
dienſten gehörigen Handlungen, die der Beſtimmung der Kirche nicht widerſprechen. 

2. Er ſoll für die chriſtliche Erziehung und Unterweiſung der Jugend Sorge tragen. 

Er ſoll ſich der Armen und Kranken ſowie der des Schußes und der Hilfe Bedürftigen an⸗ 
nehmen und die kirchlichen Vereine und Anſtalten fördern, die im Gemeindebezirke tätig ſind. 

4. Er ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer lebendigen Teilnahme an ihren Aufgaben ſich an- 
gelegen ſein laſſen und dazu, wenn nötig, eine Gemeindeverſammlung einberufen. Darin follen 

Wünſche und Anliegen entgegengenommen ſowie wichtigere Vorgänge des Gemeindelebens be— 

handelt werden. Eine Gemeindeverſammlung muß einberufen werden, wenn Gemeindeglieder in 

der vierfachen Zahl der Mitglieder des Kirchenvorſtandes in gemeinſamer Eingabe ſich begehren. 


2 
2 


§ 209. 
Im einzelnen liegt dem Kirchenvorſtande noch das Folgende ob: 


1. Er zeigt die Erledigung von Pfarrſtellen dem Kreispfarrer an und ſorgt für Sicherung und Er⸗ 
haltung des Pfarrvermögens. = r 

2. Er beſetzt die Stellen der Gemeindebeamten und -angeftellten und regelt und beauſſichtigt ihre 
Dienſtführung. 8 

3. Er ſchreibt die Gemeindeumlagen aus. 

4. Er ſtellt die Haushaltspläne feſt und nimmt die Jahresrechnungen ab. 


9 30. 


Soweit es das Geſetz beſtimmt, bedürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes der Genehmigung der 
oberen Kirchenbehörden. f 
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B. das Pfarramt. 
1. Die Anftellung der Pfarrer. 
$ 31. 

(1) Die Vorbildung der Pfarrer erfordert ein mindeſtens dreijähriges Studium der evangeliſchen 
Theologie auf einer deutſchen Hochſchule mit wiſſenſchaftlicher Abſchlußprüfung und eine Vorbereitungszeit 
nach Anordnung des Landeskirchentags mit einer praktiſchen Prüfung vor einem Ausſchuſſe, den die Kirchen⸗ 
regierung beſtellt. 

(2) Die Kirchenregierung kann auf die Hochſchulzeit ein Studium an einer ausländiſchen Univerſität 
bis zu einem Jahre anrechnen. 5 

s § 32. 

Die Anſtellungsfähigkeit kann durch die Kirchenregierung anerkannt werden, auch wenn fie in einer 
andern deutſchen evaugeliſchen Landeskirche erworben iſt. 5 


§ 33 
S B 
Ausnahmsweiſe können bewährte Geiſtliche einer außerdeutſchen evangeliſchen Landeskirche oder ordinierte 
Miſſionare der äußern Miſſion nach näherer Beſtimmung der Kirchenregierung angeſtellt werden. 


§ 34. 
(1) Weitere Vorbedingungen der Anſtellung nach geltendem Kirchenrechte bleiben beſtehen. 
(2) Dasſelbe gilt von den Beſtimmungen über die Hilfsgeiſtlichen. 


2. Die Stellenbeſetzung. 
5 $ 35. 3 
(1) Die Beſetzung der Pfarrſtellen ſteht der Kirchenregierung (8 107 Nr. 9, 114 Abs. I) zu. 
(2) In jedem zweiten Erledigungsfalle hat die Kirchengemeinde das Wahlrecht. Ein Kirchengeſetz 
regelt das Nähere. i 
(3) Weitergehende Mitwirkungsrechte der Gemeinden bleiben unberührt. 


§. 36. 
Die erledigten Pfarrſtellen find öffentlich auszuſchreiben. 


8 37. 
Die Kirchenregierung kann für beſondere Aufgaben einen Geiſtlichen ohne Berufung zu einem Ge 
meindepfarramt als Pfarrer der Landeskirche anſtellen. 


§ 38. 

(1) Die Pfarrer werden auf Lebenszeit angeſtellt. 

(2) Gegen ſeinen Willen kann ein Pfarrer nur auf Grund kirchengeſetzlicher Beſtimmung an eine andere 
Stelle verwieſen, in den einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand verſetzt oder vorläufig oder dauernd vom 
Amte enthoben werden. Die Verweifung an eine andere Stelle darf nur nach Anhörung der Pfarrer des 
zuſtändigen Kirchenkreiſes geſchehen. Re 


3. Der Wirkungskreis. 
§ 39. 

(1) Der Pfarrer hat den Dienſt an Wort und Sakrament ſowie die geiſtliche Gemeindeleitung. Er ift 
in ſeiner Amtstätigkeit, in Lehre, Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und in feinen übrigen Amtshand— 
lungen vom Kirchenvorſtand unabhängig. f 
N (2) Ausnahmen find nur zuläſſig, wo es das Geſetz beſtimmt. N Bars 

(3) Der Pfarrer führt die Geſchäfte der Gemeindeverwaltung, ſoweit ſie ihm das Geſetz zuweiſt. 
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§ 40. 
(1) Predigt und Sakramentsverwaltung bleiben dem Pfarrer vorbehalten. 
(2) In beſonderen Fällen kann die kirchliche Wortverkündigung geeigneten Perſönlichkeiten anvertraut 
werden, auch wenn ſie nicht Geiſtliche ſind. Ein Kirchengeſetz regelt das Nähere. 5 


§ 41. 

(1) Die Pfarrer einer Kirchengemeinde ſind einander gleichgeordnet und führen die gleiche Amtsbezeich⸗ 
nung. Eine Kirchengemeinde mit mehreren Pfarrern wird in räumlich abgegrenzte Pfarrbezirke geteilt. 

(2) Die Teilung in Pfarrbezirke erfolgt durch Vereinbarung der Pfarrer mit Zuſtimmung des Kirchen⸗ 
vorſtandes und Genehmigung des Landeskirchenamts, mangels ſolcher Vereinbarung durch Beſchluß des Landes 
kirchenamts nach Anhörung der Pfarrer und des Kirchenvorſtandes. 

(3) Andere Ordnungen, die den örtlichen Verhältniſſen der Gemeinde entſprechen, könuen mit Genehmi⸗ 
gung des Landeskirchenamts aufrechterhalten oder eingeführt werden. 


§ 42. 
(1) Die Pfarrer der Kirchengemeinden oder Pfarrbezirke find die zuſtändigen Geiſtlichen ihrer Gemeinde— 
angehörigen. 
(2) Dieſe können ſich aber aus triftigen Gründen auch an einen anderen Pfarrer wenden, doch bedarf 
es dazu, außer in Notfällen, der Erlaubnis des zuſtändigen Pfarrers. Wird die Erlaubnis verweigert, ſo 
kann der Kreispfarrer angerufen werden. Dieſer entſcheidet endgültig. 


$ 43 
§ 43. 
Die Dienft- und Beſoldungsverhältniſſe der Pfarrer werden durch Kirchengeſetz, die der nichtſtändigen 
Geiſtlichen durch Verordnung der Kirchenregierung geregelt. 
8 44. 


Zum innern und äußern Aufbau des Gemeindelebens können vorgebildete Gemeindehelfer und -elferinnen 
angeſtellt werden, die ihre kirchliche Eignung durch eine Prüfung nachgewieſen haben. 


* 


Dritter Abſchnitt. 
Der Kirchenkreis. 
A. Der Kreiskirchentag. 
1. Die Einrichtung. 
$ 45. 
(1) Die Kirchengemeinden eines Kirchenkreiſes bilden einen Kirchenkreisverband. 
(2) Der Umfang der Kirchenkreiſe wird durch Kirchengeſetz beſtimmt. 5 


i § 46. 
(1) Für jeden Kirchenkreis beſteht ein Kreiskirchentag. 
(2) Er ſetzt ſich zufammen aus: . 
J. allen Geiſtlichen, die ein Pfarramt oder eine Hilfspfarrſtelle im Kirchenkreiſe verwalten, 5 
2. doppelt ſoviel weltlichen Mitgliedern, wie Gemeindepfarrſtellen oder Hilfspfarrſtellen im Kirchen⸗ 
kreiſe vorhanden ſind, a 5 
3. ſechs Mitgliedern, die der Kirchenvorſtand aus dem Kirchenkreiſe beruft, worunter ein Religions⸗ 
lehrer an einer öffentlichen Schule, ein Organiſt und je eine in der innern und äußern Miſſion 
beſchäftigte Perſon fein ſollen. 5 
(3) Dazu kommt ein Vertreter der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät für den Kreiskirchentag in Marburg. 
i 52 
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Jedes Kirchenſpiel entſendet zum Kreiskirchentage fo viel weltliche Mitglieder, wie es Gemeindepfarrſtellen 
und Hilfspfarrſtellen hat. Dieſe Abgeordneten werden aus kirchlich erfahrenen Mitgliedern des Kirchenkreiſes ge⸗ 
wählt. Die Amtsdauer iſt ſechs Jahre. Die Wahlen werden von den Kirchenvorſtänden geheim mit Stimm⸗ 
zetteln vollzogen, bei zu einer Pfarrei verbundenen Kirchengemeinden von den vereinigten Kirchenvorſtänden. 
Für jeden Abgeordneten wird ein Stellvertreter gewählt. 


8 48 
Ss . 
() Als beratende Mitglieder gehören dem Kreiskirchentag an die im Kirchenkreiſe beſchäftigten ordinierten 
Pfarrgehilfen. 5 
(2) Die Mitglieder des Kreiskirchentags erhalten Reiſekoſten. 


2. Die Geſchäftsführung. 
§ 49. 
(1) Den Vorſitz führt der Kreispfarrer oder fein Vertreter im Kirchenkreisvorſtande (§ 58 Abſ. 1 Satz 2). 
(2) Über Schweigepflicht, Beſchlußfähigkeit, Abſtimmung und Beurkundung gelten § 22 Abſ. 3, 4, 5 
und § 23. . 
(3) Der Kreiskirchentag wird einberufen: 
1. regelmäßig einmal in jedem Jahre, 
2. außerdem auf Anordnung des Landeskirchenamts oder auf Beſchluß des Kirchenkreisvorſtandes 
oder auf Antrag eines Drittels der Mitglieder des Kreiskirchentags. 
(4) Die Jahresverſammlung kann nur mit Genehmigung des Landeskirchenamts ausgeſetzt werden. 


$ 50. 
(1) Die Verhandlungen ſind öffentlich. Für einzelne Angelegenheiten kann der Kreiskirchentag die Offent⸗ 
lichkeit ausſchließen. 
(2) Der Landespfarrer und die vom Landeskirchenamt entfandten Vertreter können an den Sitzungen des 
Kreiskirchentags teilnehmen, jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen. 
(3) Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 


§ 51. 
(1) Auf Anweisung oder mit Zuſtimmung des Landeskirchenamts treten mehrere Kreiskirchentage zu— 
ſammen, um über gemeinſame Angelegenheiten zu beſchließen. 
(2) Der Kreispfarrer von Marburg hat das Recht, die Vertreter der lutheriſchen Gemeinden der alten 
Superintendantur Marburg (Kirchenkreiſe Marburg, Frankenberg, Kirchhain) zu beſonderen Tagungen zu ber- 
ſammeln, ohne der Zuſtimmung des Landeskirchenamts zu bedürfen. 


$ 52. 
Eine Anweiſung des Landeskirchenamts regelt die Geſchäftsführung nach den beſtehenden Geſetzen. 


3. Der Wirkungskreis. 
8 ; $ 53. 
(1) Der Kreiskirchentag ſoll das kirchliche Leben im Kirchenkreiſe fördern und dafür Sorge tragen, daß 
die öffentliche Meinung vom Geiſte des Evangeliums durchdrungen werde. 
(2) Er ſoll ſich namentlich der chriſtlichen Jugenderziehung und Liebestätigkeit annehmen. 


= 
§ 54. 


Ehe Vorlagen über Liturgie, Katechismen, Geſangbücher und Agenden in den Landeskirchentag einge 


bracht werden, iſt der Kreiskirchentag gutachtlich zu hören. 
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§ 90. 
Vertreter von Kirchengemeinden (§ 47), die einem Sonderbekenntnis angehören, haben das Recht, auf 
dem Kreiskirchentag über Liturgie, Katechismen, Geſangbücher und Agenden Beſchluß zu fallen. Der Be 
ſchluß bedarf der Zuſtimmung des Landeskirchentags (§ 84 Nr. 6). 


a § 56. 

Für die vorübergehende oder ſtändige Erfüllung einzelner Aufgaben des Kirchenkreiſes oder der Kirche 
überhaupt kann der Kreiskirchentag Ausſchüſſe bilden, wozu er fachkundige evangeliſche Kreiseinwohner hinzu⸗ 
ziehen darf. Den Kirchenkreisverband zu verpflichten, ſind die Ausſchüſſe nicht befugt. Sie erſtatten dem 
Kirchenkreisvorſtande Bericht. 


B. Der Kirchenkreisvorſtand. 
1. Die Einrichtung. 


8 37 
(1) Der Kirchenkreisvorſtand beſteht aus: 5 
J. dem Kreispfarrer, i 
2. vier Mitgliedern, die der Kreiskirchentag aus feiner Mitte auf ſechs Jahre wählt, und zwar 
einem geiſtlichen und drei weltlichen. Für jedes wird ein Stellvertreter gewählt. 
(2) Die Mitglieder erhalten Tagegelder und Reiſekoſten. 


2. Die Geſchäftsführung. 
§ 58. 
(1) Den Vorſitz führt der Kreispfarrer. Sein Vertreter ift das andere geiſtliche Mitglied. 
(2) Der Kirchenkreisvorſtand iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit von drei Mitgliedern. 


(3) Er entſcheidet nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. 


(4) Für Beurkundungen gilt § 23. 


3. Der Wirkungskreis. 
$ 59. 
(1) Der Kirchenkreisvorſtand unterſtützt den Vorſitzenden in ſeiner Geſchäftsführung. 
(2) Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreiſes und vertritt ihn nach außen 
(3) Die Tagungen des Kreiskirchentags bereitet er vor und führt deſſen Beſchlüſſe aus. 


(4) Im Aufſichts⸗ und Beſchwerdeweg ordnet er die Verhällniſſe der Gemeinden und Kirchenvorſtände 
nach den beſtehenden Geſetzen. 


C. Der Kreispfarrer. 
8 60. 


(1) Der Kreispfarrer wird auf 12 Jahre gewählt. Wahlberechtigt ſind der Kirchenkreisvorſtand und 
die auf dem Kreiskirchentage ſtimmberechtigten Pfarrer des Kirchenkreiſes. Wiederwahl iſt zuläſſig. 
(2) Die Wahl leitet ein Geiſtlicher, den das Landeskirchenamt beſtimmt. 
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(3) Zur Gültigkeit der Wahl bedarf es der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 
Wird dieſe Mehrheik nicht erreicht, ſo findet eine engere Wahl zwiſchen den beiden Pfarrern ſtatt, welche 
die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Kirchenregierung 

(4) Die Wahl bedarf der Beſtätigung durch die Kirchenregierung. Die Beſtätigung darf nur verſagt 
werden, wenn bei der Wahl ordnungswidrig verfahren worden iſt. 


8 61. 
(1) Der Kreispfarrer überwacht und wahrt die kirchliche Ordnung im Kirchenkreiſe. 
(2) Er ſoll namentlich: 
ih; 1 Aufſicht über die Amtsführung und den Wandel der Pfarrer, Hilfspfarrer und Kandidaten 
ühren a 
2. bie wiſſenſchaftliche Fortbildung der Pfarrer, Hilfspfarrer und Kandidaten fördern und mit den 
Pfarrern regelmäßig amtliche Zuſammenkünfte halten, . 
3. die Verwaltungsgeſchäfte erledigen, die ihm das Landeskirchenamt überträgt, 
4. auf die Hebung des chriſtlichen Lebens in den Gemeinden hinwirken und dazu die regelmäßigen 
Viſitationen abhalten. 
(3) Eine Dienſtanweiſung der Kirchenregierung regelt das Nähere. 


Vierter Abſchnitt. 
Der Kirchenſprengel. 
1. Die Einrichtung. 
8 62. f 
(1) Das Gebiet der Landeskirche wird in drei Kirchenſprengel eingeteilt, nämlich den Nordſprengel, den 


Weſtſprengel und den Südſprengel. 
(2) Der Umfang der Kirchenſprengel wird durch das Kirchengeſetz beſtimmt. 


| 8 63. 

(1) An der Spitze des Kircheuſprengels ſteht ein Landespfarrer, 

(2) Die Pfarrer und Kirchenkreisvorſtände der Sprengel ſchlagen je zwei Geiſtliche als Landespfarrer 
und deren Stellvertreter vor. Aus ihnen ernennt die Kirchenregierung auf Lebenszeit den Landespfarrer und 
feinen Stellvertreter (vgl. aber § 93 Abſ. 3). . 


2. Die Geſchäftsführung. 
§ 64. 
Die Gehalts- und Dienſtverhältuiſſe der Landespfarrer werden durch ein Kirchengeſetz geregelt. 


3. Der Wirkungskreis. 
$.65. 
(1) Die Landespfarrer follen den Geiſtlichen und Kandidaten Führer, Berater und Seelſorger ſein. 
2) Sie ſollen das chriſtliche Leben in den Gemeinden durch perſönliche Einwirkung, vor allem durch Ab⸗ 
halten von Vifitationen, pflegen und fördern und über die gottesdienſtliche Ordnung wachen. Sie nehmen 
Ordinationen vor und führen die Pfarrer in ihr Amt ein. 
(3) Sie können einzelne Amtshandlungen den Kreispfarrern übertragen. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Der Landeskirchentag. 
1. Die Einrichtung. 
a 8 66. 

Der Landeskirchentag beſteht aus: 

J. achtundvierzig gewählten Mitgliedern, . 

2. einem Vertreter der theologiſchen Fakultät in Marburg, 

3. ſechs Mitgliedern, die die Kirchenregierung ernennt. Namentlich werden dabei berückſichtigt die 
Religionslehrer an den öffentlichen Schulen, die Kirchenmuſiker und die in der chriſtlichen 
Liebestätigkeit beſchäftigten Perſonen. Vor der Ernennung ſollen etwa vorhandene Berufs 
verbände um Vorſchläge erſucht werden. 


§ 67. 
(1) Die gewählten Mitglieder beſtehen: 
1. zu einem Drittel aus Pfarrern der Landeskirche, 
2. zu einem Drittel aus derzeitigen oder früheren weltlichen Mitgliedern kirchlicher Körperſchafken 
der Landeskirche, 
3. zu einem Drittel aus wählbaren Mitgliedern der Landeskirche mit Ausſchluß der zu 1 Genannten. 

(2) Die Wahl iſt auf Männer und Frauen zu richten, die wegen ihrer kirchlichen Einſicht und Er- 
fahrung einen guten Ruf haben. 

(3) Die Wahl iſt allgemein, gleich, geheim und unmittelbar, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 
Ein Kirchengeſetz regelt ſie. 

8 68. 

Der Landesoberpfarrer, die anderen beiden Landespfarrer und die hauptamtlichen Mitglieder des Landes⸗ 
kirchenamts können nicht dem Landeskirchentag angehören, nehmen aber mit beratender Stimme an den 
Verhandlungen teil. i 

$ 69. 

(1) Zur Teilnahme an den Sitzungen bedürfen Geiſtliche, Kirchenbeamte und kirchliche Angeſtellte 
keines Urlaubs. 

(2) Mitglieder dürfen für Außerungen, die ſie in Ausübung ihres Abgeordnetenamts tun, im kirchlichen 
Strafverfahren nicht zur Rechenſchaft gezogen werden. N 


8 70. 
Die Mitglieder erhalten Tagegelder und Reiſekoſten. 


8 7l. 
() Neue Mitglieder müſſen ein Gelübde ablegen. Auf die Frage des Vorſitzenden: 

„Geloben Sie vor Gott, daß Sie als Mitglied des Landeskirchentags, gehorſam dem 
göttlichen Worte, danach trachten wollen, daß die Kirche in Einigkeit des Glaubens und in der 
Gemeinſchaft der Liebe erhalten bleibe und wachſe im Geiſte deſſen, der ihr Haupt iſt, Chriſtus?“ 

erklären ſie: ; 
„Ich gelobe es vor Gott!“ 
(2) Wer das Gelübde verweigert, lehnt das Amt ab. 


8 72. 


5 Die Mitglieder des Landeskirchentags ſind Vertreter der ganzen Landeskirche und an Aufträge und 
Weiſungen nicht gebunden, ſondern verpflichtet, nach eigener Überzeugung ihre Stimme abzugeben. 
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Der Landeskirchentag wird auf ſechs Jahre gewählt. Vor deren Ablauf müſſen die Neuwahlen 
ſtattfinden. 

2. Die Geſchäftsführung. 
8 74. 

(1) Der Landeskirchentag verſammelt ſich auf Berufung der Kircheuregierung alle drei Jahre. 

(2) Die Kirchenregierung kann ihn zu einer außerordentlichen Tagung einberufen. Sie iſt dazu 
verpflichtet, wenn es der Vorſtand oder wenigſtens ein Drittel der Mitglieder beantragen. i 

(3) Jede erſte Tagung wird vom ſeitherigen Vorſitzenden eröffnet er beruft zwei Beiſitzer und zwei 
Schriftführer. Nach der Verpflichtung der Mitglieder wählt der Landeskirchentag feinen Vorſtand. 


§ 75. 
Der Landeskirchentag entfcheidet über die Gültigkeit von Wahl und Mitgliedſchaft feiner Teilnehmer. 


§ 76. 
(1) Der Landeskirchentag iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens zwei Drittel ſeiner Mitglieder erſchienen find. 
(2) Er entſcheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder; bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt. ö 
9650 Die Verfaſſung darf er nur mit Zweidrittelmehrheit der verfaſſungsmäßigen Mitgliederzahl 
abändern. 
(4) Für die Wahlen zum Vorſtand und zu den Ausſchüſſen genügt einfache Stimmenmehrheit , 
bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 
8775 
(1) Ein Kirchengeſetz darf erſt nach zweimaliger Leſung verabſchiedet werden. 
(2) Soll die Verfaſſung abgeändert werden, fo dürfen die beiden Leſungen nicht an demſelben Tage 
vorgenommen werden. 
8 78. 
Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die letzte mit Gebet geſchloſſen. 


8 79 
8 . 
Die Verhandlungen des Landeskirchentags find öffentlich. Jedoch kann für einzelne Verhandlungs⸗ 
gegenſtände die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


8 80 
§ 0. 
Der Landeskirchentag gibt ſich eine Geſchäftsordnung. 


§ 81 
8 . 
Neue Kirchengeſetze kann der zehnte Teil der Mitglieder oder die Kirchenregierung vorſchlagen; ſonſtige 
Anträge kann jedes Mitglied nach der Geſchäftsordnung ſtellen. 


3. Der Wirkungskreis. 
$ 82. 

(1) Der Landeskirchentag ift berufen, dem äußern und innern Aufbau der Kirche zu dienen und für ihre 
Erhaltung und Ausgeſtaltung als Volkskirche zu wirken, auch die Gemeinſchaft mit den übrigen Landeskirchen 
zu pflegen. Er ſoll die Gemeinden und Pfarrer zur Gemeinſchaft des Glaubens, der Liebe und der Arbeit 
verbinden und die Einheit der Kirche gegen alle auflöſenden Beſtrebungen wahren. 
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(2) Kirchliche und ſittliche Mißſtände ſoll er zu beſeitigen ſuchen. Dazu kann er Anträge an Behörden 
und Körperſchaften richten, öffentliche Kundgebungen erlaſſen und ſich mit Anſprachen an die Gemeinden wenden. 

(3) Die Selbſttätigkeit der Gemeinden und Kirchenkreisverbände ſoll er anregen, die Grenzen ihrer 
Selbſtändigkeit weitherzig und vertrauensvoll ziehen und ſie darin ſchützen. 


883. 
Der Landeskirchentag iſt der Träger der Kirchengewalt. Er übt die kirchliche Geſetzgebung aus. 


§ 84. 

Gegenſtände der kirchlichen Geſetzgebung find namentlich: 

das kirchliche Wahlrecht, 

das kirchliche Gebühren⸗ Amlagen⸗ und Beſteuerungsrecht und die Heranziehung der Kirchen., 
Pfarr- und Küſtereivermögen zu Abgaben für Landeskirchliche Zwecke, 

die Aufſtellung von Grundſätzen über die Errichtung neuer, die Umwandlung und Aufhebung 
beſtehender kirchlicher und geiſtiger Amter und deren Beſetzung, 

das Dienſtrecht der Geiſtlichen und Kirchenbeamten und ihre Beſoldungs-, Ruhegehalts- und 
Hinterbliebenenverſorgung, 5 

„die Einführung und Abſchaffung allgemeiner kirchlicher Feiertage, 

die Beſtimmungen über Liturgie, Katechismen, Geſangbücher und Agenden, 

„die Kirchenzucht. 
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§ 85. 

Ohne Genehmigung des Kirchenvorſtandes dürfen andere gottesdienſtliche Formen und kirchliche Bücher 
der im § 84 Nr. 6 genannten Art in einer Kirchengemeinde an Stelle oder neben den bisher benutzten nicht 
eingeführt werden. 

§ 86. 


Der Landeskirchentag ſoll 
1. Vorlagen der Kirchenregierung und Anträge der Kirchengemeinden und Kirchenkreisverbände erledigen, 
2. Beſchwerden und Eingaben entgegennehmen und Abhilfe veranlaſſen. 


: $ 87. 
(1) Der Landeskirchentag ftellt den Haushaltsplan für die Landeskirchenkaſſe und die anderen allgemeinen 
landeskirchlichen Vermögen feſt, prüft die Jahresabſchlüſſe und erteilt Entlaſtung. 
(2) Er ſetzt die allgemeinen ſtändigen Kirchenſammlungen feſt. 


$ 88. 
(1) Gegen einen Beſchluß des Landeskirchentags kann die Kirchenregierung Einſpruch erheben, wenn 
nach ihrer Anſicht die Ausführung das Wohl der Landeskirche gefährdet. 
2) Der Einſpruch muß binnen zwei Wochen nach der Schlußabſtimmung beim Vorſitzenden des Landes⸗ 
kirchentags eingelegt werden. 
(3) Der Landeskirchentag muß bei der nächſten Tagung über den Gegenſtand nochmals beſchließen. 
Hält er feinen früheren Beſchluß aufrecht, fo iſt dieſer endgültig. 


Der Vorſtand des Landeskirchentags. 


§ 89. 


(1) Den Vorſtand des Landeskirchentags bilden: 
1. der Vorſitzende, \ 
2. zwei Beiſitzer, von denen einer zum erſten, einer zum zweiten Stellvertreter des Vorſitzenden 
beſtellt wird. i 
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(2) Zwei Mitglieder müſſen weltlichen, eins geiſtlichen Standes fein. 
(3) Für jedes Mitglied wird ein gleichartiger Stellvertreter gewählt. 
(4) Vorſtand und Stellvertreter werden geheim gewählt. 
(5) Der Vorſtand wird für die Amtsdauer des Landeskirchentags gewählt, bleibt aber im Amte, bis der 
neue Vorſtand gebildet iſt. N 
8 90. 
Dem Vorſtande des Landeskirchentags liegt ob: 
1. die Verwaltungsgeſchäfte des Landeskirchentags zu erledigen, 
2. die Beſchlüſſe vorzubereiten und auszuführen, 
3. die Verhandlungsniederſchriften der Vollverſammlung und der Ausſchüſſe abzufaſſen und zu 
4. 


beglaubigen, 
die Wahl der Abgeordneten vorzuprüfen. 


891 
Ss + 
Dem Vorſitzenden des Landeskirchentags liegt ob: 


den Landeskirchentag nach außen zu vertreten, 

die Verhandlungen zu leiten und die äußere Ordnung und das Hausrecht zu handhaben, 

. die Sitzungen des Landeskirchentags zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen, unbeſchadet von 
§ 74 Abſ. 3. - 


ww- 


8 92. 

(1) Der Vorſitzende des Landeskirchentags fertigt die Geſetze aus. Dadurch übernimmt er die Ver⸗ 
antwortung für die Echtheit der Urkunden und die Verfaſſungsmäßigkeit ihres Inhalts gegenüber dem Landes 
kirchentage. 5 

(2) Die Kirchengeſetze werden von der Kirchenregierung im Kirchlichen Amtsblatte veröffentlicht. Wenn 
nichts anderes beſtimmt wird, treten ſie mit dem Beginne des vierzehnten Tages nach dem Ablaufe des Aus— 
gabetags in Kraft. Dieſer wird auf jedem Blatte angegeben. 


Sechſter Abſchnitt. 
Die Leitung und Verwaltung der Landeskirche. 


A. Das Amt des Landesoberpfarrers. 


J. Die Einrichtung und Geſchäftsführung. 
§ 93. 

(1) Zum Landesoberpfarrer darf nur beſtellt werden, wer ſchon ein Pfarramt innegehabt hat. 

(2) Der Landesoberpfarrer wird auf Lebenszeit vom Landeskirchentage gewählt und von der Kirchen⸗ 
regierung in ſein Amt berufen. 

(3) Mit dem Amte des Landesoberpfarrers iſt das Amt eines Landespfarrers verbunden. Der zum 
Landesoberpfarrer gewählte wird zugleich Landespfarrer in dem Kirchenſprengel ſeines Amtsvorgängers, wenn 
er nicht bereits Landespfarrer iſt ünd feinen bisherigen Kirchenſprengel behalten will. 

f “ * 
§ 94. 

Zum Vertreter des Landesoberpfarrers beſtimmt die Kirchenregierung einen der beiden anderen Landes- 

pfarrer oder einen geiſtlichen Kirchenrat (SS 63, 109). 
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§ 95 s 
> . 
(1) Der Landesoberpfarrer wird im öffentlichen Gottesdienſte von dem Vorſtande des Landeskirchentags in 
ſein Amt eingeführt. - 
4 (2) Seine Gehalts- und Dienſtverhältniſſe regelt ein Kirchengeſetz. 


2. Der Wirkungskreis. 
§ 96. 
(1) In der Perſon des Landesoberpfarrers findet die Einheit der Landeskirche ihren ſichtbaren Ausdruck. 
(2) Er führt im Namen der Landeskirche das Wort, ſofern ihm dies Recht nicht geſetzlich beſchränkt iſt. 
(3) Er ſoll das chriſtliche Leben in der Landeskirche durch perſönliche Einwirkung pflegen und fördern. 
>» (4) Ihm liegt die Verpflichtung der Geiſtlichen ob. 
(5) Er ſoll die beiden anderen Landespfarrer zu regelmäßigen Beratungen einberufen. 


$ 97 
N + 
Der Landesoberpfarrer kann einzelne Amtshandlungen feines Wirkungskreiſes einem der beiden anderen 
Landespfarrer oder dem Kreispfarrer (§ 60 Abſ. 1) übertragen. 


898. 


(1) Der Landesoberpfarrer, die beiden anderen Landespfarrer und das Landeskirchenamt ſollen ſich bei 
Erfüllung ihrer Aufgaben in engem Einvernehmen halten und ſich gegenſeitig unterſtützen. 


2) Bei Meinungsverſchiedenheiten über die Grenzen der Zuſtändigkeit entſcheidet die Kirchenres ierung. 
gsverſch ) 3 9 ) henreg J 


B. Die Kirchenregierung. 
1. Die Einrichtung. 
$ 99. 
(1) Die Kirchenregierung befteht aus: 
J. dem Landesoberpfarrer und den beiden anderen Landespfarrern, 


2. dem Vorſtand und zwei weiteren weltlichen Mitgliedern des Landeskirchentags, die dieſer beſtimmt, 
3. dem Präſidenten und einem weiteren weltlichen Mitgliede des Landeskirchenamts. 


(2) Gehört weder der Landesoberpfarrer noch einer der beiden anderen Landespfarrer dem reformierten 
oder dem lutheriſchen Bekenntnis an, ſo muß ſich die Kirchenregierung durch Hinzuziehung eines Kreispfarrers 
des Bekenntniſſes ergänzen. > 

2. Die Geſchäftsführung. 
§ 100. 


Die Kirchenregierung iſt beſchlußfähig, wenn wenigſtens ſieben Mitglieder anweſend ſind. Sie ent⸗ 
ſcheidet nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§ 101, 
() Den Vorſitz führt der Landesoberpfarrer. Sein Vertreter ift der Präſident des Landeskirchenamts. 
(2) Der Landesoberpfarrer kann für einzelne Angelegenheiten den Vorſitz dem Präſidenten des Landes. 
kirchenamts übertragen, ohne ſelbſt auszuſcheiden. 
§ 102, 
Die Kirchenregierung kann einzelne Angelegenheiten ihres Wirkungskreiſes dem Landeskirchenamte zur 
Erledigung überweiſen. Se 


58˙ 
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$ 103 
3 103. 
Die Kirchenregierung regelt in einer Geſchäftsordnung ihren Geſchäftsgang. Darin wird auch beſtimmt, 
wann ſchriftlich abgeſtimmt werden kann und wie die Beſchlüſſe ausgefertigt werden. 


3. Der Wirkungskreis. 
§ 104. 

(1) Die Kirchenregierung leitet als oberſte Kirchenbehörde die Landeskirche nach der Verfaſſung, den 
Kirchengeſetzen und den ſonſtigen kirchlichen Ordnungen. 

(2) Auf ſie gehen, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die Befugniſſe des Geſamtkirchenausſchuſſes 
(Kirchengeſetz vom 31. Dezember 1920) über. 

§ 105. 

(1) Wenn der Landeskirchentag nicht verſammelt und feine Einberufung nicht möglich iſt oder der 
Bedeutung der Sache nicht entſpricht, ſo kann die Kirchenregierung in Fällen, die keinen Aufſchub vertragen, 
Notverordnungen erlaſſen. Die Verfaſſung darf dadurch nicht abgeändert werden. 

(2) Eine Notverordnung wird als ſolche im Kirchlichen Amtsblatte veröffentlicht. Wenn nichts anderes 
beſtimmt iſt, tritt fie mit der Verkündung in Kraft. 

(3) Die Notverordnung wird dem Landeskirchentage bei ſeiner nächſten Tagung zur Genehmigung vor⸗ 
gelegt. Wird ſie verſagt, ſo wird die Notverordnung von der Kirchenregierung durch eine im Kirchlichen 
Amtsblatte zu verkündende Verordnung außer Kraft geſetzt. 


$ 106. 
(1) Die Kirchenregierung ftellt, unbeſchadet des § 81, die Geſetzentwürfe für den Landeskirchentag feſt. 
(2) Sie führt die geſetzmäßig gefaßten Beſchlüſſe aus und erläßt die Ausführungsbeſtimmungen zu den 
Kirchengeſetzen. 
§ 107, 
Die Kirchenregierung hat 
1. das Mitglied des Landeskirchenamts zu beſtimmen, das ihr neben dem Präſidenten angehören ſoll, 
2. die Rechte der Landeskirche gegenüber dem Staate und den anderen Regierungsgeſellſchaften 
wahrzunehmen, 
3. die Verbindung mit den Anſtalten und Einrichtungen der chriftlihen Wohlfahrtspflege und den 
Geſellſchaften für Ausbreitung des Chriſtentums aufrechtzuerhalten und auszugeſtalten, 
J. kirchliche und geiſtliche Amter zu errichten, umzuwandeln und aufzuheben (§ 84 Nr. 3) und über 
Veränderungen der kirchlichen Bezirke zu beſchließen, 
5. Dienſtanweiſungen für den Landesoberpfarrer, die Landespfarrer, das Landeskirchenamt, die 
Kirchenkreisvorſtände und die Kreispfarrer zu erlaſſen oder zu genehmigen. 
6. außerordentliche kirchliche Feſte und Gottesdienſte anzuſetzen, 
7. nichtſtändige Kirchenſammlungen anzuordnen, 
8. auf Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Landeskirchenamts, des Landesoberpfarrers und der 
Landespfarrer zu beſchließen, 
9. den Auftrag zu Ordinationen von Geiſtlichen zu erteilen, die Pfarrſtellen zu beſetzen und die 
Pfarrer in den einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand zu verſetzen. 
10, das Begnadigungsrecht in Dienſtſtrafſachen auszuüben, 
11. Die Veranſtaltungen für Ausbildung und Prüfung der Kandidaten und Weiterbildung der Pfarrer 
zu treffen, N 
12. die kirchlichen Belange hinſichtlich des religibſen Unterrichts zu wahren. 


$ 108 
8 . 
Die Kirchenregierung beruft den Landeskirchentag; fie kann ihn vertagen und ſchließen. 
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C. Das Landeskirchenamt. 
1. Die Einrichtung. 
§ 109. 

(1) Das Landeskirchenamt beſteht aus dem Präſidenten als Vorſitzendem ſowie der erforderlichen Zahl 
von geiſtlichen und weltlichen Kirchenräten. 

(2) Der Präſident und mindeſtens ein weltliches Mitglied müſſen zum Richteramt oder höheren Ver⸗ 
waltungsdienſte befähigt fein, die geiſtlichen Mitglieder ein Pfarramt in der Landeskirche innegehabt haben 
oder innehaben. 

§ 110, 


(1) Die Mitglieder des Landeskirchenamts werden haupt⸗ oder nebenamtlich auf Lebenszeiten angeſtellt. 
Die Anſtellung im Nebenamte kann auf die Dauer ihres Hauptamts beſchränkt werden. 
(2) Die Dienft- und Gehaltsverhältniſſe werden durch Kirchengeſetz geregelt. 


8111. 


Die Anſtellung verfügt die Kirchenregierung. Sie verpflichtet die Beamten durch den Landesoberpfarrer 
mit einem Gelübde, das ſie feſtſetzt. 


2. Die Geſchäftsführung. 
8112. 
Das Landeskirchenamt regelt ſeinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung, die der Zuſtimmung 
der Kirchenregierung bedarf. 
3. Der Wirkungskreis. 
8113. 

(1) Das Landeskirchenamt führt die laufende Verwaltung der Landeskirche nach der Verfaſſung, den 
anderen Kirchengeſetzen und den allgemeinen Grundſätzen, die der Landeskirchentag aufſtellt, ſowie nach den 
Weiſungen, die ihm die Kirchenregierung innerhalb ihrer Zuſtändigkeit gibt. 

(2) Das Landeskirchenamt iſt für alle Verwaltungsmaßnahmen zuſtändig, für die nicht ausdrücklich 
eine andere Stelle für zuſtändig erklärt iſt. 

g 114, 


() Im Namen der Kirchenregierung erteilt das Landeskirchenamt den Auftrag zu Ordinationen, beſetzt 
in Einvernehmen mit dem Landesoberpfarrer und dem zuständigen Landespfarrer die Pfarrſtellen und verſetzt 
die Pfarrer in den einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand (vgl. § 107 Nr. 9) 

(2) Das Landeskirchenamt ernennt die Beamten der landeskirchlichen Verwaltung, ſoweit nicht die 
Kirchenregierung die Anſtellung zu verfügen hat ($ 111). 5 


8115. 
Zur Zuſtändigkeit des Landeskirchenamts gehört namentlich: = 
1. die Verwaltung der Kirchengemeinden, der kirchlichen Verbände und der kirchlichen Stiftungen 
und Anſtalten, insbeſondere das Bauweſen zu beauffichtigen, f 
„die mit dieſer Verwaltung beauftragten Perſonen und Körperſchaften zur Erfüllung ihrer Pflichten 
aufzufordern und bei Verzug ſelbſt das Nötige anzuordnen, beſonders auch etwa notwendige 
Eintragungen in den Haushaltsplan zu verfügen, 
3. geſetzwidrige Beſchlüſſe zu beanſtanden und, wenn ſie nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt 
zurückgenommen werden, außer Kraft zu ſetzen, auch dazu das Nötige zu veranlaſſen, 
4. einem oder mehreren Bevollmächtigten, auch einem andern Kirchenvorſtande die Ausübung der 
Rechte eines Kirchenvorſtandes einſtweilen zu übertragen, wenn dieſer aufgelöſt ($ 20 Abſ. 1) oder 
durch Wegfall von Mitgliedern beſchlußunfähig geworden iſt, 


ID 
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„die Beſchlüſſe der geſetzlichen Vertreter der kirchlichen Körperſchaften, Stiftungen und Auſtalten, 
wo erforderlich, zu genehmigen, 

von kirchlichen Vorſchriften in zuläſſigen Fällen zu befreien, 

. Uber Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Kirchenkreisvorſtände ſowie gegen Geiſtliche und gegen 
andere Kirchenbeamte zu entſcheiden, 

Jin Dienſtſtrafſachen nach den Dienſtſtrafgeſetzen zu entſcheiden, 

die Landeskirche in vermögensrechtlichen Angelegenheiten und in Rechtsſtreitigkeiten zu vertreten 
und über die Aufnahme von Anleihen zu beſchließen. 


* 
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$ 116. 
In den Fällen des § 115 Nr. 2, 3 und 4 trägt die Kirchengemeinde die durch die Maßnahmen des 
Landeskirchenamts verurſachten Roften, 
85417 
Urkunden, die für die Landeskirche Verbindlichkeiten begründen oder Berechtigungen aufgeben, und 
Vollmachten werden vom Präſidenten des Landeskirchenamts oder feinem Stellvertreter unterſchrieben; bei⸗ 
zudrücken iſt das Siegel des Landeskirchenamts. 


Siebenter Abſchnitt. 
Das Landeskirchengericht. 


$ 118, 

(1) Das Landeskirchengericht beſteht aus einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. Sie werden vom 
Landeskirchentag in geheimer Abſtimmung auf Lebenszeit oder auf die Dauer ihres Hauptamts gewählt. 
Sie dürfen weder Mitglieder der Kirchenregierung noch des Landeskirchenamts ſein. \ 

(2) Der Vorſitzende und zwei Beiſitzer müſſen zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienſte befähigt 
ſein. Zwei Beiſitzer müſſen ein Pfarramt in der Landeskirche innehaben. 

(3) Vertreter des Vorſitzenden iſt der älteſte weltliche Beiſitzer. 

(4) Daneben find je ein weltlicher und geiſtlicher Stellvertreter zu wählen. 


$ 119. 

(1) Das Landeskirchengericht iſt als unabhängige, nur dem Geſetz unterworfene Behörde in den Fällen 
berufen, die die Verfaſſung oder andere Kirchengeſetze beſtimmen, vor allem um Streitigkeiten der kirchlichen 
Verwaltung und Dienſtſtrafſachen zu entſcheiden. 

(2) Für das Verfahren vor ihm find mangels kirchengeſetzlicher Vorſchriften die der Verwaltungs— 
gerichtsbarkeit in Preußen maßgebend. 

$ 120. 


Die Mitglieder des Landeskirchengerichts legen dasfelbe Gelübde ab wie die des Landeskirchenamts (§ 111). 


8 Achter Abſchnitt. 
Die Landeskirchenkaſſe. 


. 0 

(J) Die Geſamtſynodalkaſſe wird als Landeskirchenkaſſe weitergeführt. 

2) Bis zu einer anderen Anordnung der Kirchenregierung wird die Kaſſe nach den ſeitherigen Wow 
ſchriften verwaltet. f 

i N $ 122, 

Die Mittel für die Landeskirchenkaſſe werden durch landeskirchliche Umlage nach den bisherigen Vor- 
ſchriften aufgebracht, ſoweit die übrigen Einkünfte nicht ausreichen und ſolange nicht ein Kirchengeſetz etwas 
anderes beſtimmt. 


— 371 — 


Neunter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
$ 123. 
(1) Das geltende kirchliche Recht bleibt in Kraft, ſoweit ſich aus der Verfaſſung nicht etwas anderes ergibt. 
(2) Die ſtatutariſchen Sonderrechte einzelner Kirchengemeinden werden aufrechterhalten. 
(3) Soweit in Geſetzen oder anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen ift, die durch die Ver⸗ 
faſſung aufgehoben find, werden fie durch die entſprechenden Beſtimmungen der Verfaſſung erſetzt. 

(4) Wo nach geltendem Rechte das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes oder 
wo der Geſamtkirchenausſchuß (Kirchengeſetz vom 31. Dezember 1920) zu entſcheiden hatte, tritt die Kirchen⸗ 
regierung ein; ſie kann die Entſcheidung dem Landeskirchenamt übertragen. 

(5) An die Stelle der Diözeſanſynodalvorſtände treten die Kirchenkreisvorſtände. 

(6) An die Stelle des Konfiftoriums tritt das Landeskirchenamt. 


8 124 
8 „ 
Unberührt bleiben die Verfaſſungen der Anſtaltsgemeinden. 


§ 125. 

(1) Bis zum Erlaß eines Kirchenbeamtengeſetzes gelten für die Beamten der landeskirchlichen Ver⸗ 
waltung die jeweiligen Vorſchriften des ſtaatlichen Beamtenrechts. a 

(2) Bis zu anderer kirchengeſetzlicher Regelung wird auch auf dieſe Beamten das Kirchengefetz über die 
Dienſtvergehen der Kirchenbeamten der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel vom 
18, September 1895 (Kirchliches Amtsblatt S. 79) angewendet. 8 i 

(3) Die Kirchengeſetzgebung kann Altersgrenzen feſtſetzen, mit deren Erreichung Geiſtliche und Kirchen⸗ 
beamte in den Ruheſtand treten. 

§ 126. : 

(1) An die Stelle des Geſamtkirchenausſchuſſes tritt im förmlichen Diſziplinarverfahren gegen Geiſtliche 
und andere Kirchenbeamte (§8 18 ff. des Kirchengeſetzes vom 18. September 1895) das Landeskirchengericht 
in der Berufungsinſtanz. 

(2) Im Verfahren gegen den Landesoberpfarrer, die Landespfarrer und die Mitglieder des Landes- 
kirchenamts entſcheidet das Landeskirchengericht in erſter und letzter Inſtanz. 


§ 127. 5 . 
Bis zu anderer geſetzlicher Regelung iſt in den Fällen des §S 115 Nr. 2, 3 und 4 gegen Entſcheidungen 
des Landeskirchenamts binnen zwei Wochen die Beſchwerde an das Landeskirchengericht gegeben. 


8 128. 
Bis zum Erlaſſe der in der Verfaſſung vorgeſehenen Kirchengeſetze erläßt die Kirchenregierung die er⸗ 
forderlichen Beſtimmungen. 


§ 129. 

(1) Die Superintendenten bleiben als Kreispfarrer der Kirchenkreiſe, in denen fie ihren Sitz haben, im 
Amte. In den Kirchenkreiſen, in denen kein Superintendent als Kreispfarrer im Amte bleibt, hat der 
Geſamtkirchenausſchuß einen Metropolitan, der im Kirchenkreiſe ſeinen Sitz hat, zum Kreispfarrer zu ernennen. 

2) Die Generalſuperintendenten bleiben als Landespfarrer im Amte, der reformierte übernimmt den 
Nordſprengel, der lutheriſche den Weſtſprengel, der unierte den Südſprengel. Demgemäß iſt das erſtemal 
der Landesoberpfarrer aus ihnen zu wählen. : 

(3) Die weltlichen Mitglieder des Konſiſtoriums bleiben als Mitglieder des Landeskirchenamts im Amte. 
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819. 
(1) Die kirchlichen Amter und Körperſchaften bleiben fo lange in Wirkſamkeit, bis die gebildet find, die 
an ihre Stelle treten. - 
(2) Die Neubildung geht ſtufenweiſe vor ſich von der Neuwahl der Kirchenvorſtände an. 
i (3) Das erſtemal ſetzt das Konſiſtorium die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Kirchenvorſtände 
feſt ($ LI) und beruft die im § 46 Nr. 3 bezeichneten Mitglieder der Kirchenkreistage. 


4 § 131. 
(1) Der Geſamtkirchenausſchuß beſtimmt den Tag, an dem die Verfaſſung ſowie die Kirchengeſetze über 
die Wahlen zum Kirchenvorſtand und zum Landeskirchentag und über die Kirchenkreiſe und Kirchenſprengel 
in Kraft treten. 5 


(2) Er erläßt die erforderlichen Uberleitungs⸗ und Ausführungsvorſchriften und trifft die infolge der 
kirchlichen Neuordnung nötig werdenden Vereinbarungen mit dem Staate. = 

(3) Er ernennt zum erſtenmal den Präſidenten des Landeskirchenamts, falls der Präſident des Kon⸗ 
ſiſtoriums nicht im Amte bleibt, und übt die der Kirchenregierung nach den §§ 66 Nr. 3 und 107 Nr. 1 
zuſtehenden Rechte aus. 

§ 132. 

Dass erſtemal beruft der Geſamtkirchenausſchuß den Landeskirchentag. Das von Lebensjahren älteſte 
Mitglied eröffnet den Landeskirchentag, ſtellt die Beſchlußfähigkeit feſt und leitet die Wahl des Vorſitzenden. 


Dieſe Verfaſſung iſt angenommen in der Sitzung der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung zu Caſſel 
am 17. Februar 1923. 


Der Vorſtand der Kirchenverſammlung. 
D. Klingender. D. Wiſſemann. Dr. Heldmann 


Anlage ! 
Gu §§ 12 Abſ. 1, 67 Abſ. 3). 


Kirchengeſetz 


über das Wählen zum Kirchenvorſtand und zum Landeshirchentage. 


J. Gemeinſame Beftimmungen. 
8 1 
a § 1. 
(1) Für die Wahlen zum Kirchenvorſtand und zum Landeskirchentage bildet jede Kirchengemeinde einen 
Stimmbezirk. f i f ee 
(2) Der Kirchenvorſtand kann die Gemeinde in mehrere Stimmbezirke teilen. 


8 2. N 
Der Kirchenvorſtand führt für jeden Stimmbezirk ein Verzeichnis der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder 
(Wählerliſte). i 


— ; — —— 
83. 

(1) Späteſtens ſechs Wochen vor jeder Wahl werden die Wählerliſten zwei Wochen lang öffentlich ausgelegt. 

(2) Anmeldungen und Einſprüche dagegen ſind nur bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt zuläſſig. 
Darauf wird bei der öffentlichen Bekanntmachung hingewieſen. 

(3) Der Kirchenvorſtand hat die eingegangenen Anmeldungen und Einſprüche zu prüfen und nach Be⸗ 
finden die Wählerliſte zu ergänzen oder zu berichtigen. Die auf Einſpruch ergangenen und die eine Ergänzung 
oder Abänderung der Wählerliſte ablehnenden Beſchlüſſe ſind dem Antragſteller und dem von einer Berichti⸗ 
gung Betroffenen bekanntzumachen. Gegen den Beſchluß ſteht innerhalb einer Woche die Beſchwerde an 
den Kirchenkreisvorſtand offen, der endgültig entſcheidet. Durch die Beſchwerde wird die Wahl nicht auf 
gehalten, 

: 8 4. 

(1) Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerliſte der Wahl- 
berechtigte eingetragen iſt. 

(2) Verzicht ein Wahlberechtigter nach Ablauf der Auslegungsfriſt ($ 3 Abſ. 1) in einen anderen Stimm⸗ 
bezirk, ſo kann er noch bis zum zweiten Tage vor der Wahl nach Löſchung ſeines Namens in der Wähler⸗ 
liſte ſeines ſeitherigen Stimmbezirkes auf Grund einer Beſcheinigung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes 
Aufnahme in die Wählerliſte ſeines neuen Bezirkes verlangen. 

Späteſtens vier Wochen vor jeder Wahl ernennt der Kirchenvorſtand für jeden Stimmbezirk mindeſtens 
fünf Perſonen als Wahlvorſtand und beſtimmt den Vorſitzenden. 


8 6. 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 


ST. 
(i) Die Stimmzettel werden von den Wählern perſönlich abgegeben. 
(2) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahlvorſtand; fein Beſchluß kann durch Ein⸗ 
ſpruch gegen die Wahl ($$ 20, 29) angefochten werden. 
f 0 Der Wahlvorſtand entſcheidet mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den 
Ausſchlag. 
88. f 
Für Wahlen, die nach den Grundſätzen der Verhältniswahl ſtattfinden, gelten ferner 88 9 bis 15. 


89. 

(1) Die Wahlvorſchläge find ſpäteſtens am 21. Tage vor der Wahl einzureichen. 

(2) Erklärungen der Vorgeſchlagenen über ihre Zuſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag find 
beizufügen. f 

3) Der erſte Unterzeichner eines Wahlvorſchlags gilt als Vertrauensmann der übrigen. ; 

(4) Wer auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt ift, muß ſich in einer beſtimmten Friſt für einen ent- 
ſcheiden, ſonſt wird er auf allen geſtrichen. 

i $ 10. 

(1) Mehrere Wahlvorſchläge können bis zum 14. Tage vor der Wahl verbunden werden. 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. 5 

(3) Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den anderen Wahlvorſchlägen gegenüber als ein Wahl⸗ 
vorſchlag. N 
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§ 11. 


Nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung können die zugelaſſenen Wahlvorſchläge nicht mehr zurück— 
genommen, auch kann ihre Verbindung nicht mehr aufgehoben werden. 


§ 12. 
Geht nur ein gültiger Wahlvorſchlag ein, fo gelten die darin Genannten in der feſtgeſetzten Zahl nad) 
der Reihenfolge ihrer Benennung als gewählt. 
8 13. n 
Die Stimmzettel dürfen nur Namen aus einem zugelaſſenen Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 


814 
8 „ 
Zur Ermittlung des Wahlergebniffes ſtellt der Wahlvorſtand feſt, wie viel gültige Stimmen abgegeben 
und wie viele davon auf jeden Wahlvorſchlag und die verbundenen Wahlvorſchläge gemeinſchaftlich gefallen ſind. 


$ 15. 

Die Sitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe der für fie ermittelten Stimmen verteilt 

und den Vorgeſchlagenen in der Reihenfolge des Vorſchlags zugewieſen. Die Berechnungsweiſe für die Ber 
teilung regelt die Wahlordnung ($ 32). 


II. Die Wahlen für den Kirchenvorſtand. 
$ 16. 

(1) Zum Kirchenvorſtande wird mit einfacher Stimmenmehrheit, jedoch auf Beſchluß des Kirchenvor⸗ 
ſtandes oder auf Verlangen von mindeſtens zwanzig wahlberechtigten Gemeindegliedern, nach den Grundſätzen 
der Verhältniswahl gewählt. 

(2) Im erſten Falle entſcheidet bei Stimmengleichheit das Los. 

(3) Für Wahlen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gelten die beſonderen Beſtimmungen der 
88 17 bis 19. 

§ 17. 

Die Wahlvorſchläge ſind beim Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes einzureichen. Sie müſſen von mindeſtens 

zwanzig wahlberechtigten Gemeindegliedern unterzeichnet ſein. N 


§ 18, 
(1) Die Wahlvorſchläge prüft der Kirchenvorſtand. Er beſtimmt auch im Falle des § 9 Abſ. 4 die Friſt. 
(2) Ju größeren Gemeinden kann der Kirchenvorſtand zur Prüfung der Wahlvorſchläge einen Wahl 
ausſchuß bilden, der aus dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes als Vorſitzendem und vier gewählten Bei— 
ſitzern beſteht. Er ſtimmt ab wie der Wahlvorſtand (§ 7 Abf. 3). 
(3) Beſchwerden gegen Beanſtandungen oder gegen die Zurückweiſung von Wahlvorſchlägen ſind binnen 
einer Woche an den Kirchenkreisvorſtand zu richten, der endgültig entſcheidet. 


5 § 19. 
Die Verteilung der Sitze auf die Wahlvorſchläge (§ 15) beſorgt der Kirchenvorſtand. 


8 20. 

(1) Einſprüche gegen die Wahlen kann jedes wahlberechtigte Gemeindeglied innerhalb zweier Wochen 
nach Bekanntgabe des Wahlergebniſſes beim Kirchenvorſtand anbringen; gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen 
einer Woche Beſchwerde beim Kirchenkreisvorſtande zuläſſig. Dieſer entſcheidet endgültig. 

(2) Einwendungen, die nach § 3 Abf 2 hätten geltend gemacht werden können, dürfen nicht mehr als 
Einſpruch gegen die Wahl vorgebracht werden. 


III. Die Wahlen für den Landeskirchentag. 


§ 21, 

Die Kirchenregierung teilt das Gebiet der Landeskirche mit Rückſicht auf die geſchichtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhänge in acht Wahlkreiſe und verteilt auf ſie nach der Zahl der im Wahlkreiſe vor⸗ 
handenen evangeliſchen und Gemeindepfarrſtellen die zu wählenden Abgeordneten. Jedem Wahlkreiſe ſind 
doppelt ſoviel weltliche als geiftliche Abgeordnete zuzuweisen. 


g 9.22. - 
() Späteſtens ſechs Wochen vor der Wahl ernennt das Landeskirchenamt für jeden Wahlkreis einen 
Wahlleiter und einen Stellvertreter. 
(2) Der Wahlleiter beruft vier Beiſitzer, die mit ihm zuſammen den Wahlausſchuß bilden. 


(3) Der Wahlausſchuß entſcheidet mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt der Wahlleiter 
den Ausſchlag. 
8 8 23. 
(1) Mehrere Kirchengemeinden oder ihre Stimmbezirke können durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der be 
teiligten Kirchenvorſtände zu einem Geſamtſtimmbezirke vereinigt werden. 


(2) Der Wahlvorftand und fein Vorſitzender ($ 5) werden dann von den vereinigten Kirchenvorſtänden 
ernannt. 5 f a 


8 24. 


Ein Wahlberechtigter, der Mitglied mehrerer Kirchengemeinden iſt, kann ſein Wahlrecht nur in einer 
ausüben. 


8 25. 0 
Die Wahlvorſchläge ſind beim Wahlleiter einzureichen. Sie müſſen von mindeſtens fünfzig wahlberech⸗ 
tigten Einwohnern des Wahlkreiſes unterzeichnet ſein. 


826 
8 f 
( Die Wahlvorſchläge prüft der Wahlausſchuß. Er beſtimmt auch im Falle des § 9 Abſ. 4 die Friſt. 
(2) Beſchwerden gegen Beanſtandungen oder gegen die Zurückweiſung von Wahlvorſchlägen ſind binnen 
einer Woche an das Landeskirchenamt zu richten, das endgültig entfcheidet, 


§ 27. f 
Die Wahltage, unter denen ein Sonntag ſein muß, beſtimmt das Landeskirchenamt. Die Kirchenvor⸗ 
ſtände können die Wahlzeit auf den Sonntag beſchränken. 


§ 28. 
Der Wahlausſchuß verteilt die Sitze auf die Wahlvorſchläge ($ 15). 


S 29 
N 
Einſprüche gegen die Wahl find an den Landeskirchentag zu richten (vgl. Verfaſſung § 75). 


$ 30. 

(1) Lehnt ein Gewählter ab oder ſcheidet er während der Amtsdauer des Landeskirchentags aus, ſo 
tritt an ſeine Stelle der Bewerber, der demſelben Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, einem mit 
dieſem verbundenen angehört und nach dem Grundſatze des § 15 hinter dem Ausſcheidenden an erſter Stelle 
berufen iſt. 5 

(2) Iſt kein folder Bewerber vorhanden, fo bleibt die Stelle unbeſetzt. 
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8 IV. Schlußbeſtimmungen. 
i f 8 31. 
(1) Die Koſten des Wahlverfahrens tragen die Kirchengemeinden. 


(2) Bei den Wahlen für den Landeskirchentag werden die Kosten der Vordrucke zu den Wahlnieder⸗ 
x schriften ſowie für die Tätigkeit der Wahlleiter und der Wahlausſchüſſe aus der Landeskirchenkaſſe beſtritten. 


8 32. 
Zur Ausführung dieſes Kirchengeſetzes erläßt die Kirchenregierung eine Wahlordnung; bis zu deren 
erſten Einrichtung ſorgt der Geſamtkirchenausſchuß (Kicchengefeß vom 31. Dezember 1920) vor. 


Anlage 2 
Gu 89 45 Abſ. 2, 62 Abſ. 2). 


| Kirchengeſetz 


über die Kirchenkreiſe und Kirchenſprengel der evangeliſchen Landeskirche 
in Heſſen⸗Caſſel. 
N 81. 
Das Gebiet der evangeliſchen Landeskirche wird in folgende Kirchenkreiſe eingeteilt: 
1. Caſſel I, umfaſſend die Kirchengemeinden der Stadt Caſſel, 
2. Eaffel II, umfaſſend die Klaſſen Ahna und Wilhelmshöhe (mit Ausnahme der Kirchengemeinden 

8 . Caſſel⸗Wilhelmshöhe, Caſſel Kirchditmold und Caſſel⸗Rothenditmold) und das Kirchſpiel Waldau, 

8 3. Kaufungen, umfaſſend die Klaſſen Kaufungen (mit Ausnahme der Kirchengemeinde Betten— 

| haufen und des Kirchſpiels Waldau) und Lichtenau, 

4, Witzen hauſen, umfaſſend die Klaſſen Allendorf und Witzenhauſen, 

5. Fritzlar, umfaſſend die Kirchengemeinden der Klaſſe Gudensberg, 

6. Hofgeismar, umfaſſend die Klaſſen Gottsbüren, Grebenſtein und Trendelburg, 

7. Wolfhagen, umfaſſend die Klaſſen Wolfhagen und Zierenberg, 

8. Eſchwege, umfaſſend die Kirchengemeinden der Klaſſe Eſchwege, 5 

9. Marburg, umfaſſend die Kirchengemeinden der Stadt Marburg, die Klaſſen Fronhauſen und 
Wetter, die reformierten Kirchengemeinden Cappel und Münchhauſen und die Kirchſpiele Drei⸗ 
hauſen, Ebsdorf und Wittelsberg, 

10. Kirchhain, umfaſſend die Klaſſen Kirchhain (mit Ausnahme der Kirchſpiele Dreihauſen, Ebsdorf 
und Wittelsberg und der Kirchengemeinde Holzburg) und Rauſchenberg und die reformierten 
Kirchſpiele Kirchhain, Rauſchenberg und Schwabendorf, 

11. Frankenberg, umfafjend die lutheriſche und reformierte Klaſſe Frankenberg (mit Ausnahme der 
reformierten Kirchſpiele Münchhaufen, Rauſchenberg und Schwabendorf) und das Dekanat Vöhl, 

2. Zlegenhain, umfaſſend die Klaſſen Neukirchen und Ziegenhain und die Kirchengemeinde Holzburg, 

3. Homberg, umfaſſend die Klaſſen Felsberg und Homberg, 

4. Treyſa, umfaſſend die Klaſſen Borken und Treyſa, 

5. Grafſchaft Schaumburg, umfaſſend die Klaſſen Obernkirchen und Rinteln, 

6. Herrſchaft Schmalkalden, umfaſſend die lutheriſche und die reformierte Klaſſe Schmalkalden, 

7. Hanau I, umfaſſend die Kirchengemeinden der Stadt Hanau und die Kirchengemeinden Bergen, 
Biſchofsheim, Dörnigheim, Enkheim, Fechenheim, Großauheim, Hochſtadt, Hüttengeſäß, Keſſel⸗ 
ſtadt, Langendiebach, Langenſelbold, Niederrodenbach, Ravolzhauſen und Rückingen, 
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18. Hanau II, umfaſſend die Kirchengemeinden (Kirchſpiele) Bruchköbel, Eichen, Gronau, Kilianſtädten, 
Marköbel, Mittelbuchen, Niederiſſigheim, Oberdorfelden, Oberiſſigheim, Oſtheim, Roßdorf, Rüdig⸗ 
heim, Wachenbuchen und Windecken, 

19. Bockenheim, umfaſſend die Kirchengemeinden der Klaſſe Bockenheim, 

20. Gelnhauſen, umfaſſend die Kirchengemeinden der Klaſſe Gelnhauſen, 

21. Schlüchtern, umfaſſend die Klaſſen Schlüchtern und Schwarzenfels, 

22. Fulda, umfaſſend die Kirchengemeinden der bisherigen Diözeſe Fulda-Gersfeld⸗Hünfeld, 

23. Rotenburg, umfaſſend die Kirchengemeinden der Klaſſe Rotenburg, 

24. Melſungen, umfaſſend die Klaſſen Melſungen und Spangenberg, 

25. Hersfeld, umfaſſend die Kirchengemeinden der Klaſſe Hersfeld, 

26. Sontra, umfaſſend die Klaſſen Sontra und Waldkappel. 


§ 2. 
(1) Auf Wunſch der beteiligten Gemeinden kann die Kirchenregierung die Grenzen der Kirchenkreiſe ändern. 
(2) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, worüber ſich die Beteiligten nicht einigen, ſo 
entſcheidet das Landeskirchengericht. 
§ 3. N n 
Die im § 1 unter Nr. 1 bis S aufgeführten Kirchenkreiſe bilden den Nordſprengel, die unter Nr. 9 bis 16 
aufgeführten den Weſtſprengel, die unter Nr. 17 bis 26 aufgeführten den Südſprengel. 


Verfaſſung 
der „Evangeliſchen Landeskirche in Naſſau“. 


Gott iſt Geiſt, und die ihn anbeten, müſſen ihn im 
Geiſt und in der Wahrheit anbeten. 


Einen andern Grund kann niemand legen, außer dem, 
der gelegt iſt, welcher iſt Zeſus Chriſtus. 


So halten wir nun dafür, daß der Menſch gerecht werde 
ohne des Geſetzes Werke, allein durch den Glauben. 


Auf dieſem Grunde ſtehend, gibt ſich die Evangeliſche Kirche in Naſſau durch den verfaſſunggebenden 
Landeskirchentag für ihre äußere Ordnung die nachſtehende Verfaſſung. ä PR 


Einleitende Beſtimmungen. 
8 a 
(1) Die evangeliſche Kirche im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden führt fortan die Bezeich- 
nung „Evangeliſche Landeskirche in Naſſau“. N f 


(2) Sie iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes und umfaßt ſämtliche dem Amtsbezirke des Konſi⸗ 
ſtoriums zu Wiesbaden bisher angehörenden Kirchengemeinden. a f 


„5 


8 2. g 
(1) Die Landeskirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken 
des für alle geltenden Rechtes. 


(2) Sie hat ihren Sitz in Wiesbaden. f 
(3) Ihre Bekanntmachungen erfolgen in dem „Amtsblatt der Evangeliſchen Landeskirche in Naſſau“. 


(1) Die Landeskirche gehört zu den evangeliſchen Kirchen, die aus der Reformation hervorgegangen ſind. 
Sie weiß ſich als Glied des „Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes“ den andern evangeliſchen Landeskirchen 
Dieutſchlands innerlich verbunden und nimmt an deren gemeinſamen Aufgaben tätigen Anteil. 


(2) Sie pflegt die Gemeinſchaft mit dem Geſamtproteſtantismus. 


84 


Die in den einzelnen Teilen der Landeskirche bisher gültigen Beſtimmungen über Lehre und Bekenntnis 
werden durch dieſe Verfaſſung nicht berührt. Sie ſind nicht Gegenſtand der kirchlichen Geſetzgebung. 


855 
Die Zugehörigkeit zur Landeskirche regelt ſich nach dem bisherigen Rechtszuſtande. 


8 6. 

(1) Die „Evangeliſche Landeskirche in Naſſau“ lebt von den Ewigkeitskräften aus der Offenbarung 
Gottes in Chriſto Jeſu und ſtützt ſich als Volkskirche in ihrer Wirkſamkeit auf das Vertrauen und die Mit⸗ 
arbeit aller evangeliſchen Volkskreiſe. Als Kirche der Reformation gewährt ſie ihren Gliedern evangeliſche 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit und umſchließt in Brüderlichkeit alle, die ihr angehören wollen. Sie 
gewährt den Minderheiten geſetzlichen Schutz und gleiches geſetzliches Recht in der Volkskirche. 

(2) Die Mitglieder der Landeskirche haben Anteil an allen kirchlichen Einrichtungen und Anſpruch auf 
kirchliche Verſorgung, aber auch die Pflicht, an der Erfüllung der kirchlichen Aufgaben nach Kräften mitzu⸗ 
wirken, ſich nach den kirchlichen Ordnungen zu richten, zu den kirchlichen Laſten beizutragen und ihnen ange— 
tragene Ehrenämter zu übernehmen. 

§ 7. . 

(1) Die Landeskirche baut ſich aus dem geſamten Kirchenvolk in allen ihr gliedmäßig zugehörigen Ge- 
meinden auf. a i 
(2) Der Erfüllung ihrer Aufgaben dienen: 

a) die Kirchengemeinden ($$ 8 bis 58), 

b) das Pfarramt ($$ 59 bis 78), 

e) die Kirchenkreiſe mit dem Dekanat (§8 79 bis 95), 

d) der Landeskirchentag (§8 97 bis 116), 

e) die Landeskirchenregierung (88 117 bis 123), 

) der Landesbiſchof (88 124 bis 128), 

g) das Landeskirchenamt (88 129 bis 137), 

h) das Evangeliſch⸗theblogiſche Landesſeminar zu Herborn ($ 138), 
i) der Landespfarrerausſchuß (88 139 bis 142), % 

*) der Landesausſchuß für Religionsunterricht (8 134 bis 148), 
1) die Arbeitsgemeinſchaften (§§ 96 und 149), 
m) die Diſziplinarbehörden ($ 150), 

n) das Spruchkollegium ($ 151). 

(3) Die im Abf. 2 unter k, g und k bezeichneten Behörden bedürfen des Vertrauens des Landeskirchentags. 


9. | S 
Erſter Abſchnitt. 
Kirchengemeinden. 
J. Allgemeines. 
i $8. 
Die Kirchengemeinden find örtliche Träger des landeskirchlichen Geſamtlebens. Sie find Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes und haben den Beruf, in der Kraft und im Geiſte Chriſti, insbeſondere durch Wort 


und Sakrament, eine Pflegeſtätte evangeliſchen Glaubens und Lebens und eine Gemeinſchaft brüderlicher 
Liebe zu ſein. 
SB) 


(1) Die Gemeinden bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. 


(2) Durch Beſchluß der Landeskirchenregierung können Gemeinden neu gebildet, verändert, aufgehoben 
oder mit anderen Gemeinden vereinigt werden. Die Beteiligten und der Kreiskirchentag ſind vorher zu hören. 


(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, ſo hat in Ermanglung einer Einigung der 
Beteiligten, die der Genehmigung des Landeskirchenamts bedarf, dieſer Beſchluß auch darüber Entſcheidung 
zu treffen. f 

810 


Die Mitgliedſchaft an der Gemeinde regelt ſich nach dem bisherigen Rechtszuſtande. 


8 11 
8 . 
(4) Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſtändig. 
Organe dieſer Selbſtverwaltung find die Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen. 
(2) Die Kirchengemeinden haben für die Befriedigung der kirchlichen Bedürfniſſe der Gemeindeglieder 
zu ſorgen und zu dieſem Zwecke die erforderlichen Mittel aufzubringen. 


9 12. 


(1) In jeder Kirchengemeinde wird ein Kirchenvorſtand und eine Gemeindevertretung gemäß der nach⸗ 
folgenden Ordnung gebildet. 


(2) Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramte verbunden, fo treten für ge 
meinſchaftliche Angelegenheiten die Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen zu einer gemeinſam beratenden 
und beſchließenden Körperſchaft zuſammen. Eine Anderung des Beitragsfußes für die gemeinſamen Laſten 
kann ohne Zuſtimmung der betroffenen Gemeinden von dieſer Körperſchaft nicht vorgenommen werden. 


(3) Von der Einberufung dieſer gemeinſamen Körperſchaft kann abgeſehen werden, wenn die einzelnen 
Gemeindeorgane übereinſtimmende Beſchlüſſe gefaßt haben. 


II. Kirchenvorſtand. 
A. Wirkungskreis. 
8 13. 


(1) Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren Angelegenheiten zu 
vertreten. 


(2) Die Kirchenvorſteher ſollen den Pfarrer in feiner pfarramtlichen Tätigkeit unterſtützen. 
) g 


8 14. | 


() Dem Kirchenvorſtande liegt die Förderung chriſtlicher Geſinnung und Sitte und die Handhabung 


der kirchlichen Ordnung und der Kirchenzucht in der Gemeinde innerhalb der geſetzlichen Grenzen ob. Er 
hat für Erhaltung der äußeren gottesdienſtlichen Ordnung zu ſorgen und die Heilighaltung der Sonn- und 
Feiertage zu fördern. i 


** 9 en 9 27 N 
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(2) Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn die übliche Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes oder die 
in der Gemeinde beſtehenden örtlichen liturgiſchen Einrichtungen geändert werden follen. 

(3) Der Kirchenvorſtand entſcheidet über die Einräumung des Kirchengebäudes zu einzelnen nicht zu 
den Gemeindegottesdienſten gehörigen Veranſtaltungen, vorausgeſetzt, daß ſie der Beſtimmung des Kirchen⸗ 
gebäudes nicht widerſprechen. a = 

§ 15. f i 

Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt und verpflichtet, bezüglich der Amtsführung und des Wandels des 
Geiſtlichen oder eines anderen ſeiner Mitglieder Wünſche und Beſchwerden in ſeinen Sitzungen zur Sprache 
zu bringen. Jedoch ſteht ihm zum Zwecke weiterer Verfolgung nur zu, der vorgeſetzten Kirchenbehörde 
Anzeige zu machen. i 

i i $ 16. 

(1) Der Kirchenvorſtand hat dafür einzutreten, daß die Jugend zu tätigen Mitgliedern der Gemeinde 
erzogen wird. Er hat dafür zu ſorgen, daß jedes Kind in der Gemeinde kirchlich anerkannten Religions⸗ 
unterricht erhält. Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule ſteht ihm nicht zu. 

(2) Die Nichtkonfirmierten ſind von ihm zum Beſuche der Jugendgottesdienſte, die Konfirmanden auch 
zur regelmäßigen Beteiligung am Konfirmandenunterricht anzuhalten. Die Pflege der konfirmierten Jugend 
iſt fortzuführen oder einzurichten, geeignetenfalls mit Hilfe der hierfür beſtehenden Vereine und Verbände. 
Bezüglich der Chriſtenlehre für die erwachſene Jugend haben die Kirchenvorſteher die Geiſtlichen in der Auf 
rechterhaltung der beſtehenden Ordnung zu unterſtützen. 

(3) Er hat ferner die Pflicht, gegen Mißſtände in der ſittlichen Haltung der Jugend, gegebenenfalls 
unter Anrufung der zuſtändigen Stellen, einzuſchreiten. 


8 17. 

(1) Der Kirchenvorſtand ſoll in allen Schichten der Gemeinde die Erweckung einer lebendigen Teilnahme 
an ihren Aufgaben ſich angelegen fein laſſen und die zum Aufbau der Gemeinde nötige Mitarbeit der Ge— 

meindeangehörigen anregen, fördern und ordnen. 

(2) Der Kirchenvorſtand ſoll über alle wichtigen Fragen der Geſamtkirche und des Kirchenkreiſes und 
über alle zur Veröffentlichung ſich eignenden Fragen ſeiner eigenen Verwaltung der Gemeinde in geeigneter 
Weiſe Mitteilung machen. Er ſoll auch die Wünſche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder entgegennehmen 
und erwägen. f f 

(3) Zur Erreichung dieſer Zwecke ſoll der Kirchenvorſtand in der Regel jährlich einmal der Geſamt⸗ 
gemeinde durch Einberufung einer Gemeindeverſammlung Gelegenheit geben, ſich zu unterrichten und zu äußern. 
Eine Gemeindeverſammlung muß einberufen werden, wenn Gemeindeglieder in der vierfachen Zahl der 
Kirchenvorſteher die Einberufung in gemeinſamer Eingabe beantragen. 


8 18. 

(1) Der Kirchenvorſtand ſoll ſich dauernd bemühen, alle in der Gemeinde zur Förderung chriſtlichen 
Glaubens und Lebens und zur Pflege kirchlicher Gemeinſchaft und Sitte ſich regenden und ſich dazu eignenden 
Kräfte als freiwillige Helferſchaft dem Leben der Geſamtgemeinde dienſtbar zu machen. 

(2) Er hat dafür zu ſorgen, daß zuziehenden Gemeindegliedern die kirchlichen Veranſtaltungen und 
Einrichtungen genügend bekannt werden; auch hat er nach beſten Kräften dahin zu wirken, daß die Ab- 
ziehenden, namentlich die jugendlichen, der neuen Gemeinde uͤberwieſen werden. 


8 19. 
5 Dem Kirchenvorſtande liegt die Leitung und Ordnung der kirchlichen Fürſorge für Arme, Kranke, Schutz- 
und Hilfsbedürftige ob. Er kann ſich hierbei Helfer aus der Gemeinde, inſonderheit aus der Gemeindever⸗ 
tretung, beiordnen und ſucht ſich mit den bürgerlichen Armenbehörden und anderen Verwaltungen ſowie mit 
etwa beſtehenden freien Vereinen ins Einvernehmen zu ſetzen. 


Ale 
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: § 20. 

Der Kirchenvorſtand führt das Verzeichnis der Gemeindeglieder (Matrikel), bewirkt die Aufſtellung der 
erforderlichen Kirchenſteuerhebeliſten und die Liſte der wahlberechtigten Gemeindeglieder, bereitet die Wahlen 
der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter vor, leitet dieſe Wahlen, beruft die Gemeindevertretung und führt 
ihre Beſchlüſſe aus. . 

§ 21. 
(1) Der Kirchenvorſtand hat von eintretender Erledigung des Pfarramts Anzeige zu machen und die 
aus dieſem Anlaß ergehenden einſtweiligen Anordnungen zur Ausführung zu bringen. 
(2) Er hat ſofort bis zur vorläufigen Regelung der Verwaltung des Pfarramts die zur Sicherung und 
Erhaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


§ 22. 

Dem Kirchenvorſtande kommt, ſoweit wohlerworbene Rechte Dritter nicht entgegenſtehen, die Ernennung 
der weltlichen Kirchenbeamten und -angeftellten zu. Er beaufſichtigt ihre Dienſtführung und übt das Recht 
der Entlaſſung bei kündbaren Anſtellungen aus. Wegen Verleihung und Enkziehung der mit Schulſtellen ver⸗ 
bundenen Kirchenämter bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


§ 23. N 

Der Kirchenvorſtand hat auf die Pflege der kirchlichen Kunſt, vor allem der geiſtlichen Muſik, in Kirche 
und Haus hinzuwirken. = 

§ 24. f 

(1) Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung, in ſtreitigen wie nicht 
ſtreitigen Rechtsſachen, und verwaltet das Kirchenvermögen einſchließlich des Vermögens der örtlichen kirchlichen 
Stiftungen, welche nicht ſtiftungsmäßig eigene Organe haben, ſowie des Pfarrvermögens, ſoweit das Recht 
jeweiliger Inhaber nicht entgegenſteht. 

(2) Der Kirchenvorſtand haftet für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens und iſt für die ordnungs⸗ 
mäßige Erhaltung der kirchlichen Gebäude und Grundſtücke verantwortlich. 

(3) Das Landeskirchenamt ift berechtigt, die Geltendmachung rechtsbegründeter Anſprüche des vom Kirchen 
vorſtande zu verwaltenden Vermögens zu fordern und nötigenfalls durch Beſtellung eines Kirchenanwalts 
durchzuführen. N 

25: 

Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde gegenüber den kirchlichen Verwaltungsſtellen. Er hat das 
Intereſſe der Gemeinde ſowohl bei Erledigung von Vorlagen der Kirchenbehörden als auch durch Einbringung 
von Anträgen wahrzunehmen. 


B. Zuſammenſetzung. 


26. 
(1) Der Kirchenvorſtand beſteht: . 

a) aus dem Pfarrer der Gemeinde oder ſeinem Stellvertreter im Pfarramte; 

b) aus gewählten Kirchenvorſtehern; 

e) aus einem Religionslehrer (Religionslehrerin) der Gemeinde und, wo höhere Lehranſtalten beſtehen, 
aus einem akademiſch gebildeten Religionslehrer (Religionslehrerin) mit ihrer Zuſtimmung. Sie 
müſſen der Landeskirche angehören und die Wählbarkeit ($ 47, 1) beſitzen. In Kirchſpielen mit 
zwei Religionslehrern wählt die Gemeindevertretung einen derſelben, in Kirchſpielen mit mehr als 
zwei Religionslehrern wählt ſie aus zwei von der Religionslehrerſchaft des Kirchſpiels vorgeſchlagenen 
Religionslehrern einen in den Kirchenvorſtand. Auf Religionslehrer an höheren Schulen finden 
dieſe Beſtimmungen ſinnentſprechend Anwendung. 

(2) Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, ſo gehören ſie ſämtlich dem Kirchenvorſtand an. 
(3) Ordinierte Hilfsgeiſtliche einer Gemeinde und die Gemeindepfleger ($$ 67 und 68) haben das Recht, 
den Sitzungen der Kirchenkörperſchaften mit beratender Stimme beizuwohnen. 
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§ 27. 

Die Zahl der Kirchenvorſteher ($ 26, 1, b) richtet ſich nach der Größe und den örtlichen Verhältniſſen 
der Kirchengemeinde. Sie wird, gleich wie ihre etwaige Verteilung auf die einzelnen Ortſchaften nach Ver⸗ 
nehmung der Gemeindevertretung durch den Kreiskirchentag beſtimmt. Es ſollen nicht unter vier und nicht 
über zwölf Kirchenvorſteher vorhanden ſein. 5 

§ 28. 

(1) Die Kirchenvorſteher find im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde einzuführen und durch Abnahme 
des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 

»Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch anvertrauten Dienſtes ſorgfältig 
und treu, dem Evangelium wie den Ordnungen der Kirche und dieſer Gemeinde gemäß zu warten 
und gewiſſenhaft darauf zu achten, daß in der Gemeinde Glaube und Liebe wachſe und alles 
ordentlich und ehrbar zugehe?« 

(2) Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Kirchenvorſteher in ſein Amt eingetreten. 

(3) Wiedergewählte Kirchenvorſteher ſind auf das früher abgelegte Gelübde zu verweiſen. 


C. Geſchäftsführung. 

ü N § 29. 

(1) Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer. Sind mehrere Pfarrer in einer Gemeinde 
angeſtellt, ſo wechſelt der Vorſitz unter ihnen alle drei Jahre nach Maßgabe des Dienſtalters. 

(2) Verzicht auf den Vorſitz und Niederlegung des Vorſitzes find ſtatthaft, ſofern mehrere Pfarrer an 
der Gemeinde vorhanden ſind. Sie wirken für die geſamte Amtszeit des betreffenden Pfarrers an der 
Gemeinde. Wenn ſämtliche Pfarrer verzichten oder niederlegen, ernennt das Landeskirchenamt den Vorſitzenden. 
Ablehnung und Niederlegung ſtehen dem Ernannten in dieſem Falle nicht zu. 

(3) Auf Antrag der Gemeindevertretung kann das Landeskirchenamt eine abweichende Ordnung genehmigen. 


5 8 30. 8 

() Bei vorübergehender Verhinderung des Vorſitzenden geht der Vorſitz auf den nächſtzuſtändigen 
Pfarrer über. Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, ſo führt den Vorſitz ein Kirchenvorſteher, der vom Kirchen⸗ 
vorſtande nach Eintritt der neugewählten Mitglieder auf 3 Jahre gewählt wird. 

(2) IE eine Pfarrſtelle, deren Inhaber den Vorſitz führte, erledigt, jo übernimmt den Vorſitz der nächſt⸗ 
zuſtändige Pfarrer und behält ihn weiter bis zum Ablauf eines dreijährigen Zeitabſchnitts, der mit dem 
kommenden Rechnungsjahre beginnt. Iſt ein ſolcher Pfarrer nicht vorhanden, fo beſtimmt das Landeskirchenamt 
den Vorſitzenden. 

§ 31. 

(1) Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung, fo oft ihn der Vorſitzende beruft. 
Die Berufung hat unter Mitteilung der Tagesordnung in der Regel ſchriftlich zu erfolgen. 

(2) Die Berufung muß erfolgen, wenn mindeſtens die Hälfte der Kirchenvorſteher unter Angabe des 
Zweckes ſie beantragt. 

(3) Außerhalb der Tagesordnung kann über Gegenſtände mit Zuſtimmung der Verſammlung verhandelt 
und bei Einſtimmigkeit der Verſammlung beſchloſſen werden. 

(a) Der Kirchenvorſtand kann Arbeitsausſchüſſe beſtellen, zu denen auch Perſonen, die nicht dem Kirchen- 
vorſtand angehören, zugezogen werden können. 

(5) Der Kirchenvorſtand kann Sachverſtändige, insbeſondere auch Gemeindehelfer und Gemeindeſchweſtern, 
zu ſeinen Beratungen zuziehen. Bei allen Fragen kirchenmuſikaliſcher Art iſt, falls der Organiſtenſtand im 
Kirchenvorſtande nicht ſchon vertreten iſt, ein Organiſt zu den Beratungen des Kirchenvorſtandes heranzuziehen. 


e n 8 32. 
Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes ſind nicht öffentlich. 
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8 33. 
(1) Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und iſt für die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich. 


(2) Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte der verfaſſungsmäßigen 
Mitgliederzahl an der Abſtimmung teilgenommen hat. Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der 
Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen das Los. 


(3) Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich beteiligt ſind, dürfen nur auf 
ausdrücklichen Wunſch des Kirchenvorſtandes bei der Verhandlung anweſend ſein. 


(4) Über die gefaßten Beſchlüſſe wird eine Niederſchrift gefertigt, die in das Verhandlungsbuch ein- 
getragen, verleſen und von dem Vorſitzenden ſowie mindeſtens einem Kirchenvorſteher unterſchrieben wird. 
Auf Antrag muß auch eine vom gefaßten Beſchluß abweichende Meinung in die Niederſchrift aufgenommen 
werden. 


(5) Dritten gegenüber werden Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes durch Auszüge aus dem Verhandlungs⸗ 
buche bekundet, die von dem Vorſitzenden beglaubigt werden. Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift 
des Vorſitzenden. 


(6) Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des Kirchenvorſtandes bedarf 
es, wenn die Geſchäfte Schriftform verlangen, der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters 
und eines Kirchenvorſtehers ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. Hierdurch wird Dritten gegenüber 
die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchenvorſtandsbeſchluſſes feſtgeſtellt, ſo daß es des Nachweiſes feiner einzelnen 
Erforderniſſe, insbeſondere auch der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wo eine ſolche notwendig 
iſt, nicht bedarf. 

§ 34. 

Glaubt der Vorſitzende, daß durch die Ausführung eines Beſchluſſes ein erheblicher Schaden verurſacht 
wird, ſo iſt auf ſein Verlangen die Angelegenheit ſofort der Gemeindevertretung zur Entſchließung vorzulegen. 
Fällt dieſe Entſchließung gegen den Vorſitzenden aus, fo hat er das Recht, binnen 3 Tagen Einſpruch mit 
aufſchiebender Wirkung bei dem Vorſtande des Kreiskirchentags einzulegen, der über die Berechtigung des 
Einſpruchs und in der Sache ſelbſt entſcheidet. 

N § 35. 

Der Kirchenvorſtand ſoll Anordnung darüber treffen, ob und inwiefern für einzelne Zweige ſeines 
Wirkungskreiſes, namentlich Mithilfe bei geiſtlicher Aufſicht und Pflege, Liebestätigkeit, Bautätigkeit und 
Vermögensverwaltung, unter den Kirchenvorſtehern je einige beſonders berufen werden ſollen. Nach Bedarf 
können ihnen zu ihren Arbeiten Mitglieder der Gemeindehelferſchaft ($ 18) beigeordnet werden. Auch kann 
ein beſonderer Kirchenmeiſter beſtellt werden. 

8 36. 


Für die Verwaltung der Kirchenkaſſe (Kirchen, Pfarrei, Kapellen⸗ und Stiftungsfonds) hat der Kirchen⸗ 8 


vorſtand unter Zuſtimmung der Gemeindevertretung einen beſonderen Kirchenrechner zu beſtellen, dem hierfür 


eine angemeſſene Vergütung aus der Kirchenkaſſe zu bewilligen iſt. Ein Mitglied des Kirchenvorſtandes kaun 


dazu nur mit Genehmigung des Kreiskirchentags ernannt werden. 


§ 37. 
Der Kirchenrechner hat folgende Obliegenheiten: 
1. er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben daraus auf Grund des Vor 
anſchlags oder beſonderer ſchriftlicher Anweiſung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes; 
2. er legt dem Kirchenvorſtande jährlich Rechnung und hat ſich den von dieſem angeordneten, jährlich 
mindeſtens einmal vorzunehmenden Kaſſenprüfungen zu unterwerfen; ; 


3. im übrigen find für die Geſchäftsführung des Kirchenrechners die von dem Landeskirchenamt 
erlaſſenen Vorſchriften maßgebend. 


. 
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III. Gemeindevertretung. 
A. Wirkungskreis. 
§ 38. 


Die beſchließende Mitwirkung der Gemeindevertretung muß eintreten: 


1; 


2 
3; 
4. bei Anſtellung von Rechtsſtreiten, ſoweit fie nicht die Eintreibung fortlaufender Zinſen und Ge- 


* 


A 


10. 


bei dem Erwerbe, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von Grundeigentum, bei ſeiner 
Vermietung oder Verpachtung auf länger als 12 Jahre; 


bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, die den Beſtand felbft angreift, ſowie bei 


Kündigung und Einziehung von Kapitalien, ſofern ſie nicht zur zinslichen Wiederanlage erfolgt; 
bei allen Anleihen, die zur Beſtreitung kirchlicher Ausgaben gemacht werden; 


fälle oder die Einziehung ausſtehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen, 
und bei Abſchließung von Vergleichen; 


bei Neubauten oder erheblichen Wiederherſtellungsarbeiten an Baulichkeiten, ſofern nicht über die 


Notwendigkeit der Bauausführung bereits durch die zuſtändigen Behörden entſchieden iſt. Das 
Landeskirchenamt veröffentlicht in geeigneten Zwiſchenräumen, unter welchen Vorausſetzungen 
ſolche Bauarbeiten als erheblich zu gelten haben. Im Falle des Bedürfniſſes kann die Gemeinde⸗ 
vertretung die Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vornahme höher veranſchlagter Wiederher- 
ſtellungsarbeiten, jedoch nicht über das Dreifache der von der Behörde beſtimmten Summe und 
nicht über die Dauer von 3 Jahren hinaus, erweitern; 


bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen Geldmittel und Leiſtungen, 


insbefondexe bei Feſtſtellung des Betrags der zu erhebenden Kirchenſteuer; 


bei Veränderung beſtehender und Einführung neuer Gebührenſätze; 
bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Ausſtattung neuer Stellen für den Dienſt der Ge- 


meinde, ſowie zur dauernden oder vorübergehenden Verbeſſerung des Einkommens beſtehender 
Stellen, bei dauernder Verminderung ſolcher auf der Kirchenkaſſe haftender Leiſtungen, bei Ver: 
wandlung veränderlicher Einnahmen der kirchlichen Beamten in feſte Hebungen oder bei Um— 
wandlung von Naturaleinkünften in Geldrente, letzteres, ſoweit nicht die Umwandlung in dem 
durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt; 


bei Feſtſtellung des Voranſchlags und der Geltungsdauer des Voranſchlags der d ſowie 


bei Abnahme der Rechnung und Erteilung der Entlaftung; der Voranſchlag iſt vor der Feſt⸗ 
ſtellung, die Jahresrechnung vor der Entlaftung während einer Woche zur Einſicht der Gemeinde- 
glieder öffentlich auszulegen; 


bei allen größeren Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter⸗ 
ſtützung chriſtlicher Vereine und Anſtalten. Das Landeskirchenamt veröffentlicht in geeigneten 
Zwiſchenräumen, welche Beträge unter Berückſichtigung der verſchiedenen Leiſtungsfähigkeit der 
Gemeinden als größere zu gelten haben; 

bei Errichtung von Gemeindeordnungen; . 

bei Ausübung des den Kirchengemeinden zuſtehenden Pfarrwahlrechts; 


bei Beſtellung des Kirchenrechners; 
4. bei Ergänzungswahlen der Gemeindevertreter (§ 56, 1). 


8 39. 


(1) Die Beſchlüſſe der kirchlichen Gemeindeorgane in Vermögensangelegenheiten bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Genehmigung des Landeskirchenamts in folgenden Fällen: 


a) bei dem Erwerbe, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von Grundeigentum, ſoweit 


der Erwerb nicht im Falle einer Zwangsverſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch ein⸗ 
getragener kirchlicher Forderungen notwendig iſt , 


b) bei der Veräußerung oder Veränderung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſen⸗ 


ſchaftlichen oder Kunſtwert haben; 
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c) bei Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß zu vorübergehender Aushilfe dienen und aus den laufenden 
Einnahmen derſelben Voranſchlagszeit zurückerſtattet werden können; 

d) bei der Einführung und Veränderung von Gebührenſätzen; 

e) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den beſtimmungsgemäßen Zwecken 
mit Ausnahme ſolcher Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter⸗ 
ſtützung evangeliſcher Vereine und Anſtalten, die einzeln zwei vom Hundert und im Geſamtbetrage 
eines Voranſchlags fünf vom Hundert der Solleinnahme nicht überfteigen; 

f) bei kirchlichen Umlagen, bei Feſtſtellung von Voranſchlägen und Rechnungen; 

g) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur dauernden Verbeſſerung des Einkommens der beſtehenden 
Stellen für den Dienſt der Gemeinde; 

h) bei dauernder Verminderung ſolcher auf der Kirchenkaſſe haftender Bewilligungen; 

N) bei Auseinanderfetzungen über das Vermögen vereinigter Kirchen- und Schulſtellen; 

k) bei Umwandlung veränderlicher Einnahmen der Kirchenbeamten in feſte Hebungen oder 

J) bei Umwandlung von Naturaleinkünften in Geldrente, letzteres, ſoweit nicht die Umwandlung in 
dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt; 

m) bei Neubauten oder beim Abbruch vorhandener Gebäude; 

n) bei erheblichen Wiederherſtellungsarbeiten an gottesdienſtlichen oder für die Geiſtlichen und Kirchen, 
beamten beſtimmten Gebäuden (§ 38, 5) oder bei Anderung der künſtleriſchen Ausſtattung des 
Gebäudes; 5 

o) bei Verpachtung und Vermietung von kirchlichen Grundſtücken für mehr als zwölf Jahre; 

p) bei Ausleihung kirchlicher Gelder auf Hypothek oder Grundſchuld, wenn das Kapital: 

1. 10000 4 überſteigt oder 

2. nicht zur erſten Sicherheit oder 

3. an eine an der kirchlichen Vermögensverwaltung oder an der Aufſicht daruͤber beteiligte 
Perſon ausgeliehen werden ſoll; 

g) bei außerordentlichen Ausgaben, welche den von der kirchlichen Aufſichtsbehörde für die Kirchen⸗ 
gemeinde feſtgeſetzten Betrag überſteigen. Ausgaben ſind außerordentliche im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift, wenn ſie weder zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung notwendig, noch ſchon bisher 
e von der Aufſichtsbehörde ausdrücklich oder ſtillſchweigend gebilligten Grundſätzen 
geleiſtet ſind. 


(2) Alle Beſtimmungen, nach denen es zu den Gefchäften der kirchlichen Vermögensverwaltung in anderen 
5 10 15 Abſ. 1 genannten Fällen einer Genehmigung der kirchlichen Auffichtsbehörde bedarf, treten 
außer Kraft. 


8 40. 


0) Der Kirchenvorſtand iſt befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeindeangelegenheiten die Zu— 
ſtimmung der Gemeindevertretung einzuholen. Iſt ein Beſchluß der größeren Grmeindeverlretung ergangen, 
ſo iſt der Kirchenvorſtand an ihn gebunden. 


(2) Jedes Mitglied der Gemeindevertretung iſt befugt, in deren Sitzungen nach Erledigung der Tages · 
ordnung Anfragen an den Kirchenvorſtand zu richten und ſelbſtändige Anträge in Gemeindeangelegenheiten 
zu ſtellen. Der Vorſitzende hat die Verhandlungen über ſolche Anträge fo lange zu vertagen, bis über ihre 
Zuläſſigkeit von dem Kirchenvorſtande befunden worden iſt. Wird von dieſem die Zulaſſung der Verhand- 
lung in gemeinſchaftlicher Sitzung nicht zugeſtanden, fo ſteht auf Berufung des Antragftellers die Entſcheidung 
dem Vorſtande des Kreiskirchentags zu. 


§ 41. 
Weigert fi) ein Kirchenvorſtand oder eine Gemeindevertretung, eine geſetzliche Leiſtung, die aus dem 
kirchlichen Vermögen zu beſtreiten iſt oder den Kirchengemeindegliedern obliegt, in den Voranſchlag einzuſtellen, 
feſtzuſetzen oder zu genehmigen, jo ift die Landeskirchenregierung befugt, die Leiſtung feſtzuſetzen und in den 
Voranſchlag einzuſtellen. Durch dieſe Verfügung wird die Beſchlußfaſſung des Kirchenvorſtandes oder der 
Gemeindevertretung erſetzt. 
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B. Zuſammenſetzung. 


§ 42. 

(1) In allen Kirchengemeinden find Gemeindevertreter zu wählen. 

(2) In Gemeinden unter 300 Seelen werden 8, von 301 bis 500 Seelen 10, von 501 bis 1000 
Seelen 14, von 1001 bis 2000 Seelen 18, von 2001 bis 5000 Seelen 24, über 5000 Seelen 30 Gemeinde- 
vertreter gewählt. i 

(3) Durch Beſchluß der Gemeindevertretung, der nach Anhörung des Vorſtandes des Kreiskirchentags der 
Genehmigung des Landeskirchenamts bedarf, kann eine Erhöhung dieſer Ziffern feſtgeſetzt werden. Der Ger 
ſamtkirchengemeinde Wiesbaden wird eine Abweichung von dieſen Ziffern durch Gemeindeſatzung geſtattet. 

(4) Ob die für die Bildung der Vertretung entſcheidende Seelenzahl in einer Gemeinde dauernd vor- 
handen iſt, wird durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes feſtgeſtellt. 


43. 
Die Gemeindevertreter verhandeln und beſchließen in Gemeinſchaft mit dem Kirchenvorſtande als Ge 
meindevertretung über die von dieſem zur Beratung vorgelegten Gegenſtände. Der Vorſitzende des Kirchen— 
vorſtandes iſt zugleich Vorſitzender der zu einer Körperſchaft vereinigten Verſammlung. 


C. Geſchäftsführung. 
§ 44. 


(1) Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes beruft die Gemeindevertretung mit Angabe der Tagesordnung. 

(2) Die Einladung muß wenigſtens an dem Tage vorher in der von dem Kirchenvorſtande vorgeſchriebenen 
Form erfolgen. 

a § 45. 

(1) Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit der Mehrheit der verfaſſungsmäßigen Zahl von Mit- 
gliedern der aus dem Kirchenvorſtand und den Gemeindevertretern beſtehenden Körperſchaft erforderlich. Die 
Entſcheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden im Falle einer Wahl entſcheidet das Los. 

(2) Iſt auf die erſte ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit nicht 
erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung über denſelben Gegenſtand zu veranſtalten, in der die Erſchienenen 
ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe 
Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 

(3) Mitglieder, die am Gegenſtande der Beratung perſönlich beteiligt find, dürfen nur auf ausdrück— 
lichen Wunſch der Körperſchaft bei der Verhandlung zugegen ſein. Über die Beſchlüſſe der Körperſchaft wird 
eine in das Verhandlungsbuch einzutragende Niederſchrift gefertigt, die vorzuleſen und von dem erwählten 
Schriftführer ſowie zwei weiteren von der Verſammlung zu beſtimmenden Teilnehmern zu unterſchreiben iſt. 
Auf Antrag muß auch eine vom gefaßten Beſchluß abweichende Meinung in das Verhandlungsbuch auf— 
genommen werden. 

(4) Der Körperſchaft iſt geſtattet, erforderlichenfalls einen ſtändigen Schriftführer gegen Bezahlung aus 
der Kirchenkaſſe zu ernennen. 

(5) Die Körperſchaft kann die Öffentlichkeit der Sitzung beſchließen. 


IV. Bildung der Gemeindekörperſchaften. 


f $ 46. 

(1) Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes und die Gemeindevertreter werden von den wahlberechtigten 
Gemeindegliedern in geheimer, unmittelbarer Wahl gewählt. Die Gemeindevertretung kann mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit der verfaſſungsmäßigen Zahl Verhältniswahl unter ſinnentſprechender Anwendung der für die Wahl 
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zum Landeskirchentage geltenden Vorſchriften anordnen. Eine ſolche Anordnung der Verhältniswahl muß 
getroffen werden, wenn ein Viertel der Wahlberechtigten es verlangt. Der Erlaß einer entſprechenden Wahl⸗ 
ordnung bleibt der Landeskirchenregierung vorbehalten. 


(2) Wahlberechtigt find alle am 1. Juli des Wahljahrs mindeſtens 25 Jahre alten Männer und Frauen 
der evangeliſchen Landeskirche, die im Bezirke der Kirchengemeinde wohnen. 
(3) Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: i 7 

a) wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht; 

b) wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt; 

c) wer durch Verachtung des göttlichen Wortes, durch Vernachläſſigung der religiöſen Erziehung 
ſeiner Kinder oder unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung 
geſühntes Argernis gegeben hat. Die Feſtſtellung, daß dieſe Vorausſetzungen vorliegen, trifft der 
Kirchenvorſtand mit Zweidrittelmehrheit; 

d) wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes des 
Wahlrechts verluſtig erklärt iſt. 

8 47. 

(1) Wählbar in den Kirchenvorſtand und in die Gemeindevertretung ſind alle Wahlberechtigten. Die 
Wahl ſoll ſich auf Perſonen von bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher Einſicht und Erfahrung richten. 
(2) Ehegatten, Eltern und Kinder, ſowie Geſchwiſter dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder der Gemeinde⸗ 
körperſchaften fein. Bei gleichzeitiger Wahl gilt als gewählt, wer die größere Stimmenzahl erhalten hat. 
Bei Stimmengleichheit ſcheidet der oder die Jüngere aus. ; 
(3) In befonderen Fällen kann jedoch der. Vorftand des Kreiskirchentags von der Vorſchrift des 

Abſ. 2 befreien. 


(4) Auf Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen, die unter einem gemeinſamen Pfarramte ſtehen 
und gemäß § 12, 2, zu einer gemeinſam beratenden und beſchließenden Körperſchaft zuſammentreten, und auf 
den Kirchenvorſtand und die Gemeindevertretung der Wiesbadener Geſamtgemeinde findet die Vorſchrift des 
Abſ. 2 keine Anwendung. f s 


l § 48. i 
(1) Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl für die Gemeindekörperſchaften an und legt die von ihm 
aufgeſtellte Liſte der Wahlberechtigten zwei Wochen lang öffentlich aus. 


(2) Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte bekanntzumachen mit dem Beifügen, daß 
nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem 
Ermeſſen des Kirchenvorſtandes kann die Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechenden Wege erfolgen. : 


(3) Die eingehenden Einſprüche hat der Kirchenvorſtand zu prüfen und die Lifte zu berichtigen. Gegen 
einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Be⸗ 
rufung an den Vorſtand des Kreiskirchentags zu. 


(4) Durch Einlegung der Berufung wird die anſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende 
der Einſpruchsfriſt und dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens 2 Wochen liegen. 5 


8.40. | 
(1) Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit und des Ortes der Wahl 
ſowie der Zahl der zu wählenden Perſonen in zwei aufeinanderfolgenden Hauptgottesdienſten zu geſchehen. 
Anderweite, den örtlichen Verhältuiſſen entſprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kirchen⸗ 
vorſtand überlaſſen. 8 5 25 
(22) Die Ankündigung muß die Beſtimmungen über Wahlberechtigung und Wählbarkeit (58 46 
und 47) enthalten. 5 
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$ 50. 


Die Wahl wird vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes geleitet, dem die übrigen Mitglieder des 
Kirchenvorſtandes und erforderlichenfalls einige von dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorſtand 
zur Seite ſtehen. Wo die örtlichen Verhältniſſe es zweckmäßig erſcheinen laſſen, kann auf Beſchluß des 
Kirchenvorſtandes und mit Genehmigung des Vorſtandes des Kreiskirchentags eine Verteilung der zu wählenden 
Vertreter auf die einzelnen Ortſchaften erfolgen. Nur die perſönlich erſchienenen Wähler find ſtimmberechtigt. 
Die Abſtimmung erfolgt mittels gedruckter oder geſchriebener Stimmzettel. 


851. 


Gewählt find diejenigen, auf die die meiſten von den abgegebenen Wahlſtimmen gefallen find. Über 
die Wahlhandlung wird eine Niederſchriſt aufgenommen, die nach Verleſung vom Vorſitzenden und zwei Mit- 
gliedern des Wahlvorſtandes unterzeichnet wird. 


8 52. 

(1) Unmittelbar nach der Wahl hat der Kirchenvorſtand zu prüfen, ob das Wahlverfahren in gültiger 
Weiſe ſtattgefunden hat. Ergibt dieſe Prüfung Anſtände, die die Gültigkeit des geſamten Wahlverfahrens 
oder einzelner ſeiner Teile in Frage ſtellen, ſo hat der Kirchenvorſtand das zur Erledigung Erforderliche, 
nötigenfalls eine Neuwahl anzuordnen. Iſt das Wahlverfahren der Form nach einwandfrei oder find die 
vorgefundenen Anſtände beſeitigt, fo werden die Namen der Gewählten in den beiden nächſtfolgenden ſonn— 
täglichen Hauptgottesdienſten der Gemeinde verkündigt. 

(2) Einſprüche gegen die Wahl können binnen einer Woche nach der zweiten Verkündigung von jedem 
wahlberechtigten Gemeindeglied erhoben werden. Über fie entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf eingelegte 
Berufung des Betroffenen oder des Abgewieſenen, für die von Zuſtellung der Eutſcheidung an eine Aus⸗ 
ſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der Vorſtand des Kreiskirchentags. 


* 8 53. 
(1) Die Gewählten können das Amt eines Kircheuvorſtehers oder eines Gemeindevertreters nur ab» 
lehnen oder niederlegen: 
a) Frauen ohne Angabe von Gründen, 
b) Männer, wenn ſie: 
1. das ſechzigſte Lebensjahr vollendet, oder 
2. ſchon ſechs Jahre das Amt bekleidet haben, oder a 
3. wenn andere erhebliche Entſchuldigungsgründe vorliegen, z. B. Kränklichkeit, häufige Ab⸗ 
weſenheit oder Dienſtverhältniſſe, welche mit dem Amte unvereinbar ſind. 

(2) Über die Erheblichkeit und tatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe entſcheidet der Kirchen; 
vorſtand und auf eingelegte Berufung, für die von Zuſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von 
In 1 läuft, oder bei Beſchlußfähigkeit des Kirchenvorſtandes der Vorſtand des Kreiskirchentags 
endgültig. 

(3) Ein Maun, der ohne ſolchen Grund die Übernahme oder Fortführung des Amtes verweigert, ver- 
liert das Wahlrecht und die Wählbarkeit für kirchliche Amter auf dieſe und die nächſtfolgende Wahlzeit. 
Wahlrecht und Wählbarkeit können ihm auf ſein Geſuch von dem Kirchenvorſtande wieder beigelegt werden. 


8 54. 

(1) Iſt für die Kirchenvorſtandswahl zweimal vergeblich Termin gehalten, weil Wahlberechtigte nicht 
erſchienen ſind oder die Erſchienenen die Vornahme der Wahl verweigert haben oder weil die Wahl auf ge⸗ 
ſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen iſt oder weil die Gewählten die auf fie gefallene Wahl ablehuten, 
ſo hat der Vorſtand des Kreiskirchentags die Kirchenvorſteher zu ernennen. 


(2) Iſt aus denſelben Gründen die Wahl von Gemeindevertretern nicht zuftande gekommen, fo werden 
ihre Rechte durch den Kirchenvorſtand ausgeübt. 
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8 55. 

Das Amt der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei Jahren 
ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und bleiben bis zum Eintritt ihrer Nach⸗ 
folger im Amte. Die Ausſcheidenden werden das erſtemal durch das Los beſtimmt. f 


8 56. 

(1) Iſt das Amt eines Kirchenvorſtehers oder Gemeindevertreters außer der Zeit erledigt, ſo wählt die 
Gemeindevertretung für die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen einen Erſatzmann. 

(2) Wer durch anhaltende Krankheit oder berufliche Aberlaſtung fortgeſetzt an der Teilnahme der 
Sitzungen verhindert iſt, hat die Pflicht, ſein Amt als Kirchenvorſteher oder Gemeindevertreter niederzulegen. 

(3) Die Entlaſſung eines Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindevertreters erfolgt: 

a) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft 
b) wegen großer Pflichtwidrigkeit. 

(4) Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Betroffenen und des Kirchenvorſtandes durch den 
Vorſtand des Kreiskirchentags. 

(5) Gegen die Entſcheidung ſteht ſowohl dem Betroffenen als dem Kirchenvorſtande binnen einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt von vier Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung die Berufung an die Landeskirchenregierung zu. 

(6) Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen Entſcheidung aufgehalten; 
doch iſt das Landeskirchenamt befugt, die vorläufige Amtsenthebung des Kirchenvorſtehers oder Gemeindever— 
treters anzuordnen. 1 

(7) Die vollzogene Entlaſſung eines Kirchenvorſtehers oder Gemeindevertreters aus dem Amte wegen 
grober Pflichtwidrigkeit hat den Verluſt der Wählbarkeit zu Gemeindeämtern auf die Dauer von ſechs 
Jahren zur Folge. 

§ 57. f 

(1) Ein Kirchenvorſtand oder eine Gemeindevertretung, welche beharrlich ihre Pflichten vernachläſſigen 
oder verweigern, können von der Landeslirchenregierung aufgelöſt werden. Die Auflöſung der Gemeinde⸗ 
vertretung ſchließt die Auflöſung des Kirchenvorſtandes nicht in ſich. 

(2) Die Rechte einer aufgelöſten Gemeindevertretung gehen auf den Kirchenvorſtand, die eines aufge⸗ 
löſten Kirchenvorſtandes auf den Vorſtand des Kreiskirchentags bis zur Neuwahl der betreffenden Körper, 
ſchaft über. Die Neuwahl iſt innerhalb zweier Monate vom Kirchenvorſtand oder dem Vorſtande des Kreis 
kirchentags auszuſchreiben. 

V. Gemeindeſatzungen. 
§ 58. i 

Beſtehen in einer Gemeinde herkömmlich beſondere, die Kirchenordnung ergänzende, näher beſtimmende 
oder einſchränkende Einrichtungen, deren Anerkennung ſie wünſcht, oder ergibt ſich das Bedürfnis, neue der⸗ 
artige Einrichtungen zu treffen, ſo können ſolche zu einer ſatzungsmäßigen Beſtimmung, geeignetenfalls zu 
einer förmlichen Satzung zuſammengefaßt werden. Zur Feſtſetzung ſolcher Satzungen und Beſtimmungen bedarf 
es außer der Zuſtimmung der Gemeindevertretung und der Begutachtung durch den Kreiskirchentag der 
Genehmigung des Landeskirchentags. ; 


Zweiter Abſchnitt. 
Pfarramt. 
A. Aufgabe und Stellung der Pfarrer. 


8 59. 


(1) Der Pfarrer wird von der Landeskirche mit dem Dienſte in der Gemeinde betraut. Er iſt, unbe⸗ 
ahn 8 in une zur Wortverkündigung, zur Sakramentsverwaltung und zur geiſtlichen 
ührung der Gemeinde berufen. 5 h 
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(2) Ihm iſt die Aufgabe geſetzt, nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen das in der Heiligen Schrift geſchenkte 
Evangelium zu verkündigen gemäß der in der Reformation erneuerten, religiös-ſitklich zu wertenden Lehre 
der Kirche. 

(3) Die in der Verfaſſung nicht neu geregelten Rechte und Pflichten der Pfarrer bleiben unberührt mit 
der Maßgabe, daß das Landeskirchenamt einen Pfarrer, deſſen Gemeindepfarramt dafür Raum läßt, noch 
mit befonderen Pflichten und Aufgaben im Dienſte der Landeskirche beauftragen kann. 

(4) Der Pfarrer iſt in der Führung des geiſtlichen Amtes, insbeſondere in Lehre, Seelſorge und Ver⸗ 
waltung der Sakramente, von den Gemeindekörperſchaften unabhängig. 


9 60. 8 
(1) Ju Gemeinden mit mehreren Geiſtlichen liegt, unbeſchadet der Selbſtändigkeit der einzelnen Pfarrer, 
die Vertretung und geſchäftliche Leitung der gemeinſamen pfarramtlichen Angelegenheiten in der Hand des 
Vorſitzenden der Gemeindekörperſchaften. = 
(2) Jeder in der Gemeinde ſtändig angeſtellte Pfarrer ſoll einen eigenen Seelſorgerbezirk erhalten. Das 
Nähere regelt eine Pfarrdienſtordnung, die vom Kirchenvorſtand aufgeſtellt, vom Vorſtande des Kreiskirchen⸗ 
tags begutachtet wird und der Genehmigung des Landeskirchenamts bedarf. 


§ 61. 


Ein Rangunterſchied beſteht zwiſchen Geistlichen hinſichtlich ihres Amtes nicht. Beſondere Amts- 
bezeichnungen werden aufgehoben. b 


B. Errichtung und Anderung von Pfarrſtellen. 
8 62. | 
Die Errichtung neuer Pfarrſtellen, die dauernde Verbindung und die Aufhebung beſtehender Pfarr⸗ 


ſtellen erfolgen nach Anhörung der Körperſchaften der beteiligten Gemeinde und des Vorſtandes des Kreis- 
kirchentags durch Beſchluß der Landeskirchenregierung. 


5 § 63. 

. (1) Geiſtliche können auch ohne Berufung zu einem Gemeindepfarramt als Pfarrer der Landeskirche 

; oder von Kirchenkreiſen angeftellt werden. N : 
(2) Die Anſtellung erfolgt auf Grund eines Beſchluſſes der zuſtändigen kirchlichen Körperſchaften (Landes⸗ 

kirchenkag, Kreiskirchentag). Der Beſchluß hat über den Wirkungskreis und die Bereitſtellung der Mittel 

Beſtimmung zu treffen. g 


C. Pfarrſprengel und Gemeindeglieder. 
§ 64. . 

(1) Jedes Mitglied der Landeskirche iſt zu feiner kirchlichen Verſorgung nach feinem Wohnort oder ſeiner 
Wohnung einer Pfarrei oder ſonſtigen Seelſorgerſtelle zugewieſen. 

(2) Jedem Gemeindegliede bleibt es unbenommen, ſich in beſonderen Fällen bei Amtshandlungen von 
einem anderen als dem zuſtändigen Geiſtlichen verſorgen zu laſſen. Bei der Taufe, der Konfirmation und 
der Vorbereitung dazu, beim Abendmahl im Hauſe, bei Trauungen und Beerdigungen bedarf es hierzu vor⸗ 
heriger mündlicher oder ſchriftlicher Abmeldung bei dem zuſtändigen Pfarrer und deſſen Zuſtimmung. Wird 

dieſe verweigert, ſo entſcheidet auf Antrag der Dekan. Iſt der zuſtändige Pfarrer der Dekan ſelber, ſo ent- 
ſcheidet auf Antrag das Landeskirchenamt. Der zuſtändige Pfarrer hat eine Beſcheinigung der Abmeldung 
und ſeiner Zuſtimmung unentgeltlich zu erteilen. 5 

(3) Oer erwählte Geiſtliche kann das Erſuchen ablehnen und darf die Amtshandlung nur vornehmen, 

wenn der im Abf. 2 bezeichnete Schein erteilt iſt. Jeder Geiſtliche iſt zur Vornahme einer Amtshandlung 
berechtigt und verpflichtet, wenn ein Notfall vorliegt. : 35 


zig 


(4) Der erwählte Geiftliche hat dem zuſtändigen Pfarrer von der Amtshandlung fofort Anzeige zu er⸗ 
ſtatten und ihm die zur Eintragung in das Kirchenbuch erforderlichen Angaben zu machen. f 
(5) Durch Gemeindeſatzung können in Kirchſpielen mit mehreren Geiſtlichen erleichternde Beſtimmungen 
getroffen werden. 
̃ i 8 65. 
Will ein Gemeindeglied einen anderen als den zuſtändigen Geiſtlichen allgemein in Anſpruch nehmen, 
ſo bedarf es der Erlaubnis des Dekans. Sie iſt zu erteilen, wenn ernſthafte Gründe vorliegen. 


8 66. 5 
(1) Religiöfe Minderheiten einer Gemeinde können ſich, unbeſchadet ihrer Sprengelzugehörigkeit, zu be 
ſonderen landeskirchlichen Erbauungsgruppen zuſammenſchließen. Auch kann die Landeskirchenregierung Ein— 
richtungen treffen, die eine landeskirchliche Verſorgung von Minderheiten gewährleiſtet. 
(2) Das rechtliche Verhältnis zur Ortskirchengemeinde wird durch den Auſchluß an einen anderen 
Pfarrer oder durch Bildung einer Erbauungsgemeinſchaft nicht berührt. = 
(3) Die Abänderung diefer Vorſchriften ſowie der §§ 64 und 65 und die weitere Ordnung des Parochial⸗ 


zwanges, des Schutzes der Minderheiten und der Laienpredigt bleiben der Regelung durch Kirchengeſetz vor- 


behalten. 
(4) Bis zur kirchengeſetzlichen Regelung werden die erforderlichen Beſtimmungen durch die Landeskirchen 
regierung getroffen. N f 
867. . 
(1) Wenn in einer Gemeinde die Anſtellung ausreichender pfarramtlicher Kräfte ſich nicht ermöglichen 
läßt, können nach kirchlicher Ordnung befugte Perſonen, die nicht Geiſtliche ſind (Gemeindepfleger), mit pfarr⸗ 
amtlichen Geſchäften unter Leitung des Pfarramts betraut werden. 
(2) Bis zur kirchengeſetzlichen Regelung werden die näheren Beſtimmungen durch die Landeskirchen⸗ 
regierung getroffen. 
868. 
Nach Bedürfnis können die Gemeinden berufsmäßige Kräfte mit kirchlich geordneter Vorbildung, wie 
Gemeindediakone, Diakoniſſen und andere, beſonders theologiſch gebildete Frauen als Beamte im Haupt⸗ oder 


Nebenamt oder im Vertragsverhältnis anſtellen. Ihre Dienſtanweiſung bedarf der Genehmigung des Landes— 
kirchenamts. 8 


D. Beſetzung der Pfarrſtellen. 
8 69. 

(1) Die Beſetzung der dauernd errichteten ordentlichen Pfarrſtellen ſowie derjenigen, die neu gegründet 
werden, geſchieht zweimal durch Wahl der Kirchengemeinde, im dritten Falle durch Berufung der Landes 
kirchenregierung ($$ 117, 3 und 130, 13), im vierten Falle durch Wahl der Kirchengemeinde, im fünften 
Falle durch die Landeskirchenregierung. 

(2) Auf Pfarrſtellen, mit denen ein kirchliches Lehramt dauernd verbunden iſt, ſowie auf Pfarrſtellen, 
die nach dem bisherigen Rechtszuſtande nicht der freien kirchenregimentlichen Beſetzung unterlegen haben, findet, 
ſolange dieſer Rechtszuſtand beſteht, die Vorſchrift des Abſ. 1 keine Anwendung. N 

(3) Die Wahl erfolgt durch die vereinigten Gemeindeorgane. 


870 
8 . 
Den Bewerbern ift verboten, bei den Wählern um Stimmen zu werben oder werben zu laſſen. 


971. 


) Die Pfarrwahlen finden unter Leitung des Dekans oder eines von dem Landeskirchenamte beſonders 
ernannten Beauftragten ſtatt. Die Einladung der Mitglieder des Kirchenvorſtandes und der Gemeindever- 
tretung muß mindeſtens zwei Wochen vor der Wahlhandlung ſchriftlich geſchehen. 


61* 


8 
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(2) Gewählt wird mittels ſchriftlicher Stimmzettel durch Mehrheit der verfaſſungsmäßigen Stimmen⸗ 
zahl. Wird bei der erſten Wahl dieſe Mehrheit nicht erreicht, ſo iſt das Verfahren durch engere Wahl fort⸗ 
zuſetzen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

(3) Kommt keine Wahl zuſtande, ſo läßt das Landeskirchenamt die Pfarrei verſehen. Tritt derſelbe 
Fall nach Ablauf einer vom Landeskirchenamte zu beſtimmenden Friſt wieder ein, ſo wird die Stelle von 
der Landeskirchenregierung endgültig beſetzt. 

5 8 72. 
3 5 (1) Für neu gegründete ordentliche Pfarrſtellen tritt das erſtemal Wahl durch die kirchlichen Körper⸗ 
ſchaften ein. - 

(2) Jede Beſetzung gilt erſt mit der Einführung des Geiſtlichen in das Amt als vollendet. 


873. 
Wählbar ſind alle für die Verwaltung des geiſtlichen Amtes in der evangeliſchen Kirche befähigte 
ordinierte Perſonen. 
874. 
(1) Das Ergebnis der Wahl iſt der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden ſonntäglichen Hauptgottes— 
dienſten bekanntzumachen. i 
i (2) Innerhalb zweier Wochen nach der erſten Bekanntmachung kann jedes Gemeindeglied gegen die 
Geſetzlichkeit der Wahl bei dem Wahlleiter Einſpruch erheben. i 


8 75. 

(4) Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ſind die geſamten Wahlverhandlungen mit dem Gutachten des 
Vorſtandes des Kreiskirchentags über etwaige Einſprüche dem Landeskirchenamte zur Beſtätigung der Wahl 
durch die Landeskirchenregierung einzuſenden. 

(2) Die Beſtätigung muß verſagt werden, wenn der Gewählte die deutſche Reichsangehörigkeit nicht 
beſitzt oder binnen einer angemeſſenen Friſt Befreiung von dieſem Erforderniſſe nicht nachweiſt. 

(3) Die Beſtätigung der Wahl darf nur verſagt werden: 

a) wegen Geſetzwidrigkeit des Wahlverfahrens oder Zuwiderhandlung gegen das Verbot des § 70; 
p) wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarkeit des Gewählten; 
e) wegen geiſtiger und körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt zu verwalten. 

(4) Falls die Wahl auf einen Geiſtlichen einer anderen Landeskirche gefallen iſt, ſo hängt die Be⸗ 
ſtätigung außerdem von der Erfüllung folgender Vorausſetzung ab: 

Der Geiſtliche hat feine Anſtellungsfähigkeit nachzuweiſen. Die von ihm abgelegten Prüfungen find 
in der Regel als genügender Nachweis dieſer Fähigkeit zu erachten. In Ausnahmefällen kann die Kirchen⸗ 
behörde die perſönliche Vorſtellung des Gewählten fordern und die Beſtätigung von dem Ergebniſſe dieſer Vor⸗ 
ſtellung abhängig machen. 

8 76. 

Nähere Feſtſetzungen über das Wahlverfahren werden bis zur kirchengeſetzlichen Regelung durch eine von 

der Landeskirchenregierung zu erlaſſende Ausführungsanweiſung getroffen. 


8 77. 
(1) Die Koſten des Wahlverfahrens fallen der Gemeinde zur Laſt. 
(2) Die Frage der Umzugskoſtenvergütung bleibt der kirchlichen Geſetzgebung vorbehalten. 


8 78. 
Der Pfarrer kann nur aus zwingenden Gründen von der Landeskirchenregierung mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit im Intereſſe des Dienſtes auf eine andere Pfarrſtelle verſetzt werden. Das Landeskirchenamt iſt 
gutachtlich zu hören. 


— 393 — 


Dritter Abſchnitt. 
Kirchenkreiſe. 
1. Allgemeines. 
8 79. 
(1) Die Landeskirche gliedert ſich in Kirchenkreiſe, welche die Gemeinden ihres Bezirkes umfaſſen. 
(2) Jeder Kirchenkreis ift eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes, mit der Befugnis, fein Vermögen 
und ſeine Sondereinrichtungen zu verwalten ſowie die Aufgaben, die ihm von der Landeskirche übertragen 


oder überlaſſen werden, zu erfüllen. 
(3) Die Organe des Kirchenkreiſes ſind der Kreiskirchentag und ſein Vorſtand. 


$ 80. 

(1) Bis zu einer Neueinteilung gelten die bisherigen Kreisſynodalbezirke als Kirchenkreiſe. 

(2) Durch Beſchluß des Landeskirchentags können unter Berückſichtigung der natürlichen, geiſtigen und 
geſchichtlichen Zuſammenhänge des betreffenden Gebiets Kirchenkreiſe neu gebildet, verändert, aufgehoben 
oder mit anderen Kirchenkreiſen vereinigt werden. Die Beteiligten find vorher zu hören. 

(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, über welche die Beteiligten ſich nicht unter 
Zustimmung des Landeskirchenamts einigen, jo entſcheidet darüber die Landeskirchenregierung. 

(4) Nach dem Inkrafttreten dieſer Verfaſſung iſt binnen ſechs Jahren über eine Neuformung der 
Kirchenkreiſe und über die dadurch etwa notwendig werdende Trennung des Vorſitzes im Kreiskirchentage 
von dem Dekanat und die Berufung der Dekane zu beſchließen. 


II. Kreiskirchentag. 
A. Wirkungskreis. 
881. 
(1) Der Kreiskirchentag iſt dazu berufen, das geſamte Kirchenweſen des Kreiſes zu pflegen. Er ift: 

a) das verfaſſungsmäßige Bindungsglied zwiſchen den Einzelgemeinden und der Geſamtkirche, um 
den Zuſammenhang zwiſchen ihnen lebendig zu erhalten; 

b) eine Arbeitsgemeinſchaft, um feine eignen Angelegenheiten zu erledigen, den Gemeinden Anregungen 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu geben und die Lebensbedürfniſſe der Geſamtkirche zu fördern: 

(2) Der Kreiskirchentag ſoll die eingeſeſſenen Kräfte und Tätigkeitsarten kirchlichen Lebens, auch deren 
berufsmäßige Vertretungen zum Wohle der Gemeinden des Kirchenkreiſes und zum Wohle der ganzen Landes- 
kirche einmütig zuſammenfaſſen. 

(3) Zum Wirkungskreiſe des Kreiskirchentags gehören: 

a) Bearbeitung der den religiös-fittlichen und kirchlichen Zuſtand des Bezirkes betreffenden Er⸗ 
fahrungen und Bedürfniſſe, befonders in bezug auf Gottesdienſt, Religionsunterricht, Erziehung, 
ſittliche und ſoziale Schäden, Kranken- und Armenpflege; 

b) Gründung und Unterhaltung von Einrichtungen und Veranſtaltungen, die ihrer Art nach nicht 
von einer Kirchengemeinde allein getroffen werden können; 

c) Beratung von Anträgen, Wünſchen und Beſchwerden, die an das Landeskirchenamt, die Landes, 
kirchenregierung oder den Landeskirchentag oder an Behörden und Körperſchaften des Kirchen⸗ 
kreiſes gebracht werden ſollen, ſowie Erlaß von öffentlichen Kundgebungen. 


8 82. 
(1) Im einzelnen hat der Kreiskirchentag folgende Aufgaben: - . 
a) die Entgegennahme eines Berichts des Vorſtandes des Kreiskirchentags über wichtige Fragen 
und Vorkommniſſe auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens. Aber die kirchlichen und ſittlichen 
Zuſtände der Gemeinden iſt alle drei Jahre zu berichten; 
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b) die Erledigung der an den Kreiskirchentag gelangenden Vorlagen des Landeskirchentags oder 
des Landeskirchenamts; 

e) die Beratung und Begutachtung weittragender behördlicher Vorlagen für den Landeskirchentag 
nach Maßgabe des § 117, sk; 

d) die Beratung von Anträgen, die von Mitgliedern des Kreiskirchentags, den Kirchenvorſtänden 
oder auch einzelnen Mitgliedern des Kirchenkreiſes über Gegenſtände der im § 81 bezeichneten 
Art an den Kreiskircheutag gelangen; = 

e) die Förderung der in den Kirchengemeinden beftehenden Einrichtungen für chriftliche Liebes. 
tätigkeit, Jugendpflege ſowie aller Art von Gemeindearbeit und die Bereitſtellung von Mitteln 
dafür, ferner die freie Zuſammenfaſſung und Verwaltung der den Kirchengemeinden des Kirchen 
1 00 gemeinſamen derartigen Einrichtungen, jedoch unbeſchadet abweichender ſatzungsgemäßer 

rdnung; 5 

) die Mitaufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens der Gemeinden nach 
näherer Beſtimmung der Verwaltungsordnung; 

g) die Beſtimmung der Zahl der Kirchenvorſteher und deren etwaige Verteilung auf die einzelnen 
Teile der Gemeinde ($ 27); 

I) die Verwaltung der Kaſſe des Kreiskirchentags, die Beſtellung eines Rechners dieſer Kaffe, die 
Feſtſetzung des Voranſchlags der Kaſſe vorbehaltlich der Genehmigung des Landeskirchenamts, 

ſowie die Verteilung der für die Kaffe des Kreiskirchentags erforderlichen Beiträge der Kirchen- 
kaſſen und Gemeinden; 

i) die Prüfung ſatzungsmäßiger Ordnungen der Gemeinden ſowie die Errichtung ſolcher Oroͤnungen 
in dem dem Kreiskirchentag angewieſenen Geſchäftsgebiet unter Vorbehalt der Prüfung der 
Landeskirchenregierung; 

k) die Mitwirkung bei der Veränderung von Kirchengemeinden; 

J) die Prüfung der Wahl feiner Mitglieder; 

m) die Wahl des Dekans, der Beiſitzer des Vorſtandes des Kreiskirchentags und des ſtellvertretenden 
Vorſitzenden; 8 

n) die Aufnahme von Anleihen. 

(2) Soweit für die unter Je genannten Einrichtungen von den Kirchengemeinden Beiträge erhoben 
werden, bedarf der Beſchluß des Kreiskirchentags der Genehmigung des Landeskirchenamts, wenn der zu 
erhebende Betrag über 5 vom Hundert der Beiträge der Kirchenkaſſen der Gemeinden hinausgeht. Der 
gleichen Genehmigung bedarf auch die Feſtſetzung oder Anderung des Verteilungsmaßſtabs (h) und die Auf- 
nahme von Anleihen (u). 


B. Zuſammenſetzung des Kreiskirchentags. 
$ 83. 

Der Kreiskirchentag beſteht: 5 

(1) aus ſämtlichen innerhalb des Kirchenkreiſes feſtangeſtellten oder ein Pfarramt verwaltenden 
Geiſtlichen; 

(2) aus der doppelten Anzahl gewählter Mitglieder; 

(3) aus 3 von den landeskirchlichen Religionslehrern (Religionslehrerinnen) des Kirchenkreiſes aus ihrer 
Mitte gewählten Religionslehrern, welche die Wählbarkeit zum Kreiskirchentage beſitzen. Befinden ſich im 
Kirchenkreiſe höhere Lehranſtalten, fo muß wenigſtens eins der Mitglieder den akademiſch gebildeten Religions- 
lehrern (Religionslehrerinnen) dieſer Schulen enknommen werden; 

(4) wenn in einem Kirchenkreis eine Arbeitsgemeinſchaft für Kirchenmuſik errichtet wird, aus einem von 
dieſer gewählten Mitgliede. . 

§ 84. 

(1) Von den zu wählenden Mitgliedern wird die eine Hälfte aus den derzeitigen und früheren 
Kirchenvorſtehern und Gemeindevertretern dergeſtalt gewählt, daß jede Gemeinde ſo viel Mitglieder entſendet, 
als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in dem Kreiskirchentage hat. Die andere Hälfte wird von den an 
Seelenzahl ſtärkeren Gemeinden aus den achtbaren, kirchlich geſinnten und verdienten Männern und Frauen 
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des Kirchenkreiſes gewählt. Diejenigen Gemeinden, welche hiernach noch ein oder mehrere Mitglieder zu 
wählen haben, ſowie die Zahl dieſer Mitglieder werden unter Berückſichtigung der Seelenzahl ſowie der 
ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe der Gemeinden und des Kirchenkreiſes durch Beſchluß des Kreiskirchentags, 
welcher der Genehmigung des Landeskirchenamts bedarf, beſtimmt. Die Wahlen erfolgen auf ſechs Jahre 
und werden von den vereinigten Kirchenkörperſchaften jeder Gemeinde vollzogen. Bei verbundenen ſelbſtändigen 
Kirchengemeinden erfolgt die Wahl durch die gemeinſamen Körperſchaften, ſofern nicht die Abgeordneten 
auf die verſchiedenen Gemeinden verteilt ſind. 

(2) Für endgültig ausgeſchiedene Mitglieder iſt für den Reſt der Wahlzeit Erſatz zu wählen. 

(3) Lehrer an theologiſchen Lehranſtalten, Anſtalts⸗ und Vereinsgeiſtliche ſowie Hilfsgeiſtliche ohne 
ſelbſtändigen Wirkungskreis innerhalb des Kirchenkreiſes ſind zu den Tagungen einzuladen und haben beratende 
Stimme. Dem Kreiskirchentage ſteht es frei, zu einzelnen Tagungen oder Verhandlungsgegenſtänden auch 
andere Perſonen mit beratender Stimme zuzuziehen. 

(4) Der Landesbiſchof, der Vorſitzende des Landeskirchentags und der des Landeskirchenamts find zu 
den Verhandlungen einzuladen und haben das Recht, jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge zu 
ſtellen. Sie können Vertreter mit gleichen Befugniſſen entſenden. 


er C. Verhandlungen. 
i 355. 


Die ordentliche Verſammlung des Kreiskirchentags für ei an dem von ihm beftimmten Orte 
ſtatt. Außerordentliche Verſammlungen werden im Falle des Bedllrfuſſſes vont Täſtdertercheuamt oder vom 


Vorſtande des Kreiskirchentags angeordnet. Sie müſſen ſtattfinden, wenn ein Drittel der ſtimmberruridtelk 


Mitglieder es beantragt. Die Dauer der Verſammlung it der Regel nach auf einen Tag beſchränkt. 
Die Verhandlungen ſind öffentlich, ſoweit nicht der Ausſchluß der Offentlichkeit von dem Kreiskirchentage 
beſchloſſen wird. Jede Sitzung wird mit Schriftverleſung und Gebet eröffnet und mit Gebet geſchloſſen. 


886. 
Der Vorſitzende des Kreiskirchentags beruft den Kreiskirchentag unter Angabe der Tagesordnung. 
Er eröffnet und ſchließt die Verſammlung und ſorgt für die vorbereitenden Arbeiten. Er leitet die Ver⸗ 
handlungen, beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenſtände und iſt für Aufrechterhaltung der 
Ordnung verantwortlich. 
8 87. 


(1) Zur Beſchlußfähigkeit des Kreiskirchentags iſt die Anweſenheit von zwei Dritteln feiner Mitglieder 
erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der 
Antrag als abgelehnt. 

(2) Für Wahlen iſt die Mehrheit der zur Beſchlußfähigkeit notwendigen Stimmen erforderlich. Wahl⸗ 
handlungen ſind nötigenfalls durch engere Wahlen ſo lange fortzuſetzen, bis ſich eine ſolche Mehrheit ergibt. 

(3) Wahlen durch Zuruf ſind zuläſſig, wenn niemand widerſpricht und es ſich nicht um Wahlen zum 
Vorſtande des Kreiskirchentags handelt. 

$ 88. 


Auf Grund eines Beſchluſſes des Landeskirchenamts oder auf ihren eigenen Antrag können mehrere 
Kreiskirchentage zur Beſchlußfaſſung über gemeinſame Angelegenheiten und Einrichtungen zu vereinigter Ver⸗ 
ſammlung berufen werden. Das Landeskirchenamt regelt die Einberufung, Ort und Zeit der Tagung, den 
Vorſitz und den Geſchäftsgang. 


III. Vorſtand des Kreiskirchentags. 


8 89. 


(1) Der Kreiskirchentag hat einen Vorſtand, der aus dem Dekan als Vorſitzendem, einem ſtellvertrenden 
Vorſitzenden und drei u beſteht und die Verwaltung der Angelegenheiten des Kreiskirchentags er 

(2) Oer ſtellvertretende Vorſitzende und die drei Mitglieder werden vom Kreiskirchentage gewählt. Unter 
ihnen muß ſich wenigſtens ein Geiſtlicher befinden. 5 


— 
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(3) Die laufenden Geſchäfte der dem Vorſtand übertragenen Verwaltung führt der Vorſitzende. Er 
bereitet die Beſchlüſſe des Vorſtandes vor und trägt für ihre Ausführung Sorge. 

(4) Der Vorſitzende verhandelt namens des Vorſtandes mit Behörden und Privatperſonen, führt den 
Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftſtücke namens des Vorſtandes. i 

(5) Urkunden über Rechtsgeſchäfte, die den Kreiskirchentag Dritten gegenüber verpflichten ſollen, des- 
gleichen Vollmachten, müſſen unter Anziehung des betreffenden Beſchluſſes des Kreiskirchentags oder ſeines 
Vorſtandes von dem Vorſitzenden und einem Vorſtandsmitglied unterſchrieben und mit dem Siegel des Vor⸗ 
ſitzenden verſehen ſein. 


§ 90. 
(1) Der Vorſtand des Kreiskirchentags hat: 


dafür vorzubereiten und den Bericht über die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände der erstinen. 
zu erſtatten; — 

e) den Kirchenkreis in vermögensrechtlicher Hinsicht zu vertreten, 15 

4) die ihm vom Landeskircgeaute zugerveſchen Angelegenheiten zu erledigen ; 

0 dem gundeskirchenamt auf Erfordern Gutachten abzuftatten; 

) Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und ihren Geiſtlichen und Kirchenbeamten zu vermitteln fo- 

wie auf Einſprüche des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes Entſcheidung zu treffen (§ 34) 

i) auf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenvorſteher, und Gemeindevertreterwahlen 
ſowie über Einſprüche gegen die verſagte Aufnahme in die Wählerliſte, gegen die Wahl von 
Kirchenvorſtehern und Gemeindevertretern, über Anträge auf Zulaſſung von Verwandten, Ehe 
gatten und Verſchwägerten zu den kirchlichen Gemeindeorganen ($ 47, 2 und 3), ſowie über die 
Zuläſſigkeit einer Amtsablehnung oder niederlegung von Kirchenvorſtehern und Gemeindevertretern 
($ 55) zu entſcheiden; f 

k) bei zweimal vergeblich abgehaltener Wahl die Mitglieder des Kirchenvorſtandes auf die anftehende 
Wahlzeit zu ernennen; / 

I) darüber zu befinden, ob ein im Amte befindlicher Kirchenvorſteher oder Gemeindevertreter die ge- 
ſetzlichen Eigenſchaften zur Amtsführung verloren hat; 

m) die Diſziplinargewalt über die Kirchenvorſteher und die Gemeindevertreter auszuüben mit dem 
Rechte, Ermahnung, Verweis und wegen grober Pflichtwidrigkeit Entlaſſung aus dem Amte zu 
verfügen; 

n) die Kirchenzucht in zweiter Inſtanz zu üben, wo in erſter Inſtanz der Kirchenvorſtand Entſcheidung 
getroffen hat ($ 14, 1); = 

o) zwei Mitglieder für die Difziplinarbehörde erfter Inſtanz zu beſtimmen (§ 150); 

p) bei nicht verſammeltem Kreiskirchentag in eiligen Fällen Entſcheidung zu treffen. 

(2) In den unter i bis n bezeichneten Fällen müſſen wenigſtens vier Mitglieder des Vorſtandes des 
Kirchentags an der Beſchlußfaſſung teilnehmen. Für die übrigen ihm übertragenen Geſchäfte reicht die Mit- 
wirkung von drei Mitgliedern aus. In den Fällen m und em erfolgt die Entſcheidung nach Unterſuchung 
der Sache und nach Vernehmung des Beteiligten. Dieſer iſt zu den Verhandlungen einzuladen und mit 
ſeiner Verteidigung, ſei es in Perſon oder durch einen beſtellten Verteidiger evangeliſchen Bekenntniſſes zuzu⸗ 
laſſen. Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen und mit Gründen zu verſehen. Dem Betroffenen und 
dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes ſteht Berufung an die Landeskirchenregierung binnen einer Ausſchluß— 
friſt von vier Wochen zu. 


$ 91. 


Die Mitglieder des Kreiskirchentags und feines Vorſtandes erhalten außer dem Erſatze der Reiſekoſten 
ein Tagegeld, deſſen Höhe von der Landeskirchenxegierung feſtgeſetzt wird. 8 
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IV. Dekanat. 


A. Wirkungskreis. 
§ 92. 

(1) Den Vorſitz im Kreiskirchentag und feinem Vorſtande führt der Dekan. Er iſt ſowohl der Ver⸗ 
trauensmann der Pfarrer und Gemeinden ſeines Bezirkes als auch behördliches Organ der Landeskirche für 
die ihm zugewieſenen Befugniſſe. N 

(2) Er führt die dienſtliche Aufſicht über Amtsführung, Fortbildung und Wandel der Geiſtlichen und 
Kandidaten. Er ſoll das geiſtige Leben im Bezirke pflegen unter Berückſichtigung der volkskirchlichen Mannig⸗ 
faltigkeit und unter Wahrung des Schutzes der Minderheiten. Die perſönliche und berufliche Gemeinſchaft 
unter den Pfarrern ſoll er fördern, mit den Gemeinden ſeines Bezirkes in perſönliche Fühlung treten, ſie in 
bezug auf Ordnung und Pflege des kirchlichen Lebens beraten und durch Teilnahme an ihren Feiern ihr 
landeskirchliches Bewußtſein ſtärken. Die Förderung des theologiſchen Nachwuchſes ſoll ihm am Herzen 
liegen. Er übt unter Leitung des Landeskirchenamts die kirchliche Aufſicht im Kirchenkreiſe. Ihm liegen 
insbeſondere ob: . : 

a) die Aufrechterhaltung der kirchlichen Ordnung im Kirchenkreis und die Ausführung der Ver 
waltungsmaßnahmen der Landeskirchenregierung und des Landeskirchenamts; 
b) die Leitung der Pfarrwahlen; : ; 

c) im Auftrage des Landesbiſchofs die Abhaltung der regelmäßigen und außerordentlichenr Viſitationen, 
die möglichſt als Feiern zu geſtalten find; a SE 
d) auf Anordnung des Landesbiſchofs die Ordination und Verpflichtung der Geiſtlichen, die Ein- 

führung der Pfarrer in ihr Amt ſowie die Einweihung von Kirchen 
e) die Erteilung von Urlaub bis zu 14 Tagen jährlich; 
f) die Ordnung der Dienſtverſehung in vorübergehenden Fällen; 
g) die Vermittlung des Verkehrs zwiſchen dem Landeskirchenamt einerſeits und den Geiſtlichen und 
Gemeinden anderſeits. 
(3) Der Dekan führt ein Dienſtſiegel mit der Umſchrift: „Evangeliſches Dekanat (Kirchenkreis) “. 

(4) Das Landeskirchenamt hat vielbeſchäftigte Dekane in ihrer Amtstätigkeit durch Zuweiſung von 
Hilfskräften nach Möglichkeit zu unterſtützen. i N 

(5) Die Vergütung des Dekans beſteht in einer angemeſſenen, nicht ruhegehaltsfähigen Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigung. Soweit er außerhalb feines Dekanatsbezirkes amtlich oder aus Anlaß feiner kirchlichen Auf 
gabe tätig iſt oder ſoweit er innerhalb ſeines Dekanatsbezirkes in beſonderem Auftrage Dienſtreiſen auszu⸗ 
führen hat, erhält er Tagegelder und Reiſekoſten in der Höhe der den Mitgliedern des Landeskirchenamts 
zuſtehenden Sätze. 

$ 93. 


Die in einem dauernd errichteten Gemeindepfarramte des Kirchenkreiſes angeſtellten Geiſtlichen ſowie 
die Hilfsgeiſtlichen, Vikare und Kandidaten werden von dem Dekan jährlich mindeſtens zweimal zur Förde⸗ 
rung der wiſſenſchaftlichen Fortbildung ſowie zur Ausſprache über die Erfahrungen und Bedürfniſſe des 
Amtes zuſammenberufen (Dekanats⸗Konferenzen). 


B. Berufung der Dekane. 
a 8 94. 

(1) Der Dekan wird durch den Kreiskirchentag aus den Geiſtlichen des Dekanats auf die Dauer von 
12 Jahren gewählt. Er bleibt bis zum Amtsantritte ſeines Nachfolgers in Tätigkeit. Sein Amt erliſcht, 
wenn er ein Pfarramt im Dekanatsbezirke nicht mehr bekleidet. 
i (2) Die Wahl bedarf der Beſtätigung durch die Landeskirchenregierung. Das Landeskirchenamt iſt 
gutachtlich zu hören. Wird die Beſtätigung verſagt, ſo hat die Landeskirchen regierung nach Anhörung des 
Landeskirchenamts dem Kreiskirchentage drei Pfarrer zu benennen, aus denen der Kreiskirchentag einen zu 


Geſetzſammlung 1924. (Nr. 12829.) 62 


= - 


wählen hat. Der fo Gewählte bedarf der Beſtätigung nicht. Abt der Kreiskirchentag dieſes Wahlrecht 
binnen 3 Monaten nicht aus, ſo ernennt die Landeskirchenregierung aus der Zahl der von ihr Vorgeſchlagenen 
den Dekan. 
§ 95. 
Wird eine Vertretung von längerer Dauer in der Führung der Dekanatsgeſchäfte notwendig, fo kaun 
das Landeskirchenamt dieſelbe regeln. 
V. Arbeitsgemeinſchaſten. 
$ 96. 
Der Kreiskirchentag richtet in ſeinem Gebiet Arbeitsgemeinſchaften für Religionsunterricht, für 
Pflege der Kirchenmuſik und für kirchliche Vereinspflege und chriſtliche Liebestätigkeit ein. 


Vierter Abſchnitt. 
Geſamtkirche. 


J. Landes kirchentag. 
A. Wirkungskreis. 
8 97. 

(1) Der Landeskirchentag iſt der oberſte Träger der der Landeskirche innewohnenden Kirchengewalt. 
Ihm liegt die Fürſorge für das geſamte Leben der Kirche und die oberſte Aufficht ob. Er kann über alle 
Angelegenheiten der Landeskirche beraten und beſchließen und entſprechende Geſetze und Verordnungen er- 
laſſen. Der Landeskirchentag ſoll die Pfarrer und Gemeinden durch Gemeinſchaft des Glaubens, der Liebe 
und der Arbeit zu verbinden trachten. 

(2) Er hat die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände im Bereiche der Landeskirche dauernd zu beobachten 
und auf ihre Beſſerung hinzuwirken. Zu dieſem Zwecke kann er Ratſchläge und Anträge an Behörden und 
Körperſchaften richten, öffentliche Kundgebungen erlaſſen und ſich mit Anſprachen an die Gemeinden und 
Kirchenkreiſe wenden. 

(3) Er ſoll die Seibſttätigkeit der Gemeinden und Kirchenkreiſe anregen, deren Selbſtändigkeit weit⸗ 
herzig und vertrauensvoll die Grenzen ziehen und ſie in ihren Befugniſſen ſchützen. Er ſoll aber auch die 
Einheit der Kirche gegen auflöſende Beſtrebungen aller Art wahren. 


8 98. 
Zu den Obliegenheiten des Landeskirchentags gehört insbeſondere: 

J. die landeskirchliche Geſetzgebung, 

2. die Regelung der geſamten landeskirchlichen Verwaltung auf der Grundlage der Verfaſſung, 

3. die Erhaltung der evangeliſchen Lehre und des evangeliſchen Kultus in Kirche und Schule durch 
verfaſſungsmäßige Einrichtungen, 

4. die Wahrung des ungekürzten Beſtandes der Rechte der Landeskirche nach innen und außen, 

5. die Einſetzung der oberen Kirchenleitung und verwaltung, namentlich die Wahl des Landes— 
biſchofs, des Vorſitzenden und der Mitglieder des Landeskirchenamts, von Mitgliedern der Landes 
kirchenregierung und des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht, 

6. die Aufſtellung allgemeiner Grundſätze für die kirchliche Verwaltung, 

7. die Aufſtellung von Grundſätzen für die Anſtellung und Entlaſſung der Beamten der Landes- 
kirche, der Kirchenkreiſe und Gemeinden und die Beſtimmung ihrer Amtsbezeichnungen, 

8. die Entgegennahme von Berichten der Landeskirchenregierung über ihre Tätigkeit, die kirchlichen 
und ſittlichen Zuſtände des Bezirkes ſowie über die kirchliche Geſamtlage, 

9, die Prüfung und Erledigung eingegangener Vorlagen, Anträge und Geſuche, 


— 39 — 


1.0. die Feſtſtellung des Haushaltsplans der Landeskirche und der landeskirchlichen Kaſſen, die Aus⸗ 
übung des landeskirchlichen Umlagerechts für Zwecke der Geſämtkirche und die Abnahme der 
Jahres rechnungen, . 8 BER e 
11. die Feſtſetzung einer Beſoldungsordnung für die Beamten der landeskirchlichen Verwaltung; 
12. die Verfügung über die Einkünfte, das Vermögen und den Beſitz der Landeskirche und die Be- 
ſchlußfaſſung über die Aufnahme von Anleihen, durch welche der Schuldenſtand der Kirche ver⸗ 
mehrt wird und die nicht aus den laufenden Einkünften derſelben Voranſchlagsperiode zurück⸗ 
erſtattet werden können, 
13. die Abordnung von Vertretern bei den zu veranſtaltenden Amtsprüfungen der Geiſtlichen, 
14. die Beſchlußfaſſung über regelmäßig wiederkehrende Kirchenſammlungen, 
15. die Abgrenzung der Kirchenkreiſe und Dekanate, 
16. die Prüfung der Legitimation der Mitglieder des Landeskirchentags, 
17. das Recht, ſich zu vertagen, 
18. die Feſtſtellung ſeiner Geſchäftsordnung. 


§ 99. 
(1) Ein Kirchengeſetz muß erlaſſen werden bei Neuordnung und Anderung folgender Angelegenheiten: 

a) der Verfaſſung der Landeskirche, i 

b) der im Gebiete der Landeskirche geltenden Ordnungen, die Gegenſtände des Kultus und der 
Kirchenzucht betreffen, 

c) des kirchlichen Umlage⸗ und Beſteuerungsrechts, 

d) der Heranziehung des Kirchen⸗ und Pfarrvermögens zu Abgaben, 

e) der Grundſätze für die Errichtung und Aufhebung von Pfarrſtellen, für die Beſetzung der geiſt⸗ 
lichen Amter ſowie der Erforderniſſe für die Anſtellung im geiſtlichen Amte. 

(2) Die unter Abſ. la und 1b genannten Angelegenheiten bedürfen bei Beſchlußfaſſung einer Zwei⸗ 
drittelmehrheit der verfaſſungsmäßigen Abgeordnetenzahl. Der Beſchluß muß gleichlautend in zwei Leſungen 
an verſchiedenen Tagen gefaßt werden. 

§ 100. 

(1) Vorlagen über gottesdienſtliche Ordnungen dürfen erſt vor den Landeskirchentag gebracht werden, 
wenn ſie den Kreiskirchentagen und dem Landespfarrerausſchuſſe zur Begutachtung vorgelegen haben. 

(2) Agenden, Religionslehrbücher und Geſangbücher können für das geſamte Kirchengebiet oder einzelne 
Teile desſelben durch Kirchengeſetz für den kirchlichen Gebrauch eingeführt werden. 

(3) Gegen die Verpflichtung zur kirchlichen Einführung ſolcher Bücher ſteht jeder einzelnen Gemeinde 
ein Widerſpruchsrecht mit entſcheidender Wirkung zu. 


§ 101. 3 95 

(1) Beſchlüſſe über Liturgie, Katechismus, Geſangbücher und Agenden faſſen nur die der Union ange 
hörigen Abgeordneten. i ' 

(2) Soll über die im Abſ. 1 bezeichneten Gegenftände nur für die evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinden 
Entſcheidung getroffen werden, fo beſchließen darüber nur die Abgeordneten evangeliſch⸗lutheriſchen Bekeuntniſſes. 

(3) In den evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeinden treten die entſprechenden Beſchlüſſe und Kirchengeſetze 
vorbehaltlich des Widerſpruchrechts der Einzelgemeinden nur mit Zuſtimmung ihrer Kreiskirchentage in Kraft. 

(4) Die in der Landeskirche vorhandenen reformierten Gemeinden regeln die im Abſ. 1 bezeichneten 
Angelegenheiten durch Beſchluß ihrer kirchlichen Gemeindekörperſchaften unter Genehmigung durch die Landes: 
kirchenregierung. 

§ 102. 

(1) Oer Landeskirchentag hat das Recht, den im § 7 unter k, g und k genannten Stellen oder ein. 
zelnen ihrer Mitglieder in feierlicher Form das Vertrauen zu verſagen und ihnen dadurch kundzugeben, daß 
ihr Verbleiben im Amte nicht im Einklange mit dem Wohle der Kirche ſtehe. 
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(2) Der Antrag auf Herbeiführung einer ſolchen Kundgebung muß von wenigſtens 10 Mitgliedern 


geſtellt und der Beſchluß, der die Verſagung des Vertrauens ausſpricht, muß mit Zweidrittelmehrheit in 
zwei unmittelbor aufeinander folgenden Sitzungen übereinſtimmend gefaßt werden. 


B. Zuſammenſetzung. 
$ 103. 
Der Landeskirchentag beſteht: 

1. aus 60 Abgeordneten, die von den ſtimmberechtigten Mitgliedern der Landeskirche im Wege der 
allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und geheimen Wahl auf Grund des Verhältniswahlverfahrens 
nach Maßgabe des anliegenden Wahlgeſetzes, das als Beſtandteil der Verfaſſung gilt, gewählt werden, 

2. aus 8 von der Landeskirchenregierung zu ernennenden Abgeordneten mit beratender Stimme. 


§ 104. 


Die haupt- und nebenamtlichen Mitglieder des Landeskirchenamts können nicht Abgeordnete des Landes— 
kirchentags fein, 
C. Geſchäfts führung. 
˖ § 105. 

(1) Die Laudeskirchenregierung iſt dafür verantwortlich, daß die Mitglieder des Landeskirchentags 
rechtzeitig gewählt und ernannt werden und daß der Landeskirchentag ſpäteſtens binnen 3 Monaten nach 
dem Erlöſchen eines früheren Landeskirchentags verhandlungsbereit iſt. 

(2) Der Landeskirchentag iſt binnen 3 Monaten nach Veröffentlichung des Wahlergebniſſes einzuberufen. 

(3) Die Wahlperiode des Landeskirchentags beträgt 6 Jahre, vom Tage des erſten Zuſammentritts 
an gerechnet. Er tritt auf Einladung des Vorſtandes zuſammen, und zwar alle 3 Jahre zu einer ordent⸗ 
lichen Tagung. Bei beſonderem Bedürfnis iſt er auf eigenen Beſchluß, auf Beſchluß der Landeskirchen⸗ 
regierung oder, wenn ein Drittel aller Abgeordneten es verlangt, zu einer außerordentlichen Tagung zu berufen. 


$ 106. 

(1) Die Mitglieder des Landeskirchentags ſind Vertreter der ganzen Landeskirche und an Aufträge 
und Weiſungen ihrer Wähler nicht gebunden, vielmehr verpflichtet, ihre Stimme nach eigener Überzeugung 
abzugeben. 

(2) Zum Eintritt in den Landeskirchentag bedürfen Geiſtliche, Kirchenbeamte und kirchlich Angeſtellte 
keines Urlaubs, für Vertretung iſt von Amts wegen Sorge zu tragen. 


9 107. 


(1) Die Tagungen des Landeskirchentags werden mit öffentlichem Gottesdienſte, die einzelnen Sitzungen 
mit Schriftverleſung und Gebet eröffnet und der Landeskirchentag auch mit Gebet geſchloſſen. 

(2) Die Verhandlungen ſind öffentlich; es kann jedoch die Offentlichkeit durch Mehrheitsbeſchluß des 
Landeskirchentags für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen werden. 

(3) Die Mitglieder des Landeskirchentags, ſeines Vorſtandes und ſeiner Ausſchüſſe erhalten Tagegelder 
und Reiſekoſten, deren Höhe nach Anhörung des Landeskirchentags von der Landeskirchen regierung feſt⸗ 


geſetzt wird. 
8 108. 


(1) Bei Beginn der erſten Tagung des Landeskirchentags werden die Abgeordneten vom Vorſitzenden 
mittels folgenden Gelübdes auf getreue Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet: „Ich gelobe vor Gott, 
daß ich als Mitglied des Landeskirchentags in Treue gegen die Verfaſſung und die Ordnungen unſerer 
Landeskirche zum Heil des Volkes die Einigkeit des Glaubens und die Gemeinſchaft der Liebe gewiſſenhaft 
und nach beiten Kräften fördern will im Geiſte deſſen, der das Haupt der Kirche iſt, Chriſtus“. 

(2) Verweigerung des Gelübdes gilt als nachträgliche Ablehnung der Wahl. 
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g 8 109. 

() Zur Beſchlußfaſſung des Landeskirchentags ift die Anweſenheit von zwei Dritteln der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Mitgliederzahl erforderlich. 

(2) Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt, ſofern nicht für Einzelfälle eine andere 
Stimmenzahl vorgeſchrieben iſt (§ 99, 2, § 102, 2). Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt einfache Mehrheit ſich herausſtellt, durch engere Wahl bis 
zur Erreichung unbedingter Stimmenmehrheit fortzufegen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

(4) Für die Wahl zu Sitzungsausſchüſſen genügt die Mehrheit der abgegebenen Stimmen; in dieſem 
Falle iſt auch Wahl durch Zuruf zuläſſig, wenn niemand widerſpricht. 

(5) Die Wahl des Landesbiſchofs regelt ſich nach § 128, die des Vorſitzenden und der Mitglieder des 
Landeskirchenamts nach § 133. N 

$ 110. 

(1) Der Landeskirchentag wählt einen Vorſtand, der aus dem Vorſitzenden des Landeskirchentags, einem 
Geiſtlichen und einem nichtgeiſtlichen Beiſitzer beſteht. Für jeden Beiſitzer wird ein Stellvertreter gewählt. 
Die Stellvertretung des Vorſitzenden liegt einem der Beiſitzer ob. Fällt die Wahl des Vorſitzenden auf 
einen Geiſtlichen, fo muß fein erſter Stellvertreter ein Nichtgeiſtlicher fein und umgekehrt. Die Tätigkeit 
des jeweiligen Vorſtandes endigt mit der erledigten Vorſtandswahl des nächſten ordentlichen Landeskirchentags. 

(2) Bei Verhinderung des Vorſitzenden oder bei Erledigung feines Amtes iſt für den, der die Geſchäfte 
des Vorfigenden führt, fein Stellvertreter zu berufen. a 


8111. 
(1) Dem Vorſtande liegt ob: 
a) die Abfaſſung und Beglaubigung der Verhandlungsniederſchriften des Landeskirchentags, 
b) die Erledigung der Verwaltungsgeſchäfte des Landeskirchentags, 
e) die Vorprüfung der Wahl der Kirchentagsmitglieder, 
d) die Wahrung der Rechte des nicht verſammelten Landeskirchentags. 
(2) Er hat das Recht, jederzeit von den Einrichtungen und dem Zuſtande des theologiſchen Seminars 
Einſicht zu nehmen. 
(3) Er führt ein Dienſtſiegel mit der Umſchrift: „Evangeliſcher Landeskirchentag in Naſſau“. 


$ 112, 
(1) Der Vorſitzende des Landeskirchentags eröffnet und ſchließt den Kirchentag und handhabt die 
äußere Ordnung. : 
(2) Er vertritt den Landeskirchentag nach außen. 
(3) Die Beiſitzer haben den Vorſitzenden in feinen Geſchäften zu unterſtützen. 
f (4) Die erſte Tagung eines neuen Landeskirchentags wird von dem Vorſitzenden des alten Kirchentags 
eröffnet. 
5 $ 113. 5 f 
(1) Der Landeskirchentag wählt aus feiner Mitte zwei Mitglieder zum Eintritt in die Landeskirchen⸗ 
regierung. Für jedes dieſer Mitglieder iſt ein Stellvertreter zu wählen. Die Amtstätigkeit der Gewählten 
beginnt mit dem Schluſſe der Tagung. f 
(2) Unter den Mitgliedern der Landeskirchenregierung muß ſich ein Vertreter der evangelifch-Iutherifchen 
Gebietsteile befinden. 
(3) Wird die Tagung geſchloſſen, bevor die Wahl ftattgefunden hat, fo bleiben die für den früheren 
Zeitabſchnitt Gewählten in Tätigkeit. . f 
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8114. 


(1) Das Landeskirchenamt ift berechtigt, gegen Geſetze und Beſchlüſſe des Landeskirchentags mit auf 
ſchiebender Wirkung Einſpruch zu erheben. Dieſer Beſchluß muß mit Zweidrittelmehrheit gefaßt werden. 

(2) Der Einſpruch muß innerhalb zweier Tage nach der Schlußabſtimmung im Landeskirchentage bei 
dem Vorſitzenden des Landeskirchentags angebracht und ſpäteſtens binnen zwei weiteren Tagen mit Gründen 
verſehen werden, wenn es ſich um Beſchlüſſe handelt, die mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt ſind. 
Andernfalls beträgt die Einſpruchsfriſt zwei Wochen und die Friſt zur Begründung zwei weitere Wochen. 
Erfolgt die Schlußabſtimmung in der Schlußſitzung des Landeskirchentags, ſo iſt der Einſpruch binnen zwei 
Wochen anzubringen und zu begründen. f a N f 

(3) Im Falle des Einſpruchs iſt das Geſetz oder der Beſchluß dem Landeskirchentage zur nochmaligen 
Beſchlußfaſſung vorzulegen. 5 

(4) Iſt der Landeskirchentag bereits geſchloſſen, ſo hat die Landeskirchenregierung zu entſcheiden, ob und 
wann eine außerordentliche Tagung des Landeskirchentags einberufen werden ſoll, falls nicht auf einem 
andern geſetzlichen Wege eine Tagung gefordert wird. 

(5) Kommt bei einer nochmaligen Beſchlußfaſſung des Landeskirchentags keine ÜUbereinſtimmung zwiſchen 
dem Landeskirchentag und dem Landeskirchenamte zuſtande, ſo treten der Vorſitzende des Landeskirchenamts, 
der Landesbiſchof und der Vorſitzende des Landeskirchentags zu einer Sonderberatung und »entſchließung zu 
ſammen, ob der Landeskirchentag aufzulöſen ſei. Wird ein ſolcher Beſchluß gefaßt, ſo ſind binnen 4 Monaten 
Neuwahlen zu vollziehen und iſt nach deren Abſchluß alsbald ein neuer Landeskirchentag zu berufen. Wird 
die Auflöſung nicht beſchloſſen, jo wird der Beſchluß des Landeskirchentags wirkſam. 

(6) Gegen die Beſchlußfaſſung des neuen Landeskirchentags ſteht dem Landeskirchenamt ein weiteres 
Rechtsmittel nicht zu. 

(7) Gegenüber einem das Vertrauen verſagenden Beſchluſſe des Landeskirchentags kann das Einſpruchs⸗ 
recht und die Auflöſungsbefugnis nur dann ausgeübt werden, wenn es ſich um eine Erklärung gegen das 
ganze Landeskirchenamt oder den Landesbiſchof handelt. Die Beſchlußfaſſungen ſtehen in dieſem Falle der 
Landeskirchenregierung zu mit der Maßgabe, daß die dem Vorſtande des Landeskirchentags nicht angehörigen 
Mitglieder des Landeskirchentags an der Abſtimmung nicht teilzunehmen haben. 


8 115. 


(1) Die Mitglieder des Landeskirchentags find berechtigt, mit beratender Stimme an den Verhandlungen 
des Landeskirchentags und feiner Sitzungsausſchüſſe teilzunehmen. Sie müſſen dazu vom Landeskirchenamte 
beauftragt und bei dem Vorſitzenden des Landeskirchentags oder ſeiner Ausſchüſſe ſchriftlich angemeldet werden. 
Den vom vorhergehenden ordentlichen Landeskirchentage gewählten Mitgliedern der Landeskirchenregierung fteht, 
dieſes Recht der Teilnahme für die Beratungen über die von ihr erſtatteten Berichte über ihre Tätigkeit und 
die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände des Bezirkes zu. g 5 

(2) Der Landesbiſchof und der Vorſitzende des Landeskirchenamts ſind berechtigt, jederzeit das Wort 
u ergreifen und Anträge zu ſtellen. Der Vorſitzende des Landeskirchenamts iſt befugt, ordentliche Mitglieder 
ieſer Behörde an feiner Stelle zum Worte kommen zu laſſen. f 

(3) Auf Verlangen des Landeskirchentags ſind alle Vorgenannten verpflichtet, zu den Sitzungen zu 
erſcheinen, um Auskunft zu erteilen. 


$ 116. 

(1) Kirchengeſetze bedürfen der Vollziehung durch den Vorſitzenden der Landeskirchenregierung und der 
Beidrückung des Dienſtſiegels. g f 

(2) Sie find im Amtsblatte der Evangeliſchen Landeskirche in Naſſau zu veröffentlichen und treten, ſoweit 
ſie nichts anderes beſtimmen, mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Amtsblatt in 


Wiesbaden ausgegeben worden iſt. Der Tag der Ausgabe wird auf der erſten Seite jeder Nummer des 
Amtsblatts angegeben. 
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II. Sandeskirchenregierung. 


A. Wirkungskreis. 
$ 117. 

(1) Die Landeskirchenregierung iſt die oberſte Dienſtſtelle zur Leitung der Landeskirche gemäß der Ver⸗ 
faſſung, den Kirchengeſetzen und den von dem Landeskirchentag aufgeſtellten Grundſätzen. 

(2) Auf ſie gehen, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die Befugniſſe über, die nach früherem Rechte dem 
König als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments, dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks— 
bildung und dem Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſe zuſtanden. 

(3) Ihr liegt insbeſondere ob: 

a) dem ordentlichen Landeskirchentage Berichte zu erſtatten über ihre Tätigkeit, die kirchlichen und 
ſittlichen Zuſtände des Bezirkes und die kirchliche Geſamtlage ; 

b) die zur Ausführung von Kirchengeſetzen erforderlichen allgemeinen Anweiſungen zu geben; 

c) die in Einzelbeſtimmungen der Verfaſſung ihr zugewieſenen Befugniſſe auszuüben ; 

d) für die Stellen der Mitglieder des Landeskirchenamts mit Ausnahme des Landesbiſchofs und des 
Vorſitzenden auf Vorſchlag des Landeskirchenamts vorbehaltlich der endgültigen Entſcheidung des 
Landeskirchentags Stellvertreter einzuberufen und die Bezüge dieſer Kirchenbeamten im Rahmen 
des Vorauſchlags vorläufig zu regeln; 

e) die Stellen der Lehrkräfte des theologiſchen Seminars in Herborn zu beſetzen; 

4) die behördliche Beſetzung der Pfarrſtellen gemäß §§ 62, 63, 69, 1 und 130, 13 die Berufung 
der gewählten und von Patronen vorgeſchlagenen Pfarrer; 

8) die im § 98 unter 2 bis 4, 10, 12 und 13 aufgeführten Angelegenheiten, ſofern der Kirchentag 
nicht verſammelt iſt und die Sache keinen Aufſchub duldet, im Namen des Kirchentags zu entſcheiden / 

h) über Beſchwerden gegen Verfügungen des Landeskirchenamts zu entſcheiden ; 8 

i) Angelegenheiten, die der kirchengeſetzlichen Entſcheidung bedürfen, aber keinen Aufſchub dulden, 
durch Notverordnungen zu regeln; 

k) die Vorbereitung von Vorlagen für den Landeskirchentag. Weittragende behördliche Vorlagen für 
den Landeskirchentag ſind nach Möglichkeit vorher den Kreiskirchentagen zur vorhergehenden 
Beratung und Begutachtung vorzulegen; 

) die Anordnung allgemeiner außerordentlicher Gottesdienſte; 

m) die Begnadigung i 

n) die Feſtſtellung von Amtsbezeichnungen und Verleihung von kirchlichen Ehrentiteln ; 

o) die Pflege und Förderung einer organischen Verbindung mit den übrigen evangeliſchen Kirchen 
Deutſchlands und dem geſamten Proteſtantismus, insbeſondere die Entſendung von Vertretern in 
den Kirchenbundesrat; 

p) die Geſchäftsordnung des Landeskirchenamts feſtzuſetzen; a 

g) die Vermittlung der Verhandlungen des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht mit den ſtaat⸗ 
lichen Schulbehörden; f 

1) der Erlaß der theologiſchen Prüfungsordnungen unter Zuziehung von beratenden Sachverſtändigen 

s) die Schließung des Landeskirchentags. 

(4) Sie führt ein Siegel mit der Umſchrift: „Evangeliſche Landeskirchenregierung, Wiesbaden.“ 


$ 118, 5 

(1) Notverordnungen find nur zuläſſig, wenn der Landeskirchentag nicht verſammelt iſt und feine Ein- 
berufung nicht möglich iſt oder der Bedeutung der Sache nicht entſpricht. 

(2) Notverordnungen find als ſolche im Amtsblatte der evangeliſchen Landeskirche in Naſſau zu ver⸗ 
künden. Sie treten, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, mit der Verkündigung in Kraft. . 

(3) Sie ſind dem Landeskirchentage bei ſeiner nächſten Tagung zur Genehmigung vorzulegen. Wird die 
Genehmigung verſagt, ſo ſind ſie von der Landeskirchenregierung durch eine im Amtsblatte (§ 116, 2) zu 
verkündende Verordnung außer Kraft zu ſetzen. Wird ſie erteilt, ſo iſt dies in gleicher Weiſe bekanntzugeben. 
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B. Zuſammenſetzung. 
i 8 119. 
(1) Der Landeskirchenregierung gehören an: 
a) der Landesbiſchof als Vorſitzender, 
b) der Vorſitzende des Landeskirchentags, 
e) die anderen Mitglieder des Vorſtandes des Landeskirchentags, b 
d) die vom Landeskirchentage hierzu abgeordneten zwei Vertreter (§ 113), die bis zum Amtsantritt 
ihrer Nachfolger in Tätigkeit bleiben, 
e) der Vorſitzende des Landeskirchenamts als ſtellvertretender Vorſitzender, 
1) der hauptamtlich angeſtellte nichtgeiſtliche Rat des Landeskirchenamts, der die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienſt oder zum Richterämte hat. 

(2) Für die kraft ihres kirchlichen Amtes der Landeskirchenregierung angehörenden Mitglieder treten bei 
ihrer Verhinderung ihre geſchäftsordnungsmäßigen Vertreter ein. 5 

(3) Ebenſo treten für die anderen Mitglieder der Landeskirchenregierung im Behinderungsfall ihre 
erwählten Stellvertreter ein. Fehlt trotzdem ein vom Landeskirchentag entfandtes Mitglied in der Landes 
kirchenregierung, ſo hat eins der kirchenamtlichen Mitglieder, das durchs Los beſtimmt wird, ſich der Ab- 
ſtimmung zu enthalten. Der Landesbiſchof und der Vorſitzende des Landeskirchenamts find von der Aus 
loſung ausgenommen. 

§ 120, 

Oer Vorſitzende des Landeskirchentags hat in der Landeskirchenregierung eine dem Vorſitzenden der 
Landeskirchenregierung nebengeordnete Stellung. Er hat das Recht, jederzeit die Akten einzuſehen ſowie in 
den Tagungen das Wort zu ergreifen und diejenigen Erlaſſe der Landeskirchenregierung mitzuzeichnen, die 
von ihr in Vertretung des nicht verſammelten Kirchentags ausgehen. Das Nähere regelt eine Dienſtordnung, 
die ſich die Landeskirchenregierung gibt. 


C. Geſchäftsführung. 
8 § 121. i 

(1) Die Landeskirchenregierung wird von dem Vorſitzenden nach Bedarf berufen. Sie muß berufen 
werden, wenn fünf ihrer Mitglieder es verlangen. 

(2) Die Landeskirchenregierung iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden fünf Mitglieder anweſend 
find, Sie faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
Notverordnungen, welche eine Anderung der Kirchenverfaſſung enthalten, bedürfen der Zuſtimmung von 
wenigſtens ſechs Mitgliedern. e 

(3) Handelt es ſich um Beſchwerden über Maßnahmen des Landeskirchenamts, fo ſcheidet dasjenige 
feiner Mitglieder, welches die Angelegenheit als Hauptberichterſtatter bei dem Landeskirchenamt erledigt hat, 
bei der Beſchlußfaſſung aus. 8 

a (4) Der Vorſitzende kann zu den Verhandlungen auch die der Landeskirchenregierung nicht angehörenden 
Mitglieder und Hilfskräfte des Landeskirchenamts mit beratender Stimme zuziehen und ihnen jederzeit das 
Wort erteilen. f 

8128; 

Der Vorſitzende hat die Landeskirchenregierung bei ihren Sitzungen von wichtigen Vorgängen des kirch⸗ 

lichen Lebens zu unterrichten. ; 
§ 123. 


(1) Die Landeskirchenregierung kann mit der Erledigung von Geſchäften, die keinen Aufſchub dulden, 
einen engeren Ausſchuß von höchſtens fünf Mitgliedern betrauen, der in ihrem Namen handelt und dem der 
Vorſitzende des Landeskirchenamts als Vorſitzender angehört. Wird gegen die Erledigung einer Angelegenheit 
im engeren Ausſchuß auch nur von einem ſeiner Mitglieder Widerſpruch erhoben, fo iſt fie der Landeskirchen⸗ 
regierung ſelbſt vorzulegen. N 
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(2) Im einzelnen wird der Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung geregelt, die die Landeskirchen⸗ 
regierung ſich ſelbſt gibt. Sie regelt insbeſondere die Tätigkeit des engeren Ausſchuſſes und die Form der 
Ausfertigung von Beſchlüſſen. 


III. Landesbiſchof. 


A. Aufgabe und Stellung. 
§ 124. 


Der Landesbiſchof iſt der erſte Geiſtliche der Landeskirche. Ihm liegt vornehmlich ob, die Kirche fo 8 
leiten, daß ſie den von Gott empfangenen Auftrag zur Verwaltung von Wort und Sactamene erfülle. Der 


Gemeinſchaft der im evangeliſchen Glauben verbundenen Seiten und Gemeindeglieder hat er in Seelſorge 
zu dienen. Er ſoll dahin wirken, daß zich däs geistliche Leben innerhalb der Landeskirche entfalte und ſoll 
ſeiner Vielgeſtaltigteit Rechnung tragen. i 

8 125. 

(1) Der Landesbiſchof iſt dem Landeskirchenamte nebengeordnet, iſt deſſen ſtimmberechtigtes Mitglied 
und hat das Recht, jederzeit bei deſſen Sitzungen das Wort zu ergreifen. Seine Stellvertretung liegt dem 
dienſtälteſten geiſtlichen Mitglied des Landeskirchenamts ob. 

(2) Er vertritt die Landeskirche auf innerkirchlichem und geiſtlichem Gebiete. 

(3) Dem Landeskirchentag iſt er für die Innehaltung der Geſetze und der von dieſem für ſeine Tätig⸗ 
keit aufgeſtellten allgemeinen Grundſätze verantwortlich. Im übrigen aber ift er in ſeinen biſchöflichen Ge— 
ſchäften unabhängig. 

(4) Er kann ſich bei der Ausübung ſeiner Dienſtgeſchäfte der Mitwirkung der geiſtlichen Mitglieder 
des Landeskirchenamts — mit geſchäftsordnungsmäßiger Zuſtimmung des Vorſitzenden — bedienen. 

(5) Er führt ein Amtsſiegel mit der Umſchrift: „Der evangeliſche Landesbiſchof, Wiesbaden“. 

(6) Er iſt Dienſtvorgeſetzter der Geiſtlichen und Dekane unbeſchadet der Aufſicht des Landeskirchenamts. 

(7) Der Landesbiſchof ſoll der ſeelſorgerliche Berater der Pfarrer und Gemeinden ſein und das ge— 
ſamte geiſtliche Leben der Kirche anregen 95 fördern. Zu dieſem Zwecke ſoll er ſich eine genaue Kenntnis 
des geiſtigen Lebens der Gemeinden verſchaffen durch möglichſt regen Verkehr mit den Pfarrern und den 
Gemeinden. Er ſoll ſich um den religiöſen Frieden innerhalb der Volkskirche bemühen und ſich den Schutz 
der Minderheiten angelegen fein laſſen. 


§ 126. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 
1. die Ordination und Verpflichtung der Geiſtlichen, Einführung der Dekane und Pfarrer ſowie 
der Lehrer am theologiſchen Seminar, desgleichen die Vornahme von Weihehandlungen; 

„die Aufſicht über die amtliche und außeramtliche Führung der Geiſtlichen und Kandidaten; 

die Förderung der Weiterbildung der Geiſtlichen und Kandidaten durch amtliche und freie Kon- 
ferenzen und Arbeitsgemeinſchaften. Amtliche Konferenzen ſind ihm von dem Dekan 14 Tage 
vorher mit Angabe der Tagesordnung mitzuteilen; 5 

»die Berufung der Dekane zu einer jährlichen Konferenz; 

die Abhaltung von Sitzungen mit dem Vorſtande des Pfarrerausſchuſſes (ſiehe § 141); 

„die Leitung der theologiſchen Prüfungen; 

die Ausgleichung von Mißhelligkeiten zwiſchen Geiftlichen, Kirchenkörperſchaften und Gemeinden. 
Bericht hierüber an das Landeskirchenamt bleibt ſeinem Ermeſſen vorbehalten; 

die Anordnungen dringender Amtsverſehungen; 

der Vorſitz im Landesausſchuſſe für Religionsunterricht und die Ausübung der oberen Leitung 

des Religionsunterrichts der Kirche; 
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10. die Aufſicht über das geſamte gottesdienſtliche Leben und die Befolgung der kirchlichen Ordnungen; 
11. die Abhaltung ordentlicher und außerordentlicher Viſitationen nach beſonderer von der Landes⸗ 
kirchenregierung vorzugsweiſe im Sinne ſeelſorgerlicher Einwirkung zu geſtaltender Viſitations⸗ 
ordnung und der Erlaß der Viſitationsbeſcheide vorbehaltlich der Entſchließung des Landeskirchen⸗ 
amts für deſſen Geſchäftskreis) 
12. der Vorſitz in der Landeskirchenregierung ſowie die Teilnahme an dem Landeskirchentag und an 
den Kreiskirchentagen, bei deren Tagungen er jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen kann; 
13. die Aufficht über die Geſchäftsführung des theologiſchen Seminars zu Herborn, deſſen Direktor 
verpflichtet iſt, ihm halbjährlich einen Rechenſchaftsbericht einzuſenden. Er ſoll ſich durch Beſuch 
a des Seminars auch perſönliche Kenntnis verſchaffen; 
14. die Erteilung von Urlaub bis zu 4 Wochen an die ihm unterſtellten Geiſtlichen unter Anzeige 
aft das Landeskirchenane . : 
8 en — 
Der Landesbiſchof hat keinen perſönlichen Dienſtvorgeſetzten. Für die düßere Führung feines Amtes 
wird eine beſondere Dienſtanweiſung durch die Landeskirchenregierung erlaſſen. 0 Sr 


B. Berufung. 
§ 128. 


Oer Landesbiſchof wird von dem Landeskirchentag in geheimer Abſtimmung mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der verfaſſungsmäßigen Mitgliederzahl auf Lebenszeit gewählt. 


IV. Landeskirchenamt. 


A. Wirkungskreis. 
N 8129. - 
(1) Das Evangelifche Landeskirchenamt mit dem Amtsſitz in Wiesbaden führt die laufenden Geſchäfte 
ber Landeskirche und übt die Auſſicht über die Kirchengemeinden und Kirchenkreiſe aus. e 
(2) Es führt die Verwaltungsgeſchäfte der Landeskirche ſelbſtändig nach Maßgabe des geltenden Rechtes 
und der vom Landeskirchentag aufgeſtellten allgemeinen Grundſätze und iſt in ſeiner Verwaltung hierfür dem 
Landeskirchentag und der Landeskirchenregierung verantwortlich. 


(3) Es iſt für alle Verwaltungsangelegenheiten zuständig, für die nicht die Zuſtändigkeit anderer Stellen 
ausgeſprochen oder ſinngemäß zu folgern iſt. 
§ 130. 
Insbeſondere gehört zu den Obliegenheiten des Landeskirchenamts: 


1. die Vorbereitung der Tagungen des Landeskirchentags und der Landeskirchenregierung, ins— 
beſondere durch Einbringung von Vorlagen; 

2. die Ausführung der Beſchlüſſe des Landeskirchentags und der Landeskirchenregierung; 

3. die Vertretung der Landeskirche nach außen, ſoweit nicht in einzelnen Beziehungen andere Stellen 
der Landeskirche mit der Vertretung betraut find; 

4. 1 der Beſchlüſſe der Selbſtverwaltungskörperſchaften in den dafür vorbehaltenen 
Fällen; 

5. die Begutachtung der Wahl der Dekane; 

6. die Veränderung der Grenzen der Kirchſpiele unter Mitwirkung der Gemeinden; 

7. die Aufſicht über die kirchliche Vermögensverwaltung nach Maßgabe einer vom Landeskirchentage 
hierüber zu erlaſſenden beſonderen Ordnung; 

8. die obere Aufſicht über die Tätigkeit der Kreiskirchentage; 

9. die Genehmigung von Steuererhebungsbeſchlüſſen der Kreiskirchentage;; 
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. die Ausführung der Prüfungsordnungen für die Geiſtlichen und die Aufnahme unter die Geiſt⸗ 


lichen der Landeskirche auf Grund beſtandener Prüfungen 


die Mitaufſicht über die Fortbildung der Geiſtlichen; 
12, 
„die Einreichung von Vorſchlägen bei der behördlichen Beſetzung der Pfarrſtellen gemäß 88 69,1 


die Beſchlußfaſſung über Ordinationen; 


und 117,3 f, die Ernennung der Hilfsgeiſtlichen ſowie die Beaufſichtigung und Verwendung der 
Kandidaten . 


„die Aufſicht über die amtliche und außeramtliche Führung der Geiſtlichen und Kirchenbeamten, 


unbeſchadet der dem Landesbiſchof im § 126,2 zugewieſenen Befugniſſe, ſowie die Erteilung von 
Urlaub über 4 Wochen; 


„die Aufficht über das theologiſche Seminar in Herborn, unbeſchadet der dem Landesbiſchof in 


$ 126,13 zugewieſenen Befugniſſe; 


die Befugnis zur Verhängung von Strafen nach Maßgabe beſonderer Kirchengeſetze; 
„die Eutſcheidung auf Beſchwerden gegen Verfügungen der nachgeordneten Kirchenbehörden, über 


Beſchwerden gegen Geiſtliche und Kirchenbeamte und über Streitigkeiten ſolcher Perſonen ; 


die Überwachung der kirchlichen Armenpflege ; 
die Erteilung kirchlicher Dispenſationen; f 
„die Anordnung außerordentliche Kirchenviſitationen und der Erlaß von Viſttatlonsbeſcheiden in 


Verbindung mit dem Landesbiſchof; 


21. die Ausübung der in Einzelbeſtimmungen der Verfaſſung ihm zugewieſenen Befugniſſe 

22. die Beſchlußfaſſung über Kirchenſammlungen; 

23. die Anſtellung und Entlaſſung der Bürobeamten und Hilfskräfte des Landeskirchenamts; 

24. die vermögensrechtliche Vertretung der Landeskirche, namentlich die Verwaltung und Vertretung 


der landeskirchlichen Fonds, des Evangeliſchen Zentralkirchenfonds und der vormaligen Bezirks- 
ſynodalkaſſe nach Maßgabe der bis auf weiteres von der Landeskirchenregierung feſtzuſtellenden 
Verwaltungsordnungen. 

§ 131. 


Landeskirchenamt iſt befugt, feine Zuſtändigkelt zur Erledigung einzelner Angelegenheiten den 
der Kreiskirchentage oder den Dekanen zu übertragen. 


B. Zuſammenſetzung. 
§ 132. 


() Das Landeskirchenamt iſt eine kollegiale Behörde, die ſich aus ſtändigen und unftändigen Mit 
gliedern zuſammenſetzt. b N 
(2) Der ſtändige Teil des Landeskirchenamts beſteht aus hauptamtlich angeſtellten, auf Lebenszeit ge⸗ 
wählten Mitgliedern. Ständige Mitglieder ſind: 
a) der Vorſitzende, der die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt oder zum Nichteramte haben 


muß und die Amtsbezeichnung „Präſident des Evangeliſchen Landeskirchenamts“ führt. Er hat 
keinen perſönlichen Dienſtvorgeſetzten. Für die äußere Führung ſeines Amtes wird eine beſondere 
Dienſtordnung von der Landeskirchenregierung erlaſſen. Seine Vertretung liegt dem dienſt⸗ 
älteſten ſtändigen Mitglied ob, welches die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt oder 
zum Richteramte beſitzt 


b) der Landesbiſchof; 
c) nichtgeiſtliche Räte, von denen einer die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt oder zum 


Richteramte haben muß, in der durch das Bedürfnis beſtimmten Anzahl. 
63* 


ee 


(3) Der unftändige Teil der Behörde beſteht aus nebenamtlichen Mitgliedern, die auf die Dauer von 
zwölf Jahren gewählt werden. Wiederwahl iſt zuläſſig. Sie bleiben im Amte bis zum Amtsantritt ihres 
Nachfolgers. Die Bezüge der nichtſtändigen Mitglieder ſind nicht ruhegehaltsfähig. Geiſtliche verlieren mit 
der Niederlegung des Pfarramts auch den Sitz im Landeskirchenamte. 

(4) Die Zahl der unſtändigen Mitglieder ſoll mindeſtens ebenſo groß ſein wie die der ſtändigen. 

5 (5) Unter den unſtändigen Mitgliedern ſollen mindeſtens zwei Geiſtliche und ein nichtgeiſtliches Mit⸗ 
glied ſein. 

(6) Die ſtimmberechtigten Mitglieder außer dem Präſidenten und dem Landesbiſchof führen die Amts⸗ 
bezeichnung „Landeskirchenrat“. 

(7) Ständige oder nichtſtändige Hilfsarbeiter ohne beſchließende Stimme beruft die Landeskirchen⸗ 
regierung auf eine von ihr feſtzuſetzende Dauer. 

(3) Der Vorſitzende iſt Dienſtvorgeſetzter der Landeskirchenräte, der Hilfsarbeiter, Beamten und Ange⸗ 
ſtellten der Behörde. 

§ 133. 

(1) Der Vorſitzende und die ſtändigen Mitglieder des Landeskirchenamts werden von dem Landes 
kirchentag in geheimer Abſtimmung gewählt. Die Wahl des Vorſitzenden bedarf einer Stimmenmehrheit 
von zwei Dritteln aller Mitglieder des Landeskirchentags. 

(2) Die nichtſtändigen Mitglieder werden von dem Landeskirchentag in geheimer Abſtimmung aus den 
Mitgliedern der Landeskirche gewählt, die das Wahlrecht für den Landeskirchentag beſitzen und das 30. Lebens- 
jahr vollendet haben. 

§ 134. 

(1) Oer Landesbiſchof, der Präſident, die Mitglieder und die ſtändigen Bureaubeamten des Landes 
kirchenamts haben bei ihrem Dienſtantritte folgenden Eid zu leiſten: 

„Ich ſchwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß ich den mir anvertrauten 
Dienſt in der Kirche zur Ehre Gottes in Unparteilichkeit und Gerechtigkeit verwalten und die 
Verfaſſung und die Ordnungen der Kirche gewiſſenhaft beobachten will. So wahr mir Gott 
helfe, durch Jeſus Chriſtus zur Seligkeit.“ 

(2) Der Landesbiſchof wird durch den Vorſitzenden des Landeskirchentags, der Vorſitzende ſelbſt und 
die Mitglieder des Landeskirchenamts durch den Landesbiſchof vereidigt. 

(3) Die ſtändigen Bureaubeamten find von dem Vorſitzenden des Landeskirchenamts zu verteidigen. 


$ 135. i 

(1) Oer Landeskirchentag iſt berechtigt, den Landesbiſchof ſowie den Präſidenten und die Mitglieder 
des Landeskirchenamts nach Maßgabe der zu erlaſſenden geſetzlichen Vorſchriften in den Ruheſtand zu ver⸗ 
[nen Ebenſo iſt er verpflichtet, Anträgen der Genannten auf Verſetzung in den Ruheſtand nach Maßgabe 

leſer Vorſchriften zu entſprechen. 

(2) Nach Erreichung des 68. Lebensjahrs iſt jedes Mitglied des Landeskirchenamts einſchließlich des 
Landesbiſchofs verpflichtet, ſein Amt dem Landeskirchentage bei ſeiner nächſten Tagung zur Verfügung zu 
e i kann ein ſolches Mitglied um Fortführung ſeines Amtes von einer ordentlichen Tagung zur 
anderen bitten. | 


C. Geſchäftsführung. 
8 136. 
(1) Das Landeskirchenamt führt ein Dienſtſiegel mit der Umſchrift: „Evangeliſches Landeskirchenamt, 
Wiesbaden“. 


(2) Urkunden, durch die die Landeskirche Verpflichtungen übernimmt, bedürfen der Unterſchrift des 
Vorſitzenden des Landeskirchenamts oder ſeines Vertreters ſowie der Beidrückung des Dienſtſiegels. 
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(3) Muß der Übernahme der Verpflichtung verfaſſungsmäßig ein Beſchluß des Landeskirchentags oder 
der Landeskirchenregierung zugrunde liegen, fo iſt der Beſchluß in der Verpflichtungsurkunde zu erwähnen. 
(4) Für ſonſtige Willenserklärungen genügt die Unterzeichnung durch den Vorſitzenden, ſeinen Vertreter 
oder einen beauftragten Beamten, beziehungsweiſe den Landesbiſchof nach näherer Maßgabe der Gefchäfts- 
ordnung. i 
§ 137. a 

(1) Die Beſchlüſſe des Landeskirchenamts werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich⸗ 
heit gilt der Antrag als abgelehnt. 

(2) Hält der Vorſitzende durch einen Beſchluß des Kollegiums das geltende Recht oder die vom Landes— 
kirchentage feſtgeſtellten allgemeinen Grundſätze für verletzt, fo hat er den Beſchluß unter aufſchiebender Wir- 
kung zu beanſtanden. Das Recht der Beanſtandung ſteht ihm und dem Landesbiſchofe zu. Über die Bean- 
ſtandung entſcheidet die Landeskirchenregierung. 


V. Evangeliſch⸗theologiſches Landesſeminar zu Herborn. 
8138. 

(1) Die 1 0 des theologiſchen Seminars zu Herborn in feinem Beſtande, feiner wiſſenſchaft⸗ 
lichen Vollwertigkeit und zielbewußten Einſtellung auf religiöſe Vertiefung und auf die praktiſch-kirchlichen 
Erforderniſſe iſt eine lebenswichtige Aufgabe der Landeskirche. 

(2) a) Die Kandidaten der Landeskirche ſind vorbehaltlich der Zulaſſung von einzelnen Ausnahmen zum 
einjährigen Beſuche des theologiſchen Seminars zu Herborn nach vollendetem mindeſtens ſechs— 
ſemeſtrigem Studium der Theologie an einer deutſchen Univerſität verpflichtet. Sie haben auch 
an dieſem Seminar die erſte theologiſche Prüfung abzulegen, wenn nicht in Ausnahmefällen die 
mit vorgängiger Genehmigung des Landeskirchenamts an einer deutſchen theologiſchen Fakultät 
abgelegte Prüfung als Erſatz vom Landeskirchenamt anerkannt wird. 

b) Kandidaten anderer Landeskirchen können auf Grund beſonderer Vereinbarungen auf dem theo— 
logiſchen Seminar zu Herborn Aufnahme finden. 

e) Studentinnen der Theologie kann vom Landeskirchenamte geſtattet werden, die erſte theologiſche 
Prüfung in Herborn abzulegen, 

(3) Die Dozenten des theologiſchen Seminars müffen ſich jederzeit deſſen bewußt bleiben, daß ſie Diener 
der Kirche heranzubilden haben. 5 

(4) Die wiſſenſchaftliche Lehrfreiheit der Dozenten iſt gewährleiſtet. Sie bleibt von der Aufſicht der 
Kirche unberührt, unbeſchadet eines durch Geſetz geordneten beſonderen Lehrverfahrens. 

(5) Die Landeskirchenregierung ernennt die Dozenten des theologiſchen Seminars in Herborn. 


(6) Auf die hauptamtlich angeſtellten Dozenten findet § 135 entſprechende Anwendung. 


VI. Landespfarrerausſchuß. 
§ 139. 
(1) Der Landespfarrerausſchuß iſt die Vertretung der feſtangeſtellten Geiſtlichen innerhalb des Rahmens 
der Landeskirche. 5 
(2) Ihm ſteht zu: 
a) die Pflege und Vertretung der Standesintereffen der Geiſtlichen; 
b) die Erſtattung von Gutachten im Auftrage landeskirchlicher Stellen; 


) die Antragſtellung in Angelegenheiten, die den Stand, die berufliche Tätigkeit und die Vorbildung 
der Geiſtlichen betreffen. 
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8 140. 


(1) Der Landespfarrerausſchuß wird gebildet, indem die Pfarrkonferenz jedes Dekanats einen Ver⸗ 
trauensmann entſendet. Umfaßt eine Konferenz mehr als 14 feſtangeſtellte Pfarrer und Hilfsgeiſtliche, To 
entſendet ſie einen zweiten Vertrauensmann. 

(2) Der Landespfarrerausſchuß wählt unter Berückſichtigung der kirchlichen Mannigfaltigkeit auf ſechs 
Jahre einen Vorſtand, der aus dem Vorſitzenden und 2 Beiſitzern beſteht einer von dieſen ift mit der Stell⸗ 
vertretung im Vorſitze zu beauftragen. 

(3) Dem Vorſtande ſteht die Einberufung des Ausſchuſſes und die Ausführung ſeiner Beſchlüſſe durch 
deren Weitergabe an die zuständigen landeskirchlichen Stellen zu. 


8 141. 
(1) Der Landespfarrerausſchuß muß jährlich mindeſtens einmal zuſammentreten. 
(2) Der Vorſtand verſammelt ſich jährlich in der Regel zweimal auf Einladung des Landesbiſchofs mit 
ihm zu einer beratenden Sitzung. 


9 142. 


Die Koſten für die Tagungen des Landespfarrerausſchuſſes werden zu gleichen Teilen von den Kirchen⸗ 
kreiſen getragen. Allgemeine Verwaltungskoſten des Vorſtandes fallen der Landeskirche zur Laſt. 


VII. Landesausſchuß für Religionsunterricht. 
A. Wirkungskreis. 
$ 143. 

(1) Der Landesausſchuß für Religionsunterricht iſt bis zu einer entgegenſtehenden reichs⸗ und landes- 
geſetzlichen Regelung des Gegenſtandes das zuſtändige Organ zur Erledigung aller aus § 149 der Reichsver.. 
faffung ſich ergebenden kirchlichen Aufgaben, die ſich auf den Religionsunterricht der Schulen erſtrecken. Er 
erledigt dieſe Aufgaben im Auftrage der Landeskirche ſelbſtändig. 

(2) Ihm liegen im einzelnen folgende Aufgaben ob: 

a) Erſtattung des Gutachtens, betreffend Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der Landeskirche, bei 
Einführung neuer Religionspläne und neuer Religionslehrbücher; 

b) Anregungen an die Schulbehörden mit Vorſchlägen, betreffend Geſtaltung von Religionsbüchern 
und Klehrplänen; 

6) Gutachtliche Außerung, wenn gegen den Inhalt des Religionsunterrichts eines Lehrers Beſchwerde 
1 1 daß er nicht in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der evangeliſchen Landes⸗ 
irche ſtehe. 

(3) Der Landesausſchuß tritt bei Anrufung durch die ſtaatliche Schulbehörde in Wirkſamkeit. Er hat 
auch eigene Initiative. Seine Beſchlüſſe werden wirkſam unbeſchadet der dem Staate zustehenden Rechte. 

(4) Die Landeskirchenregierung iſt befugt, Angelegenheiten, die ihr von dem Ausſchuß eingereicht 
werden, zu nochmaliger Beratung zurückzugeben. Der dann von dem Landesausſchuſſe gefaßte Beſchluß it endgültig. 

(5) Die Anrufung des Ausſchuſſes erfolgt kirchlicherſeits durch das Landeskirchenamt oder die Landes 
kirchenregierung. 

§ 144. 

(1) Der Landesausſchuß für Religionsunterricht beauftragt in der Regel mit der Begutachtung der 
Ubereinſtimmung der unterrichtlichen Tätigkeit des einzelnen Religionslehrer mit den Grundſätzen der evan⸗ 
geliſchen Kirche die landeskirchlichen Kreisſchulräte nach Benehmen mit dem Vorſtande des Kreiskirchentags. 
In den Kreisſchulämtern, deren Kreisſchulräte den kirchlichen Auftrag nicht erhalten, wählt die Religions- 
ſehrerſchaft auf Veranlaſſung des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht einen oder mehrere Vertrauens⸗ 
männer für die Ausübung dieſer Tätigkeit. Dem Landesausſchuſſe für Religionsunterricht ſteht die Beſtäti⸗ 
gung der Gewählten zu nach Benehmen mit dem Vorſtande des Kreiskirchentags. Der Auftrag iſt gültig 
für die Wahlperiode eines Kreiskirchentags und bedarf der Genehmigung des Staates. 
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(2) Bezüglich der höheren Schulen wird die entſprechende Aufgabe den beiden Vertretern der Religions- 
lehrer an höheren Schulen im Landesausſchuſſe übertragen. 

(3) Die Tätigkeit der Vertrauensperſonen des Kreiſes unterſteht dem Landesausſchuſſe für Religions- 
unterricht. 

(4) Die Pfarrer unterſtehen, unbeſchadet der Staatsaufſicht, in der Erteilung des lehrplanmäßigen 
Religionsunterrichts bezüglich der Lehre nur ihren kirchlichen Behörden. s 


B. Zuſammenſetzung. 
8 145. 
Der Landesausſchuß für Religionsunterricht ſetzt ſich zuſammen aus: 

a) dem Landesbiſchof als Vorſitzendem ; 

b) vier von dem Landeskirchentage gewählten Religionslehrern (Religionslehrerinnen) der Volks und 
Mittelſchulen des Bezirkes. Die Wahl erfolgt unter acht Perſonen, die von den Religionslehrern 
(Religionslehrerinnen) aus ihrer Mitte vorgeſchlagen und nach dem Grundſatze der Verhältnis— 
wahl dazu von ihnen beſtimmt werden. Bei feiner Wahl muß der Landeskirchentag das Zahlen- 
verhältnis der Vorſchlagsliſten der Lehrerſchaft wahren; 

c) zwei von dem Landeskirchentage gewählten akademiſch gebildeten Religionslehrern (Religions- 
lehrerinnen) des Bezirkes. Solange noch Seminave beſtehen, genießen deren Religionslehrer die— 
ſelben Rechte wie die akademiſch gebildeten Religionslehrer. Die ae erfolgt unter vier 
Perſonen, die von den Religionslehrern vorgeſchlagen und nach den Grundſätzen der Verhältnis, 
wahl dazu von ihnen beſtimmt werden. Bei feiner Wahl muß der Kirchentag das Zahlenver- 
hältnis der Vorſchlagsliſten der Lehrerſchaft wahren; 

d) drei von dem Landeskirchentage zu wählenden Geiſtlichen, die nicht Mitglieder des Landeskirchen 
tags fein müſſen; 

e) zwei von dem Landeskirchentage zu wählenden Laienmitgliedern, die weder Pfarrer noch Neligions- 
lehrer fein dürfen und nicht Mitglieder des Landeskirchentags fein müſſen. 


n $ 146. 
Die Mitglieder des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht unterliegen, den gleichen Bedingungen 
der Wählbarkeit wie die Mitglieder des Landeskirchentags. 


8147. 

Die Amtszeit des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht umfaßt die Wahlperiode eines Landes- 
kirchentags. Sämtliche zu wählende Mitglieder des Ausſchuſſes werden durch Verhältniswahl beſtimmt. 
Die Landeskirchenregierung regelt die techniſchen Vorarbeiten für die Wahl der Lehrermitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes und erläßt für die Wahlen und die Auswahl der Vorgeſchlagenen eine Wahlordnung. 


C. Geſchäftsführung. 
$ 148. 

(1) Alle Verhandlungen des Ausſchuſſes mit ſtaatlichen Schulbehörden werden über die Schulabteilung 
der Bezirksregierung beziehungsweiſe das Provinzialſchulkollegium geleitet. Die Landeskircheuregierung über- 
nimmt die Vermittlung. 

(2) Die Beſchlüſſe des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht werden mit einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

(3) Der Landesbiſchof kann als Vorſitzender des Landesausſchuſſes für Religionsunterricht dem 
Religionsunterrichte der Schulen beiwohnen. Die Beaufſichtigung des Religionsunterrichts ift lediglich 
Angelegenheit der ſtaatlichen Schulaufſichtsorgane. 5 
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VIII. Arbeitsgemeinſchaſten. 
: 7 § 149. : 
ö (1) Die Landeskirche richtet für Gebiet Arbeitsgemeinſchaften für Pflege der Kirchenmuſik und für 
kirchliche Vereinspflege und chriſtliche Liebestätigkeit ein. 5 5 N 

(2) Nähere Beſtimmungen über die Arbeitsgemeinſchaften im Gebiete der Kirchenkreiſe und im Gebiete 
der Landeskirche bleiben der kirchengeſetzlichen Regelung durch den erſten ordentlichen Landeskirchentag 
vorbehalten. 

IX. Diſziplinarbehörden. 
§ 150. 

(1) Die Diſziplinarbehörden entſcheiden über die ihnen unterbreiteten Fälle auf Grund des geltenden 
Rechtes nach freiem, an keine Weiſungen gebundenen Ermeſſen. i 

(2) Die Entſcheidungen im förmlichen Diſziplinarverfahren liegen in erſter Inſtanz einem Kollegium 
ob, das aus drei Mitgliedern des Landeskirchenamts und aus zwei Mitgliedern des für den Wohnſitz des 
Augeſchuldigten zuſtändigen Kreiskirchentagsvorſtandes, die von dieſem für die Dauer ihrer Wahlzeit zu 
beſtimmen ſind, beſteht. Die Mitglieder des Landeskirchenamts, unter denen ein rechtsverſtändiges ſein muß, 
werden vom Landeskirchenamte beſtimmt. Den Vorſitz führt das rechtsverſtändige dienſtälteſte der vom 
Landeskirchenamt entfandten Mitglieder. 

(3) Als Diſziplinarbehörde zweiter Inſtanz entſcheidet die Landeskirchenregierung unter Ausſchluß der⸗ 
jenigen Mitglieder des Landeskirchenamts, die bei der erſten Entſcheidung als Richter mitgewirkt haben. 
Soweit die Landeskirchenregierung als Difſziplinarbehörde tätig iſt, führt in ihr der Vorſitzende des Landes 
kirchenamts den Vorſitz. 

(4) In den der Entſcheidung vorangehenden Verhandlungen iſt der Beſchuldigte zu vernehmen. Zur 
Schlußverhandlung iſt er mit ſeiner Verteidigung in Perſon oder durch einen beſtellten Verteidiger 
evangeliſchen Bekenntniſſes zuzulaſſen. Das Verfahren wird kirchengeſetzlich geregelt. 


x. Spruchkollegium. 
§ 151. 
Es wird ein Spruchkollegium gebildet nach Maßgabe des anliegenden Geſetzes, das ein Beſtandteil der 
Verfaſſung iſt. , 
XI. Kosten. - 
$ 152. 
() Die Koſten der landeskirchlichen Verwaltung und — wenn fie nicht dem Angeſchuldigten zur 
Laſt fallen — die Koften der Diſziplinargerichtsbarkeit werden, ſoweit fie nicht durch die Einkünfte des 
eigenen Vermögens gedeckt werden können, durch Beiträge der Kirchengemeinden aufgebracht. 
82) Dieſe Beiträge werden erhoben nach Maßgabe eines von dem Landeskirchentage feſtzuſetzenden 
Rechnungsvoranſchlags für die Zeit von einer Tagung zur andern. ar 
(3) Der Landeskirchentag ſetzt feſt, welche Steuerarten der Beitragserhebung zugrunde gelegt werden 
und mit welchem Vomhundertſatze ſie heranzuziehen ſind. Das auf dieſer Grundlage alljährlich zu ermittelnde 
Stener-Ift des voraufgegangenen Jahres wird von dem Landeskirchenamte feſtgeſtellt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 
§ 153. 

(1) Die Zugehörigkeit zum Landeskirchentage, Kreiskirchentage, Landesausſchuſſe für Religionsunterricht 
oder Landespfarrerausſchuß erliſcht mit dem Verluſte der Wählbarkeit, ebenſo mit der Aufgabe des Wohn⸗ 
ſitzes im Bereiche dieſer Stellen. 

(2) Die entſprechende Feſtſetzung trifft die Körperſchaft, der der Ausſcheidende angehört. 
(3) Niemand darf an Entſcheidungen teilnehmen, an denen er perſönlich beteiligt iſt. 
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(1) Die Mitglieder ſämtlicher kirchlicher Körperſchaften ſowie die kirchlichen Beamten ſind verpflichtet, 
über Angelegenheiten der Seelſorge und Kirchenzucht und über ſonſtige Gegenſtände, die ihrer Natur nach 
vertraulich find oder als ſolche bezeichnet werden, Verſchwiegenheit zu beobachten. : 

(2) Mitglieder des Landeskirchentags und der Kreiskirchentage dürfen für Außerungen, die ſie in 
Ausübung ihrer Abgeordnetentätigkeit im Landeskirchentag oder im Kreiskirchentage tun, weder im kirchlichen 
Diſziplinarwege zur Verantwortung gezogen noch kirchlicherſeits in ihrer Laufbahn zurückgeſetzt werden. 


$.155, 

(1) Die Mitglieder der Diſziplinarbehörden, des Spruchkollegiums, des Landesausſchuſſes für Religions- 
unterricht und des Vorſtandes des Landespfarrerausſchuſſes erhalten für ihre Sitzungen aus landeskirchlichen 
Mitteln Tagegelder und Reiſekoſten, deren Höhe die Landeskirchenregierung feſtſetzt. 

(2) Die Feſtſetzung, ob und inwieweit den Geiſtlichen für Reiſeaufwendungen aus Anlaß von amtlichen 
Handlungen außerhalb ihres Wohnſitzes aus landeskirchlichen Mitteln Erſatz zu gewähren iſt, ſteht bis auf 
weiteres der Landeskirchenregierung nach Maßgabe der landeskirchlichen Voranſchläge zu.— 


$ 156, 
Den Organen der Kirche und den kirchlichen Selbſtverwaltungskörperſchaften können durch Kirchen. 
geſetze noch andere, als die in dieſer Verfaſſung vorgeſehenen Aufgaben übertragen werden. 


$ 157. 

Beſchlüſſe der kirchlichen Gemeindekörperſchaften, der Kreiskirchentage und ihrer Vorſtände, welche 
deren Befugniſſe überſchreiten oder das geltende Recht verletzen, find von der Landeskirchenregierung außer 
Kraft zu ſetzen. Der Vorſitzende der Körperſchaft, die einen ſolchen Beſchluß gefaßt hat, iſt verpflichtet, 
die Ausführung des Beſchluſſes auszuſetzen und ihn dem Landeskirchenamte zur weiteren Veranlaſſung 
vorzulegen. f 


Sechſter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
a 88 

(1) Der durch das Kirchengeſetz vom 25. Januar 1922 (Kirchliches Amtsblatt S. 57) berufene 
evangeliſche Landeskirchenausſchuß beſtimmt, wann dieſe Verfaſſung ganz oder teilweiſe in Kraft tritt. Er 
erläßt auch die zu ihrer Einführung erforderlichen Verordnungen. 

(2) Die in dieſer Verfaſſung vorgeſehenen beſonderen Kirchengeſetze bilden keinen Beſtandteil der 
Verfaſſung. 

8159. 

(1) Innerhalb der erſten 10 Jahre vom Inkrafttreten der Verfaſſung ab tritt der Landeskirchentag 
alle 2 Jahre zu ordentlichen Tagungen zuſammen. 

(2) Der im § 29 vorgeſehene Wechſel im Vorſitze des Kirchenvorſtandes tritt erſtmalig am 1. April 
des nach Verkündigung der Verfaffung beginnenden Kalenderjahrs ein. : 

(3) Pfarrer, die bei Inkrafttreten der Verfaſſung den Vorſitz im Kirchenvorſtande länger als zehn 
Jahre innehaben, behalten ihn unter Vorbehalt ihrer Zuſtimmung für die Dauer ihres Amtes in der 
bisherigen Gemeinde. 

(4) Die im $ 69 vorgeſehene Abwechflung in der Beſetzung der Pfarrſtellen regelt ſich nach dem bei 
der letzten Stellenbeſetzung vor der Verkündung der Verfaſſung eingeſchlagenen Verfahren. War dieſe 
Beſetzung durch das Konſortium erfolgt, ſo hat die Gemeinde zunächſt zweimal das Wahlrecht. Hatte die 
Gemeinde ihr Wahlrecht ausgeübt, ſo erfolgt kirchenbehördliche Beſetzung, der ſich alsdann zweimalige 
Gemeindewahl anſchließt. 
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(5) Nach dem Inkrafttreten der Verfaſſung erfolgt durch den nächſten Kreiskirchentag die Neuwahl des 
Dekans. Bis zu deſſen Ernennung führt der ſeitherige Dekan die Amtsgeſchäfte weiter. 


ö § 160. 8 
(1) Das geltende kirchliche Recht einſchließlich der beſtehenden Gemeindeſatzungen bleibt in Kraft, ſoweit 
ſich nicht aus der Verfaſſung anderes ergibt. 

2) Soweit in Geſetzen oder anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen iſt, die durch die Ver⸗ 
faſſung aufgehoben oder neu geordnet ſind, werden dieſe in Ermanglung anderer Vorſchriften durch die 
entſprechenden Beſtimmungen der Verfaſſung erſetzt. 

8 (3) An die Stelle der aufgehobenen Behörden und Selbſtverwaltungsſtellen treten die entſprechenden 
Organe der neuen Verfaſſung. Bis zu deren Zuſammentritt werden ihre Befugniſſe wahrgenommen: 

a) für den Landeskirchentag: von der Bezirksſynode, der indes die Befugnis zu Abänderungen der 

Verfaſſung nicht zufteht; 
bp) für die unde pi e von dem Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſe (§ 158, 1); 

e) für den Landesbiſchof: von dem Generalſuperintendenten oder feinem Stellvertreter ; 

d) für das Evangeliſche Landeskirchenamt: von dem Evangelifchen Konſiſtorium; 

e) für den Landesausſchuß für Religionsunterricht: von der Landeskirchenregierung beziehungsweiſe dem 
Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſe; 

4) für die Kreiskirchentage und ihre Vorſtände: von den Kreisſynoden und ihren Vorſtänden; 

8) für die Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen: von den ſeitherigen Kirchenvorſtänden, Ge⸗ 
meindevertretungen und den Presbyterien der reformierten Kirchengemeinden Friedrichsdorf und. 
Dornholzhauſen. 8 

(4) Für das Diſziplinarverfahren bewendet es bis zum Zuſammentritte der in der Verfaſſung vor⸗ 


5 geſeheuen Diſziplinarbehörden bei der Anordnung des $ 5 des Kirchengeſetzes vom 5. Januar 1922 (Kirch- 
liches Amtsblatt S. 57). 


8161. 
(1) Die reformierten Kirchengemeinden Friedrichsdorf und Dornholzhauſen treten in den Kirchenkreis 
Homburg ein und werden dem Dekanat Homburg unterſtellt. 

(2) Ihrer Eigenart und ihren beſonderen Bedürfniſſen kann durch den Erlaß von Gemeindeſatzungen 
($.58) Rechnung getragen werden. Das bisher geübte Recht der Beſetzung ihrer Pfarrſtellen durch Ge⸗ 
meindewahl bleibt ihnen vorbehalten. . 
§ 162. 


Unberührt bleibt bis auf weiteres die Verfaſſung der Anſtaltsgemeinden. Die Anerkennung neuer 
Anſtaltsgemeinden erfolgt durch die Landeskirchenregierung. 


$ 163. 
(1) Durch eine vom Landeskirchentage kirchengeſetzlich feſtzuſetzende Beſoldungsordnung werden die An⸗ 
ſprüche der kirchlichen Beamten auf Dienſteinkommen, Ruhegehalt, Hinterbliebenenfürſorge und ſonſtige dienſt⸗ 
liche Bezüge geregelt. i 
(2) Die bei Verkündung dieſer Verfaſſung im Amte ſtehenden Dekane behalten ihren bisher erworbenen 
Rechtsauſpruch auf Berückſichtigung ihrer perſönlichen Zulage bei Berechnung ihres Ruhegehalts. 
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Spruchkollegium. 


sl. 

Wegen Abweichung eines Geiftlichen von der Lehre und dem Bekenntniſſe der Kirche findet fortan ein 
diſziplinariſches Einſchreiten nicht ſtatt. Dagegen finden die Vorſchriften dieſes Abſatzes Anwendung, wenn 
auf Grund von Tatſachen die Feſtſtellung in Frage kommt, ob die öffentliche Wirkſamkeit eines Geiſtlichen, 
ohne daß ein diſziplinariſch zu behandelndes Amtsvergehen vorliegt, mit feinem Amtsgelübde derart in Wider- 
ſoruch ſteht, daß eine das religibſe und kirchliche Leben im evangeliſchen Sinne fördernde Tätigkeit von ihm 
nicht mehr zu erwarten iſt. 

8 2. 

(1) Nach vorangegangenem ergebnislos gebliebenem Verſuche des Landesbiſchofs, die aufgetretenen Ber 
denken zu befeitigen, hört das Landeskirchenamt die Gemeinde uud die Dekanatskonferenz des beanſtandeten 
Geiſtlichen an und ſtellt die erforderlichen Ermittlungen, nach deren Abſchluß es darüber zu beſchließen hat, 
ob das Verfahren einzuftellen oder die Entſcheidung des Spruchkollegiums herbeizuführen iſt. 

(2) Während des Ermittlungs- oder Feſtſtellungsverfahrens kann die Landeskirchenregierung den in 
einem Kirchenamte ſtehenden Geiſtlichen von den Amtsverrichtungen vorläufig entbinden, wenn dieſe Maßnahme 
im Intereſſe des Friedens der Gemeinde notwendig erfcheint. Eine Kürzung des Dienſteinkommens wird 
hierdurch nicht veranlaßt, doch ſind ein nach Feſtſetzung des Landeskirchenamts angemeſſener Teil der Dienft- 
wohnung und die Dienſtaufwandsentſchädigung einem berufenen Verwalter der Amtsgeſchäfte zur Verfügung 
zu ſtellen. 5 


§ 3. 

(1) Der Vorſitzende des Spruchkollegiums beraumt zur mündlichen Verhandlung einen Termin an, zu 
welchem der Geiſtliche zu laden iſt, dem es zuſteht, hierzu nach ſeiner Wahl ein oder zwei Beiſtände aus 
dem Kreiſe der evangeliſchen Theologen und evangeliſchen Juriſten zuzuziehen. 

(2) Dem Geiſtlichen und feinen Beiſtänden iſt nach Anberaumung des Termins die Einſicht der Akten 
zu geſtatten. 5 

3) Die mündliche Verhandlung findet ſtatt, auch wenn der Geiſtliche nicht erſchienen iſt. 

„() In der mündlichen Verhandlung gibt ein von dem Vorſitzenden und den Mitgliedern des Spruch⸗ 
kollegiums ernannter Berichterſtatter eine Darſtellung des Sachverhalts, wie ſie aus bisherigen Verhandlungen 
hervorgeht. Hierauf erfolgt die Vernehmung des Geiſtlichen ſowie der etwa geladenen Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen. Über die Vereidigung der Zeugen und Sachverſtändigen beſchließt das Spruchkollegium. Zum 
Schluſſe werden der Geiſtliche und ſeine Beiſtände mit ihren Ausführungen und Anträgen gehört. Dem 
Geiſtlichen gebührt das letzte Wort. 

8 4. 

(1) Iſt die Angelegenheit zur Schlußentſcheidung reif, fo hat das Spruchkollegium nach ſeiner freien, 
aus dem ganzen Inhalte der Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Überzeugung in einem Spruche feſt⸗ 
zuftellen oder für nicht feſtgeſtellt zu erklären, daß ein weiteres Wirken des Geiſtlichen innerhalb der Landes- 
kirche mit ſeinem Amtsgelübde derart in Widerſpruch ſteht, daß eine das religiöſe und kirchliche Leben im 
evangeliſchen Sinne fördernde Tätigkeit von ihm nicht mehr zu erwarten iſt. 

(2) Die Feſtſtellung des unerträglichen Widerſpruchs mit dem Amtsgelübde kann nur mit einer Zwei⸗ 
drittelmehrheit ſeiner an der mündlichen Verhandlung beteiligten Mitglieder getroffen werden. Die ſonſtigen 
Entſcheidungen erfolgen nach der abſoluten Mehrheit der Stimmen. 


5 95 
(1) Der eine Feſtſtellung im Sinne des $ 4, 2 treffende Spruch bewirkt Kraft dieſes Geſetzes die Er- 
ledigung des von dem Geiftlichen bekleideten Kirchenamts und den Verluſt ſeiner Anſtellungsfähigkeit im 
Dienſte der Landeskirche, beläßt ihm indes die Rechte des geiſtlichen Standes mit der Einſchränkung, daß 
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der Betroffene für jeden Fall der Ausübung der Predigttätigkeit oder des Vollzugs von Amtshandlungen 
der vorgängigen Zuſtimmung des Landesbiſchofs bedarf. Eine Wiederbeilegung der Anſtellungsfähigkeit iſt 
möglich und bleibt der Landeskirchen regierung vorbehalten. 

(2) Das bisherige Dienſteinkommen verbleibt dem Betroffenen bis zum Ablaufe des Monats, in welchem 
ihm die Ausfertigung des Beſchluſſes zugeſtellt ift.- 


a 86. 
N (1) Scheidet der Geiſtliche infolge des Feſtſtellungsbeſchluſſes aus einem Amte, in welchem er der Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zur Zeit des Spruches angehörte, fo wird ihm von dem im 8 5, 2 
bezeichneten Zeitpunkt ab aus der Bezirksruhegehaltskaſſe ein Jahrgeld in dem Betrage gewährt, wie es ihm 
im Falle einer zu dieſem Zeitpunkte ſtattfindenden Verſetzung in den Ruheſtand als geſetzliches Ruhegehalt 
zuſtehen würde. 

(2) Der Anſpruch auf Jahrgeld ruht: 8 

a) ſolange der Geiſtliche bei einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes ohne Ruhegehaltsberechtigung 
angeſtellt iſt, 

b) 1 und ſolange er aus freier Berufstätigkeit ein Einkommen bezieht inſoweit, als der Betrag 
des Einkommens unter Hinzurechnung des Jahrgeldes das zuletzt bezogene Dienſteinkommen über- 
ſteigt, der Geiſtliche hat dem Landeskirchenamt auf Verlangen die Höhe feines aus freier Berufs- 
tätigkeit erzielten Einkommens nachzuweiſen. 

(3) Der Anſpruch auf Ruhegehalt erliſcht: 

a) wenn der Geiſtliche im Dienſte einer Religionsgeſellſchaft hauptberuflich angeſtellt wird, 

b) wenn dem Geiſtlichen auf Grund kirchlichen Diſziplinarverfahrens die Rechte des geiſtlichen Standes 
rechtskräftig aberkannt ſind, 

e) wenn der Geiftliche auf Grund einer Anſtellung bei einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes 
Ruhegehaltsberechtigung erlangt hat. 

i 87. 

Die Witwe und die Waiſen eines Geiſtlichen, der ein Jahrgeld (§ 6) bezieht, erhalten aus dem 
Evangeliſchen Zentralkirchenfonds Witwen- und Waiſengeld unter ſinnentſprechender Anwendung der für den 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds geltenden Grundſätze, wenn der Verſtorbene zur Zeit des Feſtſtellungs— 
ſpruchs dieſem Fonds angehörte. 

88. 


Die Vorſchriften der §§ 6 und 7 finden ſinngemäß Anwendung, wenn der Geiſtliche zur Vermeidung 
oder Erledigung eines Feſtſtellungsverfahrens auf ſein Kirchenamt und die Anſtellungsfähigkeit verzichtet und 
das Landeskirchenamt den Verzicht angenommen hat. 


89. 
Die Feſtſetzung der Jahrgeldbeträge und der Witwen- und Waiſenbezüge ſowie die Kürzung und 
Entziehung dieſer Bezüge nach Maßgabe der §§ 6 und 7 ſteht dem Landeskirchenamte zu. 


$ 10. 
Der durch den Feſtſtellungsſpruch betroffene oder nach Maßgabe des § 8 ausgeſchiedene Geiftliche bleibt 
dem Diſziplinargeſetz unterſtellt. 
8 11. 
(1) Das Spruchkollegium wird mit dem Sitze in Wiesbaden errichtet. Es ſetzt ſich aus 9 Mit- 
gliedern mit beſchließender Stimme zuſammen: 
a) dem Präſidenten des Landeskirchenamts als Vorſitzendem, 
b) dem Landesbiſchofe, 
c) zwei von der Landeskirchenregierung auf Vorſchlag des Landespfarrerausſchuſſes für 12 Jahre 
zu berufenden Pfarrern der Landeskirche, 
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A) zwei auf Vorſchlag der theologiſchen Fakultät einer benachbarten deutſchen Univerſität von der 
Landeskirchenregierung auf die Dauer ihrer Auſtellungen an dieſer Univerſität zu ernennenden 
ordentlichen Profeſſoren der evangeliſchen Theologie, 

e) drei von der Landeskirchenregierung auf die Dauer von 12 Jahren zu ernennenden Männern, 
von denen zwei die Befähigung zum Richteramte haben müſſen. 

) In Behinderungsfällen treten für die unter a und b benannten Mitglieder ihre berufenen 
Stellvertreter ein; für die übrigen ſind auf den angegebenen Wegen perſönliche Stellvertreter 
zu ernennen. 


(2) Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit ſämtlicher Mitglieder erforderlich. 


9 12. 


Die Ausführungsbeſtimmungen über den Gang des Ermittlungsverfahrens, den Geſchäftsgang beim 
Spruchkollegium und die Befugniſſe des Vorſitzenden werden von der Landeskirchen regierung erlaſſen. 


Anlage 2. 


Wahlgeſetz zum Landeskirchentage. 
J. Zuſammenſetzung und Bildung des Landeskirchentags. 


8 1. 

In den Landeskirchentag werden 60 Mitglieder durch allgemeine, gleiche, unmittelbare und geheime 
Wahl nach dem Grundſatze der Verhältniswahl entſandt. Die Anordnung der Wahl liegt der Landeskirchen⸗ 
regierung ob. 8 

i § 2. l 

(1) Die nach § 1 zu wählenden 60 Abgeordneten werden nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes gewählt. 

(2) Es ſind zu wählen: 

a) ein Drittel aus der Zahl der Geiſtlichen, die an einer evangeliſchen Gemeinde des Bezirkes ein 
Pfarramt bekleiden; ’ 
b) ein Drittel aus Angehörigen der Landeskirche, die in einer der kirchlichen Gemeindekörperſchaften, 

einem Kreiskirchentage (Kreisſynode) oder in dem Landeskirchentage (Bezirksſynode) als weltliche 
Mitglieder der Kirche dienen oder gedient haben; 


c) ein Drittel Nichtgeiſtlicher ohne dieſe Einſchränkung aus wahlberechtigten Männern und Frauen 
der Landeskirche, welche das dreißigſte Lebensjahr vollendet haben. Die Wahl ſoll ſich auf Per⸗ 
ſonen von bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher Einſicht und Erfahrung richten. 


II. Wahlrecht und Wählbarkeit. 


$ 3. 
Wahlberechtigt iſt jedes Glied der Landeskirche, ſofern es am 1. Juli des Wahljahrs das 25. Lebens. 
jahr vollendet hat, in ihrem Bezirke wohnt und das Wahlrecht für die kirchlichen Gemeindekörperſchaften beſitzt. 


SA. 
Wählen kann nur, wer in eine Wählerliſte eingetragen iſt oder einen Wahlſchein hat. 
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8 5. 
(1) Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der am 1. Juli des Wahljahrs das 30. Lebensjahr vollendet hat. 
(2) Ein Abgeordneter verliert ſeinen Sitz: 
a) durch Verzicht, 
b) durch nachträglichen Verluſt des Wahlrechtes, 
c) durch Ungültigkeit der Wahl oder Ausſcheiden beim Wahlprüfungsverfahren. 
8 6. 
Das Gebiet der Landeskirche wird in vier Wahlkreiſe zerlegt, die ſich aus den nachbezeichneten Kirchen- 
kreiſen zuſammenſetzen und die dabei angeführte Zahl von Abgeordneten zu wählen haben: 
1. Wahlkreis. Wiesbaden (Stadt), Wiesbaden (Land), Langenſchwalbach mit 15 Abgeordneten. 
2. Wahlkreis. St. Goarshauſen, Naſſau, Naſtätten, Diez, Runkel, Weilburg, Selters mit 15 Ab⸗ 
geordneten. 8 
3. Wahlkreis. Herborn, Marienberg, Biedenkopf, Gladenbach mit 15 Abgeordneten. 
4. Wahlkreis. Cronberg, Wallau, Homburg, Uſingen, Idſtein, Kirberg mit 15 Abgeordneten. 


III. Wahlvorbereitung. 


8 7. 

Wahlleiter für das geſamte Landeskirchengebiet iſt der Präſident des Landeskirchenamts. Er beſtimmt 
die Wahlleiter für die einzelnen Wahlkreiſe und ihre Stellvertreter. Die Liſte der Ernannten iſt im Amtsblatte 
der evangeliſchen Landeskirche in Naſſau zu veröffentlichen. 


88. 

(1) Jede ſelbſtändige, das heißt mit eigenen Verwaltungsorganen ausgeſtattete Kirchengemeinde bildet 
einen Stimmbezirk. Der Kirchenvorſtand iſt befugt, die Kirchengemeinde in mehrere Stimmbezirke zu zerlegen. 
Wahlvorſteher des Stimmbezirkes iſt der Vorſitzende des Kirchenvorſtaudes. Wird die Gemeinde in mehrere 
Stimmbezirke zerlegt, ſo wählt der Kirchenvorſtand die übrigen Wahlvorſteher. Der Wahlvorſteher ernennt 
aus den Wahlberechtigten des Stimmbezirkes 3 bis 6 Beiſitzer und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Bei- 
ſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 

(2) Angehörige der Anſtaltsgemeinden wählen in der örtlichen Gemeinde, in deren Bezirk ſie wohnen. 


89. 
(1) Für jeden Stimmbezirk wird durch den Kirchenvorſtand eine Wählerliſte angelegt. 
(2) Die Wahlordnung beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen Wähler auf ihren Antrag in der 
Wählerliſte zu ſtreichen und mit einem Wahlſcheine zu verſehen ſind. i 


§ 10. 

() Die Wählerliſten find ſpäteſtens 6 Wochen vor dem erſten der drei Wahltage (§ 31) auf die Dauer 
von zwei Wochen zu jedermanns Einſicht auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottes— 
dienſte bekanntzumachen mit dem Beifügen, daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte 
nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorſtandes kann die Bekanntmachung 
auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen erfolgen. 

(2) Über Einſprüche gegen die Wählerliſten entſcheidet der Kirchenvorſtand; gegen einen ablehnenden 
Beſcheid iſt binnen einer Woche die Beſchwerde an den Vorſtand des Kreiskirchentags zuläſſig. Durch Ein- 
legung der Beſchwerde wird die Wahl nicht aufgehalten. 
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§ 11. N 

(1) Das Wahlrecht wird in dem Stimmbezirk ausgeübt, in deſſen Wählerliſte der Wahlberechtigte ein⸗ 
getragen iſt. Jeder darf nur an einem Orte wählen. 

(2) Inhaber von Wahlſcheinen können außerhalb ihres Stimmbezirkes ihr Wahlrecht ausüben. Der 
Wahlſchein iſt bei der Wahl abzugeben. 

$ 12. 

(1) Bei dem Wahlleiter des Wahlkreiſes find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem erſten der drei Wahl⸗ 
tage ($ 31) Wahlvorſchläge einzureichen. Jeder Wahlvorſchlag muß für jede der im § 2 bezeichneten Arten 
Namen in der Höchſtzahl von 8 enthalten. Auf jedem Wahlvorſchlage muß jede dieſer drei Arten in gleicher 
Anzahl vertreten ſein. Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 50 zur Wahl berechtigten Perſonen 
unterſchrieben ſein, die ſich ſo zu bezeichnen haben, daß ein Zweifel über ihre Perſon nicht beſteht. Die 
Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

(2) Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber iſt eine Erklärung über ſeine Zuſtimmung zur Aufnahme in 
den Wahlvorſchlag anzuſchließen. i f 

(3) In einem Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur auf einem Wahlvorſchlage ſtehen. 


8 138. 

(1) Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die Verbindung muß von den 
Unterzeichnern der betreffenden Wahlvorſchläge oder ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am 
vierzehnten Tage vor dem erſten der drei Wahltage (8 31) beim Wahlleiter ſchriftlich erklärt werden. a 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgezogen werden. 

(3) Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den anderen Wahlvorſchlägen gegenüber als ein Wahlvorſchlag, 


§ 14. 

Bei dem Wahlleiter für das geſamte Landeskirchengebiet können, und zwar ſpäteſtens am 21. Tage vor 
dem erſten der drei Wahltage ($ 31), Wahlvorſchläge für eine Landesliſte eingereicht werden, die bis acht 
Namen von Abgeordneten jeder der drei Arten enthalten dürfen und jede dieſer Arten in gleicher Anzahl 
enthalten müſſen. Sie müſſen von mindeſtens 50 Wählern, auf die die Beſtimmungen im § 12 zutreffen 
müſſen, unterzeichnet ſein. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt fein. 
Auch für dieſen Wahlvorſchlag iſt von jedem vorgeſchlagenen Bewerber eine Erklärung über ſeine Zuſtimmung 
zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag anzufügen. Ein Bewerber darf nur auf einem Wahlvorſchlage zur 
Landesliſte benannt werden. Die Benennung in einem Wahlvorſchlage der Landesliſte ſchließt die Benennung 
in einem Kreiswahlvorſchlage nicht aus, wenn die Erklärung nach § 12 ſich auf dieſen Vorſchlag der Landes⸗ 
liſte bezieht. a 

§ 15. 

() In jedem Wahlvorſchlage für einen Wahlkreis oder die Landesliſte muß ein Vertrauensmann und 
ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Wahlleiter des Wahl. 
kreiſes und dem Wahlausſchuſſe, bei Wahlvorſchlägen für die Landesliſte gegenüber dem Wahlleiter für das 
geſamte Kirchengebiet und deſſen Ausſchuß bevollmächtigt find. Fehlt dieſe Bezeichnung, fo gilt der erſte 
Unterzeichner eines Wahlvorſchlags als Vertrauensmann, der zweite als ſein Stellvertreter. 

(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlags ſchriftlich, daß der Vertrauens- 
mann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden fol, fo tritt diefer an die Stelle des 
früheren Vertrauensmanns, ſobald die Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 


$ 16 
8 5 
Für die Kreiswahlvorſchläge kann erklärt werden, daß ihre Reſtſtimmen einer beſtimmten Landesliſte 
zuzurechnen ſind. Dieſe Erklärung muß ſpäteſtens am zehnten Tage vor dem erſten der drei Wahltage 
($ 31) beim Wahlleiter des Wahlkreiſes eingereicht fein, ſonſt ſcheiden die Reſtſtimmen des Wahlkreiſes bei 


der Berückſichtigung für die Landesliſte aus. 
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$ 17. E 

(1) Für die Prüfung der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindung wird für den Wahlkreis ein Wahl⸗ 
ausſchuß gebildet, der aus dem Wahlleiter des Wahlkreiſes als Vorſitzendem und 4 Beiſitzern beſteht. Die, 
Beiſitzer und ihre Stellvertreter ſind von dem Wahlleiter zu berufen. 5 

(2) Der Wahlausſchuß faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Nach der öffentlichen Bekanntgabe 
der zugelaffenen Wahlvorſchläge können dieſe nicht mehr geändert oder zurückgenommen, und ihre Verbindung 
kann nicht mehr aufgehoben werden. 

§ 18. 

(1) Zur Prüfung der Wahlvorſchläge für die Landesliſte wird ein Landesausſchuß gebildet, der aus 
dem Wahlleiter für das geſamte Landeskirchengebiet als Vorſitzendem und ſechs Beiſitzern beſteht, die dieſer 
aus der Zahl der Wähler beruft. 

(2) Der Landesausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. Der Wahlleiter für das geſamte Landes⸗ 
kirchengebiet veröffentlicht die Wahlvorſchläge für die Landesliſte in fortlaufender Nummernfolge. Die Ver⸗ 
öffentlichung ſoll ſpäteſtens am 17. Tage vor dem erſten der drei Wahltage ($ 31) erfolgen. Nach der 
Veröffentlichung können die Wahlvorſchläge zur Landesliſte nicht mehr geändert oder zurückgezogen werden, 
und ihre Verbindung kann nicht mehr aufgehoben werden. 


$ 19. 
Der Kreiswahlleiter gibt ſpäteſtens eine Woche vor dem erften der drei Wahltage ($ 31) die Krei- 
wahlvorſchläge ſamt Verbindungserklärung ſowie die Wahlvorſchläge für die Landesliſte, denen ſich die 
Wahlvorſchläge aus dem Wahlkreis angeſchloſſen haben, öffentlich bekannt. 


§ 20. 
(1) Die Stimmzettel find außerhalb des Wahlraums mit dem Namen der Bewerber, denen der Wähler 
ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. 
(2) Die Namen auf den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur einen einzigen der öffentlich bekannt⸗ 
gegebenen Wahlvorſchläge entnommen fein. Streichungen und Umſtellungen von Namen auf dem Stimme 
zettel ſind wirkungslos. Ein Name genügt. 


IV. Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes. 
§ 21. 
Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 


\ 8 22. 

Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder vertreten laſſen, noch ſonſt 
an der Wahl teilnehmen. 

8 23. 

(1) Aber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet, vorbehaltlich der Nachprüfung im Wahlprüfungs⸗ 
verfahren, der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. 

(2) Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. 

(3) Die ungültigen Stimmzettel ſind dem Wahlprotokoll anzufügen. Die gültigen Stimmzettel und 
die abgegebenen Wahlſcheine verwahrt der Wahlvorſteher fo lange, bis die Wahl für gültig erklärt worden iſt. 


§ 24. 
Behufs Ermittlung des Wahlergebniſſes iſt vom Wahlausſchuſſe ($ 17) feſtzuſtellen, wieviel gültige 
Stimmen abgegeben und wieviel hiervon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge 
entfallen ſind. * 


„„ 


: 8525. 
Die Verteilung der als gewählt geltenden Mitglieder auf die einzelnen Wahlvorſchläge erfolgt nach 
dem Verhältniſſe der ihnen nach § 24 zuſtehenden Stimmen. Die Berechnung geſchieht in folgender Weiſe: 

J. Die Geſamtzahl der Stimmen wird durch die Anzahl der dem Wahlkreiſe zuſtehenden Abgeord— 

netengruppen (je ein Pfarrer, Nichtgeiſtlicher, der ein Kirchenamt bekleidet hat, und ſonſtiger 
Nichtgeiſtlicher) geteilt. Die ſich ſo ergebende Zahl iſt die zur Wahl einer Abgeordnetengruppe 
erforderliche Stimmenzahl. 

2. Mit dieſer wird die auf jeden Wahlvorſchlag entfallende Stimmenzahl geteilt, fo oft fie. in 
letzterer enthalten iſt; fo viel Abgeordnetengruppen dieſes Wahlvorſchlags ſind gewählt. Reſt⸗ 
ſtimmen kommen der Landesliſte zu gut. Enthält ein Wahlvorſchlag weniger Gruppen von 
Namen, als hiernach gewählt ſein würden, ſo ſind ſämtliche in dieſem Vorſchlag aufgeführte 
Abgeordnete gewählt; die überſchießenden Stimmen bleiben unberückſichtigt. Für diefen Fall wird 
die Zahl der auf die übrigen Wahlvorſchläge abgegebenen Stimmen auf die für dieſen Wahl 
kreis noch zu wählenden Abgeordneten ſo verteilt, daß die Geſamtzahl dieſer übrigen Stimmen 
mit der Anzahl der noch zu beſetzenden Abgeordnetengruppen geteilt und dann genau wie vorher 
beſchrieben, verfahren wird. 

Zur Verteilung der in den einzelnen Wahlkreiſen noch nicht gewählten Abgeordneten auf die den 

Landesliſten zugute kommenden Stimmen wird folgendermaßen verfahren: 

Sämtliche noch nicht verbrauchten Stimmen ſolcher Vorſchläge, für welche eine Landesliſte 
eingereicht iſt, werden zuſammengezählt und dieſe Summe durch die Anzahl der noch nicht ge— 
wählten Abgeordueten geteilt. Die fo erhaltene Zahl gibt an, wieviel Reſtſtimmen auf einen 
Abgeordneten entfallen. So oft ſie in der für eine Landesliſte in Anrechnung kommende Zahl 
von Stimmen enthalten iſt, ſoviel Abgeordnete entfallen auf dieſen Wahlvorſchlag. Bleiben 
Reſte, ſo erhalten die Liſten, bei denen die größten Reſte find, je einen Abgeordneten. Die Zahl 
der auf die einzelnen Landesliſten entfallenden Abgeordneten wird durch drei geteilt und ergibt: 
die Anzahl der Abgeordnetengruppen, die für die betreffenden Liſten gewählt ſind. Wenn keine 
vollen Gruppen erreicht ſind, ſo entſcheidet das Los, welche Art von Abgeordneten für dieſe 
Liſten gewählt ſind. Sind einer Liſte zwei Abgeordnete durch das Los zuzuteilen, fo wird aus⸗ 
geloft, welche Art von Abgeordneten nicht für dieſe Liſte gewählt ſind. Sind für mehrere Liſten 
je zwei Abgeordnete auszuloſen, fo ſoll das fo geſchehen, daß möglichſt vermieden wird, zwei 
Abgeordnete einer Art einer Liſte zuzuteilen. 

4. Enthält eine Landesliſte weniger Namen als auf ſie nach dieſem Verfahren Abgeordnete entfallen, 
ſo ſind ihre ſämtlichen Abgeordneten gewählt. Die übrigen Abgeordneten der Landesliſten werden 
auf die übrigen Reſtſtimmen nach dem oben geſchilderten Verfahren verteilt. 

5. Bei verbundenen Liſten werden die auf ſie entfallenden Abgeordneten nach dem gleichen Verfahren 
auf die einzelnen Wahlvorſchläge verteilt, wobei gegebenenfalls bei den in einem Wahlkreiſe ge⸗ 
wählten Abgeordneten das Los entſcheidet, welche Art von Abgeordneten der einzelnen Wahlvor⸗ 
ſchläge gewählt iſt. 


oo 


§ 26, 

(1) Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt, die Wählbarkeit verliert oder ſonſt nachträglich aus dem 
Landeskirchentage ausſcheidet, fo tritt an feine Stelle ohne die Vornahme einer Erfatzwahl der Bewerber, 
der derſelben Art des Wahlvorſchlags oder, wenn dieſer erſchöpft ift, der entſprechenden Art eines verbun⸗ 
denen Wahlvorſchlags angehört und nach den Grundſätzen des § 25 hinter dem Ausſcheidenden an erſter 
Stelle berufen erſcheint. 

(2) Iſt ein ſolcher Bewerber nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 


8 05 


(1) Iſt in einzelnen Wahlkreiſen oder Stimmbezirken die Wahlhandlung nicht ordnungsgemäß vorge— 
nommen oder für ungültig erklärt worden, ſo kann der Landeswahlausſchuß dort die Wiederholung der 
Wahl beſchließen. 
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(2) Die Wiederholungswahl darf nicht ſpäter als drei Monate nach der Hauptwahl ſtattfinden. 

(3) Bei der Wiederholungswahl wird nach denſelben Wahlvorſchlägen und auf Grund derſelben Wahl 
liſten wie bei der Hauptwahl gewählt. 

(+) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis für den ganzen Wahlkreis neu wie 
bei der Hauptwahl ermittelt. 

8 28. N 

Die Verteilung der Reſtſtimmen auf der Landesliſte kann erſt erfolgen, wenn in allen Kreiſen gültige 
Wahlen ſtattgefunden haben, 
f V. Schlußbeſtimmungen. 


8 29. 


Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine beſondere Wahlordnung näher 
geregelt, die der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß (Kirchengeſetz vom 25. Januar 1922, Kirchliches Amts⸗ 
blatt S. 57) erläßt. Spätere Abänderungen bleiben der Landeskirchenregierung vorbehalten. 5 


$ 30. 
Die Koſten für die Vordrucke zu den Wahlprotokollen, für die amtlichen Bekanntmachungen des Wahl⸗ 
leiters und für die Ermittlung des Wahlergebniſſes werden von dem Evangeliſchen Zentralkirchenfonds, alle 
übrigen Koſten des Wahlverfahrens von den Kirchengemeinden getragen. 


8 31. 


(i) Die Wahlen finden an einem von drei aufeinander folgenden Tagen, unter denen ſich ein Sonntag 
befinden muß, ſtatt. Dieſe Tage beſtimmt das Landeskirchenamk (für die erſte Wahl das Konſiſtorium), den 
Wahltag für jeden Stimmbezirk der Kirchenvorſtand. 


(2) Die öffentliche Bekanntgabe der 3 Wahltage muß ſpäteſtens 8 Wochen vorher ftattfinden. 


! i 8 32. 

(1) Anderungen dieſes Geſetzes unterliegen den erſchwerenden Beſtimmungen des § 99, 2 der Verfaſſung 
nicht, ſoweit fie fi auf die SS 7, 8, 9, 10, 13, 15, 17, 18, 20, 23, 24, 25, 27, 30 und 31 beſchränken. 

(2) Der in Gemäßheit des Kirchengeſetzes vom 31. Dezember 1920 (Kirchliches Amtsblatt 1921 S. 45/49) 
gebildete Landeskirchentag zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung für die evangeliſche Landeskirche des Kon- 
ſiſtorialbezirkes Wiesbaden hat in ſeiner Tagung vom 27. November bis 5. Dezember 1922 die vorſtehende 
Verfaſſung beſchloſſen, was hiermit beglaubigt wird. 5 


Der Vorſitzende des Landeskirchentags. 
D. Schmitt. 
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Kirchengeſetz 


über die Verfaſſung der evangeliſch⸗ reformierten Landeskirche 
der Provinz Hannover. 


Vorſpruch. 

„So ſeid ihr nun nicht mehr Gäfte und Fremdlinge, ſondern 
Bürger mit den Heiligen und Gottes Hausgenofyen, erbaut auf den 
Grund der Apoſtel und Propheten, da Zeſus Chriſtus der Eckjtein 
iſt, auf welchem der ganze Bau ineinandergefügt, wüchſt zu einem 
heiligen Tempel in dem Herrn, auf welchem auch ihr mit erbaut 
werdet zu einer Behaufung Gottes im Geift“. 

Eph. 2. 1922. 


J. Die evangeliſch⸗reformierte Landeskirche der Provinz Hannover. 


Die evangeliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover, deren Bekenntnisſtand unverändert bleibt, 
gibt ſich durch die dazu berufene Kirchenverſammlung dieſe Verfaſſung. 


81. 
(i) Die evangeliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover heißt künftig: Evangeliſch⸗reformierte 
Landeskirche der Provinz Hannover. ö 
(2) Sie umfaßt die Kirchengemeinden, die ihr bisher angehörten. 
(3) Über die Aufnahme anderer Gemeinden beſchließt der Landeskirchentag. 
(4) Die Kirche iſt Mitglied des Deutſchen evangeliſchen Kirchenbundes und wird die Beziehungen zu 
anderen reformierten Kirchen und Gemeinden beſonders pflegen. \ 


82. 
Die Kirche ift eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Sie ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
ſelbſtändig. ; 
II. Die Kirchengemeinden. 
1. Allgemeine Beftimmungen. 
§ 3. a ö 
. (1) Die Kirchengemeinden find ſelbſtändige Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. Die örtliche Be 
grenzung jeder Kirchengemeinde wird durch Herkommen oder urkundlich beſtimmt. 

(2) Über die Errichtung von Gemeinden und die Veränderung der Grenzen beſtehender Gemeinden fo- 
wie über die Errichtung von Pfarrſtellen beſchließt nach Anhörung der Beteiligten und des Bezirkskirchen⸗ 
rats der Landeskirchenvorſtand. 

a 8 4. 

Gemeindeglieder ſind alle Evangeliſch⸗Reformierte, die in der Kirchengemeinde ihren Wohnſitz haben, 

ſowie alle anderen Evangeliſchen, die ihr nach bisherigem Rechte angehören. 
8 5. 

Die Gemeindeglieder haben Anteil an allen Vorrechten, Anſtalten und Gerechtſamen der Kirchen⸗ 
gemeinde, Anſpruch auf die Dienſte der Kirchenbeamten und kirchliche Wahlberechtigung nach Maßgabe dieſer 
Verfaſſung und des ſonſt geltenden Rechtes. Sie haben andererſeits die Pflicht, ſich der in der Gemeinde 
beſtehenden Ordnung zu unterwerfen, an der Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde nach Kräften mitzuwirken 
und die für die Kirche mit ihren Einrichtungen notwendigen Steuern und Abgaben zu entrichten. 

| 65* 
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. § 6. x 

Wenn ein Gemeindeglied eine kirchliche Amtshandlung durch den Pfarrer einer anderen Gemeinde 
vollziehen laſſen will, ſo bedarf es der Erlaubnis (Dimiſſoriale) des eigenen Pfarrers, die nur aus Gründen 
der kirchlichen Zucht verſagt werden darf. 

— 8 TE - f re 

Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten nach Maßgabe dieſer Verfaſſung ſelbſtändig. 
Träger der Selbſtverwaltung der Gemeinden ſind die Kirchenräte und die Gemeindevertretungen. Sind 
mehrere Gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramte verbunden, fo treten für gemeinſchaftliche An⸗ 
gelegenheiten die Kirchenräte und Gemeindevertretungen der einzelnen Kirchengemeinden zu einer beratenden 
und beſchließenden Körperſchaft zuſammen. 


2. Der Kirchenrat. 
a. Mitglieder des Kirchenrats. 
§ 8. 
(1) Der Kirchenrat (Presbyterium) beſteht aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Vertreter im 
Pfarramt und aus den übrigen Kirchenälteſten. 
(2) Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, ſo gehören fie ſämtlich dem Kirchenrat an. 


89 

5 § 9. 

Die Zahl der neben den Pfarrern zu wählenden Kirchenälteſten wird von den kirchlichen Gemeinde— 
organen nach der Größe und den örtlichen Verhältniſſen der Kirchengemeinde feſtgeſetzt, es ſollen mindeſtens 
vier ſein. 

5 § 10. 

Zu den Verhandlungen des Kirchenrats ſind in Fragen des Religionsunterrichts, der Liebestätigkeit, 
der Jugendpflege und der Kirchenmuſik nach Bedarf Sachverſtändige aus der Gemeinde mit beratender Stimme 
zuzuziehen. 

811. 

Der Patron iſt befugt, ein für den Kirchenrat wählbares Gemeindeglied zum Kirchenälteſten zu 
ernennen oder bei eigener Wählbarkeit in den Kirchenrat einzutreten. Mitpatrone haben über die Ausübung 
dieſer Befugnis ſich zu einigen. Die Befugnis ruht, ſolange eine Einigung nicht zuſtande kommt. 


9 12. 

(1) Die Kirchenälteſten find im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde einzuführen und durch Abnahme 

des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 
„Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, das Euch übertragene Amt ſtets in brüderlicher 
Liebe mit gewiſſenhafter Sorgfalt und in Übereinſtimmung mit dem Worte Gottes ſowie den 

Ordnungen der Kirche und dieſer Gemeinde zu deren Beſten wahrzunehmen?“ 

(2) Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Kirchenälteſte als in das Amt eingetreten zu erachten. 
(3) Eine neue Einführung wiedergewählter Kirchenälteſter findet nur dann ſtatt, wenn die neue Amts— 

zeit nicht an die frühere auſchließt. 


b. Sitzungen und Beſchlüſſe des Kirchenrats. 
§ 13. 
(1) Den Vorſitz im Kirchenrate führt der Pfarrer. Sind mehrere Pfarrer in einer Gemeinde angeſtellt, 
jo regelt der Kirchenrat die Führung des Vorſitzes und der Verwaltung. Wird ein Wechſel im Vorſitz an- 
geordnet, ſo darf dieſer höchſtens alle fünf Jahre ſtattfinden. = 
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(2) M eine Pfarrſtelle erledigt oder ein Pfarrer dauernd an der Ausübung feines Amts behindert, 
tritt ein anderer Pfarrer als ſein Stellvertreter in den Kirchenrat ein. Dieſen ernennt der Vorſitzende des 
Bezirkskirchentags. Ohne Mitwirkung eines Pfarrers darf der Kirchenrat nur dann beſchließen, wenn der 
Pfarrer, als perſönlich bei der Sache beteiligt, an der Beſchlußfaſſung nicht teilnehmen darf oder wenn er 
vorübergehend verhindert iſt und Gefahr im Verzuge liegt. Für ſolche Fälle wählt der Kirchenrat alle drei 
Jahre bei Eintritt der neuen Kirchenälteſten aus ſeiner Mitte einen Stellvertreter. 


§ 14. 

Der Kirchenrat verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel monatlich einmal an dem ein 
für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage, zu außerordentlicher Sitzung, ſo oft ihn der Vorſitzende durch ſchriftliche 
oder ortsübliche Einladung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeſtens die Hälfte 
der Kirchenälteſten unter Angabe des Zweckes ſie beantragt. Zu den Verſammlungen iſt in der Regel ein 
kirchliches Gebäudes zu benutzen. 

§ 15. 

Die Sitzungen des Kircheurats ſind nicht öffentlich, ſie werden in der Regel mit Gebet eröffnet. 
Jedes Mitglied des Kirchenrats iſt verpflichtet, über Angelegenheiten der Seelſorge und der Kirchenzucht und 
alle anderen als vertraulich bezeichneten Gegenſtände Dritten gegenüber Schweigen zu bewahren. 


§ 16. N 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und iſt für die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich. 
Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte der Mitglieder an der Abſtimmung 
teilgenommen hat. Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt, bei Wahlen entfcheidet das Los. Mitglieder, die an dem Gegenſtande 
der Beſchlußfaſſung perſönlich beteiligt find, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf 
ausdrücklichen Wunſch des Kirchenraks bei den Verhandlungen anweſend fein. In eiligen Angelegenheiten 
kann ein Beſchluß auch durch ſchriftliche Erklärung auf Rundfrage gefaßt werden, doch iſt auf Antrag auch 
nur eines Kirchenälteſten Verhandlung in einer Sitzung erforderlich. Über die gefaßten Beſchlüſſe wird eine 
Niederſchrift gefertigt, die in das Beurkundungsbuch eingetragen, vorgeleſen und von dem Vorſitzenden ſowie 

mindeſtens zwei anderen Kirchenälteſten unterſchrieben wird. i 


c. Wirkungskreis des Kirchenrats. 
$ 17. 


Der Kirchenrat hat die inneren und äußeren Angelegenheiten der Kirchengemeinde wahrzunehmen und 
den Pfarrer in feinem Dienſte an der Gemeinde zu unterſtützen. 


§ 18. 

(1) Der Kirchenrat iſt verpflichtet, durch eigenes Vorbild wie durch Anwendung aller geeigneten Mittel 
chriſtliche Geſinnung und Sitte zu fördern und für Wahrung der kirchlichen Ordnung in der Gemeinde 
Sorge zu tragen. 5 

(2) Er hat inſonderheit auch für Erhaltung der äußeren gottesdienſtlichen Ordnung zu ſorgen und die 
Heilighaltung der Sonn- und Feſttage zu fördern. Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn die Abänderung 
der üblichen Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes oder der in der Gemeinde beſtehenden örtlichen liturgiſchen 
Einrichtungen verfügt, oder wenn das Kirchengebäude zu beſonderen Veranſtaltungen gebraucht werden ſoll. 
Ju einer dauernden Verminderung der regelmäßigen Gottesdienfte bedarf der Kirchenrat der Genehmigung des 
Bezirkskirchenrats. 

5 

Der Kirchenrat hat die christliche Erziehung der Jugend zu beachten und die Intereſſen der Kirchen— 
gemeinde auf dem Gebiete des Schulweſens zu vertreten. Der kirchliche Unterricht iſt auf Grund der heiligen 
Schrift an der Hand des Heidelberger Katechismus zu erteilen. Der Kirchenrat hat die Pflicht, die Pfarrer 
in Aufrechterhaltung der beſtehenden Ordnung zu unterſtützen. 


a De 


9 20. 
8 20. 
Dem Kirchenrate liegt die Leitung der kirchlichen Armen- und Krankenpflege ob. Er kann ſich hierbei 
Helfer und Helferinnen (Diakonie), inſonderheit aus der Gemeindevertretung, beiordnen. 


§ 21. 


Der Kirchenrat hat alle Schichten der Gemeindeglieder zur lebendigen Teilnahme an den Aufgaben der 
Gemeinde anzuregen und zu dieſem Zwecke beſonders die Wünſche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder 
willig entgegenzunehmen und fleißig zu erwägen. Im Volksleben ſoll er den Forderungen der Gerechtigkeit 
und Liebe an ſeinem Teile Geltung zu verſchaffen ſuchen. Auch kann er bei geeigneten Gelegenheiten über die 
zur Veröffentlichung ſich eignenden wichtigen Vorgänge ſeiner Verwaltung der Gemeinde Mitteilung machen. 


; § 22. 

(1) Der Kirchenrat hat die Kirchenzucht, gemäß der Ordnung Jeſu Chriſti und ſeiner Apoſtel, nach den 
in den einzelnen Bezirken geltenden Beſtimmungen in Ernſt und Liebe zu handhaben. Er iſt berechtigt und 
verpflichtet, Verſtöße der Pfarrer oder anderer ſeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel 
in der Sitzung zur Sprache zu bringen. Zum Zwecke weiterer Verfolgung ſteht ihm zu, dem Bezirkskirchenrat 
Anzeige zu machen. Zee: 

(2) Jeder Kirchenälteſte iſt verpflichtet, die Fälle, in denen er die Zurückweiſung eines Gemeindeglieds 
von der Teilnahme an einer kirchlichen Handlung, insbeſondere vom heiligen Abendmahle, für notwendig hält, 
unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des Betreffenden, dem Kirchenrate vorzulegen. Stimmt diefer zu, 
ſo iſt die Zurückweiſung auszuſprechen, gegen die dem Betreffenden die Berufung an den Bezirkskirchenrat 


offen bleibt. Erklärt ſich der Kirchenrat gegen die Zurückweiſung, fo wird dieſer Beſchluß zwar ſofort wirkſam, 


doch iſt jeder Kirchenälteſte befugt, die Eutſcheidung des Bezirkskirchenrats anzurufen. 


29: 
Der Kirchenrat hat das für die Wahlen der Kirchenälteſten und Gemeindevertreter Erforderliche 
wahrzunehmen ($ 38). 5 
. § 24. N 
Der Kirchenrat beſchließt über die Aufnahme ſolcher Perſonen in die Gemeinde, die ſich am Orte der 
Gemeinde aufhalten, aber wegen Mangels des Wohnſitzes die Gemeindeangehörigkeit nicht erworben haben. 


ö § 20. 

Der Kirchenrat hat von der Erledigung einer Pfarrſtelle dem Vorſitzenden des Bezirkskirchentags ſofort 
Anzeige zu machen und die darauf ergehenden einſtweiligen Anordnungen auszuführen, auch bei der Wahl 
der Pfarrer das Erforderliche wahrzunehmen. a 

99 55 8 26. 

(1) Dem Kirchenrate ſteht, ſoweit Rechte Dritter nicht und ef d die Ernennung der Kirchenbeamten 
und Angeſtellten zu. Er übt die Dienſtaufſicht über ſie und bei kündbaren Anſtellungen das Recht der 
Entlaſſung aus. 


(2) In dem Rechte der Dienftanfficht liegt nur die Befugnis der Mahnung und Warnung. 8 


’ § 27. f 
Der Kirchenrat vertritt die Gemeinde gegenüber den Behörden und Kirchentagen. Er hat die Wünſche 
und Rechte der Gemeinde überall, insbeſondere bei Kirchengemeindeveränderungen ſowie auch durch Einbringung 
von Anträgen zu vertreten. 


RR 


§ 28. : 

(1) Der Kirchenrat vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung, in ſtreitigen wie nicht 
ſtreitigen Rechtsſachen und verwaltet das Kirchenvermögen, einſchließlich der kirchlichen Stiftungen, welche 
nicht ſtiftungsmäßig eigene Organe haben, ſowie des Pfarrvermögens, ſoweit das Recht jeweiliger Inhaber 
nicht entgegenſteht. 


(2) Der Kirchenrat haftet für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens wie ein Vormund (8 1833 ff. 
B. G. B.). Auch iſt er für die ordnungsmäßige Erhaltung der kirchlichen Gebäude und Grundſtücke 
verantwortlich. Die Gebäude find zur Feſtſtellung etwaiger Mängel mindeſtens alle 6 Jahre durch einen 
von dem Landeskirchenrat als geeignet anerkannten Bauſachverſtändigen zu beſichtigen. 


9 29. 


(1) Dem Patron verbleiben außer der Teilnahme an der Verwaltung des kirchlichen Vermögens durch 
die Mitwirkung im Kirchenrate da, wo er Patronatslaſten für die kirchlichen Bedürfniſſe trägt, die Aufſicht 
über die Verwaltung der Kirchenkaſſe und das Recht der Zuſtimmung zu den nach den beſtehenden Geſetzen 
ſeiner Genehmigung unterliegenden Geſchäften der Vermögensverwaltung im bisherigen Umfange. 


(2) In dieſer Beziehung gilt jedoch feine Zuſtimmung zu Beſchlüſſen des Kirchenrats für erteilt, wenn 
er auf abſchriftliche Zuſtellung des Beſchluſſes nicht binnen zwei Wochen nach dem Empfange dem Kirchen— 
rate ſeinen Widerſpruch zu erkennen gibt. f 


$ 30. 


Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des Kirchenrats bedarf es der 
Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters und zweier anderer Kirchenälteſten ſowie der Beidrückung 
des Kirchenſiegels. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchenxatsbeſchluſſes 
feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe desſelben, insbeſondere auch der erfolgten 
Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wo eine ſolche vorgeſchrieben iſt, nicht bedarf. 


§ 31. 

(1) Für die Verwaltung der kirchlichen Kaſſen hat der Kirchenrat einen Rechnungsführer (Kirchmeiſter) 
zu ernennen. Dieſem find feine Auslagen zu vergüten. Wenn nach dem Umſange der Geſchäfte eine ument- 
geltliche Verwaltung nicht zu erreichen iſt, fo kann der Kirchenrat ihn beſolden oder einen befoldeten Rechnungs- 
führer anſtellen. 


(2) Für einzelne Teile des kirchlichen Vermögens kann eine beſondere Kaſſen verwaltung eingerichtet werden, 


$ 32. 
(1) Der Kirchenrechnungsführer hat folgende Obliegenheiten: 

a) er erhebt die Einnahmen der Kirchen-, Pfarr- und ſonſtigen nicht beſonders verwalteten kirchlichen 
Kaſſen und leiſtet die Ausgaben aus ihnen auf Grund der Voranſchläge und bei nicht voran⸗ 
ſchlagsmäßigen Ausgaben auf Grund beſonderer ſchriftlicher Anweiſung des Vorſitzenden des 
Kirchenrats; 

bp) er legt dem Kirchenrate jährlich Rechnung ab und hat ſich den von dieſem angeordneten Kaſſen— 
prüfungen zu unterwerfen. - ; 


(2) Iſt er Kirchenälteſter, fo führt er die nächſte Aufſicht über die kirchlichen Gebäude, Grundſtücke, 
Geräte und ſonſtigen Vermögensſtücke. Wegen der zu ihrer Inſtandhaltung oder Erneuerung erforderlichen 
Lohnarbeiten, Anſchaffungen oder Bauunternehmungen hat er bei dem Kirchenrate rechtzeitig Anträge zu ſtellen. 
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3. Die Gemeindevertretung. 
§ 33. 
(1) In Kirchengemeinden mit 200 und mehr Seelen wird eine Gemeindevertretung gebildet. 
(2) Die Zahl der Gemeindevertreter beträgt in Kirchengemeinden: 


von 200 bis 399 Seelen 6 
» 40 9d 8 10 
„ 8 d g. a; 16 
i 299 9. 24 
» 3000 „ 4999 ee ee 8 
9000 od 9 ee 40 
> 10 000 und mehr Seelen 48. 


8 (3) Die Zahl der Gemeindevertreter kann von den kirchlichen Gemeindeorganen vorbehaltlich der Genehmigung 
des Landeskirchenrats anderweitig feſtgeſetzt werden. 

(4) In Kirchengemeinden mit weniger als 200 Seelen beſteht der Kirchenrat aus dem Pfarrer und 

4 bis 6 Mitgliedern. Der Kirchenrat hat zugleich die Geſchäfte der Gemeindevertretung wahrzunehmen. 


8 34. 
Die Gemeindevertreter haben bei Antritt ihres Amtes in die Hand des Vorſitzenden vor der verſammelten 
Gemeindevertretung das Gelöbnis abzulegen: 
„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Gemeindevertretung, gehorſam dem göttlichen 
Worte, in Treue gegen den Glauben und die Ordnungen der evangeliſch-reformierten Kirche die 
Ehre Gottes und das Wohl der Kirchengemeinde unverrückt im Auge behalten will.“ 


4. Die kirchlichen Gemeindeorgane. 


a. Bildung der Organe. 
8 35. 
(1) Die Kirchenälteſten und die Gemeindevertreter werden von den wahlberechtigten Gemeindegliedern 
gewählt. Wahlberechtigt ſind alle konfirmierten, über 24 Jahre alten Gemeindeglieder. 
(2) Bezüglich des Frauenwahlrechts können Abweichungen durch ſtatutariſche Beſtimmung ($ 64) feſt⸗ 
geſetzt werden. 
$ 36. 
Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts iſt: 
J. wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel, z. B. Trunkſucht, 
Unzucht u. a., Argernis gibt oder gegeben hat und keine nachhaltige Beſſerung zeigt; 


2. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten des Wahlrechts verluſtig erklärt worden iſt 

3. wer die Pflicht verſäumt, ſeine Kinder evangeliſch zu erziehen oder ſeine Ehe evangeliſch einſegnen 
zu laſſen 

4. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft fteht; 

5. wer nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ift; 

6. wer wegen eines Verbrechens oder wegen eines ſolchen Vergehens, das die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenxechte nach ſich ziehen kann, in Unterſuchung ſich befindet; 

7. wer durch ſein Verſchulden mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rückſtand iſt. 


937. 
8 

() Wählbar in die Gemeindevertretung find alle Wahlberechtigten. Für die Wahl in den Kirchenrat 
müſſen ſie das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben und als Perſon von chriſtlicher Geſinnung, kirchlicher 
Einſicht und Erfahrung einen guten Ruf in der Gemeinde haben. 


a 
3 8 
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(2) Hinſichtlich der Wählbarkeit der Frauen findet die Beſtimmung des § 35 Abſ. 2 Anwendung. 
(3) Ehegatten, Geſchwiſter, Verwandte und Verſchwägerte erſten Grades dürfen nicht gleichzeitig Mit- 
glieder des Kirchenrats fein; bei gleichzeitiger Wahl iſt der oder die Jüngere auszuſchließen. 


§ 38. x 
(1) Die Wahlen erfolgen im Wege der Verhältniswahl, die durch ein Wahlgeſetz geregelt wird. 
(2) Durch ſtatutariſche Beſtimmung kann Mehrheitswahl eingeführt werden. 


§ 39. 

Den Gewählten iſt vom Vorſitzenden des Kirchenrats von der auf fie gefallenen Wahl ſchriftliche Mit- 
teilung zu machen mit der Aufforderung, ſich innerhalb einer Woche zu erklären, ob ſie die Wahl annehmen 
und bereit find, das im § 12 oder 8 34 beſtimmte Gelübde abzulegen. Geht eine ſolche Erklärung nicht friſt⸗ 
zeitig ein, ſo gilt die Wahl als abgelehnt. 

§ 40. 
(1) Die Wahl zum Kirchenälteſten oder Gemeindevertreter können ablehnen Gewählte: 
J. die aus Gewiſſensbedenken das Gelübde (§ 12 oder 34) nicht ablegen wollen; 
2. die das 60. Lebensjahr vollendet oder 
3. die das Amt ſchon bekleidet haben und noch nicht drei Jahre ausgeſchieden geweſen find; 
4. bei denen andere erhebliche Gründe vorliegen, z. B. Kränklichkeit, häufige Abweſenheit oder 
Dienſtverhältniſſe, die mit dem Amte unvereinbar ſind. EEE 

(2) Aus den gleichen Gründen kann das Amt niedergelegt werden. 

(3) Über die Erheblichkeit und tatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe entſcheidet der Kirchenrat 
und, wenn dieſer beſchlußunfähig iſt, der Bezirkskirchenrat. Gegen die Entſcheidung des Kirchenrats ſteht 
innerhalb zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung der Entſcheidung ab die Berufung an den Bezirkskirchenrat 
zu. Die Entſcheidungen des Bezirkskirchenrats ſind endgültig. 

(4) Wer ohne als triftig anerkannten Grund die Übernahme oder Fortführung des Amtes verweigert, 
verliert das Wahlrecht und die Wählbarkeit für kirchliche Amter auf die nächſten ſechs Jahre. Wahlrecht 
und Wählbarkeit können ihm auf fein Geſuch vom Kirchenrate wieder beigelegt werden, jedoch früheſtens 
nach einem Jahre. 

§ 41. 

(1) Iſt die Kirchenratswahl zweimal vergeblich anberaumt, fo hat der Bezirkskirchenrat die Kirchenälteſten 
zu ernennen. Kommt auch ſo ein beſchlußfähiger Kirchenrat nicht zuſtande, ſo hat der Bezirkskirchenrat die 
dem Kirchenrat obliegende Verwaltung auf Koſten der Kirchenkaſſe wahrzunehmen. 

(2) Iſt die Wahl von Gemeindevertretern nicht zuſtande gekommen, fo werden deren Rechte durch den 
Kirchenrat ſo lange ausgeübt, bis die Gemeinde eine Vertretung gewählt hat. 


§ 42. 
Das Amt der Kirchenälteſten und Gemeindevertreter dauert ſechs Jahr. Von drei zu drei Jahren 
ſcheidet die Hälfte aus. Die zuerſt ausſcheidenden werden durch das Los beſtimmt. Die Ausjcheidenden 
ſind wieder wählbar; ſie bleiben bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amte. 


§ 43. 
(1) Die Entlaſſung eines Kirchenälteſten oder eines Gemeindevertreters erfolgt: 
J. wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft ; 
2. wegen grober Pflichtwidrigkeit. a 
E) Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Beteiligten und des Kirchenrats durch den Bezirks- 
kirchenrat. Gegen die Entſcheidung ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach erfolgter Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung die beim Landeskirchenrat anzubringende Berufung an den Landeskirchenvorſtand 
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zu. Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen Entſcheidung aufgehalten. Der 
Landeskirchenrat ift jedoch befugt, vorläufig die Amtsenthebung des Kirchenälteſten oder Gemeindevertreters 
zu verfügen. Solange infolgedeſſen der Kirchenrat beſchlußunfähig iſt, hat der Bezirkskirchenrat die Geſchäfte 
des Kirchenrats wahrzunehmen. 
e § 44. f 

Eine Gemeindevertretung, die beharrlich ihre Pflichten vernachläſſigt oder ihre Erfüllung verweigert, 
kann auf Antrag des Bezirkskirchenrats vom Landeskirchen vorſtand aufgelöſt werden. Bis zur Neuwahl 
der Gemeindevertretung, welche innerhalb zweier Monate vom Kirchenrat auszuſchreiben iſt, gehen die Rechte 
der Gemeindevertretung auf den Kirchenrat über. 5 


b. Verſammlungen und Beſchlüſſe. 


$ 45. 
(1) Die Gemeindevertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinſchaft mit dem Kirchenrat in gemein⸗ 
fſamer Verſammlung über die vom Kircheurate zur Beratung geſtellten Angelegenheiten. Der Vorſitzende des 
Kirchenrats iſt zugleich Vorſitzender dieſer Verſammlung, die er mit Angabe der vom Kirchenrat aufzuſtellenden 
Tagesordnung zu berufen hat. 

(2) Die Einladung muß wenigſtens am Tage vorher in der vom Kirchenrate vorgeſchriebenen Form 
erfolgen. \ 

$ 46. 

(1) Die Sitzung wird in der Regel mit Gebet eröffnet. Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit 
eines Drittels der Mitglieder der vereinigten Körperſchaften erforderlich. Die Entſcheidung erfolgt nach 
Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Iſt auf die erſte 
ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mindeſtzahl nicht erſchienen, ſo iſt eine zweite 
Verſammlung zu veranſtalten, in der die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind. 

(2) Bei Wahlhandlungen gelten diejenigen als gewählt, auf die mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen gefallen ſind. Iſt die erforderliche Stimmenzahl nicht erreicht, ſo hat engere Wahl zwiſchen 
denen, die Stimmen erhalten haben, ſtattzufinden, doch ſcheiden die mit geringerer Stimmenzahl bis zur 
doppelten Zahl der noch zu Wählenden aus. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

(3) Bei Wahlen der Abgeordneten zum Bezirkskirchentage muß mit Stimmzetteln gewählt werden. 

(4) Über die Verhandlungen der Verſammlung wird eine in das Beurkundungsbuch des Kirchenrats 
einzutragende Niederſchrift gefertigt, die vorzuleſen und von dem Vorſitzenden ſowie zwei von der Verſammlung 
zu beſtimmenden Teilnehmern derſelben zu unterſchreiben iſt. a 

(5) Mitglieder der Verſammlung, die bei dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich oder durch 
nahe Verwandtſchaft (§ 37 Abſ. 3) beteiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten. 5 

8 47. 
Die gemeinſame Verhandlung und Beſchlußfaſſung des Kirchenrats und der Gemeindevertretung muß 
eintreten: 5 f 
1, bei dem Erwerbe, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von Grundeigentum, bei der 
Vermietung oder Verpachtung desſelben auf länger als zehn Jahre; 
2, bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, die den Vermögensbeſtand angreift, ſowie bei 
Kündigung und Einziehung von Kapitalien, ſofern fie nicht zur zinslichen Wiederbelegung erfolgt; 
3. bei Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe dienen und aus den laufenden Ein⸗ 
nahmen derſelben Voranſchlagszeit erſtattet werden ſollen 
4. bei Einleitung von Streitverfahren, ſofern dieſe nicht die Eintreibung fortlaufender Zinſen und 
Gefälle oder die Einziehung ausſtehender“ Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben find, 
betreffen, bei Abſchließung von Vergleichen ſowie bei Anerkenntniſſen; . l 
5. bei Neubauten oder erheblichen Aus- und Verbeſſerungen von Baulichkeiten; 


— 
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bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen Geldmittel und Leiſtungen, ins⸗ 
beſondere bei Feſtſetzung des Betrags und des Verteilungsmaßſtabs der zu erhebenden Kirchenſteuern; 

bei Veränderungen beſtehender und Einführung neuer Gebührenſätze; 

bei Bewilligungen aus den kirchlichen Kaſſen zur Errichtung neuer Dienſtſtellen ſowie zur 
dauernden Verbeſſerung des Einkommens beſtehender Stellen; 


bei Feſtſtellung der Voranſchläge der kirchlichen Kaſſen ſowie Abnahme der Rechnungen und 
Erteilung der Entlaſtung; die Voranſchläge find vor der Feſtſtellung, die Jahresrechnungen vor 
der Entlaſtung während einer Woche zur Einſicht der Gemeindemitglieder öffentlich auszulegen. 
Die e find dem Landeskirchenrate zur Überprüfung einzureichen ; 

10. bei allen im Voranſchlage nicht vorgeſehenen Bewilligungen aus kirchlichen Mitteln, ſofern der Be⸗ 
trag der Einzelbewilligung eins vom Hundert der Einnahmen überfteigt; 

11. bei Errichtung von Gemeindeſatzungen; f 

12. bei Vereinigung der Gemeinde mit einer anderen ſowie bei Aufhebung der Gemeinde oder einer 

Pfarrſtelle. 


S 
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§ 48. 
Der Kirchenrat iſt befugt, bei Beſchlüſſen auch über andere Gemeindeangelegenheiten die Mitwirkung 
der Gemeindevertretung zu veranlaſſen. 5 
$ 49. N 


(1) Der Kirchenrat hat die Beſchlüſſe der kirchlichen Gemeindeorgane auszuführen. f 5 

(2) Beſchlüſſe des Kirchenrats und der kirchlichen Gemeindeorgane, die deren Befugniſſe überſchreiten 
oder gegen die Geſetze verſtoßen, ſind von dem Vorſitzenden zu beanſtanden und dem Landeskirchenrate zur 
Entſcheidung vorzulegen. Gegen dieſe ſteht der beſchließenden Körperſchaft binnen 4 Wochen Beſchwerde an 
den kirchlichen Gerichtshof ($ 106) zu. Die Beanſtandung hat aufſchiebende Wirkung. f 


$ 50. 

(1) Weigert ſich ein Kirchenrat oder eine Gemeindevertretung, eine Leiſtung, die nach beſtehendem Rechte 
aus dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten iſt oder den Kirchengemeindegliedern obliegt, in den Voranſchlag 
einzuſtellen, ſo iſt der Landeskirchenrat befugt, die Leiſtung feſtzuſetzen und in den Voranſchlag einzuſtellen. 
Durch dieſe Verfügung wird die Beſchlußfaſſung des Kirchenrats und der Gemeindevertretung erſetzt. Ver⸗ 
weigert der Kirchenrat die Durchführung der Verfügung, ſo können die ſich weigernden Kirchenälteſten wegen 
grober Pflichtwidrigkeit entlaſſen werden ($ 43). 

(2) Der Landeskirchenrat iſt berechtigt, die Geldendmachung rechtsbegründeter Anſprüche des vom Kirchen⸗ 
rate zu verwaltenden Vermögens zu fordern, inbeſondere auch die Geltendmachung einer durch Pflichtwidrig⸗ 


keit eines Kirchenälteſten oder Kirchenbeamten begründeten Erſatzforderung im Rechtswege zu begehren oder 


äußerſtenfalls durch Beſtellung eines Bevollmächtigten zu erwirken, auch die weiter erforderlichen Anord- 
nungen zu treffen. Die Koſten dieſer Maßnahmen trägt die Kirchengemeinde, ſofern fie nicht dem Schuldigen 
zur Laſt fallen. 


5. Das Pfarramt. 
SEN 
(1) Dem Pfarrer liegt der Dienſt am Worte und am Sakramente ſowie in Gemeinſchaft mit dem 
Kirchenrate die geiſtliche Führung der Gemeinde ob. 
(2) Der Pfarrer iſt in der Führung des geiſtlichen Amtes, namentlich in Lehre, Seelſorge und Verwal⸗ 
tung der Sakramente, von den Gemeindekörperſchaften unabhängig. 
(3) Die Beſtimmungen des $ 22 werden hierdurch nicht berührt. 


8 52. 


(i) Wo mehrere Pfarrer in einer Gemeinde angeſtellt find, verwalten fie das Pfarramt gemeinſam. 
Jeder Pfarrer hat in der Regel ſeinen beſtimmten Amtsbezirk. Das Nähere regelt eine Pfarrdienſtordnung, 
die vom Kirchenrat aufzuſtellen und vom Bezirkskirchenrate zu genehmigen iſt. 
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(2) Zwiſchen mehreren Pfarrern in einer Gemeinde beſteht kein Rangunterſchied. Wo beſondere Amts⸗ 
bezeichnungen beſtehen, kommen ſie mit Ablauf der Amtsdauer der jetzigen Stelleninhaber in Fortfall. 


(3) Im übrigen werden die Pflichten und Rechte der Pfarrer durch Kirchengeſetz geregelt. 
8 


Zu Pfarrern einer Kirchengemeinde dürfen nur Perſonen berufen werden, die die vorgeſchriebene Vor⸗ 
bildung für das geiſtliche Amt beſitzen und die geeignet und bereit find, das Amt im Sinne und Geiſt des 
Bekenntniſſes und gemäß den Ordnungen der reformierten Kirche zu verwalten. Von auswärts kommende 
Pfarrer und Kandidaten haben ſich zwecks Feſtſtellung ihres Bekenntnisſtandes einer Ausſprache vor dem Prü⸗ 
fungsausſchuſſe zu unterziehen. Die Berufung erfolgt namens der Kirche. 


§ 54. a f 
Soweit nicht Rechte Dritter entgegenftehen, werden die Pfarrſtellen durch Wahl der Kirchengemeinden 
beſetzt, mit der Maßgabe jedoch, daß dem Landeskirchenvorſtande das Recht zufteht, bei Erledigung einer Pfarr⸗ 
ſtelle ihre Beſetzung für ſich in Anſpruch zu nehmen, wenn ein dringendes Bedürfnis vorliegt, einen Pfarrer 
anzuſtellen oder zu verſetzen und dieſer Pfarrer für die erledigte Stelle geeignet erſcheint. Iſt in einer 
Gemeinde einmal eine Pfarrſtelle durch den Landeskirchenvorſtand beſetzt worden, fo darf eine Beſetzung durch 
dieſen für die 3 nächſtfolgenden Erledigungsfälle oder jedenfalls in den nächſten 50 Jahren ohne Zuſtimmung 
der Gemeinde nicht ſtattfinden. g 
: § 55. a 
(1) Das Pfarrwahlrecht der Intereffenten in den evangelifch-reformierten Gemeinden des ehemaligen 
Fürſtentums Oſtfriesland wird aufgehoben. Soweit den Wahlberechtigten als ſolchen beſondere Laſten 
obliegen, kommen dieſe in Wegfall. Unberührt bleiben die ſonſtigen Rechte und Pflichten der Intereſſenten, 
insbeſondere auch deren Leiſtungen an der Kirche, Pfarre und Küſterei einſchließlich des Organiftendienftes. 
(2) Über die Aufhebung des Pfarrbeſetzungsrechts der Herrlichkeitsbeſitzer oder deren Rechtsnachfolger, 
denen als ſolchen keine beſonderen kirchlichen Laſten obliegen, beſchließen die kirchlichen Gemeindeorgane. Der 
Beſchluß bedarf der Genehmigung des Landeskirchenrats. 


$ 56. 

(1) Die Pfarrwahl erfolgt durch die nach § 35 wahlberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde, nach⸗ 

dem zuvor die Erledigung der Pfarrſtelle durch den Landeskirchenrat mit Aufforderung zur Meldung durch 
das Kirchliche Geſetz und Verordnungsblatt bekanntgegeben iſt. 

(2) Der Kirchenrat hat einen Wahlaufſatz von 3 zur Ausſtellung Befähigten zu bilden, an den die 

Wähler gebunden find; mit einer Mehrheit von ¾ der anweſenden wahlberechtigten Gemeindeglieder kann 

dieſer Wahlaufſatz auch auf 1 bis 2 Befähigte beſchränkt werden. 


8 57. 

(1) Der Pfarrwahl geht eine gottesdienſtliche Andacht voran. Die Wahl findet unter Leitung des 

Vorſitzenden des Bezirkskircheutags oder eines vom Landeskirchenrate Beauftragten ſtatt. Die Einladung der 

Wahlberechtigten muß mindeſtens 2 Wochen vor dem Wahlakt in ortsüblicher Weiſe geſchehen. i 

(2) Die Wahl iſt geheim und erfolgt mittels ſchriftlicher Stimmzettel durch Stimmenmehrheit. Erhält 

bei der erſten Wahl keiner mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen, ſo iſt das Verfahren durch engere 

Wahl fortzuſetzen, indem derjenige Vorgeſchlagene ausſcheidet, der die wenigſten Stimmen erhalten hat. Bei 

Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

§ 58. 

Kommt in einer Gemeinde innerhalb 6 Monaten, vom Tage der Zuläſſigkeit der Wiederbeſetzung ab 

gerechnet, eine Wahl durch Verſchulden der Gemeinde nicht zuſtande, ſo kann der Landeskirchenvorſtand nach 

Anhörung des Bezirkskirchenrats die Stelle beſetzen. Ei 
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2, 8:59, 

Das Ergebnis der Wahl ift der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden ſonntäglichen Hauptgottes⸗ 
dienſten bekanntzumachen. Innerhalb zweier Wochen nach der erſten Bekanntmachung kann jedes wahl 
berechtigte Gemeindemitglied gegen Lehre, Gaben und Wandel des Gewählten und gegen die Ordnungs— 
mäßigkeit der Wahl bei dem Bezirkskirchenrat Einſpruch erheben. 


8 60. 


(1 Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt find die geſamten Wahlverhandlungen mit dem Gutachten des 
Bezirkskirchenrats über etwa erfolgte Einſprüche dem Landeskirchenrate zur Beſtätigung der Wahl einzufenden, 


(2) Die Beſtätigung darf nur verfagt werden: 
J. wegen Ordnungswidrigkeit des Wahlverfahrens, 
2. wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarkeit des Gewählten, 
3. wegen geiſtiger oder körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt zu verwalten. 


8 61. 


Bei Beſetzung einer Pfarrſtelle durch den Landeskirchenvorſtand iſt die Gemeinde der zu beſetzenden 
Pfarrſtelle zu hören, nachdem vorher der anzuſtellende Pfarrer ſich der Gemeinde in einer Probepredigt und 
Katecheſe vorgeſtellt hat. Für die Einſprüche gilt das im § 59 Geſagte, doch ſo, daß die Einſpruchsfriſt mit 
dem Tage der Probepredigt beginnt. 

g § 62. d 

Die Koſten des Wahlverfahrens und des Umzugs des Pfarrers fallen, ſoweit ſie nicht Dritten obliegen, 
der Gemeinde zur Laſt. Wenn jedoch der Pfarrer innerhalb 5 Jahren ſeit ſeiner Einführung einen anderen 
Dienſt übernimmt, fo hat er die für ihn beim Zuzuge gezahlten Umzugskoſten der Kirchenkaſſe zu erſtatten, 
jedoch ſo, daß mit jedem Jahre des Dienſtes ein Fünftel der Koſten als abgetragen gilt. Bei mangelnder 
Einigung erfolgt die Feſtſetzung der zu erſtattenden Umzugskoſten durch den Landeskirchenrat endgültig. 


8 63. 

() Die Pfarrer werden auf Lebenszeit angeſtellt, können aber im Falle dringenden Bedürfniſſes auf 
eine andere Pfarrſtelle verſetzt oder bei Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand geſetzt ſowie in den Fällen der 
§§ 103 und 104 aus dem Amte entfernt werden. N . 

(2) Über die Verſetzung, außer in dem Falle des § 103, beſchließt der Landeskirchenvorſtand endgültig. 
Bei Widerſpruch des Pfarrers ſind dieſer ſowie die Gemeindeorgane vorher zu hören. Die Verſetzung bedarf 
der vorherigen Zuſtimmung des Bezirkskirchenrats. 5 


* 


6. Statutariſche Beſtimmungen. 
; $ 64. 

Beſtehen in einer Gemeinde herkömmlich beſondere, dieſe Verfaſſung ergänzende, näher beſtimmende 
oder von ihr abweichende Einrichtungen, deren Anerkennung ſie wünſcht, oder ergibt ſich das Bedürfnis, neue 
derartige Einrichtungen zu treffen, jo können ſolche zu einer ſtatutariſchen Beſtimmung, geeignetenfalls zu 
einem förmlichen Gemeindeſtatut zuſammengefaßt werden. Zur Feſtſetzung ſolcher ſtatutariſcher Ordnungen 
bedarf es außer der Beſchlußfaſſung der Gemeindeorgane und der Begutachtung durch den Bezirkskirchenrat 
der Beſtätigung durch den Landeskirchenvorſtand. Abgeſehen von den beſonders zugelaſſenen Fällen, darf 
die ſtatutariſche Beſtimmung weſentlichen Vorſchriften dieſer Verfaſſung nicht zuwider ſein. 
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III. Die Bezirkskirchenverbände. 
§ 65. 
(1) Die Bezirkskirchenverbände beſtehen aus den Kirchengemeinden der bisherigen Synodalbezirke, fie 
ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. f 


(2) Eine Abänderung der Verbandsbezirke kann nach Anhörung der beteiligten Bezirkskirchentage von 
dem Landeskirchentage beſchloſſen werden. Sofern eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich wird, beſchließt, 


wenn die Beteiligten ſich nicht einigen, der Landeskirchentag. 


§ 66 
8 . 
(1) Der Bezirkskirchentag (Bezirksſynode) beſteht: 
1. aus ſämtlichen ein Pfarramt innerhalb des Bezirkes verwaltenden Pfarrern; 
2. aus anderen wahlfähigen Mitgliedern der reformierten Kirche, die ſich bereit erklären, das im 
§ 83 genannte Gelübde abzulegen, 

Befindet fi unter den gewählten Mitgliedern kein Religionsunterricht erteilender Lehrer (Lehrerin), fo 
beruft der Bezirkskirchenrat je nach der Größe des Bezirkes einen bis zwei ſolcher Lehrer (Lehrerinnen), ſofern 
geeignete Perſonen vorhanden ſind. 

8 (2) Außer in den im Abf. 4 bezeichneten Bezirkskirchenverbänden find doppelt ſoviel andere Mitglieder zu 

erwählen, als Pfarrer entſendet werden. Die eine Hälfte wird dergeſtalt gewählt, daß jede Gemeinde ſo viel 
Mitglieder entſendet, als fie ſtimmberechtigte Pfarrer in dem Bezirkskirchentage hat. Die andere Hälfte wird 
von den an Seelenzahl ſtärkeren Gemeinden aus den Wahlberechtigten des Bezirkskirchenverbandes gewählt, 
jedoch fo, daß eine einzelne Gemeinden nicht mehr als die Hälfte ſämtlicher Mitglieder in den Bezirkskirchentag 
ſendet. Diejenigen Gemeinden, die hiernach noch eins oder mehrere Mitglieder zu wählen haben, ſowie die 
Zahl dieſer Mitglieder werden unter Berückſichtigung der Seelenzahl ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhält⸗ 
niſſe der Gemeinden und des Bezirkes durch den Beſchluß des Bezirkskirchentags beſtimmt. Dieſer bedarf der 
Genehmigung des Landeskirchenrats. N 

(3) In Bezirkskirchenverbänden mit mehr als 15 Pfarrſtellen wählt jede Gemeinde mit einem ſelbſtändigen 
Pfarramte zu dem Pfarrer ein anderes Gemeindemitglied. Gemeinden von mehr als 1000 Seelen wählen 
auf jede weiteren angefangenen 1500 Seelen ein weiteres Mitglied, höchſtens aber 5 Mitglieder. 

(4) Sind mehrere Mitglieder zu wählen, ſo kann dies im Wege der Verhältniswahl geſchehen. Im 
anderen Falle iſt für das gewählte Mitglied ein Erſatznann zu wählen. Die Wahlen erfolgen auf ſechs 
Jahre und werden von den vereinigten Gemeindeorganen, bei verbundenen Gemeinden von deren Vertretungen 
vollzogen (§ 7). 

9 67. a 

Der Landeskicchenrat hat das Recht, zu den Verhandlungen des Bezirkskirchentags Vertreter zu ent⸗ 
jenden, die befugt find, jederzeit das Wort zu ergreifen ſowie Anträge zu ſtellen. Mit gleichem Rechte kann 
der Vörſitzende des Landeskirchenvorſtandes oder ein vom Vorſtande beſtimmtes Mitglied den Verhandlungen 
beiwohnen. 

§ 68. 5 

(1) Der Vorſitzende des Bezirkskirchentags und fein Vertreter werden vom Kirchentag aus den von 
ihm gehörenden Pfarrern auf ſechs Jahre gewählt. 

(2) Die Wahl des Vorſitzenden bedarf der Beſtätigung durch den Landeskirchenrat, über die Verſagung 
der Beſtätigung beſchließt der Landeskirchenvorſtand. 5 

(3) Die Wahl kann nur abgelehnt werden, wenn der Gewählte das ſechzigſte Lebensjahr vollendet 


oder den Vorſitz bereits während zwejer Wahlzeiten geführt hat. 


1 


§ 69. 
Der Vorſitzende übernimmt die kirchenamtlichen Aufgaben des bisherigen Superintendenten, die durch 


eine vom Lan deskirchentage zu erlaſſende Dienſtanweiſung zu regeln ſind. 


§ 70. 
Die Berufung der Bezirkskirchentage erfolgt durch den Vorſitzenden unter Angabe der Tagesordnung. 
Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenſtände und 
iſt für die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich. Der Zuſammentritt des Bezirkskirchentags iſt 
jeder Kirchengemeinde an einem vorhergehenden Sonntage von der Kanzel zu verkünden. Mit der Verkündigung 
iſt eine Fürbitte zu verbinden. 
$ 71. 
Der Bezirkskirchentag verſammelt ſich in der Regel alle zwei Jahre an dem von ihm beſtimmten Orte. 
Von der Berufung iſt dem Landeskirchenvorſtand unter Mitteilung der Tagesordnung rechtzeitig Anzeige zu 
machen. Außerordentliche Verſammlungen kann der Bezirkskirchenrat berufen; fie müſſen berufen werden auf 
Anordnung des Landeskirchenvorſtandes. Die Verhandlungen ſind öffentlich, ſoſern nicht von dem Kirchentag 
Ausſchluß der Offentlichkeit für beſondere Fälle beſchloſſen wird. Jede Sitzung wird mit Gebet und Schrift- 
verleſung eröffnet und mit Gebet geſchloſſen. Zur Beſchlußfaſſung über etwaige gemeinſame Angelegenheiten 
können mehrere Bezirkskirchenverbände zu vereinigter Verſammlung berufen werden. Der Einberufer hat dem 
Landeskirchenvorſtand und dem Landeskirchenrate mindeſtens 14 Tage vorher Anzeige zu machen. 
§ 72. 
(1) Zur Beſchlußfähigkeit des Kirchentags iſt die Anweſenheit der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 
Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt, 
(2) Bei Wahlhandlungen finden die Beſtimmungen des § 46 entſprechende Anwendung. 
(3) Die Wahl des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters ſowie die Wahlen der Abgeordneten zum 
Landeskirchentage müſſen durch Stimmzettel, andere Wahlen können durch Zuruf vollzogen werden. 
(4) Aber die Verhandlungen des Bezirkskirchentags wird eine Niederſchrift gefertigt. 


8 
i) Der Wirkungskreis des Bezirkskirchentags umfaßt insbeſondere: 
J. die Prüfung der Berechtigung feiner Mitglieder 
2. die Entgegennahme eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen Zuſtände der Gemeinden 
des Bezirkes. Der Berichterſtatter hat die Verantwortung für ſeinen Bericht; 
3. die Erledigung der an den Kirchentag gelangenden Vorlagen und Anträge; 
4. die Feſtſetzung der Voranſchläge der Kaſſen des Bezirkskirchenverbandes ſowie die Abnahme der 
Jahresrechnungen, beides vorbehaltlich der Genehmigung des Landeskirchenrats; 5 
5. die Ausſchreibung der für die Bezirkskirchenkaſſe erforderlichen Beiträge der Gemeinden; 
6. die Aufnahme von Anleihen; 3 
7. den Erwerb, die Belaſtung und Veräußerung von Grundeigentum des Verbandes; 
8. die Mitwirkung bei Abänderung des Bezirkskirchenverbandes; 5 : 
9. die Wahl der Beiſitzer des Bezirkskirchenrats und der Abgeordneten zum Landeslirchentage ; 
10. die Beſchlußfaſſung über Ordnungen für das kirchliche Leben und für kirchliche Handlungen. 
Dieſe bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenvorſtandes 
11. Ausſchreibung von Kirchenkollekten für die Gemeinden des Bezirkes; 
12. Erlaß von Kundgebungen an die Bezirksgemeinden vorbehaltlich der Genehmigung des Landes- 
kirchenvorſtandes; 
13. Beteiligung des Bezirkes an den Werken der äußeren und inneren Miſſion; f 
14. die Einrichtung beſonderer ſtändiger Ausſchüſſe zur Bearbeitung von Aufgaben, die ſich aus 
beſonderen Bedürfniſſen des Bezirkes ergeben. N 
(2) Der Bezirkskirchentag ſoll ſich die Ausbildung geeigneter Perſonen zum Predigtamte, Schulamt oder 
zu anderen Berufen für den Dienſt an der Kirche angelegen ſein laſſen. a 
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§ 74. 

(1) Für jeden Bezirkskirchenverbaud wird ein Bezirkskirchenrat beftellt. Dieſem gehören an: 

1. der Vorſitzende des Bezirkskirchentages, der den Vorſitz auch im Bezirkskirchenrate führt; 

2. 1 1 1 Vorſitzende des Bezirkskirchentags, der das gleiche Amt im Bezirkskirchenrate 

bekleidet 

Fe Beifiker, unter denen nur ein Pfarrer ſein darf. 

(2) Für die unter 2 und 3 genannten Perſonen ſind Erſatzmänner zu wählen. Der Bezirkskirchenrat 
iſt bei Anweſenheit von 3 Mitgliedern beſchlußfähig. i 


8 75. 

(1) Der Bezirkskirchenrat führt die laufende Verwaltung des Bezirkskirchenverbandes, auch des Ver⸗ 
mögens einſchließlich ſeiner Stiftungen, in der Grafſchaft Bentheim auch der geiſtlichen Güterkaſſe. Er bildet 
die Aufſichts⸗ und Beſchwerdeinſtanz in allen kirchlichen Angelegenheiten des Bezirkes, ſoweit nicht anderes 
beſonders beſtimmt iſt. ö 5 

(2) Der Bezirkskirchenrat vertritt den Bezirkskirchenverbaud nach außen. Zu jeder den Verband 
verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines Stell— 
vertreters und zweier Beiſitzer. Die Mitglieder des Bezirkskirchenraks haften für die Verwaltung des Ver— 


mögens wie ein Vormund ($ 1833 ff. B. G. B.). 


§ 76, 
(0) Jusbeſondere hat der Bezirkskirchenrat auch 
1, den Vorſitzenden in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen 
2. zur Verſammlung des Bezirkskirchentags die erforderlichen Einleitungen zu treffen, insbeſondere 
die Vorlagen vorzubereiten; 
3. für die Aufnahme und Beglaubigung der Niederſchriften, nötigenfalls unter Zuziehung anderer 
Kirchentagsmitglieder zu ſorgen; 
die Kirchentagsbeſchlüſſe auszuführen; i 
5. in ſolchen Angelegenheiten des Bezirkskirchentags zu beſchließen, die während der Zeit, in der 
der Kirchenrat nicht verſammelt iſt, der Erledigung bedürfen; 

6. die den Kirchengemeinden des Bezirkes gemeinſamen Einrichtungen für chriſtliche Liebestätigkeit 
zu verwalten und zu leiten; 

7. die Verwaltung des Vermögens der Kirchengemeinden und kirchlichen Inſtitute zu überwachen, 
insbeſondere auch für die ordnungsmäßige Verpachtung der kirchlichen Grundſtücke Sorge zu 
tragen und die hierzu erforderlichen Maßnahmen zu treffen; 

8, bei Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und ihren Pfarrern zu vermitteln; ’ 

9. die Mitaufficht über die Pfarrer, Kandidaten und alle in kirchlichen Berufsämtern ſtehenden 
Perſonen mit dem Rechte, zu ermahnen und zu warnen, wenn dieſes aber fruchtlos bleibt, die 

Sache der zuſtändigen Diſziplinarbehörde vorzulegen; 

10. darüber zu befinden, ob ein im Amte befindlicher Kirchenälteſter oder Gemeindevertreter die geſetz⸗ 
lichen Eigenſchaften zur Amtsführung verloren hat ($ 36); 

11. die Diſziplinargewalt über die Kirchenälteſten ausſchließlich der Pfarrer und über die Gemeinde- 
vertreter auszuüben mit dem Rechte, Ermahnung, Verweis und wegen grober Pflichtwidrigkeit 
Entlaffung aus dem Amte zu verfügen. 

(2) In den Fällen Nr. 10 und 11 erfolgt die Entſcheidung nach Unterſuchung der Sache und nach 
Vernehmung des Beteiligten. Dieſer kann ſich ſelbſt verteidigen oder durch einen Vertreter evangeliſchen 
Bekenntniſſes verteidigen laſſen. Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen und mit Gründen zu verſehen. 
Dem Beteiligten ſteht Berufung an den Landeskirchenvorſtand binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen 
zu. Die Berufung iſt beim Landeskirchenrat anzubringen. 


Se 


§ 77. 
(1) Der Genehmigung des Bezirkskirchenrats unterliegen die Beſchlüſſe der kirchlichen Gemeindeorgane, 
die betreffen: 5 
J. Aus- und Verbeſſerungen an kirchlichen Gebäuden, ſofern die Anwendung im Einzelfalle mehr 
als 10 000 Mark beträgt und nicht die Vorausſetzungen des § 100 A Nr. 4 vorliegen; 
„Beſtimmungen über die Benutzung von Begräbnisplätzen und Kirchſtühlen 
die Veränderung beſtehender und die Einführung neuer Gebührenſätze 
dauernde Bewilligungen von mehr als 500 Mark bis 5 000 Mark; 
„Bewilligungen zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken, ſofern der Betrag eins vom 
Hundert der voranſchlagsmäßigen Einnahme überſteigt / 
Pachtverträge über kirchliche Grundſtücke. 
(2) Bei Veränderung der Geldwertverhältniſſe kann der Landeskirchenrat die Geldbeträge in 1 und 4 
anderweit feſtſetzen. e 


ne 


S 


§ 78. 
Hinſichtlich der Beanſtandung von Beſchlüſſen des Bezirkskirchenrats und des Bezirkskirchentags findet 
§ 49 entſprechende Anwendung. 


IV. Landeskirchentag, Landeskirchenvorſtand, Landeskirchenausſchuß und Landes⸗ 
kirchenrat. 
§ 79. 
(1) Der oberſte Vertreter der Landeskirche als Trägerin der Kirchengewalt iſt der Landeskirchentag. 
Er beſteht aus: 
1. den von den Bezirkskirchentagen zu wählenden Abgeordneten, 
2. drei von dem Landeskirchenvorſtande zu berufenden Perſonen. 
Für jedes gewählte Mitglied iſt eine Erſatzperſon zu wählen. 
(2) Wahl und Berufung erfolgen auf ſechs Jahre, Wiederwahl und Wiederberufung ſind zuläſſig. 
(5) Die beamteten Mitglieder des Landeskirchenrats werden durch ihre Berufung und Anſtellung Mit⸗ 
glieder des Landeskirchentags. | 
(4) Die Mitglieder des Landeskirchentags find an Aufträge und Weiſungen nicht gebunden. 


§ 80. 

Die Wahl der Abgeordneten erfolgt durch die Bezirkskirchentage dergeſtalt, daß für Bezirkskirchen⸗ 
verbände mit weniger als 10 000 Gemeindeangehörigen zwei Abgeordnete, für Verbände mit 10000 bis 
15000 Angehörigen drei Abgeordnete und für Verbände mit mehr als 15 000 Angehörigen vier Abgeordnete 
gewählt werden. Im fechften Verbande werden vom Landeskirchenvorſtande zwei Wahlbezirke für die Wahlen 
des Landeskirchentags gebildet. Bei gerader Zahl der zu wählenden Abgeordneten find gleich viele Pfarrer 
und andere Mitglieder zu wählen, bei ungerader Zahl darf das mehr zu wählende Mitglied kein Pfarrer ſein. 


5 ; $ 81. : 

(1) Wählbar ift jeder innerhalb der Landeskirche ein Pfarramt bekleidender Pfarrer, der mindeſtens 
dreißig Jahre alt iſt, und jedes zum Kirchenälteſten wählbare Gemeindeglied einer der zur Landeskirche ge— 
hörigen Gemeinde. 

(2) Den Gewählten iſt vom Vorſitzenden von der auf fie gefallenen Wahl ſchriftlich Mitteilung zu 
machen mit der Aufforderung, ſich innerhalb zwei Wochen zu erklären, ob ſie die Wahl annehmen und bereit 
find, das im $ 83 beſtimmte Gelübde abzulegen. Geht eine ſolche Erklärung nicht friſtzeitig ein, ſo gilt die 
Wahl als ‚abgelehnt. g 
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8 82. 

(1) Der Landeskirchentag verſammelt ſich in der Regel alle drei Jahre auf Berufung des Pandesfirchen- 
vorſtandes. Ein außerordentlicher Kirchentag muß berufen werden, wenn mehr als ein Drittel der Kirchen— 
räte der. zur Landeskirche gehörigen Gemeinden ſolches zur Verhandlung über einen beſtimmt bezeichneten, 

zur Zuſtändigkeit des Kirchentags gehörenden Gegenſtand verlangen, 5 
f (2) Die Tagung wird durch einen Gottesdienſt oder eine gottesdienftliche Feier eingeleitet. 


883. 
Der Vorſitzende des Landeskirchenvorſtandes eröffnet den Kirchentag und verpflichtet die Mitglieder 
mittels des feierlichen Gelübdes: : 
„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied des Kirchentags gehorſam dem göttlichen Worte, 
in Treue gegen den Glauben und die Ordnungen der evangeliſch-reformierten Kirche die Ehre 
Gottes und das Wohl der Kirche unverrückt im Auge behalten will.“ 5 


§ 84. i 

(1) Der Landeskirchenvorſtand erſtattet über feine Tätigkeit und über die inneren und äußeren Zuſtände 
der Landeskirche einen Bericht, der zur Beſprechung geſtellt wird. 

(2) Hierbei ſowie bei allen anderen Verhandlungen des Landeskirchentags find die beamteten Mit⸗ 
glieder des Landeskirchenamts jederzeit vor anderen Rednern zum Worte zuzulaſſen. 

(3) Nach der Beſprechung des Berichts erfolgt die Neuwahl des Vorſitzenden des Landeskirchentags 
ſowie ſeines Stellvertreters und zweier Beiſitzer. 

(4) Mindeſtens ein Vorſitzender und ein Beiſitzer ſollen nicht Pfarrer ſein. 


$ 85. Nase 

Die Verhandlungen find öffentlich, jedoch kann die Öffentlichkeit durch Mehrheitsbeſchluß des Luandes- 
kirchentags für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen werden. Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, der 
Kirchentag auch mit Gebet geſchloſſen. ö 

§ 86. 

(1) Für die Beſchlußfähigkeit und Beſchlußfaſſung des Landeskirchentags gelten die Beſtimmungen 
des § 72. 

(2) Die vom Landeskirchentage zu vollziehenden Wahlen erfolgen mittels Stimmzettel. Wahlen durch 
Zuruf ſind unzuläſſig. Im übrigen iſt nach § 46 zu verfahren. Bei Wahlen zu Ausſchüſſen entſcheidet 
Mehrheit; Wahlen durch Zuruf ſind zuläſſig. 

(3) Das Weitere regelt die vom Landeskirchentage zu erlaſſende Geſchäftsordnung. 


* 


987. 


8 


Der Landeskirchentag hat die Aufgabe, der Erhaltung und dem äußeren und inneren Wachstume der 
Kirche auf dem Grunde ihres Bekenntniſſes zu dienen, die Einheit der Kirche gegen zerſetzende Beſtrebungen 
zu wahren, für Erhaltung der Ordnung in Lehre, Kultus und Verfaſſung zu ſorgen und die erforderlichen 
Kirchengeſetze und Anordnungen zu beſchließen. Insbeſondere hat er auch: ö 

1. Beſtimmungen über die Vorbildung der Pfarrer und die Prüfungen zu erlaſſen 
2. das für Erteilung des kirchlichen Religions- und Konfirmandenunterrichts Erforderliche anzuordnen 
3. die Arbeit der äußeren und inneren Miſſion zu fördern; i 
4. über das Vermögen der Kirche zu beſtimmen, insbeſondere auch über Aufnahmen von Anleihen 
u beſchließen; a 
g ben neh für den Haushalt der Kirche feſtzuſtellen, die Aufbringung der erforderlichen 
Mittel durch Umlagen zu beſchließen und den Beitragsfuß für die Umlagen feſtzuſetzen; i 
6. die vom Landeskirchenrate zu legende, vom Landeskirchenvorſtande vorzuprüfende Jahresrechnung 
feſtzuſtellen und über Entlaſtung des Landeskirchenrats zu beſchließen 


Per 
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7. Kirchenkollekten anzuordnen; 

8. die Vertreter für die Verwaltung der mit anderen deutſchen evangeliſchen Kirchen gemeinſamen 

Kaſſen zu wählen; 

9. die Abgeordneten für kirchliche Veranſtaltungen und Beratungen mit anderen deutſchen evan⸗ 

N Kirchen zu beſtellen; 5 : 

die Bedingungen für die Anſtellung der Mitglieder und Beamten des Landeskirchenrats feft- 

uſtellen 

11% ber die Einführung neuer Religionsbücher, Geſangbücher und Agenden zu beſchließen. Gegen 
die Einführung der Bücher und Agenden ſowie gegen Abänderung lokaler liturgiſcher Einrich⸗ 
tungen ſteht jeder Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. 


888 5 
(1) Im übrigen iſt der Landeskirchenvorſtand der oberſte Vertreter der Kirche; auf ihn gehen insbeſondere 
auch die Befugniſſe über, die den bisherigen Trägern des Kirchenregiments zuſtanden. 

(2) Der Landeskirchenvorſtand beſteht aus: 

1. dem Vorſitzenden des Landeskirchentags und Landeskirchenausſchuſſes als erſtem Vorſitzenden 

(Kirchenpräſident); . 
2. dem Vorſitzenden des Landeskirchenrats als zweitem Vorſitzenden; 
3. aus den Mitgliedern des Landeskirchenausſchuſſes und des Landeskirchenrats. 


§ 89. 

Der Landeskirchenvorſtand iſt bei Anweſenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern beſchlußfähig, doch 
müſſen von den Anweſenden mindeſtens drei dem Landeskirchenausſchuß angehören. Auch muß die Zahl der 
ſtimmenden Mitglieder aus dem Landeskirchenausſchuſſe ſtets größer ſein als die aus dem Landeskirchenrate. 
Zu dem Zwecke ruht nötigenfalls das Stimmrecht der Mitglieder des Landeskirchenrats, zunächſt das des 
nach dem Lebensalter jüngſten Mitglieds. 

5 § 90. 

(1) Der Landeskirchenvorſtand vertritt die Kirche nach außen; ihm liegt ob, den Landeskirchentag in 
der Erfüllung ſeiner Aufgaben (§ 87) zu unterſtützen und während der Vertagung zu vertreten. Insbe— 
ſondere hat er außer den ihm in dieſer Verfaſſung oder anderen Geſetzen ausdrücklich zugewieſenen Aufgaben: 

J. den Landeskirchentag zu berufen; 
die Verhandlungen des Landeskirchentags vorzubereiten und die erforderlichen Vorlagen zu machen; 
„die Beſchlüſſe des Kirchentags auszuführen; 
die ordnungsmäßig zuſtande gekommenen Kirchengeſetze auszufertigen und durch Veröffentlichung 
im Kirchlichen Geſetz- und Verordnungsblatt in Kraft zu ſetzen; 
dem Landeskirchentage gelegentlich ſeiner regelmäßigen Tagung über die Verwaltung der Kirche 
ſowie über die inneren und äußeren kirchlichen Zuſtände Bericht zu erſtatten; s 
für die Wahl der Mitglieder des Landeskirchenrats Vorſchläge zu machen; 
die Mitglieder des theologiſchen Prüfungsausſchuſſes zu ernennen; g 
„die kirchlichen Intereſſen auf dem Gebiete des Erziehungsweſens zu wahren; 
die oberſte Dienſtaufſicht über die Geiſtlichen wahrzunehmen. f 

(2) In die Nachweiſe über die Perſonen der Pfarrer und Beamten dürfen Eintragungen von ihnen 
ungünſtigen Tatſachen erſt gemacht werden, nachdem ihnen Gelegenheit gegeben war, ſich über ſie zu äußern. 
Den Pfarrern und Beamten iſt Einſicht in ihre Perſonalakten zu gewähren. 


— s be 
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$ 90a. 


Der Landeskirchenvorſtand gibt ſich eine Geſchäftsordnung, die vom Landeskirchentage zu ge— 
nehmigen iſt. 
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891 
5 + 
Die Ausfertigungen der Kirchengeſetze find durch die beiden Vorſitzenden des Landeskirchenvorſtandes 
zu vollziehen. Die Geſetze treten, ſofern ſie nicht anders beſtimmen, mit dem Ablaufe von 14 Tagen nach 
Ausgabe des fie verkündenden Kirchlichen Geſetz- und Verordnungsblatts in Kraft. 


a 8:92, 

Falls der Landeskirchenvorſtand einen vom Landeskirchentage gefaßten Beſchluß als den kirchlichen 
Intereſſen ſchädlich erachtet, hat er die Ausführung des Beſchluſſes auszuſetzen und eine abermalige Beſchluß⸗ 
faſſung des Landeskirchentags herbeizuführen. Faßt dieſer alsdann abermals denſelben Beſchluß, ſo iſt dieſer 
vom Landeskirchenvorſtand unbedingt zur Ausführung zu bringen. 


Wenn der Landeskirchentag nicht verſammelt iſt, können unaufſchiebbare Angelegenheiten, die ſonſt durch 
den Landeskirchentag zu erledigen ſind, vorläufig vom Landeskirchenvorſtande beſchloſſen oder geregelt werden. 
Die ſo erlaſſenen Verfügungen oder Verordnungen ſind dem Landeskirchentage bei ſeiner nächſten Tagung 
zur Beſtätigung vorzulegen; wird dieſe nicht erteilt, ſo ſind ſie ſofort außer Kraft zu ſetzen. 


8 94. 
5 (1) Der Landeskirchenausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Landeskirchentags als Vorſitzendem und 
deſſen Stellvertreter im Landeskirchentag als ſtellvertretendem Vorſitzenden ſowie 3 vom Landeskirchentage zu 
wählenden Mitgliedern oder Stellvertretern derſelben. Dem Landeskirchenausſchuſſe müſſen mindeſtens 
2 Pfarrer und 2 andere Mitglieder der Landeskirche angehören. Die Wahl erfolgt in der Regel gegen 
Schluß der Tagung des Landeskirchentags auf 6 Jahre. 
(2) Der Landeskirchenausſchuß iſt bei Anweſenheit von 3 Mitgliedern beſchlußfähig. Er gibt ſich ſelbſt 
ſeine Geſchäftsordnung, die vom Landeskirchentage zu genehmigen iſt. 


8 95. 

Der Landeskirchenausſchuß hat außer ſeiner Betätigung im Landeskirchenvorſtand insbeſondere: 

1. das Leben und Wirken der Kirche und ihrer Organe zu beobachten, den Landeskirchenvorſtand 
auf etwaige Mißſtände und Mängel innerhalb der Kirche aufmerkſam zu machen und die ihm 
zum Beſten der Kirche, der Bezirkskirchenverbände, der Gemeinden und ihrer Glieder erforderlich 
erſcheinenden Maßnahmen beim Landeskirchenvorſtand in Anregung zu bringen, 

2. bei der Wahl von Beauftragten aus dem Landeskirchentage dieſem oder dem Landeskirchenvor— 
ſtande Vorſchläge zu machen, 

3. die vom Landeskirchenrate zu legende Jahresrechnung ſowie den Jahresvoranſchlag vorzuprüfen. 


§ 96. 

(1) Der Landeskirchenrat beſteht aus vier vom Landeskirchentage zu wählenden Mitgliedern, von denen 
2 als Beamte auf die Dauer von mindeſtens 12 Jahren angeſtellt, die beiden anderen aus den Mitgliedern 
des Landeskirchentags als ehrenamtliche Mitglieder für die Dauer ihrer Wahlperiode berufen werden. Von 
den beamteten Mitgliedern muß das eine in der Regel die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienſte, das andere die vorgeſchriebene Vorbildung für das Pfarramt haben, von den ehrenamt- 
lichen Mitgliedern iſt eins aus den Pfarrern, das andere aus den anderen Mitgliedern des Landeskirchentags zu 
wählen. Der Landeskirchenvorſtand beſtimmt aus den beamteten Mitgliedern den Vorſitzenden und den 
Stellvertreter. 

(2) Der Landeskirchenrat iſt bei Anweſenheit von mindeſtens 3 Mitgliedern beſchlußfähig; die von ihm 
aufzuſtellende Geſchäftsordnung bedarf der Genehmigung des Landeskirchentags. . 


= AN 


(3) Das beamtete, zum Pfarramte befähigte Mitglied (Landesſuperintendent) hat feine Dienſtgeſchäfte 
nach einer vom Landeskirchentage zu erlaſſenden Dienſtanweiſung wahrzunehmen. 

(4) Der Vorſitzende führt die Amtsbezeichnung „Präſident des Landeskirchenrats“, der Stellvertreter 
„Vizepräſident des Landeskirchenrats“. g 5 


$ 97. 

(1) Dem Landeskirchenrate liegt die geſamte laufende Verwaltung der Kirche, ſoweit fie nicht anderen 
Organen übertragen iſt, insbeſondere auch die Vermögensverwaltung ob. Er iſt an den Voranſchlag ge— 
bunden. Aberſchreitungen des Voranſchlags find nur in dringenden Fällen und nur mit Genehmigung 
des Landeskirchenvorſtandes zuläſſig. Sie bedürfen der nachträglichen Zuſtimmung des Landeskirchentags. 

(2) Der Landeskirchenrat vertritt die Kirche in vermögensrechtlicher Beziehung. Zu jeder die Kirche 
verpflichteten Willenserklärung bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Vertreters und zweier 
Mitglieder. Jedes Mitglied haftet für die Verwaltung des Vermögens wie ein Vormund (§§ 1933 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 


§ 98. 

Der Landeskirchenrat iſt berechtigt und verpflichtet, von der Verwaltung der Bezirkskirchenverbände und der 
Gemeinden Kenntnis zu nehmen, Mißſtände zu beſeitigen, Anxegungungen zu geben, überhaupt darauf zu 
halten, daß die Verwaltung überall zum Beſten der Kirche, der Kirchenverbände und der Gemeinden den 
geltenden Beſtimmungen gemäß geführt wird. 


999 
DEAL 
(1). Der Landeskirchenrat entſcheidet über alle Beſchwerden gegen Maßnahmen der Organe der Gemein- 
den oder der Bezirkskirchenverbände, ſoweit die Entſcheidung nicht anderen Stellen übertragen if. 

(2) Gegen die Entſcheidung des Landeskirchenrats ſowie gegen ſeine Verwaltungsmaßnahmen ſteht den 
Beteiligten Beſchwerde an den Landeskirchenvorſtand zu. Bei Entſcheidung über ſolche Beſchwerden ruht 
das Stimmrecht der Mitglieder des Landeskirchenrats, die bei der angefochtenen Entſcheidung oder Maß— 
nahme mitgewirkt haben. Iſt der Vorſitzende des Landeskirchenvorſtandes verhindert, ſo tritt in dieſen 
Fällen als Stellvertreter ſtatt des zweiten Vorſitzenden der ſtellvertretende Vorſitzende des Landeskirchen— 
ausſchuſſes ein. 

§ 100, . 

Der Genehmigung des Landeskirchenrats bedürfen: 

A. die Beſchlüſſe der Gemeinden, die betreffen: 

J. eine außerordentliche Nutzung des Vermögens, die deſſen Beſtand angreift, 

2. die Aufnahme von Anleihen, 5 5 

3. die Erhebung von Kirchenſteuern und Anderungen von Steuerordnungen, 

4. Neubauten kirchlicher Gebäude und Umbauten an Kirchen und Kapellen in jedem Falle, ſonſtige 
Umbauten ſowie Aus- und Verbeſſerungen, wenn deren Wert den Betrag von 50 000 Mark 
überſteigt, f 

5, die Anlegung, Veränderung und Aufhebung von Begräbnisplätzen, i 

6. dauernde Bewilligungen aus kirchlichen Mitteln über den Betrag von 5 000 Mark hinaus, 

7, die Verwendung des Vermögens zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken, i 

8. den Abſchluß von Vergleichen und Anerkenntniſſen. Bei Veränderung der Geldwertverhältniſſe 
kann der Landeskirchentag die Geldbeträge zu 4 und 6 anderweitig feſtſetzen. 


B. die Beſchlüſſe der Bezirkskirchentage, die betreffen: i 
1. eine außerordentliche Benutzung des Vermögens, die den Vermögensbeſtand angreift, 

2. die Aufnahme von Anleihen, 5 

3. die Feſtſetzung des Verteilungsmaßſtabs für die Bezirkskirchenbeiträge, 

4. die Verwendung des Vermögens zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken. 


— 
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8101. 


() Bei allgemeinen Anordnungen von grundſätzlicher Bedeutung hat der Landeskirchenrat zuvor die 
Zuſtimmung des Landeskirchenvorſtandes einzuholen. a 

(2) Der Kirchenpräſident iſt befugt, von der Geſchäftsführung des Landeskirchenrats Kenntnis zu nehmen 
und zu dem Zwecke Sitzungen des Landeskirchenrats beizuwohnen. Einzelne Angelegenheiten, bei denen er 
mit der Art der Erledigung nicht einverſtanden iſt, kann er an den Landeskirchenvorſtand verweiſen. Ihm 
iſt von den Sitzungen des Landeskirchenrats Mitteilung zu machen. 


' $ 102. 

Beſchlüſſe des Landeskirchenvorſtandes, des Landeskirchenausſchuſſes und des Landeskirchenrats, die die 
Befugniſſe dieſer Körperſchaften überſchreiten oder gegen die Geſetze verſtoßen, find von dem zuſtändigen Vor⸗ 
fißenden zu beanſtanden und dem lirchlichen Gerichtshofe zur Entſcheidung vorzulegen. Die Beanſtandung 
hat aufſchiebende Wirkung. 


V. Entfernung und Entlaſſung von Geiſtlichen und Veamten aus dem Amte. 
§ 103. 

(1) Pfarrer und die ſonſtigen kirchlichen Beamten, die ihre Amtspflichten verletzen oder ſich durch ihr 
Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens, die ihr Beruf erfordert, 
unwürdig zeigen, können von ihren Vorgeſetzten mit Ordnungsſtrafen belegt und nötigenfalls im Wege des 
Diſziplinarverfahrens aus dem Amte entfernt werden. 

(2) Über die Einleitung des Diſziplinarverfahrens beſchließt der Landeskirchenvorſtand. Dieſer bildet 
die erſte Inſtanz für das Diſziplinarverfahren gegen die Mitglieder und Beamten des Landeskirchenrats und 
des Bezirkskirchenrats, gegen die Pfarrer, gegen die Beamten der Kirchengemeinde ſowie gegen alle ſonſtigen 
kirchlichen Beamten, bezüglich deren nichts anderes beſtimmk iſt. Der Entſcheidung auf Entfernung aus dem 
Amte muß eine Vernehmung des Beſchuldigten und eine mündliche Verhandlung vor dem Kollegium vorher— 
gehen, bei der ſich der Beſchuldigte ſelbſt verteidigen oder durch einen Verteidiger evangeliſchen Bekenntniſſes 
verteidigen laſſen kann. 

(3) Gegen die Entſcheidung, die mit Gründen verſehen, dem Beſchuldigten zuzuſtellen ift, ſteht dieſem 
binnen vier Wochen nach Zuſtellung Berufung an den kirchlichen Gerichtshof zu. Die Berufung iſt beim 
Landeskirchenvorſtand anzubringen. Für das Verfahren gilt das im zweiten Abſatze Gefagte. 

(4) Das Weitere wird durch ein beſonderes Diſziplinargeſetz geregelt werden. 


§ 104. 

(1) Falls ein im Amte befindlicher Pfarrer den Bekenntnisſtand der Kirche aufgibt und infolgedeſſen 
mindeſtens zwei Drittel der wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde feine Entlaſſung aus dem Amte bean- 
tragen, hat, falls der Pfarrer nicht freiwillig aus dem Amte ſcheidet, der Landeskirchenvorſtand das Ver⸗ 
fahren auf Entlaſſung aus dem Amte gegen ihn einzuleiten. Der Pfarrer iſt vom Landeskirchenrate zu ver⸗ 
nehmen und vor der Entſcheidung zu einer mündlichen Verhandlung vor dem Kollegium zu laden, wobei 
ihm freibleibt, einen Beiſtand evangeliſchen Bekenntniſſes mitzubringen. 

(2) Die Entſcheidung iſt, mit Gründen verſehen, dem Pfarrer zuzustellen. Gegen fie ſteht ihm innerhalb 
vier Wochen vom Tage der Zuſtellung ab Berufung an den kirchlichen Gerichtshof zu. Die Berufung iſt 
beim Landeskirchenvorſtand anzubringen. 

(3) Im übrigen wird ein Kirchengeſetz die erforderlichen Beſtimmungen treffen. 

$ 105. 

In den Fällen des § 103 müſſen bei Verfahren gegen Pfarrer oder den Landesſuperintenden mindeſtens 
3 Theologen, bei Verfahren gegen fonftige Beamte mindeſtens 3 nicht im Pfarramte ſtehende Mitglieder an 
der Sitzung teilnehmen. In den Fällen des § 104 iſt die Mindeſtzahl der Theologen die gleiche, doch muß 
die Zahl der Stimmen der Theologen ſtets größer ſein als die der anderen Mitglieder. Von dieſen haben 
nötigenfalls die dem Lebensalter nach jüngeren Mitglieder ſich der Abſtimmung zu enthalten. 


Zee: —_ 


VI. Kirchlicher Gerichtshof. 
§ 106. 

(1) Zur Eutſcheidung über Beanſtandung von Beſchlüſſen (§8 49, 76, 102) ſowie über Berufungen im 
Diſziplinarverfahren ($ 103) und im Verfahren gegen Abweichung vom Bekenntnisſtande der Kirche (§ 104) 
wird ein kirchlicher Gerichtshof gebildet, der aus 7 vom Landeskirchentage zu wählenden Mitgliedern der 
Landeskirche beſteht und von denen mindeſtens 3 ein Pfarramt in der Landeskirche bekleiden und 2 für das 
richterliche Amt oder den höheren Verwaltungsdienſt befähigt fein müſſen. Die Mitglieder des Gerichts- 
hofs dürfen nicht Mitglieder des Landeskirchenvorſtandes ſein. Den Vorſitz führt ein Mitglied, das nicht 
dem Pfarrſtand angehört. Zur Beſchlußfaſſung iſt die Anweſenheit von mindeſtens 5 Mitgliedern erforder- 
lich. Die Beſtimmung des § 105 findet entſprechende Anwendung. 8 

(2) In den Fällen der SS 103 und 104 findet vor der Entſcheidung vor dem Gerichtshofe mündliche 
Verhandlung ſtatt, zu der der Berufende zu laden iſt. Etwaige Beweisanträge hat er tunlichſt bei Ein- 
legung der Berufung zu ſtellen. 


VII. Vereinigung und Aufhebung von Kirchengemeinden und Pfarrſtellen. | 


§ 107. 


Aber die Vereinigung und Aufhebung von Kirchengemeinden und Pfarrſtellen ſowie über die Regelung 
der Vermögensverhältniſſe der Gemeinden untereinander beſchließen die beteiligten Gemeinden vorbehaltlich der 
Genehmigung des Landeskirchenvorſtandes. Kommen genehmigungsfähige Beſchlüſſe der Gemeinden nicht 
zuſtande, iſt aber die Vereinigung der Gemeinden oder die Aufhebung der Gemeinden oder Pfarrſtellen im 
Intereſſe der Kirche notwendig, fo kann nach Anhörung des Bezirkskirchenrats der Landeskirchenvorſtand ſolche 
anordnen und über die Regelung der Vermögensverhältniſſe das Erforderliche beſtimmen. 


VII. Umlagen und Steuern. 
§ 108, 


Sofern die Einnahmen der Gemeinden aus eigenen Vermögen nicht ausreichen, um die erforderlichen 
Ausgaben zu decken, können die Gemeinden von ihren Mitgliedern Steuern erheben. Beſondere Geſetze und 
Ordnungen beſtimmen das Nähere. 


$ 109. 


Die durch eigene Einnahmen der Bezirkskirchenverbände nicht zu beſtreitenden notwendigen Ausgaben 
ſind durch Steuern zu decken, die auf die Gemeinde des Verbandes umzulegen ſind. Der Umlagebeſchluß 
bedarf der Genehmigung des Bezirkskirchenrats. 


§ 110. 


Die Landeskirche bringt den durch eigene Einnahme nicht gedeckten Bedarf durch Steuern auf, die auf- 


die Bezirkskirchenverbände nach einem von dem Landeskirchentage zu beſtimmenden Beitragsfuß umzulegen find, 


IX. Reiſekoſten und Tagegelder. 
§ 111. 


Die Mitglieder des Landeskirchentags, der Bezirkskirchentage ſowie der Ausſchüſſe erhalten Reiſekoſten 
und Tagegelder. Vergütung für Ausfall von Lohn und Verdienſt kann von den Bezirkskirchentagen für 


ihre Abgeordneten zum Landeskirchentage beſchloſſen werden. 


— 


Zen 


R. Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 


gs 112. 

Alle bisher für die evangeliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover geltenden Geſetze, Verordnungen 
und Beſtimmungen bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch dieſes Verfaſſungsgeſetz abgeändert oder auf 
gehoben werden. f 

$ 113. 
. Wo in Geſetzen oder Verordnungen dem „Konſiſtorium“, der „Kirchenbehörde“ oder den „kirchlichen 
Oberen“ Zuſtändigkeiten zugewieſen ſind, tritt an deren Stelle im Zweifelsfalle der Landeskirchenrat, ebenſo 
an Stelle des „Superintendenten“ der Vorſitzende des Bezirkskirchentags. 


§ 114 
S . 
Das Inkrafttreten dieſer Verfaſſung oder einzelner Teile derſelben beſtimmt der Kirchenausſchuß ($ 
des Kirchenverfaſſungsgeſetzes vom 19. Januar 1922, Kirchliches Geſetz⸗ und Verordnungsbl. Bd. V S. 217). 


* § 115. 
Abänderung dieſer Verfaſſung können nur mit Zweidrittelmehrheit beſchloſſen werden; auch muß die 
Beſchlußfaſſung an einem anderen Tage wiederholt werden. 


$ 116. 
3 
Die Verfaſſung iſt ſpäteſtens nach 10 Jahren einer Nachprüfung zu unterziehen; bei dieſer Beſchluß— 
faſſung genügt abweichend von § 115 einfache Mehrheit. 


§ 117 
3 * 

(1) Die Ausführung dieſes Geſetzes geſchieht durch den Kirchenausſchuß. Sämtliche Organe der Ge- 
meinden, Bezirksſynoden ſowie der Landeskirche ſelbſt bleiben im Amte, bis die Wahl neuer Organe gemäß 
dieſem Geſetze ſtattgefunden hat und die Gewählten ihre neuen Amter übernommen haben. 

(2) Die Neuwahlen ſind alsbald herbeizuführen. 5 

(3) Die erſtmalige Einberufung des Landeskirchentags ſowie die Berufung der Mitglieder nach $ 79 Nr. 2 
erfolgt durch den Kirchenausſchuß. Das an Lebensjahren älteſte Mitglied eröffnet den Landeskirchentag, 
ſtellt die Beſchlußfähigkeit feſt und leitet die Wahl des Vorſitzenden (§ 84). 


Aurich, den 24. September 1922. 
Die zur Feſtſtellung der Verfaſſung der evangeliſch-reformierten Kirche der Provinz Hannover berufene 
außerordentliche Kirchenverſammlung. 
Der Vorſitzende: Die Schriftführer: 


gez.: Tholens. gez.: Riedlin 
gez.: Dr. C. Geelvink. 


Anlage. 


Kirchliches Gemeindewahlgeſetz. 


In Ausführung des § 38 des Kirchengeſetzes über die Verfaſſung der evangeliſch⸗reformierten Landes⸗ 
kirche der Provinz Hannover wird hierdurch für die Wahlen zu den Gemeindekörperſchaften folgendes beſtimmt: 


8 1. 
Jede Kirchengemeinde bildet einen Stimmbezirk. Der Kirchenrat kann die Gemeinde in mehrere Stimm⸗ 
bezirke zerlegen. 


8.2. 

(1) Für jeden Stimmbezirk wird vom Kirchenrat eine Wählerliſte aufgeſtellt. Die Wählerliſten ſind 
ſpäteſtens ſechs Wochen vor den Wahlen auf die Dauer von zwei Wochen öffentlich auszulegen. Ort und 
Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte von der Kanzel bekanntzumachen mit dem Hinweiſe, daß 
nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Lifte nicht mehr angebracht werden können. Nach Er 
meſſen des Kirchenrats kann die Bekanntmachung auch in anderen den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden 
Formen erfolgen. 

(2) Über Einſprüche gegen die Wählerliſten entſcheidet der Kirchenrat; gegebenenfalls iſt von ihm die 
Liſte zu berichtigen; gegen feinen abweiſenden Beſcheid ſteht binnen einer Woche nach Behändigung des Be⸗ 
ſcheids Beſchwerde an den Kirchenrat zu. 

9 3. 

(1) Die Wahlvorſteher in den Stimmbezirken und ihre Vertreter werden vom Kirchenrat ernannt. Der 
Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Stimmberechtigten des Stimmbezirkes drei bis fünf Beiſitzer und 
einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 

(2) Der Wahlvorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt der 
Wahlvorſteher den Ausſchlag. 

§ 4. 


(1) Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerliſte der Wahl⸗ 
berechtigte eingetragen iſt. 

(2) Ein Gemeindeglied, das erſt nach Aufſtellung der Wählerliſte aus einem anderen Stimmbezirke zu⸗ 
gezogen iſt, darf in dem neuen Stimmbezirke wählen, wenn es durch eine Beſcheinigung des Kirchenrats der 
bisherigen Gemeinde nachweiſt, daß es in der Wählerliſte einſpruchslos eingetragen ift, 


i § 5. 3 

(1) Die Wahlen zum Kirchenrat und zur Gemeindevertretung erfolgen nach den Grundſätzen der Ver— 
hältniswahl, wenn für die betreffende Wahl mehr als ein gültiger Wahlvorſchlag eingeht. Geht nur ein 
gültiger Wahlvorſchlag ein, jo gelten die auf dem Wahlvorſchlage Genaunten in der feſtgeſetzten Zahl nach 
der Reihenfolge ihrer Benennung als gewählt. 

(2) Geht überhaupt kein Wahlvorſchlag ein, ſo tritt Mehrheitswahl ein. Dasſelbe gilt, ſoweit die 
Zahl der nach Abſ. 1 Gewählten hinter der Zahl der zu beſetzenden Stellen zurückbleibt. 

(3) Bei der Mehrheitswahl findet § 46 der Verfaſſung entſprechende Anwendung. Gewählt wird mit 
verdeckten Stimmzetteln. 
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$ 6. 


(i Wahlvorſchläge find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem Wahltage beim Vorſitzenden des Kirchenrats ein- 
zureichen. Geht erſt in den letzten drei Tagen vor Ablauf der Einreichungsfriſt ein Wahlvorſchlag ein, fo 
können noch während weiterer fieben Tage andere Wahlvorfchläge eingereicht werden. Die Wahlvorſchläge 
müſſen von mindeſtens zwanzig, in Gemeinden unter 1000 Seelen von mindeſtens zehn wahlberechtigten Mit⸗ 
gliedern der Gemeinde unterzeichnet ſein. 


(2) Wer auf mehreren Wahlvorſchlägen für denſelben Wahlkörper benannt iſt, muß ſich in einer vom 


Vorſitzenden des Kirchenrats zu beſtimmenden Friſt erklären, für welchen Vorſchlag er benannt bleiben will, 
widrigenfalls ſein Name in allen Vorſchlägen für die Wahl geſtrichen wird. d & 


> 
8 7. i 
() Mehrere Wahlvorſchläge können verbunden werden. Die Verbindung muß von den Unterzeichnern 
oder den von dieſen ſchriftlich Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am 14. Tage vor dem Wahltage 
dem Kirchenrate ſchriftlich erklärt werden. 5 
(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. Sie gelten anderen 
gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 
§ 8, 
Die Prüfung der Wahlvorſchläge liegt dem Kirchenrat ob. In größeren Gemeinden kann auf Beſchluß 
des Kirchenrats für dieſen Zweck ein Wahlausſchuß gebildet werden, der aus dem Vorſitzenden des Kirchen⸗ 
rats und vier gewählten Beiſitzern beſteht. § 3 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


§ 9. 
Die Wahl findet innerhalb eines vom Landeskirchenrate zu beſtimmenden Zeitraums ſtatt. Die Amts⸗ 
zeit der Gewählten läuft vom letzten Tage des vom Landeskirchenrate beſtimmten Zeitraums. Den Wahltag 
beſtimmt der Kirchenrat. a 


§ 10. 
3 
Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes find öffentlich. 


811 5 
8 . 
(1) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Dieſe find bei der Wahlhandlung von den Wählern 
perſönlich abzugeben. Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem Wahlvorſchlag enthalten, ein Name genügt. 
(2) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der Wahlvorſtand. e 


8125 f — 
(1) Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Kirchenrat feſt, wie viel gültige Stimmen abgegeben 
und wie viele davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemeinſchaftlich ent- 
fallen ſind. 2 | 
(2) Die Sitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe der für fie ermittelten Stimmen 
verteilt und den Vorgeſchlagenen in der Reihenfolge des Vorſchlags zugewieſen. 


§ 13. 

() Wird die Wahl infolge Ablehnung des Gelübdes hinfällig ($ 39 der Verfaſſung), oder tritt ein 
Gewählter fein Amt nicht an, oder ſcheidet einer aus dem Amte aus (§ 40 der Verfaſſung), fo nimmt ſeine 
Stelle derjenige ein, der dem Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, einem mit ihm verbundenen an⸗ 
gehört und nach dem Grundſatze des § 12 Abſ. 2 hinter dem Ausſcheidenden an erſter Stelle berufen iſt. 


(2) Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, ſo wird für die Wahlzeit von den kirchlichen Gemeindeorganen ein 
neues Mitglied aus dem Kreiſe der Wählbaren nach Stimmenmehrheit gewählt. § 5 letzter Abſatz findet 
Anwendung. 

§ 14. 
(1) Einſprüche gegen die Wahlen können von den wahlberechtigten Gemeindegliedern binnen drei Wochen 


ſeit Bekanntmachung des Wahlergebniſſes erhoben werden. Über fie entſcheidet der Kirchenrat; gegen deſſen 


Entſcheidung iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde an den Bezirkskirchenrat zuläſſig. 
(2) In dieſem Verfahren dürfen keine Einwendungen erhoben werden, die nach 8 2 Abſ. 2 hätten 
geltend gemacht werden können. N 


§ 15 
S * x 
Das Wahlverfahren wird vom Landeskirchenvorſtande durch eine Wahlordnung näher geregelt. 


; $ 16. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Aurich, den 24. September 1922. 


Die zur Feftftellung der Verfaſſung für die evangeliſch-reformierte Kirche der Provinz Hannover be— 
rufene außerordentliche Kirchenverſammlung. 


Der Vorſitzende: Die Schriftführer: 


Tholens. Riedlin. Geelvink. 


Verfaſſung 


der Evangeliſchen Landeskirche Frankfurt am Main. 


Die Evangeliſche Landeskirche Frankfurt am Main bekennt ſich zum Glauben der Chriſtenheit, wie 
ihn die Evangeliſten und Apoſtel verkündet haben, und erklärt das Evangelium von der Gnade Gottes in 


Jeſus Chriſtus, wie es die Reformatoren bekannt haben, als unantaſtbare Grundlage ihrer Lehre, Arbeit und 
Gemeinſchaft. Sie ſtellt den Bekenntnisſtand ihrer Kirchengemeinden als unerſchüttert feſt und gibt ſich durch 
die dazu berufene Kirchenverſammlung folgende neue Verfaſſung: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 
’ 81. i 
(1) Die evangeliſche Kirche im Konſiſtorialbezirke Frankfurt am Main führt fortan den Namen: 
Evangeliſche Landeskirche Frankfurt am Main. 
(2) Die Evangeliſche Landeskirche Frankfurt am Main, ihre Kirchengemeinden ſowie der evangeliſch⸗ 
lutheriſche und der evangeliſch-reformierte Stadtſynodalverband find Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
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8 2. 
Die Landeskirche, die Kirchengemeinden und die Stadtſynodalverbände ordnen und verwalten ihre An⸗ 
gelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen durch ihre Organe ſelbſtändig. 


8 3. 
(1) Die Landeskirche umfaßt: i a 
1. ſämtliche evangeliſch⸗lutheriſchen Ortskirchengemeinden des bisherigen Kouſiſtorialbezirkes Frankfurt 
am Main, 8 
2. die beiden evangeliſch-reformierten Perſonalkirchengemeinden dieſes Konſiſtorialbezirkes, 
3. die Anſtaltsgemeinde des Diakoniſſenhauſes. 

(2) Zur Veränderung der Anzahl der Kirchengemeinden iſt ein Kirchengeſetz, zur Veränderung der 
Grenzen der Kirchengemeinden ein gemeinſamer Beſchluß des Landeskirchenrats und des Vorſtandes der 
Landeskirchenverſammlung erforderlich. 

(3) Evangeliſche Kirchengemeinden anderer Landeskirchen können ohne Auflage einer Bekenntnisänderung 
von der Landeskirchenverſammlung in die Landeskirche aufgenommen werden. 


8 4. 
(1) Die Mitgliedſchaft in der Landeskirche beſtimmt ſich nach dem geltenden Rechte. 


(2) Das gleiche gilt für die Mitgliedſchaft in einer Ortskirchengemeinde oder in einer geſetzlich aner— 
kannten Perſonalkirchengemeinde. 


85 
SET § 9. 
(1) Jedes Mitglied der Landeskirche ift berechtigt, an den Einrichtungen und Veranſtaltungen der Landes— 
kirche und der Kirchengemeinden teilzunehmen. ö 
(2) Jedes Mitglied der Landeskirche iſt verpflichtet, ſich der kirchlichen Ordnung gemäß zu verhalten 
und ſeinen Anteil an den kirchlichen Laſten zu tragen. f 


(1) Stimmberechtigt ift jedes volljährige und konfirmierte männliche oder weibliche Mitglied der Landeskirche. 
(2) Vom Stimmrecht iſt ausgeſchloſſen: 8 a 
J. wer nicht die volle bürgerliche Geſchäftsfähigkeit beſitzt, 
2. wer nicht die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzt, 72 
3. wer ſich wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehren 
rechte nach ſich ziehen kann, in gerichtlicher Unterſuchung befindet, 
4. wer gemäß Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes (Presbyteriums) durch Bekundung kirchenfeindlicher 
Geſinnung oder durch unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches Ärgernis gibt, 
5. wer gemäß Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes (Presbyteriums) kirchengeſetzlich ihm obliegende Eixch- 
liche Pflichten ſchuldhaft verletzt hat. 
(3) Wer nicht in das Verzeichnis der ſtimmberechtigten Mitglieder einer Kirchengemeinde aufgenommen 
iſt, kann ſein Stimmrecht nicht ausüben. 155 


82 


Die Landeskirche nimmt unbeſchadet ihrer verfaſſungsmäßigen Selbſtändigkeit an den gemeinſamen Auf- 
gaben der deutſchen, beſonders der preußiſchen evangeliſchen Landeskirche tätigen Anteil. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Die Kirchengemeinden. 


A. Kirchenvorſtand. 
88. 
Der Kirchenvorſtand iſt das Organ für die Selbſtverwaltung der Kirchengemeinde. 


1. Einrichtung. 
89. 
(1) Der Kirchenvorſtand beſteht aus: 
1. Den Pfarrern der Gemeinde oder ihren Stellvertretern im Pfarramte, 
2. den von der Gemeinde zu wählenden Kirchenälteſten, deren Zahl mindeſtens die zwölffache der 
Pfarrer beträgt. 
(2) Die Feſtſtellung der Zahl der Kirchenälteſten erfolgt erſtmalig durch die bisherigen Gemeindekörper— 
ſchaften, künftig durch den Kirchenvorſtand. 
(3) Hilfsgeiſtliche, die nicht mit der Vertretung eines Pfarrers betraut ſiud, ſowie Lehrvikare find zu 
den Verhandlungen mit beratender Stimme zuzuziehen. 


$ 10 
(1) Die Kirchenälteſten werden von den ſtimmberechtigten Gemeindemitgliedern in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 
(2) Das Wahlverfahren regelt das Kirchenwahlgeſetz. 


811 
N . 
(i) Wählbar ſind alle ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder, die ſpäteſtens am Wahltage das 25. Lebens. 
jahr vollenden. : 


(2) Auch Mitglieder einer anderen Kirchengemeinde können gewählt werden. Nach Annahme der Wahl 
ſind ſie für die Dauer ihrer Amtszeit wahlberechtigte und wählbare Mitglieder der Gemeinde, die ſie gewählt hat. 


s 12 
8 . 
Der Kirchenvorſtand prüft die Wahl und beſchließt über ihre Gültigkeit. Auf Berufung entſcheidet das 
Landeskirchengericht. 
8 13. | 
(1) Neue Kirchenälteſte werden im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde eingeführt und vom Pfarrer 
durch Entgegennahme des nachfolgenden Gelübdes verpflichtet: 

„Gelobt Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen Dienſtes ſorgfältig und 
treu, dem Worte Gottes wie den Ordnungen der Kirche und dieſer Gemeinde gemäß, zu warten 
und gewiſſenhaft darauf zu achten, daß in der Gemeinde Glaube und Liebe wachſe und alles 
ordentlich und ehrlich zugehe?“ a 

(2) Erſt nach Ablegung dieſes Gelübdes durch Jawort und Handſchlag iſt der Kirchenälteſte in ſein 
Amt eingetreten. 5 
(3) Die Verweigerung des Gelübdes bedeutet den Verzicht auf das Amt. 
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§ 14. 
Das Ant der Kirchenälteſten dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die 
Ausſcheidenden werden erſtmalig durch das Los beſtimmt; künftig entſcheidet die Amtszeit. Die Ausſcheidenden 
bleiben bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amte; fie ſind wieder wählbar. 


8 
8 . 
Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt oder das Gelübde verweigert, oder wenn ein Kirchenälteſter 
vorzeitig aus ſeinem Amte ausſcheidet, tritt für ihn der durch die geltende Wahlart beſtimmte nächſte Bewerber 
ein. Mangels eines ſolchen wählt der Kirchenvorſtand für die Reſtzeit einen Erſatzälteſten. 


8 16. 
Sind zwei Wahltermine erfolglos verlaufen, ſo werden die Amter der Kirchenälteſten vom Landeskirchen⸗ 
rate beſetzt. 
SIG 
(1) Ein Kirchenälteſter iſt zu entlaffen: 
1. wegen Verluſtes der Stimmberechtigung, 
2. wegen Dienſtunfähigkeit, 
3. wegen grober Pflichtwidrigkeit. 
- (2) Die Entlaſſung erfolgt auf Antrag des Kirchenvorſtandes und nach Anhörung des Kirchenälteſten 
durch den Landeskirchenrat. 
(3) Auf Berufung entſcheidet das Landeskirchengericht. 


818. 


(1) Der Landeskirchenrat kann einen Kirchenvorſtand wegen beharrlicher Vernachläſſigung oder Ver⸗ 
weigerung ſeiner Obliegenheiten auflöſen. Auf Berufung entſcheidet das Landeskirchengericht. 


(2) Nachdem der Auflöſungsbeſchluß Rechtskraft erlangt hat, veranlaßt der Landeskirchenrat binnen 
Monatsfriſt die Neuwahlen. 


819. 


Der Kirchenvorſtand wählt ſeinen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Der Vorſitzende bleibt ein Jahr im Amte. Wiederwahl iſt zuläſſig. 3 


§ 20. 
: a 8 
Der Kirchenvorſtand kann zur Erledigung einzelner Obliegenheiten, beſonders zur Vorbereitung und 
Ausführung der Beſchlüſſe, Gemeindemitglieder zuziehen, die nicht Kirchenälteſte ſind. 


i § 21. 
Zur Führung der laufenden Geſchäfte bildet der Kirchenvorſtand einen Ausſchuß, den Engeren Kirchen— 
vorſtand. Dieſer beſteht aus 
1. den Pfarrern der Gemeinde oder ihren Stellvertretern im Pfarramte, 
2. den vom Kirchenvorſtand aus ſeiner Mitte hierzu gewählten Kirchenälteſten, deren Zahl mindeſtens 
die dreifache der Pfarrer beträgt. 
§ 22. 
Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt in der erſten Sitzung des Kirchenvorſtandes nach der Neuwahl. 
Die Gewählten bleiben drei Jahre im Amte. Wiederwahl ift zuläſſig. 


: $ 23 
8 . 
Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt zugleich Vorſitzender des Ausſchuſſes. 


— 451 — 


2. Geſchäftsführung. 
§ 24. 5 
(1) Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich nach der Neuwahl binnen Monatsfriſt, weiterhin in der Regel 
alle zwei Monate, der Engere Kirchenvorſtand in der Regel monatlich. 
(2) Die Einladung erfolgt durch den Vorſitzenden. Sie muß auf Verlangen entweder eines Drittels 
der Mitglieder oder eines Pfarrers unverzüglich erfolgen. . 
(3) Die Sitzungen finden außerhalb der ortsüblichen Geſchäftszeit ſtatt. 


§ 25. 

(1) Die Einladung ergeht ſpäteſtens zwei Tage vor der Sitzung unter genauer Bezeichnung der Tages— 
ordnung. 

(2) Anträge, die entweder von einem Viertel der Mitglieder des Kirchenvorſtandes oder von einem Pfarrer 
ſpäteſtens drei Tage vor der Sitzung beim Vorſitzenden ſchriftlich eingereicht find, müſſen auf die Tages— 
ordnung geſetzt werden. 

(3) Außerhalb der Tagesordnung können Gegenſtände mit Zuſtimmung der Verſammlung verhandelt 
und bei Einſtimmigkeit der Verſammlung beſchloſſen werden. 


§ 26. 

(1) Die Sitzungen find in der Regel nicht öffentlich, doch kann der Kirchenvorſtand die Offentlichkeit 
beſchließen. Die Sitzungen finden in der Regel in einem kirchlichen Gebäude ſtatt. Sie werden mit Gebet 
eröffnet und geſchloſſen. 

(2) Jedes Mitglied iſt verpflichtet, über alle ihm vermöge ſeines Amtes bekannt gewordenen Angelegen⸗ 
heiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich oder ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, Verſchwiegenheit 
zu beobachten. 

§ 27. 

(1) Die Sitzungen werden vom Vorſitzenden eröffnet, geleitet und geſchloſſen. 

(2) Die Verſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der geſetzlichen Mitgliederzahl bei 
der Abſtimmung zugegen ift. 0 

(3) Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit der Auweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit iſt der 
Antrag abgelehnt. Bei Wahlen entſcheidet das Los. 

(4) Mitglieder, die an dem Gegenſtande der Verhandlung perſönlich beteiligt ſind, haben ſich der Stimme 
zu enthalten; ſie können der Verhandlung nur auf ausdrücklichen Wunſch der Verfammlung beiwohnen. 

(5) Über die Verhandlungen wird eine Niederſchrift aufgenommen, die nach Genehmigung vom Bor 
ſitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen iſt. f 


8 28. 


Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes werden Dritten gegenüber durch vom Vorſitzenden beglaubigte Auszüge 
aus der Niederſchrift beurkundet. Ausfertigungen werden vom Vorſitzenden unterzeichnet. 


8 20. 


Eine die Kirchengemeinde verpflichtende ſchriftliche Willenserklärung des Kirchenvorſtandes erfordert die 
Unterſchrift des Vorſitzenden (oder ſeines Stellvertreters) und zweier anderer Mitglieder nebſt Beidrückung des 
Kirchengemeindeſiegels. Hierdurch wird Dritten gegenüber die Verfaſſungsmäßigkeit des Beſchluſſes feſtgeſtellt. 


4 


3. Wirkungsbereich. 
8 30. 8 
() Dem Kirchenvorſtand obliegt die Geſchäftsführung und Vertretung der Kirchengemeinde. 
2) Die Kirchenälteſten haben den Pfarrer in ſeiner amtlichen Tätigkeit zu unterſtützen. 


§ 31. 
(1) Die Zuſtändigkeit des Kirchenvorſtandes umfaßt beſonders: 
J. die Pflege und Förderung chriſtlicher Zucht, Sitte und Geſinnung, evangeliſchen Glaubens- und 
kirchlichen Gemeindelebens, 
2. die Mitaufficht über die äußere kirchliche, namentlich gottesdienſtliche Ordnung, und die würdige 
Stier der Sonn- und kirchlichen Feſttage, beſonders die Zuſtimmung zur Veränderung der üblichen 
Zeit des Gottesdienſtes oder der kirchengemeindlichen liturgiſchen Einrichtungen, 
„die Beſchlußfaſſung über die Veranſtaltung von Kirchengemeindeverſammlungen, 
die Förderung der kirchlichen Unterweiſung und religiös⸗ſittlichen Pflege der Jugend, 
„die Leitung der gemeindlichen Armen- und Krankenpflege und die Mitaufſicht über Gemeindehelfer 
(Diakonen) und Jugendpfleger, 
6. die Anſtellung und gefegmäßige Entlaſſung der Beamten und Angeſtellten der Kirchengemeinde, 
„die Feſtſtellung des Haushaltsplans ſowie die Abnahme der Rechnung und die Entlaſtung des 
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Kirchenrechners. 

(2) Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt, Verſtöße des Pfarrers und der Kirchenälteſten in ihrer Amts⸗ 
führung oder ihrem Wandel zur Sprache zu bringen. Doch ſteht ihm zum Zwecke weiterer Verfolgung nur 
Anzeige an den Landeskirchenrat zu. 

} 8:32. 

) Folgende Obliegenheiten des Kirchenvorſtandes werden vom Engeren Kirchenvorſtande wahrgenommen: 

die Führung der Verzeichniſſe der Gemeindemitglieder und die Beſchlußfaſſung über die dagegen 
erhobenen Einſprüche, 

2. die den Verluſt des Stimmrechts bewirkenden Feſtſtellungen, 
3. die Stellung des Antrags auf Entlaſſung von Kirchenälteſten, 
| 
5 


— 


die Dienftaufficht über die Beamten und Angeſtellten der Kirchengemeinde, 
5. die Vertretung der Kirchengemeinde in ſtreitigen und nichtſtreitigen Rechtsſachen, 
6. die Verwaltung und Beaufſichtigung des Kirchengemeinde, Pfarrei⸗ und örtlichen Stiftungsver⸗ 
mögens ſowie der kirchlichen Gebäude, 
die Verwendung der kirchlichen Gebäude und Geräte zu kirchlicher oder anderen, der kirchlichen 
Beſtimmung nicht widerſprechenden Zwecken, 
8. die Aufſicht über das Kaffen- und Rechnungsweſen. 
(2) Der Engere Kirchenvorſtand nimmt an der Ausübung der Kirchenzucht teil. Der Pfarrer bedarf 

ſeiner Zuſtimmung, wenn er einem Gemeindemitglied eine geiſtliche Amtshandlung oder die Vorbereitung zur 
Konfirmation verfagen will. Auf Berufung entſcheidet der Landeskirchenrat endgültig. 


§ 33. 
Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Landeskirchenrats 
in folgenden Fällen: 
1. bei Gemeindeſatzungen, 
2. bei Anderung der beſtehenden gottesdienſtlichen Ordnungen und Einrichtungen, 
3. bei dauernder Einrichtung von Kirchengemeindeverſammlungen, 
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4. bei Veräußerung oder dinglicher Belaſtung von Grundeigentum, 
5. bei Veräußerung von Gegenſtänden geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Wertes, 
6. bei Anleihen, ſoweit ſie nicht bloß zu vorübergehender Aushilfe dienen und aus den laufenden 
Einnahmen desſelben Geſchäftsjahrs zurückerſtattet werden können, 
7. bei Verwendung kirchlichen Vermögens oder kirchlicher Einkünfte zu nicht beſtimmungsmäßigen 
Zwecken, 

8. bei Neubauten oder beim Abbruche von Gebäuden, : : 
9. bei Ausleihung kirchlicher Gelder auf Hypothek oder Grundſchuld, wenn das Kapital 

a) eine vom Landeskirchenrate zu beſtimmende Summe überſteigt oder 

b) nicht mündelſicher oder 

c) au eine an der Verwaltung oder Beaufſichtigung kirchlichen Vermögens beteiligte Perſon 

ausgeliehen werden ſoll. 
B. Pfarramt. 
1. Einrichtung. 
§ 34. 
Die Beſetzung der Pfarrſtellen erfolgt durch Wahl der Kirchengemeinde unter verfaſſungsmäßig be 
grenzter Mitwirkung des Landeskirchenrats. 
§ 35. 
Der Landeskirchenrat ſchreibt die zu beſetzende Pfarrſtelle zur Bewerbung aus und legt die eingegangenen 
Bewerbungen wählbarer Perſonen der Kirchengemeinde zur Vollziehung der Wahl vor. 


8 36 
Ss 30. 

Wählbar ſind alle für die Verwaltung des geiſtlichen Amtes in der evangeliſchen Kirche befähigten 
Mäuner, die dem Bekenntniſſe der wählenden Kirchengemeinde zuſtimmen und bereit ſind, das Pfarramt nach 
den kirchlichen Geſetzen und Ordnungen zu führen. 

§ 37. 

() Der Kirchenvorſtand wählt aus den Bewerbern drei bis ſechs aus und lädt ſie zu einer Gaſtpredigt ein. 
Aus ihrer Zahl ſchlägt er nach Beendigung der Gaſtpredigten drei Bewerber vor, von denen die Verſammlung 
der ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder einen zu wählen hat. 

(2) Das Wahlverfahren regelt das Pfarrwahlgeſetz. 


§ 38. 
(i) Die Wahl bedarf der Beſtätigung durch den Landeskirchenrat, der auch den gewählten und beſtätigten 
Pfarrer hiervon benachrichtigt und in das Amt beruft. 
(2) Der Landeskirchenrat kann die Beſtätigung in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande der Landeskirchen- 
verſammlung verſagen, jedoch nur: 
1. wegen Geſetzwidrigkeit des Wahlverfahrens, 
2. wegen Fehlens der perſönlichen Wählbarkeitsvorausſetzungen, 
3. wenn feſtſteht, daß ſich der Bewerber bei den Wählern um Stimmen beworben hat. 


8 § 39. 
Der Pfarrer wird vom Landeskirchenrat in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande der Landeskirchenver— 
ſammlung ernannt: 
1. wenn ſich auf wiederholte Ausſchreibung hin kein Bewerber gemeldet, 
2. wenn die Wahl zweimal ergebnislos verlaufen iſt. 
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§ 40 
8 . 
(1) Die Wahl oder Ernennung eines Pfarrers erfolgt auf Lebenszeit. 


(2) Ein Pfarrer kaun gegen feinen Willen nur auf Grund kirchengeſetzlicher Vorſchrift in den Ruheſtand 
verſetzt oder ſeines Amtes enthoben werden. Das Verfahren wird kirchengeſetzlich geregelt. 


§ 41. 

Der Landeskirchenrat kann in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande der Landeskirchenverſammlung einen 
Geiſtlichen ohne Berufung zu einem Gemeindepfarramt als Pfarrer der Landeskirche (z. B. Anſtaltspfarrer, Jugend- 
pfarrer) anſtellen und mit Zuſtimmung von Kirchenvorſtänden zu deren Mitglied mit beſchließender oder be- 
ratender Stimme ernennen. Ebenſo kann er auf Widerruf nichtſtändige Geiftliche in der Landeskirche anſtellen 
und zu Mitgliedern von Kirchenvorſtänden mit beratender Stimme ernennen. 


2. Wirkungsbereich. 
§ 42. 
(1) Die Landeskirche fordert von ihren Pfarrern, daß fie das geiſtliche Amt nach ihrem Pfarrgelübde 
führen. f 
(2) Das bei der erſten feierlichen Einführung in ein Pfarramt allzulegende Gelübde lautet: 

„Ich gelobe vor Gott und dieſer chriſtlichen Gemeinde, daß ich das Evangelium von der 
freien Gnade Gottes in Jeſus Chriſtus, unſerm Herrn, dem Heiland und Erlöſer der Welt, von 
unſern Vätern bezeugt in der Reformation, auf Grund der heiligen Schrift ohne Menſchenfurcht 
und Menſchengefälligkeit treulich und fleißig verkünden, die heiligen Sakramente nach der kirch— 
lichen Ordnung verwalten, meine Gaben und Kräfte dem Dienſte der Landeskirche weihen, mein 
Amt nach ihren Geſetzen und Vorſchriften führen und in allen Stücken mich zeigen will als 
treuer Diener meines Herrn Jeſus Chriftus. So wahr mir Gott helfe!“ 


§ 43. 
(1) Der Pfarrer iſt der geiſtliche Leiter und Pfleger der Kirchengemeinde. 
(2) Zu ſeinen Obliegenheiten gehört vornehmlich: 
1. die Leitung des Gottesdienſtes nach der beſtehenden Kirchenordnung, die Predigt des göttlichen 
Wortes und die Verwaltung der heiligen Sakramente, 
die Verrichtung der übrigen geiſtlichen Amtshandlungen, 
die Seelſorge, 
die kirchliche Unterweiſung und religiös-fittliche Pflege der Jugend, 
die Leitung der chriſtlichen Liebestätigkeit, 
6. die Führung der Kirchenbücher. 


8 44 
N . 
(i) Predigt und Sakramentsverwaltung bleiben ausſchließlich dem Pfarrer vorbehalten. 


(2) In beſonderen Fällen kann der Kirchenvorſtand unter Zuſtimmung des Landeskirchenrats die Wort- 
verkündigung geeigneten Perſönlichkeiten anvertrauen, auch wenn ſie nicht Geiſtliche ſind. 


8 45. i 

Der Pfarrer iſt verpflichtet, auf Anordnung des Landeskircheurats neben feinen ordentlichen Amts⸗ 

geſchäften auch außerordentliche Verrichtungen und Aufgaben im Dienſte der Landeskirche zu übernehmen, 

ſoweit feine Kraft und die Intereſſen feiner Kirchengemeinde es geſtatten. Ein Anſpruch auf Entſchädigung 
dafür beſteht nur nach Maßgabe des Beſoldungsgeſetzes. 8 
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(1) Die Pfarrer einer Kirchengemeinde find einander gleichgeordnet und führen die gleiche Amts⸗ 
bezeichnung. 5 a 

(2) Eine Kirchengemeinde mit mehreren Pfarrern wird in räumlich abgegrenzte Pfarrbezirke geteilt. 
Die Teilung in Pfarrbezirke erfolgt durch Vereinbarung der Pfarrer mit Zuſtimmung des Kirchenvorſtandes 
und Genehmigung des Landeskirchenrats, mangels ſolcher Vereinbarung durch Beſchluß des Landeskirchenrats 
nach Anhörung der Pfarrer und des Kirchenvorſtandes. 


f § 47. 

00 Die Pfarrer der Kirchengemeinden und Pfarrbezirke find die zuſtändigen Geiſtlichen ihrer Gemeinde— 
mitglieder. 

(2) Jedes Mitglied einer Kirchengemeinde kann jeden Geiſtlichen einer anderen Kirchengemeinde oder 
eines andern Pfarrbezirkes als Seelſorger wählen oder um Vornahme einzelner kirchlicher Amtshandlungen 
und um Aufnahme ſeiner Kinder in den Konfirmandenunterricht erſuchen, ohne dazu eine Erlaubnis ſeines 
zuſtändigen Geiftlichen zu bedürfen. Der erſuchte Geiſtliche kann das Erſuchen ablehnen, ſofern nicht ein 
Notfall vorliegt. Leiſtet er ihm Folge, fo hat er dies alsbald dem zuständigen Geiſtlichen unter Übermittlung 
der erforderlichen Angaben für die Eintragung in die Kirchenbücher mitzuteilen. 


9 48. 


Die Dienft- und Beſoldungsverhältniſſe der Pfarrer werden durch Geſetz, die der nichtſtändigen Geift- 


lichen durch landeskirchliche Verordnung geregelt. 


§ 49. 
(1) Alle feſtangeſtellten Pfarrer der Kirchengemeinden und der Landeskirche bilden die Pfarrerſchaft. 
Sie wählt ihren Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter auf ſechs Jahre. 
(2) Sie berät die pfarramtlichen Geſchäfte, erſtattet Gutachten im Auftrage kirchlicher Stellen und hat 
das Recht, an dieſe Stellen Anträge zu richten. 


C. Schlußbeſtimmungen. 
§ 50. 

An der Beratung und Beſchlußfaſſung der Landeskirchenverſammlung über die Ausführung, Anderung 
und Aufhebung der 88 8 bis 48 ſowie über eine Anderung dieſer Vorſchrift ($ 50) nehmen nur die lutheriſchen 
Mitglieder der Landeskirchenverſammlung teil. i 

8 51. a 


Die Vorſchriften der SS 8 bis 48 finden auf die beiden evangeliſch⸗reformſerten Kirchengemeinden der 
Landeskirche keine Anwendung. Es bewendet in dieſen Kirchengemeinden bei den beſtehenden Satzungen. 
Eine Anderung dieſer Satzungen ſowie der beſtehenden Verwaltungseinrichtungen kann nur durch Beſchluß 
der zuſtändigen Presbyterien erfolgen. 2 8 . 


8 52. 


Die Vorſchriften der IH 8 bis 48 finden auf Anſtaltsgemeinden der Landeskirche keine Anwendung. 
Erlaß und Anderung der Satzung einer Anſtaltsgemeinde bedarf der Genehmigung des Landeskirchenrats. 


8 53. 


Jeder Kirchengemeinde, die in Zukunft in den Verband der Landeskirche aufgenommen wird, kann ver⸗ 
traglich eine von den Vorſchriften der SS 8 bis 48 abweichende Sonderſtellung gewährleiſtet werden. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Synodalverbände. 


A. Evangeliſch⸗lutheriſche Stadtſynode. 
1. Einrichtung. 
§ 54. 
Sämtliche evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden bilden für die Verwaltung der ihnen gemeinſamen 


finanziellen Angelegenheiten einen Geſamtverband (Stadtſynodalverband), der durch die evangeliſch⸗lutheriſche 
Stadtſynode vertreten wird. Die Synodalperiode umfaßt drei Jahre. 


§ 55. 
(1) Die evangelifch-Iutherifche Stadtſynode beſteht aus 
J. allen evangeliſch⸗lutheriſchen Pfarrern oder ihren Stellvertretern im Pfarramte, 
2. der doppelten Anzahl auf drei- Jahre gewählter weltlicher Mitglieder. 
(2) Hilfsgeiſtliche, die nicht mit der Vertretung eines Pfarrers betraut find, ſowie Lehrbikare find zu 
den Verhandlungen mit beratender Stimme zuzuziehen. 


8 56 
. f 
Die weltlichen Mitglieder ſowie ihre Stellvertreter werden in jeder evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen— 
gemeinde vom Kirchenvorſtand aus derzeitigen oder früheren Kirchenälteſten, ſoweit fie nicht gemäß § 17 aus 
ihrem Amte geſchieden ſind, oder auch aus anderen zu Kirchenälteſten wählbaren, ſachkundigen Mitgliedern 
der Kirchengemeinde in doppelter Anzahl der Pfarrer der Kirchengemeinde in geheimer Wahl nach den Grund— 
ſätzen der Verhältniswahl gewählt. d 
$ 57. 
Die Stadtſynode entſcheidet über die Gültigkeit von Wahl und Mitgliedſchaft ihrer Mitglieder vor- 
behaltlich der ihnen und den Kirchenvorſtänden zuſtehenden Berufung an das Landeskirchengericht. 


. $ 58. 

Die Stadtſynode wählt aus ihrer Mitte für die Dauer der Synodalperiode ihren Vorſitzenden, feinen 

Stellvertreter, drei Beiſitzer und vier Stellvertreter. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die Beiſitzer 

oder im Behinderungsfalle deren Stellvertreter bilden den Vorſtand der Stadtſynode. Die Stellvertreter der 

Beiſitzer treten für letztere in der bei ihrer Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge ein. Der Vorſtand bleibt 

nach Beendigung der Synodalperiode bis zur Wahl des Vorſtandes der neugewählten Synode in Wirkſam⸗ 
keit. Der Vorſtand iſt bei Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern beſchlußfähig. 


2. Geſchäftsführung. 
8 59. 
(1) Die Stadtſynode wird vom Vorſitzenden nach Bedarf, mindeſtens einmal jährlich, einberufen. 


(2) Die Einberufung der Stadtſynode kann vom Landeskirchenrate, vom Stadtſynodalvorſtand oder von 
einem Drittel der Mitglieder der Stadtſynode verlangt werden. 


8 60. 


Das Nähere über die Verhandlungen der Stadtſynode beſtimmt die von ihr im Anſchluß an das bis, 
herige Recht zu erlaſſende Geſchäftsordnung. 


3. Wirkungsbereich. 
861. 
Die Zuſtändigkeit der Stadtſynode umfaßt alle finanziellen Angelegenheiten in bezug auf: 

1. die Erledigung der Vorlagen des Landeskirchenrats, 

2. die Beratung von Anträgen an den Landeskirchenrat und die Landeskirchenverſammlung, die von 
Mitgliedern der Synode, von den Kirchengemeinden des Synodalverbandes oder von deren Mit, 
gliedern an die Synode gelangen, 

3. die Mitaufſicht über die Verwaltung der in den Kirchengemeinden beſtehenden Einrichtungen für 
chriſtliche Liebestätigkeit, 

4. die Mitaufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens der Gemeinden; ferner 

die Verwaltung der Synodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodalrechners, die Feſtſetzung des Haus- 
haltsplans der Kaſſe vorbehaltlich der Genehmigung des Landeskirchenrats ſowie die Erhebung 
und Verwendung der für die Synodalkaſſe erforderlichen Beiträge, 

6. die Prüfung und Errichtung finanzieller Ordnungen der Gemeinden, vorbehaltlich der Beſtätigung 
durch den Landeskirchenrat. 


S 


8 62. 

(1) Die Stadtſynode hat, unbeſchadet der Aufgaben der Landeskirche und der Kirchengemeinden, für 
die ausreichende Ausſtattung des Synodalbezirkes mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, beſonders Pfarrſtellen, 
kirchlichen Gebäuden und Begräbnisplätzen zu ſorgen. 5 

(2) Sie hat den evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden die Mittel zu gewähren, deren fie zur Er⸗ 
füllung der ihnen geſetzlich obliegenden Leiſtungen bedürfen und deren Beſchaffung ihnen mangels hinreichenden 
Kirchenvermögens und mangels Drittverpflichteter nicht ohne Umlagen möglich iſt. 


§ 63. 
Die Stadtſynode behält die Befugniſſe und Verbindlichkeiten des früheren evangeliſch⸗lutheriſchen 
Gemeindevorſtandes, ſoweit es ſich handelt um 

1. die Verwaltung und Verwendung des der früheren Geſamtgemeinde gehörigen Vermögens ſowie 
die Geltendmachung der Rechtsanſprüche gegenüber der Stadtgemeinde Frankfurt, 

2. die Leitung und Beaufſichtigung der Verwaltung des evangeliſch⸗lutheriſchen Almoſenkaſtens und 
der übrigen früher der Geſamtgemeinde gehörigen Stiftungen, 

3. die Ausübung der Rechte dieſer Gemeinde gegenüber den chriſtlichen Stiftungen. 


8 64. 


(]) Der Vorſtand der Stadtſynode hat den Stadtſynodalverbaud rechtsgeſchäftlich, beſonders vermögeus⸗ 
rechtlich zu vertreten und ſein Vermögen zu verwalten. 


(2) Urkunden über Rechtsgeſchäfte, die den Stadtſynodalverband gegen Dritte verpflichten ſollen, ſowie 
Vollmachten find unter Anführung des Beſchluſſes der Stadtſynode vom Vorſitzenden oder feinem Stellver- 
treter und zwei anderen Mitgliedern des Vorſtandes zu unterzeichnen und mit dem Dienſtſiegel zu verſehen. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Beſchluſſes der Stadtſynode feſtgeſtellt. 


Dem Stadtſynodalvorſtand obliegt: 


Die 
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so 
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8 65. 


den Vorſitzenden in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen, 

für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle zu ſorgen, 

die Synodalbeſchlüſſe dem Landeskirchenrate vorzulegen und die von ihm beſtätigten Beſchlüſſe, 
ſoweit ihm die Ausführung übertragen wird, zu vollziehen, 

. die Tagungen der Synode, beſonders die Vorlagen, vorzubereiten, 

dem Landeskirchenrat auf Erfordern Gutachten abzuſtatten, 

in eiligen Fällen der nach § 61 Nr. 3 und 4 der Synode übertragenen Mitaufſicht die vorläufige 
Eutſcheidung zu treffen. : 

§ 66, 
Beſchlüſſe der Stadtſynode oder ihres Vorſtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung 


Landeskirchenrats: 


bei Errichtung von Synodalſatzungen, 

bei Errichtung, Übernahme oder weſentlicher Anderung von Anſtalten für chriſtliche Liebestätigkeit, 
bei Veräußerung oder dinglicher Belaſtung von Grundeigentum, 

bei beſtimmungswidriger Verwendung kirchlichen Vermögens. 


B. Evangeliſch⸗ reformierte Stadtſynode. 
8 67. 
deutſch-reformierte und die franzöſiſch⸗reformierte Kirchengemeinde bilden für die Verwaltung der 


ihnen gemeinſam finanziellen Angelegenheiten einen Geſamtverband (Stadtſynodalverband), der durch die 


evangeliſch 


reformierte Stadtſynode vertreten wird. Die Synodalperiode umfaßt 3 Jahre. 


$ 68. 


(1) Die evangeliſch reformierte Stadtſynode beſteht aus 20 Mitgliedern, von denen 12 durch das Große 


Presbyteri 


um der deutſch reformierten und 8 durch das Große Presbyterium der franzöſiſch reformierten 


Kirchengemeinde für 3 Jahre gewählt werden. 
(2) Wählbar iſt jedes Gemeindemitglied, das ein Gemeindeamt bekleidet oder bekleidet hat. Unter den 


Gewählten 


müſſen ſich die Geiſtlichen beider Gemeinden befinden. 


(3) Für alle Mitglieder werden Stellvertreter gewählt, die im Falle der Behinderung in einer von den 
0 ) Ö ) 9 


Presbyteri 


en bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge eintreten. 


(4) Die Vorſchrift des § 57 findet Anwendung. 


Die 


$ 69 
8 . 
Stadtſynode wählt ihren Vorſtand, der aus 3 Mitgliedern der deutfchreformierten und 2 Mit- 


gliedern der franzöſiſch⸗reformierten Kirchengemeinde zu bilden it. Der Vorſtand iſt bei Anweſenheit von 


mindeſtens 


3 Mikgliedern, darunter dem Vorſitzenden oder feinem Stellvertreter, beſchlußfähig. 


g 70. 


Das Nähere über die Verhandlungen der Stadtſynode beſtimmt die von ihr im Anſchluß an das bis⸗ 
herige Recht zu erlaſſende Geſchäftsordnung. 


en 


aA — 
8 71. 
Die Zuſtändigkeit der Stadtſynode umfaßt alle finanziellen Angelegenheiten in bezug auf: 
1. die Erledigung der Vorlagen des Landeskirchenrats, 
2. die Beratung von Anträgen an Landeskirchenrat und Landeskirchenverſammlung, die von Mit⸗ 
gliedern der Synode, von den Kirchengemeinden des Synodalverbandes oder von deren Mitgliedern 


an die Synode gelangen, 

3. die Verwaltung der Synodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodalrechners, die Feſtſetzung des Haus— 
haltsplans der Kaffe, vorbehaltlich der Genehmigung des Landeskirchenrats, ſowie die Verwendung 
des nach §§ 121, 122 auf die Synodalkaſſe entfallenden Teiles des Umlagenertrags, mit der 
Maßgabe, daß der nach Deckung des eigenen Bedarfs der Synodalkaſſe verbleibende Betrag an 
die beiden Kirchengemeinden nach dem Verhältniſſe der von ihren Mitgliedern aufgebrachten Steuer- 
beträge verteilt wird. 

§ 72. 
Dem Stadtſynodalvorſtand obliegt: 
J. den Vorſitzenden in feiner Geſchäftsführung zu unterſtützen, 
2. für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle zu ſorgen, 
3. die Synodalbeſchlüſſe dem Landeskirchenrate vorzulegen und die von ihm beſtätigten Beſchlüſſe, 
ſoweit ihm die Ausführung übertragen wird, zu vollziehen, : 
4. die Tagungen der Synode, beſonders die Vorlagen, vorzubereiten, 
5. dem Landeskirchenrat auf Erfordern Gutachten abzuſtatten. 


Vierter Abſchnitt. 
Die Landeskirche. 
A. Landeskirchenverſammlung. 
N 1. Einrichtung. 
873. 
Die Evangeliſche Landeskirchenverſammlung iſt das oberſte Organ der Landeskirche. Sie iſt der Träger 
der Kirchengewalt. Von ihr gehen die Amtsvollmachten ſämtlicher anderen Organe der Landeskirche aus. 
8 74. 
(1) Die Landeskirchenverſammlung beſteht aus: 
1. je einem von jeder Kirchengemeinde zu beſtimmenden weltlichen Abgeordneten, 
2. der gleichen Anzahl durch landeskirchliche Wahl zu beſtimmender weltlicher Abgeordneter, 
3. der gleichen Anzahl durch landeskirchliche Wahl zu beſtimmender geiſtlicher Abgeordneter. 


(2) Dazu treten ſechs geiſtliche oder weltliche Abgeordnete, die vom Landeskirchenrat in Gemeinſchaft 
mit dem Vorſtande der Landeskirchenverſammlung hinzuzuwählen ſind. 5 


(3) Die Zuwahl ſorgt für eine angemeſſene Vertretung der Religionslehrer, falls eine ſolche durch die 
Wahlen nach Abſ. 1 Nr. 1 und 2 nicht erreicht iſt. 
N 8 75. 
Wählbar ſind alle ſtimmberechtigten Mitglieder der Landeskirche, die das 25. Lebensjahr vollendet haben. 
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§ 76. 
(1) Die durch landeskirchliche Wahl zu beſtimmenden Abgeordneten werden von den ſtimmberechtigten 
Mitgliedern der Landeskirche in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl gewählt. 


(2) Das Nähere regelt das Kirchenwahlgeſetz. 


8 77 
8 8 | 
(1) Die von den Kirchengemeinden zu beſtimmenden Abgeordneten werden vom Kirchenvorſtande (Pres⸗ 
byterium) aus der Zahl der wählbaren Gemeindeglieder mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt; bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet das Los. e a 8 
(2) Die Wahl findet innerhalb zweier Wochen nach der Feſtſtellung des Ergebniſſes der gemäß 8 76 
vollzogenen Wahl ſtatt. 5 i 
(3) Wenn ein Gewählter ablehnt oder ein Abgeordneter aus der Landeskirchenverſammlung ausſcheidet, 
findet eine Erſatzwahl ſtatt. N N 
878. 
(1) Die Zuwahl von Abgeordneten nach § 74 Abſ. 2 erfolgt binnen einer Woche nach Vollzug der 
Wahlen gemäß $ 77. 
(2) Wenn ein Zugewählter ablehnt oder ein zugewählter Abgeordneter aus der Landeskirchenverſamm⸗ 
lung ausſcheidet, findet eine Erſatzwahl ſtatt. 
8 79. 
Zur Teilnahme an der Landeskirchenverſammlung bedürfen die gewählten Geiſtlichen, Kirchenbeamten 
und kirchlichen Angeſtellten keines Urlaubs. 
5 § 80. i 
Die Landeskirchenverſammlung entſcheidet über die Gültigkeit von Wahl und Mitgliedſchaft ihrer Ab— 
geordneten, vorbehaltlich der Berufung an das Landeskirchengericht. 


§ 81. N 
(1) Bei ihrem Eintritt in die Landeskirchenverſammlung legen neue Mitglieder das Amtsgelübde ab, in⸗ 
dem ſie auf die Frage des Vorſitzenden: „Geloben Sie vor Gott, daß Sie Ihre Pflichten als Mitglieder 
der Landeskirchenverſammlung ſorgfältig und treu dem Worte Gottes und den Ordnungen der evangeliſchen 
Kirche gemäß erfüllen und danach trachten wollen, daß die Kirche in Einigkeit des Glaubens und in der Ge⸗ 
meinſchaft der Liebe erhalten bleibe und in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt iſt, Chriſtus?“ jeder 
einzeln erklären: „Ich gelobe es vor Gott.“ 


(2) Die Verweigerung des Gelübdes bedeutet den Verzicht auf das Abgeordnetenamt. 


§ 82. 
Die Abgeordneten find nur ihrem Gewiſſen verantwortlich und an Aufträge und Weiſungen nicht 
gebunden. 
§ 83, 
Der Vorſtand kann Abgeordneten auf Antrag eine Aufwandsentſchädigung bewilligen. 


8 84 

8 . 
(1) Die Landeskirchenverſammlung wählt zu Beginn der erſtmaligen Tagung für die Zeit bis zur Vor⸗ 
ſtandswahl der nächſten Landeskirchenverſammlung aus ihrer Mitte in geheimer Abſtimmung einen Vorſtand. 


(2) Die Mitglieder des Landeskirchenrats können nicht gleichzeitig Mitglieder des Vorſtandes fein, 
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(3) Der Vorſtand beſteht aus dem Präſidenten der Landeskirchenverſammlung, ſeinem geiſtlichen und 
weltlichen Stellvertreter ſowie der erforderlichen Anzahl geiſtlicher und weltlicher Beiſitzer, für welche zugleich 
Stellvertreter gewählt werden. 5 

§ 85. 

(1) Auf Verlangen von entweder 


1. zwei Dritteln der geſetzlichen Mitgliederzahl der Landeskirchenverſammlung unter Zuſtimmung des 
Landeskirchenrats oder 
2. zwei Dritteln der Kirchengemeinden der Landeskirche oder 


einem Fünftel der ſtimmberechtigten Mitglieder der Landeskirche muß der Vorſtand der Landes— 
kirchenverſammlung deren Auflöſung beantragen. 


(2) Über den Antrag entſcheidet die Geſamtheit der ſtimmberechtigten Mitglieder der Landeskirche mit 
einfacher Stimmenmehrheit. - 


(3) Das Verfahren wird kirchengeſetzlich geregelt. 


(4) Die Neuwahl der Landeskirchenverſammlung hat binnen dreier Monate nach der Abſtimmung ihre 
Einberufung durch den Landeskirchenrat binnen eines weiteren Monats zu erfolgen. 


2. Geſchäftsführung. 
§ 86. 
(1) Die Amtsdauer einer Landeskirchenverſammlung beträgt 6 Jahre vom Wahltag an gerechnet. 


(2) Die Landeskirchenverſammlung tritt jährlich mindeſtens einmal auf Einberufung des Vorſtandes 
zuſammen. 


(3) Der Vorſtand muß ſie auf Verlangen von 20 Abgeordneten oder des Landeskirchenrats binnen 
Monatsfriſt einberufen. 
$ 87. 
(1) Die erſte Tagung jeder Wahlperiode wird am vorhergehenden Sonntag mit einem öffentlichen 
Gottesdienſt eingeleitet. 
(2) Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die letzte Sitzung mit Gebet geſchloſſen. 


$ 88. = 
(1) Die Verhandlungen der Landeskirchenverſammlung ſind öffentlich. 


(2) Die Offentlichkeit kann für einzelne Verhandlungsgegenſtände durch Mehrheitsbeſchluß ausgeſchloſſen 
werden. 
(3) Die Landeskirchenverſammlung regelt ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. 


§ 89 
3 . 
(1) Zur Beſchlußfähigkeit der Landeskirchenverſammlung iſt die Anweſenheit von zwei Dritteln ihrer 
Mitglieder erforderlich. 


(2) Die Beſchlüſſe werden mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt; bei Stimmengleichheit iſt 
der Antrag abgelehnt. ; 

(3) Zur Anderung der Verfaſſung bedarf es einer Mehrheit von zwei Dritteln der geſetzlichen Anzahl 
der Abgeordneten, zur Anderung der für die evangeliſch⸗reformierte Bekenntnisgruppe in der Verfaſſung feſt⸗ 
gelegten Sonderbeſtimmungen außerdem der Zuſtimmung der evangeliſch⸗reformierten Kirchengemeinden. 


(4) Für die Wahlen zum Vorſtande der Landeskirchenverſammlung genügt die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 
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8 90. 

Für die Beſchlußfaſſung über Liturgie, Katechismus und Agende bilden die Abgeordneten der lutheriſchen, 
reformierten und gegebenenfalls unierten Bekeuntnisgruppe je eine beſondere Abteilung, die nur für die 
Kirchengemeinden der Bekenntnisgruppe beſchließt. Die Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes iſt durch die 
Zuſtimmung der Kirchengemeinde bedingt. : 


§ 91. ö 
(1) Die Mitglieder des Landeskirchenrats, die nicht Abgeordnete find, können an den Verhandlungen 
der Landeskirchenverſammlung und ihrer Ausſchüſſe mit beratender Stimme teilnehmen. 


(2) Die Landeskirchenverſammlung und ihre Ausſchüſſe können die Anweſenheit von Vertretern des 
Landeskirchenrats verlangen. Dieſe können jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen; fie unterſtehen 
der Ordnungsgewalt des Vorſitzenden. ö 

§ 92. 

(1) Dem Vorſtande der Landeskirchenverſammlung obliegt: 

1. die Einberufung und Vorbereitung der Landeskirchenverſammlung, 
2. die Vorprüfung der Wahl der Abgeordneten, 

3. die Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe, 

4. die Abfaſſung und Beglaubigung der Verhandlungsniederſchriften. 

(2) Der Vorſtand der Landeskirchenverſammlung hat für die Berichterſtattung über die kirchlichen und 
ſittlichen Zuſtände der Landeskirche zu ſorgen. 

(3) Er vertritt die Landeskirchenverſammlung, während ſie nicht verſammelt iſt. Er entſcheidet in den 
Fällen der SS 3 Abf. 2, 38 Abſ. 2, 39, Al, 74 Abſ. 2 und 114 in Gemeinſchaft mit dem Landeskirchenrate. 


a 3 8 93. 
Dem Präſidenten der Landeskirchenverſammlung oder ſeinem Vertreter obliegt: 
1. die Sa ae Vertagung und Schließung der Landeskirchenverſammlung und ihrer Sitzungen, 
2. die Handhabung der äußeren Ordnung und des Hausrechts, 
3. die Vertretung der Landeskirchenverſammlung nach außen, 
4. die Repräſentation der Landeskirche bei feierlichen Gelegenheiten. 


3. Wirkungsbereich. 
§ 94. 
(1) Die Landeskirchenverſammlung berät und beſchließt über alle landeskirchlichen Angelegenheiten. 
(2) Zu ihrem Wirkungsbereiche gehören beſonders: 

J. der Erlaß von Kirchengeſetzen auf dem ganzen Gebiete des Kirchenweſens, 

2. die Erledigung von Vorlagen des Landeskircheurats, ; 

3. die Erledigung von Anträgen der Kirchengemeinden und Stadtſynodalverbände, 

4. das landeskirchliche Finanzweſen, darunter die Feſtſtellung des Haushaltsplans der Landeskirche, 
die Prüfung des Jahresabſchluſſes und die Entlaftung, 

5. die Aufnahme landeskirchlicher Anleihen, 

6. die Feſtſetzung allgemeiner regelmäßiger Kirchenkollekten, 

7. die Kontrolle der Amtsführung der kirchlichen Behörden und Beamten, beſonders hinſichtlich der 
Aufſicht des Landeskirchenrats über die ihm unterſtellten kirchlichen Behörden und Beamten und 
über die Verwaltung des Kirchenvermögens, ſowie die Beſchlußfaſſung über Beſchwerden und 
Eingaben, f N 

8. die Sorge für die kirchliche Ordnung in Lehre, Kultus und Zucht ſowie für Abſtellung wahr⸗ 
genommener Mißſtände, vorbehaltlich der Rechte der reformierten Gemeinden, 


. 
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9. der Erlaß von Beſtimmungen über die Vornahme von Weihehandlungen, Ordination von Geiſt⸗ 
lichen und Einführung von Pfarrern, = 

10. die kirchliche Jugendfürſorge, Jugendpflege und Volkswohlfahrt, 

11. die Wahrnehmung der den Kirchengemeinden zuſtehenden Rechte gegenüber den ſtädtiſchen Schulen, 

12. die Pflege der Gemeinſchaft mit den übrigen deutſchen evangeliſchen Landeskirchen, beſonders 
durch Entſendung von Abgeordneten in den Deutſchen Evangeliſchen Kirchentag. 


8 95. 
(1) Keine Kirchengemeinde kann gegen ihren Willen zur Anderung der gottesdienſtlichen Formen ge⸗ 
nötigt werden. 


(2) Vorlagen an die Landeskirchenverſammlung über neue Lehrbücher, Geſangbücher und Agenden ſind 
vorher den Kirchengemeinden zur Außerung mitzuteilen. 


§ 96. 
(1) Das Recht, Kirchengeſetze vorzuſchlagen, ſteht der Landeskirchenverſammlung und dem Landes 
lirchenrate zu. : 
(2) Die Kirchengeſetze werden von der Landeskirchenverſammlung beſchloſſen. 


§ 97. 

Der Landeskirchenrat kann gegen ein von der Landeskirchenverſammlung beſchloſſenes Kirchengeſetz Ein⸗ 
ſpruch erheben. Der Einſpruch muß beim Präſidenten der Landeskirchenverſammlung binnen vierzehn Tagen 
nach der Annahme des Geſetzes angebracht und begründet werden. Die Landeskirchenverſammlung hat als⸗ 
dann über das Geſetz erneut zu beſchließen. Hält fie dabei ihren früheren Beſchluß aufrecht, fo ſteht dem 
Landeskirchenrat ein weiterer Einſpruch nicht zu. 

§ 98. 

(1) Die von der Landeskirchenverſammlung beſchloſſenen Geſetze werden vom Präſidenten des Landes- 
kirchenrats oder feinem Stellvertreter unter der Bezeichnung „Kirchengeſetz“ ausgefertigt. Der Präſident 
übernimmt dadurch die Verantwortung für die Echtheit der Urkunde. 

(2) Die Kirchengeſetze werden in dem „Amtsblatte der Evangeliſchen Landeskirche Frankfurt am Main“ 
verkündet. Sie treten mangels anderweitiger Beſtimmung mit Beginn des 14. Tages nach Ablauf des Aus⸗ 
gabetags der betreffenden Nummer in Kraft. i 


B. Landeskirchenrat. 
1. Einrichtung. 
8 99. ; 
Der Evangelifehe Landeskirchenrat iſt eine Kollegialbehörde. Er beſteht aus dem Präſidenten und der 
erforderlichen Anzahl beſoldeter und unbeſoldeter Kirchenräte. Das Recht der Stadtgemeinde auf Entſendung 


eines Kirchenrats bleibt unberührt. Der Präſident der Landeskirchenverſammlung iſt berechtigt, den Sitzungen 
des Landeskirchenrats mit beratender Stimme beizuwohnen. 


8 100. 

Der Präſident wird ohne Rückſicht auf ſeinen Wohnſitz von der Landeskirchenverſammlung in geheimer 
Abſtimmung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen für eine Amtszeit von 12 Jahren 
gewählt. Er gilt nach Ablauf der Amtszeit als für weitere 12 Jahre gewählt, wenn nicht vor Beginn des 
letzten Jahres der Amtszeit ein Drittel der Mitglieder der Landeskirchenverſammlung bei deren Vorſtand den 
Antrag auf Neuwahl ſtellt. Wird der Präſident nicht wiedergewählt, ſo hat er Anſpruch auf Ruhegehalt. 
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$ 101. 


(J) Die befoldeten Kirchenräte werden von der Landeskirchenverſammlung aus den ſtimmberechtigten 
Mitgliedern der Landeskirche, die das 30. Lebensjahr vollendet haben, in geheimer Abſtimmung gewählt und 
haupt⸗ oder nebenamtlich auf die Dauer von 12 Jahren angeſtellt. Unter den beſoldeten Kirchenräten muß 
ein geiſtlicher ſein. 


(2) Die nichtbeſoldeten Kirchenräte werden in mindeſtens doppelter Anzahl der beſoldeten Mitglieder 
des Landeskirchenrats von der neugewählten Landeskirchenverſammlung alsbald nach ihrem erſten Zuſammentritt 
aus ihrer Mitte in geheimer Abſtimmung nach den Grundſätzen der Verhältniswahl für die Dauer der 
Wahlperiode gewählt. Sie bleiben bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger im Amte. 


N $ 102. 

Haben die Wahlen nad) SS 100, 101 nicht dazu geführt, daß jede der beiden evangeliſch⸗reformierten 
Gemeinden im Sande kirchen he iſt, ſo kann die nicht vertretene Gemeinde gemäß dem beſtehenden 
Rechte einen nichtbeſoldeten Kirchenrate entfenden. 

§ 103. i 

Jedes Mitglied des Landeskirchenrats legt bei feinem Amtsantritte vor der Landeskirchenverſammlung 

folgendes Gelübde ab: 


Ich gelobe vor Gott, daß ich die Verfaſſung der Frankfurter Landeskirche unverbrüchlich 
halten, für ihre Wahrung und ihren Schutz jederzeit mit ganzer Kraft eintreten und meines 
Amtes enge ſachlich und gerecht walten werde.“ 


§ 104. 


Der r Präsident des Landeskirchenrats und die besen Kiuchenrate beziehen ein jährliches Dienſtein⸗ 
kommen, die nichtbeſoldeten Kirchenräte ‚eine Aufwandsentſchädigung nach Maßgabe eines Kirchengeſetzes. 


2. ee ee 
§ 105. 


Der Präſident leitet die Geſchäfte und 12 55 den Landeskircheurat nach außen. Er iſt der Dienft- 
vorgeſetzte der Beamten und Angeſtellten des Landeskirchenrats. d 


§ 106. 
Ss . 
Der Landeskirchenrat verfammelt ſich nach Bedarf auf Berufung des Präſidenten. 


§ 107. 


(!) Der Cansesfirentnt St beſchlußfähig, 1995 auf Serteilenheige Einladung hin die Mehrzahl der 
Mitglieder anweſend iſt. 


(2) Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit iſt der Antrag abgelehnt 
Über die Beſchlüſſe wird eine Niederſchrift aufgenommen. 


$ 108. 


Der Präſident Kann einen Beſchluß des Landeskirchenrats, gegen deſſen Vollziehung er erhebliche Bedenken 
trägt, mit aufſchiebender Wirkung beanſtanden. Die gleiche Befugnis ſteht dem Präſidenten der Landes- 
kirchenverſammlung zu. Aber die Beanſtandung entſcheidet die Landeskirchenverſammlung. 


5 


= A 


$ 109. 
(i) Der Landeskirchenrat regelt feinen Geſchäftsgang im übrigen durch eine Geſchäftsordnung, die zur 
Kenntnis der Landeskirchenverſammlung zu bringen iſt. 
(2) Der Landeskirchenrat führt ein Dienftfiegel mit der Umſchrift: „Evangeliſcher Landeskirchenrat 
Frankfurt am Main.“ 


3. Wirkungsbereich. 
§ 110. 
(1) Der Landeskirchenrat führt die ihm obliegenden Angelegenheiten der Landeskirche ſelbſtändig nach 
Maßgabe der Geſetze und der von der Landeskirchenverſammlung aufgeftellten Richtlinien. 


(2) Er iſt der Landeskirchenverſammlung für die Befolgung der Geſetze und Richtlinien verantwortlich. 
Er hat ihr jährlich einen Rechenſchaftsbericht zu erſtatten. 5 


8111 
3 . 
Der Landeskirchenrat ift für alle Verwaltungsmaßnahmen zuſtändig, für die nicht ausdrücklich die 
Zuſtändigkeit einer anderen Stelle ausgeſprochen iſt. 


8112. N 

() Der Landeskirchenrat hat die rechtsgeſchäftliche Vertretung der Landeskirche in allen Angelegenheiten, 
beſonders dem Staate und anderen Religionsgeſellſchaften gegenüber. 

(2) Die Anordnungen und Verfügungen des Landeskirchenrats werden vom Präſidenten unterzeichnet, 
ſoweit nicht nach der Geſchäftsordnung die Unterzeichnung durch einen beauftragten Beamten zuläſſig iſt. 

(3) Urkunden, durch welche die Landeskirche Verpflichtungen übernimmt, bedürfen der Unterfchrift des 
Präſidenten oder feines Stellvertreters und der Beidrückung des Dienſtſiegels. Muß der Übernahme der 
Verpflichtung verfaſſungsmäßig ein Beſchluß der Landeskirchenverſammlung zugrunde liegen, ſo iſt dieſer 
Beſchluß in der Ausfertigung der Verpflichtungsurkunde zu erwähnen. s 


8113. 
Im übrigen gehört zu den Obliegenheiten des Landeskirchenrats beſonders: 

1. der Erlaß landeskirchlicher Verordnungen, die gemäß § 98 Abſ. 2 zu verkünden find, 

2. die Befreiung von kirchlichen Vorſchriften, 

3. die Veränderung der Grenzen der Kirchengemeinden gemäß § 3 Abſ. 2 ſowie der Pfarrbezirke, 

4. die ihm gemäß §§ 33 und 66 vorbehaltene Genehmigung von Beſchlüſſen der Kirchengemeinden 
und Stadtſynodalverbände, 

5. die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen Kirchengemeinden und innerhalb der Kirchengemeinden, 

6. die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Verfügungen der nachgeordneten Kirchenbehörden, über 
Beſchwerden gegen Geiſtliche und Kirchenbeamte und über Streitigkeiten ſolcher Perſonen, 

7. die Errichtung und Einziehung von Pfarrſtellen unter Zuſtimmung des zuſtändigen Stadt⸗ 
ſynodalverbandes, 

8. die Beſtätigung und Berufung der gewählten Geiſtlichen (vorbehaltlich des für die beiden 
reformierten Gemeinden beſtehenden Sonderrechts) ſowie die Ernennung von Geiſtlichen in den 
ihm vorbehaltenen Fällen (§§ 39, 41), 

9. die Erteilung des Auftrags zu Weihehandlungen ſowie zur Ordination von Geiſtlichen und Ein- 
führung von Pfarrern, 

10. die Verſetzung eines Pfarrers in den Ruheſtand, 

11. die Förderung der Weiterbildung der Geiſtlichen und Kirchenbeamten, 
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12. die Aufſicht über Amtsführung und Wandel der Geiftlichen und Kirchenbeamten, 

13. die Sorge für Vertretung beurlaubter und behinderter Geiſtlicher in dringenden und ſchwierigen Fällen, 

14. die erſtinſtanzliche Verhandlung und Entſcheidung im Difziplinarverfahren wegen Verletzung der 
ſittlichen, Standes- und Amtspflichten nach Maßgabe des Diſziplinargeſetzes, 

15. die Auſtellung der landeskirchlichen Beamten, beſonders der Bürobeamten und Hilfskräfte des 
Landeskirchenrats, 

16. die Anordnung außerordentlicher kirchlicher Feſte und Gottesdienſte, 

17, die Vertretung der kirchlichen Intereſſen auf dem Gebiete des religiöſen Unterrichts, der Jugend 
pflege und der Volkswohlfahrt, i 

18. die Verwaltung der Landeskirchenkaſſe, f 

19. die Aufſicht über Vermögensverwaltung aller kirchlichen Stiftungen und Kaſſen, ſoweit nicht 

anerkannte Sonderrechte beſtehen, 

die Aufſicht über das kirchliche Bauweſen in dem kirchengeſetzlich zu beſtimmenden Umfange, 

die Anordnung dringender außerordentlicher Kollekten und Sammlungen, 

die Mitwirkung bei einer Zwangsetatiſierung. 


1 
8 


§ 114. 


(1) Iſt die Landeskirchenverſammlung nicht verſammelt und ihre Einberufung untunlich, ſo trifft in 
ſolchen ihrer Zuſtändigkeit unterliegenden Fällen der Geſetzgebung und Verwaltung ($ 94), deren Erledigung 
keinen Aufſchub verträgt, der Landeskirchenrat in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande der Landeskirchenverſammlung 
die vorläufige Entſcheidung. Die Beſchlüſſe werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Vorläufige 
Geſetze bedürfen einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln ſämtlicher Mitglieder; für ihre Ausfertigung und 
Verkündung gilt 8 98 entſprechend. ; 

(2) Die vorläufigen Entſcheidungen find der Landeskirchenverſammlung bei ihrem nächſten Zuſammentritt 
alsbald vorzulegen und hinſichtlich Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit zu rechtfertigen. Die Entſcheidung der 
Landeskirchenverſammlung über die Erteilung oder Verſagung der Beſtätigung eines vorläufigen Geſetzes iſt 
gemäß § 98 alsbald zu verkünden. 


C. Sandeskirchengericht. 
§ 115. 

(2) Das Landeskirchengericht beſteht aus einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. Die Landeskirchen⸗ 
verſammlung wählt in geheimer Abſtimmung den Vorſitzenden auf Lebenszeit, ſeinen Stellvertreter auf 12 Jahre, 
die übrigen drei Beiſitzer ſowie vier ſtellvertretende Beiſitzer für die Dauer der Wahlperiode. Die Mit- 
glieder dürfen nicht dem Landeskirchenrat angehören. 

(2) Der Vorſitzende und fein Stellvertreter müſſen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienſte beſitzen. Unter den übrigen Beiſitzern müſſen zwei Geiſtliche der Landeskirche ſein. Ein 
Beiſitzer und ein Stellvertreter muß einer evangeliſch reformierten Kirchengemeinde angehören. 


(3) Bei Diſziplinatentſcheidungen gegen nichtgeiſtliche Kirchenbeamte tritt an die Stelle des dienſtjüngſten 
geiſtlichen Beiſitzers ein Kirchenbeamter, der für die Dauer der Wahlperiode gewählt wird. 


8116 
8 . 
2 (1) Die Mitglieder des Landeskirchengerichts find unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. Sie 
erhalten eine Entſchädigung nach Maßgabe kirchengeſetzlicher Beſtimmung. i 
(2) Das Landeskirchengericht ordnet ſeinen Geſchäftsgang durch eine von der Landeskirchenverſammlung 
zu beſtätigende Geſchäftsordnung. 
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n 
(1) Das Landeskirchengericht entſcheidet: 5 
1. auf Berufüng gegen Entſcheidungen der Landeskirchenverſammlung, der Stadtſynoden oder der 
Kirchenvorſtände (Presbyterien) über die Gültigkeit von Wahl oder Mitgliedſchaft ihrer Mit- 
glieder gemäß SS 80, 57, 12; : 
2. auf Berufung gegen erſtinſtanzliche Diſziplinarurteile des Landeskirchenrats gemäß § 113 Nr. 14; 
3. auf Berufung von Kirchengemeinden oder kirchengemeindlichen Organen gegen die Entſcheidung 
einer kirchlichen Streitſache durch den Landeskirchenrat gemäß § 113 Nr. 5; 
4. auf Berufung eines Kirchenvorſtandes gegen einen Auflöſungsbeſchluß des Landeskirchenrats 
gemäß § 18 i 
5. auf Berufung eines Kirchenälteſten gegen feine Entlaſſung gemäß § 17; 
6. auf Berufung eines Kirchengemeindemitglieds gegen eine den Verluſt des Stimmrechts bewirkende 
Feſtſtellung des Kirchenvorſtandes gemäß § 6 Abſ. 2 Nr. 4 und 5. : 
(2) Das Rechtsmittel ift beim Landeskirchenrate binnen einer Ausſchlußfriſt von 14 Tagen feit Zuſtellung 
der Entſcheidung einzulegen. 
8118. 


Das Verfahren vor dem Landeskirchengerichte regelt ein Kirchengeſetz. 


Fünfter Abſchnitt. 
Finanzweſen. 


8119. 


Der Bedarf der Landeskirchenkaſſe wird mangels eigener Einnahmen der Landeskirche durch Beiträge 
der beiden Stadtſynodalkaſſen gedeckt. Der Anteil dieſer Kaſſen an jenem Bedarf wird nach Maßgabe einer 
Matrikel beſtimmt, die unter Berückſichtigung der ſtaatlichen Steuerliſten von der Landeskirchenverſammlung 
feſtzuſtellen iſt. i 

$ 120. 


Die Mittel, deren die beiden Stadtſynodalkaſſen zur Beſtreitung ihrer Ausgaben bedürfen, werden durch 
Umlage beſchafft. Dieſe Umlage wird einheitlich unmittelbar auf ſämtliche Evangeliſchen der beiden Stadt- 
ſynodalverbände verteilt und gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem Maßſtab erhoben. Der Beitrags 
fuß beſtimmt ſich nach dem beſtehenden Rechte. 

§ 121. 

Der Umlagenertrag wird nach Abzug der Erhebungskoſten zwiſchen den beiden Stadtſynodalkaſſen nach 
dem Verhältniſſe verteilt, in dem die von den Mitgliedern der evangeliſch-reformierten Kirchengemeinden 
gezahlten Steuerbeträge zu den von den übrigen Evangeliſchen aufkommenden Steuerſummen ſtehen. 


$ 122. 

(1) Zur Beſchlußfaſſung über Beitragsfuß, Prozentſatz, Art und Koften der Erhebung der Umlage ſowie 
Verteilung des Steuerertrags an die beiden Stadtſynodalkaſſen vereinigen ſich die evangeliſch⸗lutheriſche 
und die evangeliſch reformierte Stadtſynode auf Anordnung des Landeskirchenrats zu einer einheitlichen 
Verſammlung. 5 

(2) Für Geſchäftsführung und Verhandlungen dieſer Verſammlung gilt die Vorſchrift des § 60. 

(3) Der von der Verſammlung zu wählende, aus dem Vorſitzenden, ſeinem Stellvertreter und 3 Beiſitzern 
ſowie 4 ſtellvertretenden Beiſitzern beſtehende Vorſtand der Verſammlung hat die Ausſchreibung und Erhebung 
der Kirchenſteuern zu veranlaſſen. 


N Val 
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Übergangs: und Schlußbeſtimmungen. 
BE § 123. 

(1) Dieſe Verfaſſung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 

(2) Der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß trifft die zu ihrer Einführung erforderlichen Anordnungen. 

(3) Die zur Ausführung der Verfaſſung vorgeſehenen Kirchengeſetze bilden keinen Beſtandteil der 
Verfaſſung. 

8 124. 

(1) Das beſtehende kirchliche Recht bleibt ſoweit, als es mit den Vorſchriften dieſer Verfaſſung nicht in 
Widerſpruch ſteht, und ſo lange, als die in dieſer Verfaſſung vorgefehenen Kirchengeſetze noch ausſtehen, 
in Kraft. ; 

(2) Soweit im beſtehenden kirchlichen Rechte auf Vorſchriften und Einrichtungen Bezug genommen wird, 
die in dieſer Verfaſſung neu geordnet ſind, gelten die entſprechenden Vorſchriften und Einrichtungen dieſer 
Verfaſſung. a 

8 125. 

Die beſtehenden Vertretungsorgane der Kirchengemeinden und Synodalverbände bleiben in Wirkſamkeit, 
bis fie durch die entſprechenden Einrichtungen dieſer Verfaſſung erſetzt ſind. Sie haben ſolange deren Auf 
gabe zu erfüllen. Die Neuwahl wird. alsbald nach Erlaß des neuen Kirchenwahlgeſetzes vollzogen. 


§ 126. 

Die Bezirksſynode bleibt in Wirkſamkeit, bis die Landeskirchenverſammlung auf Einberufung durch das 
Konſiſtorium zufammengetreten iſt. Sie hat ſolange deren Aufgaben zu erfüllen. Die Wahl der landes⸗ 
kirchlichen Abgeordneten der Landeskirchenverſammlung erfolgt erſtmalig nach einer vorläufigen Wahlordnung, 
die vom Landeskirchenausſchuſſe nach dem Vorbilde des Kirchengeſetzes über die Bildung einer verfaſſung⸗ 
gebenden Kirchenverſammlung vom 31. Dezember 1920, jedoch unter Erſatz des Varrentrappſchen Wahl⸗ 
ſyſtems durch das Wahlſyſtem der gebundenen Liſten, zu erlaſſen iſt. Die Wahl der kirchengemeindlichen 
Abgeordneten erfolgt erſtmalig durch die bisherigen Gemeindekörperſchaften. Die Zuwahl von Abgeordneten 
nach § 74 Abf. 2 erfolgt erſtmalig durch den Evangeliſchen Landeskirchenausſchuß. 


$ 127, 

Das Evangeliſche Konſiſtorium, der Bezirksſynodalvorſtand und der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß 
bleiben in Wirkſamkeit, bis der Landeskirchenrat gebildet iſt. Sie haben ſolange deſſen Aufgaben zu 
erfüllen. 

§ 128. 

Das evangeliſch⸗lutheriſche Predigerminiſterium bleibt als öffentlich ⸗xechtliche Körperſchaft zum Zwecke 
der Verwaltung der ihm unterſtellten Stiftungen beſtehen. Seine übrigen Befugniſſe gehen auf die Pfarrer⸗ 
ſchaft (§ 49) über. 


Frankfurt am Main, den 12. Januar 1923. 
Der Präſident 
der Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung. 
Gerlach : 
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